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Hippiefluch

Wir werden euch schon mit unseren Indianer- und Geistergeschichten die
Zähne ziehen und die Leitungen kappen, und wenn ihr dann wehrlos
im Dunkeln steht und euch nicht mehr zurechtfinden könnt, geht für uns
die Sonne auf. Wir sehen Licht, wenn euch die Kopfhaut vom Hintern
pellt und uns wird vorsommerlich warm, wenn euch eure Verkleidung vom
Körper fetzt. Erstickt werdet ihr vom neuen Grün und vollkommen
verdrängt von industriefreien Welten und scheitern an dem Versuch, so
nackt und geschichtslos in den landwirtschaftsbefreiten Gärten das
Eure zu ernten und doch ohne jede Fron zu ersetzen. Zur glotzenden Not
werdet ihr verkommen, wenn sich euer Gehirn als inkompatibel zum Rest
der aufblühenden Freiheit und als unzureichend für das nicht
verzichtbare Verständnis all der überraschenden Anteile, Prozesse und
Ereignisse einer bis heute noch nicht erlebten Wirklichkeit erweisen
sollte. Mit euren Sinnen und Gewohnheiten untrennbar verbunden werdet
ihr euch wie gefesselt und stranguliert nur noch zurücknehmen können,
um schlußendlich vom großen Gärtner eingesammelt und für immer aus
unserem Traum entfernt zu werden und ihr werdet nicht aufhören, euch
zu erinnern.

Ihre Schattenblick-Redaktion


4. Mai 2018
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ATOM/161: Halbwertzeit - Merkel und Macron gefordert ... (BBU)


Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen 

Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in sozialer
Verantwortung (IPPNW)

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

AntiAtomBonn

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg


Aachen/Münster/Lingen/Bonn/Berlin, 8. Mai 2018

Anti-Atom-Demo zum Macron-Besuch in Aachen:

"Macron und Merkel müssen über Atomausstieg sprechen"

- Protest gegen Beteiligung an Pannen-AKW und Brennelementexporte

- Tihange, Doel, Lingen und Gronau im Fokus



Anti-Atomkraft-Initiativen und Umweltverbände fordern von
Bundeskanzlerin Angela Merkel sowie Frankreichs Präsident Emmanuel
Macron anlässlich ihres Besuchs in Aachen am jetzigen Donnerstag die
atomaren Risiken u. a. durch den Weiterbetrieb der Pannenreaktoren in
Doel und Tihange (Belgien), aber auch in Cattenom und Fessenheim
(Frankreich) auf die Tagesordnung zu setzen. Dazu wird es um 10 Uhr eine
Demonstration vom Welthaus, An der Schanz 1, zum Marktplatz geben, wo
Macron und Merkel zur Karlspreisverleihung erwartet werden.

Der französische Staat ist der größte Anteilseigner am Betreiber der
belgischen AKW, Engie-Electrabel, und Mehrheitseigentümer der
Brennelementefabrik Lingen. Das bedeutet für Präsident Macron eine
besondere Verantwortung angesichts der zahlreichen gravierenden
Sicherheitsmängel und Störfälle in den grenznahen Reaktoren. Ein
weiteres Thema muss zudem ein Ende der Belieferung mit Brennelementen
aus Lingen sowie von angereichertem Uran aus Gronau sein. Hier ist die
Kanzlerin gefordert.

"Es reicht nicht, wenn Präsident Macron immer wieder "mehr Europa"
fordert, aber beim Thema Atomkraft sofort in altes nationalstaatliches
Denken verfällt und jeder Kritik ausweicht. Wer die Bevölkerung für
Europa begeistern will, darf sie nicht durch den fortgesetzten Betrieb
extrem störanfälliger Atomreaktoren ständig großen Gefahren aussetzen.
Gerade in Aachen muss der französische Präsident beim Thema Sicherheit
vor dem Super-GAU konkrete Gegenmaßnahmen mitbringen," so Jörg
Schellenberg vom Aachener Aktionsbündins gegen Atomenergie.

"Niemand versteht mehr, warum aus Lingen im Emsland noch immer
Brennelemente für derart gefährliche Reaktoren geliefert werden - wie
erst vor wenigen Wochen ausgerechnet für Doel 1 und 2. Kanzlerin Merkel
muss jetzt den Fehler des Atomausstiegsgesetzes von 2011 korrigieren und
den Export von Brennelementen und angereichertem Uran mit auf die
Ausstiegsliste setzen. Denn wer wider besseren Wissens den
Uranbrennstoff liefert, ist am Ende auch für alle Störfälle
mitverantwortlich," so Dr. Angelika Claussen von der atomkritischen
Ärzteorganisation IPPNW.

"Es heißt immer, dass die Menschen im Fokus von Europa stehen sollten.
Dann kann die Bevölkerung sicher zu Recht erwarten, dass ein derart
wichtiges Thema wie marode Atomreaktoren zwischen Merkel und Macron
nicht einfach ausgespart wird. Das Treffen in Aachen muss mehr ergeben,
als nur schöne Fotos fürs Familienalbum," so Matthias Eickhoff vom
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

9. Juni: Anti-Atom-Demo in Lingen

Mit einer überregionalen Demonstration vom AKW Lingen II ("Emsland") zur
Brennelementefabrik Lingen unterstreichen zahlreiche Initiativen und
Verbände die Forderung nach einer sofortigen Stilllegung des
Atomstandorts Lingen sowie der Urananreicherungsanlage Gronau.

Weitere Infos:

www.anti-akw-ac.de, www.stop-tihange.org, www.lingen-demo.de,
www.ippnw.de, www.sofa-ms.de, www.antiatombonn.de, www.bbu-online.de,
www.bi-luechow-dannenberg.de, www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2018 
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WALD/265: Hambacher Forst - Zeugenschaft der Waldzerstörung ... (Michael Zobel)


Vier Jahre Sonntagsspaziergang - die Erfolgsgeschichte geht weiter -
13.000 TeilnehmerInnen

von Michael Zobel, 7. Mai 2018



Guten Tag zusammen,

am kommenden Sonntag ist es wieder so weit. Sonntagsspaziergang im
Hambacher Forst. Hunderte von Menschen werden im herrlichen Frühlingswald
unterwegs sein und sich ein Bild davon machen, warum auch dieser kleiner
werdende Wald immer noch absolut schützenswert ist und warum die komplette
Vernichtung dieses Lebensraumes sofort gestoppt werden muss.

Wieder laden wir natürlich auch die Presse ein, beim "Jubiläumsspaziergang"
dabei zu sein und die Bilder von der fortschreitenden Zerstörung des
einstmals größten Waldes des Rheinlands in die Welt zuschicken. Die
Zerstörung von Dörfern, Wäldern und Kulturlandschaften einzig und allein
für kurzfristige Profite und auf Kosten kommender Generationen muss ein
schnelles Ende haben:

Sonntag, 13. Mai, Wald statt Kohle - 49 Monate Waldspaziergang - mehr
als 12700 TeinehmerInnen in 4 Jahren...

Zusammen mit fast 100 individuell gebuchten Führungen für Umweltverbände,
Kirchen, Schulklassen, Lehrerkollegien sind wir jetzt bei unfassbaren 12750
TeilnehmerInnen an Führungen im Hambacher Wald angekommen. Viel mehr
Menschen, als bei RWE in den Tagebauen und den Kraftwerken arbeiten... und
am kommenden Sonntag werden wir TeilnehmerIn 13000 begrüßen!

Geänderte Anfangszeit 11.30 Uhr.

Treffpunkt: RWE hat immer noch die komplette L276 zum Betriebsgelände
erklärt, deshalb können wir im Moment nicht am ehemaligen Ausgangspunkt
starten.

Stattdessen gilt die Wegbeschreibung bis kurz hinter Morschenich,
allerdings nicht bis zur T-Kreuzung. Sondern etwa 1 Kilometer hinter
Morschenich geht es links ab auf einen breiten befestigten Wirtschaftsweg,
Richtung Kieswerk Collas. Dort stehen Menschen, die Fahrzeuge und
Ankommende einweisen werden.

Zum S-Bahnhof Buir können wir bei Bedarf ein "Shuttle" schicken, zu Fuß
sind es etwa 20 Minuten zum Treffpunkt.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfrstig mitteilen!!!!!!!

Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail info@zobel-natur.de.

Wir freuen uns auf Sonntag,

mit freundlichsten Grüßen, Eva Töller und Michael Zobel


P.S.: Noch ein Termin für Freitag:

• Freitag, 11. Mai, FILMPREMIERE

BRAND III - Widerstand im reichen Land

am Freitag, den 11.5.2018 um 20 Uhr

Eintritt frei

im Filmclub 813 Kino 813 in der BRÜCKE

Hahnenstraße 6, 50667 Köln

http://filmclub-813.de/

www.brandfilme.org

Mühlenfest in Immerath (alt) am Pfingstmontag,

mehr bald unter:

www.kreativgegenkohle.de

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 7. Mai 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/430: Klimakampf und Kohlefront - ein Schritt vor, zwei zurück ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Brandenburg will abgesagte Braunkohle-Tagebaue nicht endgültig
ausschließen 

Am 7. Mai endet Öffentlichkeitsbeteiligung zum Landesentwicklungsplan



Cottbus, 07.05.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA kritisiert, dass die
Brandenburger Landesregierung für kein einziges der 34 Braunkohlevorkommen
die Gewinnung verbindlich im Landesentwicklungsplan ausschließen will.
Heute endet die zweite Öffentlichkeitsbeteiligung zum
Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg.

"Der zweite Entwurf des Landesentwicklungsplanes ist ein Armutszeugnis.
Nicht einmal bereits öffentlich abgesagte Tagebaue wie Jänschwalde-Nord
will die Brandenburger Landesregierung verbindlich ausschließen. Die
ideologische Prägung der Woidke-Regierung auf die Braunkohle steigert sich
damit immer weiter ins Absurde. Man muss daran zweifeln, dass die
Landesregierung zum sachlichen Dialog in der geplanten Kohlekommission der
Bundesregierung fähig ist." sagt René Schuster, langjähriges Mitglied des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses.

Bereits bei der ersten Öffentlichkeitsbeteiligung im Dezember 2016 hatten
Bewohner aus 28 auf Braunkohlevorkommen stehenden Orten in Brandenburg ein
Verbot neuer Tagebaue im Landesentwicklungsplan gefordert. Sogar in
Nordrhein-Westfalen existiert bereits seit längerem eine Regelung, die
Braunkohlegewinnung auf die bereits aufgeschlossenen Kohlevorkommen
begrenzt.


Die am Montag eingereichte Stellungnahme der GRÜNEN LIGA Umweltgruppe
Cottbus zum zweiten Entwurf des Planes ist hier im Internet
verfügbar:

https://www.kein-tagebau.de/images/_dokumente/180507_landesentwicklungsplan_stellungnahme_ugc.pdf

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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AKTION/7152: Uni Trier - Erfolgreich studieren ohne Abitur? Vortrag mit Fragerunde am 15. Mai 2018


Pressemitteilung der Universität Trier

An der Uni Trier studieren ohne Abitur



Nicht jeder hat ein Abiturzeugnis in der Tasche, wenn er die Schule
verlässt. Viele wissen nicht, dass ihnen dennoch viele Bildungswege
offenstehen - bis hin zu einem Studium an der Universität.

Weil viele das nicht wissen oder nicht sicher sind, ob ein Studium
(ohne Abitur) etwas für sie sein könnte, veranstaltet die Universität
Trier am Dienstag, den 15. Mai einen Informationsabend. Die
Studienberaterin Susanne Mensah wird gemeinsam mit zwei Studierenden
Optionen aufzeigen, wie man ein Studium ohne Abitur aufnehmen,
erfolgreich meistern kann und was dabei zu berücksichtigen ist. In dem
Vortrag der Studienberaterin stehen Zulassungschancen, alternative
Zugangswege und Strategien der Studienwahlentscheidung im Mittelpunkt.

Erfolgreich studieren ohne Abitur?

Vortrag mit Fragerunde

15. Mai 2018, 18.00 - 20.00 Uhr

Uni Trier, Campus I, Gebäude N, Raum N2

Wenn man für etwas "brennt", so die Maxime der Studienberaterin, dann
sollte man seiner Leidenschaft eine reale Chance geben. "Es lohnt sich
bei einem ernsthaften Interesse die eigenen Optionen zu prüfen, denn
häufig ist mehr möglich als in der breiten Öffentlichkeit bekannt
ist", so Susanne Mensah.

Die Studierenden Jennifer Molitor und Tim Schneider unterstützen die
Studienberaterin an dem Abend und werden aus ihren persönlichen
Erfahrungen berichten. Sie haben kein Abitur gemacht und studieren
trotzdem aktuell an der Universität Trier.

Die Vortragenden

- Susanne Mensah, Studienberaterin, Zentrale Studienberatung,
Universität Trier

- Von ihren persönlichen Erfahrungen berichten die Studierenden
Jennifer Molitor und Tim Schneider.

Zentrale Studienberatung

0651 201-2798

studierenohneabi@uni-trier.de

studierenohneabitur.uni-trier.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Trier, 8. Mai 2018

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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AKTION/7151: Berlin - Lange Nacht der Wissenschaften 2018, TU-Programm online, 09.06.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Lange Nacht der Wissenschaften 2018: TU-Programm online

Crash-Test, Kleinsatelliten und Science Slam



Vom Crash-Test im Haus der Kfz-Technik über Kleinsatelliten im Haus
der Luft- und Raumfahrt bis zum großen Science Slam im Audimax: Die TU
Berlin zeigt zur Langen Nacht der Wissenschaften am Samstag, dem 9.
Juni 2018, mehr als 230 Projekte mit vielen Programmteilen aus
Forschung und Technik. Zwischen 17.00 und 0.00 Uhr stehen auf dem
Campus Charlottenburg, in Dahlem und im Wedding 26 Wissenschaftshäuser
und Veranstaltungsorte offen.

In diesem Jahr präsentiert die TU Berlin ein vielfältiges Programm. So
steht das Haus des vernetzten Lebens ganz im Zeichen von Bitcoin,
Blockchain und Co. Im Haus der Ideen und im Haus der Mathematik
erfahren die Besucher*innen alles rund um den 3D-Druck. In der
Universitätsbibliothek treffen sich Studierende zum Pecha Kucha Campus
und zur späten Stunde zum Poetry Slam. Wie funktioniert eine Waage und
was hat das mit Hebeln zu tun? Auf dem Kindercampus im Haus der Ideen
können Kinder die Welt der Naturwissenschaften erkunden. Am Standort
Dahlem öffnet das Haus der Lebensmittel für eine Rallye durch die
Lebensmittelwissenschaften. Gartenfans kommen in den TU-Schaugärten
auf dem Gelände der ehemaligen Königlichen Gärtnerlehranstalt auf ihre
Kosten.

Das gesamte Programm der TU Berlin und Ticketinformationen:

www.lndw.tu-berlin.de

Die Lange Nacht an der TU Berlin in Social-Media-Kanälen:

 #lndw18 #tuberlin

https://twitter.com/TUBerlin

https://www.facebook.com/LNdW.TU.Berlin

https://www.instagram.com/TU_Berlin


Gesamtübersicht zur LNDW 2018 in Berlin und Potsdam

http://www.langenachtderwissenschaften.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, Stefanie Terp, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4958: Bielefeld - "Arabisch für Anfänger" ab 14. Mai 2018


Arabisch lernen mit der VHS



Bielefeld (bi). Am Montag, 14. Mai, startet in der Volkshochschule im
Ravensberger Park der einwöchige Sprachkurs "Arabisch für Anfänger".
Geeignet ist er für Personen ab 16 Jahre, die in der Flüchtlingshilfe
tätig sind oder privat oder beruflich mit Menschen zu tun haben, die
aus dem arabisch sprechenden Raum kommen. Informationen und Anmeldung
unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Mai 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/4058: Hannover - Sebastian Blomberg liest Raymond Carver, Schauspielhaus 16.06.2018


Pressemitteilung: Schauspiel Hannover

Sebastian Blomberg liest: Raymond Carver

Lesung aus dem modernen Klassiker "Wovon wir reden, wenn wir von
Liebe reden"



Am Samstag, 16. Juni versetzt Schauspieler Sebastian Blomberg sein
Publikum im Schauspielhaus in die minimalistischen Alltagssituationen
aus Raymond Carvers Kurzgeschichten der Sammlung "Wovon wir reden,
wenn wir von Liebe reden". Kurz angebunden, abrupt und gleichermaßen
sensibel erzählt Carver in seinen Short Storys von gescheiterten
Existenzen, resignierten Persönlichkeiten und aufgeschobenen
ungelösten Konflikten. en und aufgeschobenen ungelösten Konflikten.

In banalen Szenen, wie etwa dem Kauf von gebrauchten Möbeln, dem
Biertrinken mit befreundeten Paaren oder einer Spritztour am
Sonntagnachmittag begegnen sich aufmerksam gezeichnete Figuren. Sie
scheinen in kultivierter Gewohnheit oder in althergebrachtem Trott
gefangen, erschrocken darüber, vom Leben überholt worden zu sein.

Mit durchdringender Kraft liest Blomberg von inneren Kämpfen, die sich
zwischen Bedrückung und Befreiungsschlag entscheiden müssen.

Samstag, 16. Juni 2018, 19:30 Uhr, Schauspielhaus

Karten 25 Euro unter Tel. 0511 9999 1111, im Internet unter
www.schauspielhannover.de und an den Kassen der Staatstheater.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Hannover, 30. April 2018

Schauspiel Hannover

Nds. Staatstheater Hannover GmbH

Prinzenstr. 9, 30159 Hannover

Internet: www.schauspielhannover.de
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TREFF/1149: Hanau - Programm zum "Internationalen Museumstag 2018" am 13. Mai


Internationaler Museumstag 2018

Freier Eintritt und kostenfreie Führungen in Hanauer Museen am Sonntag
13. Mai



Am Sonntag, 13. Mai 2018, ist Internationaler Museumstag. Bereits zum
41. Mal feiern die Museen diesen Aktionstag, der die
abwechslungsreiche Museumslandschaft in das Blickfeld der
Öffentlichkeit rückt. Der Internationale Museumstag fällt dieses Jahr
mit dem Muttertag zusammen und wird vom Deutschen Museumsbund e. V. in
partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit ICOM Deutschland, den
regionalen Museumsorganisationen und den Stiftungen und Instituten der
Sparkassen-Finanzgruppe koordiniert. Die bundesweite Kommunikation
steuert der Deutsche Museumsbund e. V.

Auch in Hanau sind kleine und große Besucher herzlich eingeladen, die
in den Museen bewahrten Schätze - bei kostenfreien Eintritt - zu
entdecken und sich von dem Engagement der Museumsmitarbeiterinnen und
Mitarbeiter begeistern zu lassen. Die teilnehmenden Museen und ihre
Aktionen sind auf der Webseite www.museumstag.de zu finden.

Programm der Städtischen Museen Hanau am Sonntag 13. Mai 2018

HISTORISCHES MUSEUM HANAU SCHLOSS PHILIPPSRUHE

Das Hanauer "Märchenschloss" am Mainufer, ist an diesem Tag bei freiem
Eintritt von 11 - 18 Uhr geöffnet. In der Beletage sind die
prachtvollen Kunstwerke der Hanauer Kunstgeschichte und des -
handwerkes zu bestaunen. Von den barocken Stillleben eines Isaak
Soreaus, über die einzigarten Fayencen bis hin zu den Gemälden eines
Anton Wilhelm Tischbeins, Moritz Daniel Oppenheims und Reinhold Ewalds
- um nur ein paar wenige zu nennen.

Im ersten Stock des Schlosses im Roten Saal geht es an diesem Tag
märchenhaft zu. Für die kleinen Besucher bietet das Team der
Städtischen Museen von 15 - 17 Uhr ein spannendes Kinderprogramm an.
Gemeinsam mit Rotkäppchen können Kinder ein begehbares Märchenspiel
entdecken und zu Märchenexperten werden.

Das Museumscafé im Historischen Museum Hanau Schloss Philippsruhe lädt
zum Entspannen ein und lockt mit einem Frühstücksbüffet und Kaffee und
Kuchen. Um 10 Uhr können Gäste (Reservierung erbeten) den Tag
kulinarisch mit einem fabelhaften Frühstück beginnen. Das Museumscafé
ist jeden Sonntag von 10-17.30 Uhr geöffnet. 
www.museumscafe-hanau.de (Telefon: 06181 / 20029)

Historisches Museum Hanau - Schloss Philippsruhe

Philippsruher Allee 45, 63454 Hanau

Tel.: 06181 / 295 571

 * 

PAPIERTHEATERMUSEUM IM SCHLOSS PHILIPPSRUHE

Im Jahr 2020 wird das Papiertheatermuseum 30 Jahre alt. Eine neue
Dauerausstellung ist bis dahin in Planung. Bis zur Wiedereröffnung des
Papiertheatermuseums wird in zwei Räumen des Schlosses im Erdgeschoss
und im ersten Stock ein Quer/Schnitt aus der Welt des Papiertheaters
gezeigt: Guckkästen - Vorläufer des Papiertheaters, Szenen aus Märchen
im Papiertheater oder mit dem "Robinson-Theater" und dem "Buxton-Opera
House" Beispiele der stets lebendigen und kreativen Arbeit der
Papiertheaterbauer und -spieler.

Von 11.30-12 Uhr findet unter Leitung der Theatergruppe Buttler die
Papiertheateraufführung "Hänsel und Gretel auf Hessisch" statt.
Interessierte sollten sich schnell einen der begrenzten 18 Plätze
sichern. Telefonische Reservierungen der kostenfreien Karten werden
unter der Telefonnummer 06184-62300 entgegen genommen. Die Aufführung
ist für Kinder ab sechs Jahren geeignet. Empfehlenswert ist ein
Opernglas. Eine Spende an den Verein wird erbeten.

 * 

MUSEUM SCHLOSS STEINHEIM

Das Museum Schloss Steinheim ist - bei freiem Eintritt - von 11 bis 17
Uhr geöffnet. Im Rahmen der Ausstellung "Mauern voller Rätsel und
Geheimnisse - die aktuellen Grabungsergebnisse von Kloster Wolfgang"
können Familien von 14 bis 16 Uhr an der offenen Mitmach-Werkstatt
"Federkiel und Tintenfass - Schreiben wie im Mittelalter" teilnehmen
Vor der Erfindung der Buchdruckpresse waren Urkunden sehr wichtige
Schriftstücke. Daher wurde sie auf wertvollen Unterlagen wie Pergament
mit der Hand geschrieben. Am Internationalen Museumstag können die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Museum Schloss Steinheim selbst eine
Urkunde gestalten. Gewappnet mit Federkiel und Tintenfass und mit
etwas Übung fertigen sie eine eigene Urkunde wie im Mittelalter,
während die Eltern die aktuelle Sonderausstellung besichtigen können:
Der imposante Turm und die halb verfallenen Mauern der ehemaligen
Klosteranlage im Wald unweit des Forstamtes Wolfgang sind nicht nur
Naturfreunden bekannt und haben zu allen Zeiten die Fantasie der
Menschen beflügelt. Die Mauern voller Rätsel und Geheimnisse stehen im
Mittelpunkt der Ausstellung. Die spätmittelalterliche Klosteranlage
wurde in den vergangenen Jahren archäologisch untersucht und
verschiedene bauhistorische Maßnahmen zur Erhaltung des Denkmals
umgesetzt. Aufsehen erregende Funde traten zu Tage, die in der
Ausstellung erstmals präsentiert werden.

Museum Schloss Steinheim - Regionale Archäologie und Stadtgeschichte
Steinheim 

Schlossstraße 9, 63456 Hanau-Steinheim

Tel.: 06181 / 659 701

 * 

MUSEUM GROSSAUHEIM

Das Museum Großauheim ist - bei kostenfreien Eintritt - von 11 bis 17
Uhr geöffnet. Von 14 bis 15 Uhr findet eine Familien-Führung mit dem
Titel "Die Tiere sind los im Museum Großauheim" statt. Die
beeindruckenden Tierfiguren des Großauheimer Bildhauers August Gaul -
vor allem die große Bronzelöwin mit ihren Bernsteinaugen - ziehen alle
Betrachter in ihren Bann. Der Treffpunkt ist an der Museumkasse.
In der Kunstabteilung werden Werke der gebürtigen Großauheimer
Künstler August Gaul und August Peukert präsentiert. Die Abteilung
regionale Industriegeschichte spannt einen Bogen von der
Industrialisierung mittels Dampfkraft bis zur heutigen High Technology
made in Hanau. Das Museum bildet einen Ankerpunkt der Route der
Industriekultur Rhein-Main.

In der Maschinenhalle des Museums trifft Klangkunst auf
Industriekultur. Hier können Besucherinnen und Besucher die
Klanginstallation des international wirkenden Leipziger Künstlers
Erwin Stache bestaunen und zwischen den Dampfmaschinen und Generatoren
an einem Schaltpult aktiv Klang und Lichteffekte erzeugen.

Museum Großauheim - Kunst und Industriegeschichte


Pfortenwingert, 63456 Hanau


Tel: 06181 / 573 763

 * 

DEUTSCHES GOLDSCHMIEDEHAUS

Das Deutsche Goldschmiedehaus am Altstädter Markt ist vom 11-17 Uhr
geöffnet. Der Eintritt ist auch hier kostenlos. Es bietet am
Museumstag um 15 Uhr eine kostenfreie Führung durch die aktuellen
Ausstellungen (favorites - Ausstellung des 16. HammerClub Treffens,
Ebbe Weiss-Weingart - 70 Jahre Schmuck, Die Tränen der Jurate -
Litauische Bernsteinkunst im 20. und 21. Jahrhundert) an.

Deutsches Goldschmiedehaus Hanau

Gesellschaft für Goldschmiedekunst e. V.

Altstädter Markt 6, 63450 Hanau

Telefon: 06181 / 256556

Termine und Informationen zu allen Häusern gibt es auf 

www.museen-hanau.de oder auf www.museumstag.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Mai 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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VORTRAG/8341: Bonn - "Fernwärme 2020" am 14. Mai 2018


VHS-Vortrag zur "Fernwärme 2020"



BN - Wie bringt die Fernwärme die städtischen Klimaschutzziele voran
und welche Vorteile bietet diese Energiequelle Bauherren und
Eigentümern? Antworten auf diese Fragen gibt es am Montag, 14. Mai
2018, um 20 Uhr von Christoph Caspary von den Stadtwerken Bonn im
VHS-Vortrag "Fernwärme 2020". Die Veranstaltung findet im Haus der
Bildung, Mülheimer Platz 1, statt.

Fernwärme vermindert den CO2-Ausstoß und erfüllt die Anforderungen des
EEWärmeG. Aktuell ist das Bonner Fernwärmenetz schon rund 91 Kilometer
lang. Die SWB Energie und Wasser setzt im Projekt "Fernwärme 2020" den
Ausbau des Bonner Fernwärmenetzes weiter fort. Neben dem Bonner Norden
wurden in der Innen- und Südstadt weitere Gebiete für die Fernwärme
erschlossen. Wer mehr über die umweltfreundliche Energiequelle
erfahren möchte, sollte den kostenfreien Vortrag besuchen. Weitere
Informationen gibt es unter www.vhs-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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PODIUM/208: Sankt Augustin - "Zeit der Zauberer - Das große Jahrzehnt der Philosophie 1919-1929", 22.5.


Hochschule Bonn-Rhein-Sieg - Sankt Augustin

"Zeit der Zauberer" - Wolfram Eilenberger zu "Gast auf dem Sofa"



Wolfram Eilenberger stellt sein Buch "Zeit der Zauberer - Das große
Jahrzehnt der Philosophie 1919-1929" in der Hochschul- und
Kreisbibliothek der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg (H-BRS) vor. Gert
Scobel, Honorarprofessor an der H-BRS und aktueller
Grimme-Preisträger, moderiert die Veranstaltung am Dienstag, 22. Mai
2018, in der Hochschul- und Kreisbibliothek (HuKB) auf dem Campus
Sankt Augustin.

In seinem neuen Sachbuch lässt Wolfram Eilenberger das goldene
Jahrzehnt der Philosophie aufleben: Er legt dar, dass die Jahre 1919
bis 1929 eine Dekade unvergleichlicher geistiger Kreativität waren.
Prägend für die Zeit waren die großen Philosophen Ludwig Wittgenstein,
Walter Benjamin, Ernst Cassirer und Martin Heidegger. Sie ließen ein
letztes Mal vor der Katastrophe des Zweiten Weltkriegs, die deutsche
Sprache zur Sprache des Geistes werden.

Wolfram Eilenberger, Jahrgang 1972, war langjähriger Chefredakteur des
"Philosophie Magazins", ist Kolumnist der Wochenzeitung Die ZEIT,
moderiert die "Sternstunden der Philosophie" im Schweizer Fernsehen
und ist Programmleiter der "phil. Cologne". Der Autor mehrerer
philosophischer Sachbücher gibt in zahlreichen Talkshow-Auftritten
auch im Deutschen Fernsehen der Philosophie eine Stimme und ein
Gesicht. Eine Literaturausstellung zum Thema begleitet die moderierte
Lesung.

Die Veranstaltung findet in der Hochschul- und Kreisbibliothek am
Campus Sankt Augustin statt, Beginn ist 19.30 Uhr. Karten gibt es zu
10 (ermäßigt 6 Euro) in der Bibliothek, auch eine Reservierung ist
möglich. Die HuKB veranstaltet den Abend gemeinsam mit der Bücherstube
Sankt Augustin und mit freundlicher Unterstützung des General-
Anzeigers Bonn.

Kartenreservierungen:

Telefon: 02241 865 680

E-Mail: bibliothek@h-brs.de

VVK-Stellen:

Bücherstube in Sankt Augustin, Alte Heerstr. 60

Hochschul- und Kreisbibliothek

- Rheinbach, von-Liebig-Straße 20

- Sankt Augustin, Grantham-Allee 20

Weitere Informationen zur Lesung
https://www.h-brs.de/de/bib/termin/zu-gast-auf-dem-sofa-wolfram-
eilenberger

Das gesamte Programm "Zu Gast auf dem Sofa":

https://www.h-brs.de/de/bib/lesungen

 * 

Quelle:

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg

Grantham-Allee 20 | 53757 Sankt Augustin

Michael Flacke, Leiter Kommunikation und Marketing

Telefon: +49 2241 865 9652

E-Mail: michael.flacke@h-brs.de

Internet: www.h-brs.de
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TREFF/603: Mönchengladbach - Medien-Flohmarkt in der Stadtteilbibliothek Rheydt, 15.-19.5.


Medien-Flohmarkt in der Stadtteilbibliothek Rheydt



Medienfans kommen beim großen Flohmarkt der Stadtteilbibliothek Rheydt
ganz besonders auf ihre Kosten. Musik-CDs und Hörbücher, DVDs und 
Blue-Rays warten zu günstigen Preisen auf neue Besitzer. Großen Spaß für
kleines Geld versprechen aber auch Konsolenspiele. Und wer doch lieber
liest, hat die Qual der Wahl aus einer breiten Palette von Büchern:
von unterhaltsamen Romanen über informative Sachbücher, Ratgeber und
Reiseführer bis zu Kinderbüchern. Mit dem Erlös werden neue Medien
gekauft.

Schnäppchenjäger können von Dienstag, 15. Mai bis Samstag, 19. Mai in
der Stadtteilbibliothek Rheydt, Am Neumarkt 8 (Karstadthaus) auf die
Jagd gehen. Infos auch unter 02161/258283 oder
www.stadtbibliothek-mg.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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STANDPUNKT/251: Iran-Abkommen - Kündigung völlig verantwortungslos (ICAN)


ICAN - Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

Iran-Abkommen: Kündigung völlig verantwortungslos

ICAN verurteilt Trumps einseitigen Ausstieg aus Atomabkommen scharf



Die mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnete Anti-Atomwaffen-Kampagne ICAN
verurteilt die Entscheidung von US-Präsident Donald Trump scharf, einseitig
aus dem Atomabkommen mit dem Iran auszusteigen. "Die Kündigung des
Abkommens ist völlig verantwortungslos und erhöht die Gefahr eines
Atomkriegs", sagt Xanthe Hall aus dem Vorstand von ICAN Deutschland. "Wenn
sich Staaten nicht mehr an bestehende Verträge halten, wird es schwieriger,
andere Länder von ihrem Streben nach Atomwaffen abzuhalten und sie von
diplomatischen Lösungen zu überzeugen."

In dem Abkommen, das China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
Russland, USA mit dem Iran im Juli 2015 abgeschlossen haben, verpflichtet
sich Teheran, sich einer Reihe von Maßnahmen zu unterziehen, damit die
Herstellung von Atomwaffen unmöglich wird. Im Gegenzug sollten alle
Wirtschaftssanktionen aufgehoben werden. Laut Internationaler
Atomenergieorganisation gibt es keine Belege dafür, dass der Iran gegen die
Vereinbarung verstoßen hat. "Jetzt müssen der Iran und die europäischen
Länder weiter an dem Vertrag festhalten und auf die USA Druck ausüben, zum
Abkommen zurückzukehren", fordert Hall. "Sonst droht in der Region eine
atomare Aufrüstung, die um jeden Preis verhindert werden muss."

Gleichzeitig fordert ICAN die Bundesregierung auf, die Entscheidung Trumps
zum Anlass zu nehmen, um sich von der US-Atomwaffenpolitik zu emanzipieren.
Xanthe Hall: "Internationale Abkommen zur nuklearen Abrüstung müssen
gestärkt werden. Daher sollte Deutschland dem UN-Atomwaffenverbot
beitreten, das im vergangenen Jahr von 122 Staaten beschlossen wurde.
Leider boykottiert die Bundesregierung diesen Vertrag und stützt somit die
gefährliche Atomwaffenpolitik von Donald Trump."

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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AUSSTELLUNG/102: Bonn - Fotoausstellung "Zwei Gesichter Indiens" vom 17. Mai bis 22. Juni 2018


Fotoausstellung "Zwei Gesichter Indiens" von Klaus Wohlmann in
Bonn

Ein Land voller Gegensätze



Bonn, 8. Mai 2018. In Indien sind die Gegensätze von Stadt und Land
enorm. Von den 1,3 Milliarden Einwohnern leben allein 400 Millionen in
den ständig wachsenden Metropolen - eine große Herausforderung für die
heimische Nahrungsmittelproduktion, in der die Hälfte der
Landbevölkerung arbeitet. Der Fotograf Klaus Wohlmann hat das Leben in
Kalkutta und die Arbeit in bäuerlichen Kleinbetrieben festgehalten.
Seine Bilder zeigen eindrucksvoll die Bedeutung der Agrarwirtschaft
als Bindeglied zwischen Stadt und Land. Die Ausstellung "Zwei
Gesichter Indiens" mit 56 Fotografien ist vom 17. Mai bis 22. Juni
2018 in den Räumlichkeiten der Deutschen Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH in Bonn zu sehen. Produziert
wurden die Exponate von Europas größtem Fotodienstleister CEWE.

Die Streetfotografie im mit über 14 Millionen Einwohnern drittgrößten
Ballungsraum Indiens transportiert eindrucksvoll das Alltagsleben mit
dem im Straßenbild allgegenwärtigen Angebot zur Ernährung der
Menschen. Dabei zeigen die Bilder keine verklärte Folklore. Sie bilden
mit einer intensiven atmosphärischen Dichte den Zustand Kalkuttas ab,
der beispielhaft für andere Metropolen Indiens steht: leben und
überleben auf engstem Raum.

Im Kontrast dazu stehen die Aufnahmen bei Kleinbetrieben im Tomaten-
und Kartoffelanbau in verschiedenen ländlichen Regionen - dem
"Gemüsegarten" Indiens. Sie zeigen vielschichtig, wie mit
Unterstützung der Experten der GIZ etwa durch Mechanisierung,
nachhaltigen Pflanzenschutz, ökologisches Saatgut und Kühlanlagen der
Bedarf an mehr Nahrungsmitteln durch bessere Ernten gedeckt wird. Auch
hier steht weniger der romantisierende Blick auf eine friedliche
Bauernkultur im Mittelpunkt. Vielmehr veranschaulichen die Bilder, wie
existenziell innovatives Wirtschaften ist - für die Betreiber ebenso
wie für die Bewohner der Städte.

Die Fotografien sind bei Reisen nach Kalkutta 2016 und 2017 sowie im
Rahmen eines Auftrags des GIZ-Projekts "Grüne Innovationszentren in
der Agrar- und Ernährungswirtschaft" im Jahre 2016 entstanden. Die
Bilder wurden für die Ausstellung von CEWE auf Alu Dibond matt auf 13
Exponate von 140 mal 105 Zentimeter und ein Exponat von 100 mal 100
Zentimeter hergestellt, die jeweils vier Fotos zeigen. Ergänzt wird
die Galerie durch drei Texttafeln.

Über Klaus Wohlmann

Klaus Wohlmann ist seit 25 Jahren als Fotograf tätig. Seine große
Leidenschaft ist das Reisen in ferne Länder und die Dokumentation von
Projekten. Neben Aufenthalten in Indien hat er bereits in West- und
Zentralafrika, Usbekistan und Kirgisien gearbeitet. Zudem gibt der
55-Jährige Workshops im In- und Ausland. Er lebt in der Nähe von
Herford und in Köln.

Über die GIZ

Die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH
ist ein weltweit tätiges Bundesunternehmen. Sie unterstützt die
Bundesregierung in der internationalen Zusammenarbeit für nachhaltige
Entwicklung und in der internationalen Bildungsarbeit. Die GIZ trägt
dazu bei, dass Menschen und Gesellschaften eigene Perspektiven
entwickeln und ihre Lebensbedingungen verbessern.

Über CEWE

Der innovative Foto- und Online-Druckservice ist mit zwölf hoch
technisierten Produktionsstandorten und circa 3.500 Mitarbeitern in 24
europäischen Ländern als Technologie- und Marktführer präsent.

 * 

Quelle:

PR KÖLN

Büro für Kommunikation

Goltsteinstr. 28-30, 50968 Köln

Tel. 0221 9526802

schuetten@pr-koeln.de

www.pr-koeln.de
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VORTRAG/173: Bonn - "Wie ticken US-Amerikaner?" am 15. Mai 2018


VHS-Vortrag: Wie ticken US-Amerikaner?



BN - Spätestens seit Donald Trumps Wahl zum US-Präsidenten fragen sich
viele Deutsche, welche Chancen und Herausforderungen die Bewohner des
"Land of the Free and Home of the Brave" prägen. Was steht hinter der
"Black Lives Matter"-Bewegung und der Ideologie der Mega-Kirchen im
"Bible Belt"?

Am Dienstag, 15. Mai 2018, um 18 Uhr erklärt die US-amerikanische
Juristin Holly Wesener, die seit 2011 in Deutschland lebt, wie ihre
Landsleute wirklich ticken. Im Haus der Bildung, Mülheimer Platz 1,
sucht sie mit amerikanischem Optimismus Antworten auf die Frage, was
vom amerikanischen Traum übrig blieb. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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VORTRAG/172: Bonn - "Slum-Tourismus in Lateinamerika" am 14. Mai 2018


VHS-Vortrag zum Slum-Tourismus in Lateinamerika



BN - In den Städten Lateinamerikas werden Slums als
Touristenattraktion vermarktet. Einen umfassenden Einblick in dieses
Phänomen gibt Professorin Eveline Dürr am Montag, 14. Mai 2018, um
18.15 Uhr im VHS-Vortrag "Slums als kulturelle Begegnungsräume in
Lateinamerika". Veranstaltungsort ist die Abteilung für
Altamerikanistik der Uni Bonn in der Oxfordstraße 15.

Ausgehend von einer Akteursperspektive legt Eveline Dürr dar, wie
"Armut" zu einem Produkt gemacht und vermarktet wird. Dabei werden
auch die Interaktionsformen der Slum-Bewohner mit den Touristen
genauer betrachtet. Außerdem beleuchtet der Vortrag die vielfältigen
Konsequenzen dieser Prozesse, die sich je nach städtischem Kontext
deutlich unterscheiden. Die Veranstaltung findet in Kooperation mit
der Abteilung für Altamerikanistik, dem Ibero-Club und der
Volkshochschule Bonn statt. Der Eintritt ist frei. Weitere
Informationen gibt es unter www.vhs-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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VORTRAG/171: Witten - Siebenmal in der Woche Fleisch. Essen wir unseren Planeten auf?, 14.05.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Witten/Herdecke

Siebenmal in der Woche Fleisch: Essen wir unseren Planeten auf?

Prof. Dr. Jan Ehlers, Vizepräsident der Uni Witten/Herdecke, spricht
im Rahmen der Bürgeruni



Die Domestikation von Tieren begann vor weit mehr aus 100.000 Jahren.
Damit einhergehend ergab sich auch eine Einteilung in verschiedene
Gruppen, die in den letzten Jahrzehnten immer schärfer wurde. Hal
Herzog, Professor für Psychologie an der Western Carolina University
und Experte für Mensch-Tier-Beziehungen, schreibt von Tieren "die wir
lieben, die wir hassen, die wir essen". Und mit diesen Gruppen gehen
wir sehr unterschiedlich um. Darüber spricht Prof. Dr. Jan Ehlers,
Vizepräsident der Uni Witten/Herdecke, in seinem Vortrag "Siebenmal in
der Woche Fleisch: Essen wir unseren Planeten auf?" im Rahmen der
Bürgeruni (14. Mai, 20 Uhr, Haus Witten, Ruhrstraße 86).

"Keine Angst! Es wird keine magischen Rituale geben und niemand wird
während der Veranstaltung gezwungen, vegan zu werden", erläutert
Ehlers, der von Haus aus Tierarzt ist und sich selbst ohne tierische
Produkte ernährt. "Ganz im Gegenteil, jeder soll nach seiner Façon
glücklich werden. An diesem Abend wollen wir uns nur darüber
austauschen, ob das auch für Tiere gilt. Überhaupt wird sich der
Vortrag um das Verhältnis von uns Menschen zu Tieren drehen und vor
allem, wie sich dieses über die Zeit verändert hat."

In den letzten Jahrhunderten galten gerade Nutztiere als wertvoller
Besitz und der Konsum von Lebensmitteln tierischen Ursprungs war etwas
Besonderes. In den letzten Jahrzehnten hat der Konsum von Fleisch,
Milchprodukten und Eiern auch in Deutschland extrem zugenommen.
Ehlers: "Während Begleittiere wie Hunde und Katzen immer mehr zu
Familienangehörigen werden, verbannen wir Nutztiere aus unserer Sicht
in industrielle Produktions- und Schlachtstätten. Den Ursprung des
Produktes, das lebende Tier und seine Haltung, wollen viele möglichst
nicht in der Realität sehen. Diesen zunehmend paradoxen Umgang mit
Tieren will ich in meinem Vortrag beleuchten und gerne mit allen
Interessierten diskutieren."

Dazu kommt der hohe Ressourcenaufwand und die negativen Folgen, die
bei der industriellen Produktion tierischer Lebensmittel anfallen: ein
hoher Flächen- und Wasserverbrauch, die Belastung des Bodens und des
Grundwassers, die Bedrohung des Regenwaldes durch Futtermittelimporte,
vermehrter Antibiotikaeinsatz bei der Fütterung, Entstehung und
Verbreitung multiresistenter Keime, die Emission von Treibhausgasen
und die Verfütterung von Getreide an Tiere statt an Menschen, die
Hunger leiden.

Als Gegenbewegung gibt es eine immer größer werdende Gruppe von sich
vegetarisch oder vegan ernährenden Menschen oder auch von Menschen,
die auf den Konsum tierischer Lebensmittel nicht verzichten wollen,
diesen aber einschränken und bewusster darauf achten, woher diese
stammen.

Im Rahmen der fortschreitenden Digitalisierung gibt es mittlerweile
auch die sogenannte "Beyond Meat"-Bewegung, die Fleisch "in vitro",
also im Labor künstlich, herstellt. Dies geschieht in der Petrischale
oder mit 3D-Druckern.

"Ich erhoffe mir von dem Vortrag, dass wir uns gemeinsam unser
Verhältnis zu Tieren bewusst machen, dass wir unseren Konsum auch
hinsichtlich einer globalen Perspektive hinterfragen und dass ich mit
diesem Abend dazu beitragen kann, dass das Leid von Tieren erkannt und
dann auch vermindert wird", so Ehlers weiter.

Zum Hintergrund: Jan Ehlers ist Tiermediziner und Professor für
Didaktik und Bildungsforschung im Gesundheitswesen. Der Vortrag findet
in der Bürgeruniversität statt, der Montagsreihe im Haus Witten.

Die Bürgeruniversität ist eine gemeinsame Veranstaltung der
Universität Witten/Herdecke (Fakultät für Kulturreflexion) und der VHS
Witten|Wetter|Herdecke. Eingeladen sind alle Studierenden,
Interessierten, Bürgerinnen und Bürger. Der Eintritt beträgt 7 Euro (5
Euro ermäßigt). Karten sind an der Abendkasse erhältlich.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, Jan Vestweber, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8271: Und morgen, den 10. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.05.2018 bis zum 11.05.2018 +++






[image: Jean-Luc 8271 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonne blinzelt hier und da,

bald schon Schauerwinde,

wie Jean-Luc sie selten sah,

nasse Birkenrinde.
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ITALIEN/221: Regierungsbildung gescheitert - Mattarella will "neutrale" Regierung einsetzen (Gerhard Feldbauer)


Sergio Mattarella: Regierungsbildung gescheitert

Staatschef will "neutrale" Regierung einsetzen

von Gerhard Feldbauer, 9. Mai 2018



Zwei Monate nach den Wahlen am 4. März hat Italiens Staatspräsident
Sergio Mattarella die Versuche zur Bildung einer im Parlament
mehrheitsfähigen Regierung für "gescheitert" erklärt. Um eine
Regierung mit der rassistischen Lega auszuschließen, hatte Mattarella
zuletzt Parlamentspräsident Roberto Fico von der Fünf Sterne-Bewegung
(M5S) beauftragt, eine Regierung seiner Partei mit der regierenden
Demokratischen Partei (PD) zu erkunden. Die Initiative wurde von
Matteo Renzi zu Fall gebracht. 117 von 209 Mitgliedern der
PD-Direktion lehnten ab. Der frühere Premier und Chef der PD war zwar
bereit gewesen, eine Regierung mit dem faschistoiden Ex-Premier
Berlusconi zu bilden, nicht aber mit der M5S. Er setzt ebenfalls auf
rasche Neuwahlen und will auf dem nächsten PD-Kongress für die
Wiederwahl als Parteichef antreten. Erwogen wird, wie La
Repubblica am Mittwoch schreibt, auch die Führungsfrage noch im
Mai auf der Direktionstagung zu entscheiden.

Nun ist auch eine fünfte Sondierung, die Mattarella am Montag nochmals
selbst mit den Parteien und Präsidenten von Senat und
Abgeordnetenkammer führte, ergebnislos verlaufen. Wie die staatliche
Nachrichtenagentur ANSA berichtete, will der Staatschef jetzt
eine "neutrale" Regierung, eine sogenannte Governo tecnico, einsetzen
und zur Abstimmung ins Parlament schicken. Sie soll bis Dezember im
Amt bleiben, danach würden im Frühjahr 2019 Neuwahlen stattfinden.
Sowohl der Chef der rassistischen Lega, Matteo Salvini, als auch
Luigi Di Maio, der inzwischen an Stelle von Beppe Grillo als der
"politische Führer" von M5S tituliert wird, lehnen eine
Übergangs-Regierung ab und fordern sofortige Neuwahlen. Um eine
"neutrale" Regierung Mattarellas zu verhindern, verzichtete Di Maio in
letzter Minute auf das Amt des Regierungschefs und schlug Salvini die
Bildung einer "Regierung auf Zeit" mit einer dritten Person an der
Spitze bis zum Dezember vor. Sie soll auch ein neues Wahlgesetz
verabschieden. Erwogen wird, zum Mehrheitsbonus für den Wahlsieger mit
40 Prozent zurückzukehren.

Di Maios Verzicht dürfte darauf zurückzuführen sein, dass Salvini
seine Position gegenüber M5S durch die Erfolge bei den Regionalwahlen
in Molise und Friuli Venezia Giulia stärken konnte, wo die
Lega-Kandidaten auf 43,46 bzw. 34,9 Prozent kamen, während M5S nur
38,5 bzw sogar nur 18,1 Prozent erreichte. Das linke Onlineportal
Micromega führte das auf die zunehmende Rechtslastigkeit von
M5S und ihre Bereitschaft, mit der rassistischen Lega eine Regierung
zu bilden, zurück. Das habe Proteste und Parteiaustritte ausgelöst
und könnte, so Micromega, für die einstige Protestpartei
suicidio bedeuten.

Bei den Wahlen am 4. März hatte das faschistisch-rassistische Bündnis
von Lega, Forza Italia (FI) von Ex-Premier Berlusconi und den
Fratelli/Brüdern Italiens (FdI) 37 Prozent, M5S 32 Prozent erreicht.
Die regierende PD hatte mit 19 Prozent eine schwere Niederlage
erlitten. Sowohl Salvini als auch Di Maio beanspruchten in einer
gemeinsamen Regierung den Posten des Premiers. Streitpunkt war ferner,
dass Di Maio Berlusconis FI aus der Koalition ausschließen wollte.
Damit wollte der einstige Gegner Berlusconis seinen Wählern einen
Bruch mit den Faschisten vorgaukeln und die verbündete rassistische
Lega, die sich zu den Rassengesetzen Mussolinis bekannte, als harmlos
und nur etwas außerländerfeindlich vorstellen.

Die römische La Repubblica nennt am Dienstag als Datum für
Neuwahlen bereits den 8. Juli. Das würde bedeuten, Mattarella müsste
spätestens bis zum 25. Mai das Parlament auflösen, um die von der
Verfassung gesetzte Frist von 45 Tagen einzuhalten.

In Rom wird die Entscheidung Mattarellas erwartet. Der Staatschef kann
sofortige Neuwahlen auch ausschließen, indem er den derzeitigen
Premier Paolo Gentiloni von der PD bittet, über die Sommerpause im Amt
zu bleiben. Der müsste sich allerdings der Vertrauensabstimmung
stellen. Beobachter schließen nicht aus, dass Lega und M5S diesem
Kompromiss unter der Voraussetzung, dass dann Neuwahlen im Herbst
angesetzt werden, zustimmen könnten.

Aber die Lage wechselt fast täglich. Laut Repubblica vom
Mittwoch könnten, wenn es nicht bis zum 8. Juli klappen sollte, die
Wahlen auch im Spätsommer stattfinden. Für Italien, wo der Ferragosto,
der Ferienmonat August, heilig ist, nahezu unvorstellbar, und es wird
bereits befürchtet, dass das zum Ansteigen der Zahl der Nichtwähler
führen dürfte.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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MEMORIAL/182: Vor 40 Jahren wurde in Italien der christdemokratische Parteiführer Aldo Moro ermordet (Gerhard Feldbauer)


Vor 40 Jahren wurde in Italien der christdemokratische Parteiführer
Aldo Moro ermordet

Mit dem von der CIA und ihrer NATO-Truppe Gladio inszenierten
Komplott wurde eine Regierungsbeteiligung der Kommunisten verhindert

von Gerhard Feldbauer, 8. Mai 2018



Der 16. März 1978 war an sich schon kein gewöhnlicher Arbeitstag für
uns. [1] Im Montecitorio, dem Sitz der Abgeordnetenkammer, war die
Debatte über die Amtseinführung der von IKP-Generalsekretär Enrico
Berlinguer und dem Vorsitzenden der Democrazia Cristiana (DC), Aldo
Moro, gebildeten Regierung angesetzt. Die IKP wollte das Kabinett
zunächst nur parlamentarisch unterstützen, hatte aber bereits volles
Mitspracherecht in allen Fragen der Regierungspolitik. Der direkte
Eintritt war für einen späteren Zeitpunkt vorgesehen. Die USA sollten
sich, wie mir auch Sergio Segre, der Leiter der Abteilung
Internationale Beziehungen im Zentralkomitee, gesagt hatte, davon
überzeugen, dass es seitens der IKP keine Absichten einer
"kommunistischen" Machtübernahme gebe.

Etwa gegen 9.30 Uhr brachte die Nachrichtenagentur ANSA die
ersten Meldungen über die Entführung Moros. Der Konvoi des DC-Führers
war auf der Fahrt zum Montecitorio an der im Norden der Stadt
liegenden Kreuzung Via Fani-Stresa gestoppt und von einem Kommando der
Brigate Rosse überfallen worden. Das fünfköpfige Begleitkommando Moros
war niedergeschossen worden. Vier der Polizisten waren sofort tot. Der
fünfte verstarb im Krankenhaus. Der DC-Vorsitzende war in einen PKW
FIAT 130 gestoßen worden. Wie ANSA weiter berichtete, hatten um
10.05 Uhr mehrere Zeitungen eine mit "Brigate Rosse" unterzeichnete
Mitteilung erhalten: "Heute Morgen haben wir den Vorsitzenden der
Democrazia Cristiana entführt und seine Eskorte, die 'Ledernacken'
Cossigas, [2] eliminiert. Ein Kommunique folgt."


MSI-Faschisten wollten "chilenische Lösung" für Italien

Seit Beginn unserer Arbeit waren wir Zeugen der erbitterten
Auseinandersetzung zwischen Faschismus und Antifaschismus in Italien,
die nun in der größten Tragödie der Nachkriegsgeschichte Italiens
gipfelte. Im Januar 1977 hatte ich in Rom im luxuriösen Midas-Hotel
den Parteitag des Movimento Sociale Italiana (MSI) verfolgt, der eine
"chilenische Lösung" für Italien forderte. Das MSI war mit Hilfe der
USA bereits im Dezember 1946 als Nachfolgepartei Mussolinis wieder
gegründet worden. An die gespenstischen Szenen erinnere ich mich noch
heute. In dem düsteren Kongresssaal hatten sich rund 1.200 Faschisten
versammelt. Vor dem MSI-Symbol, einem Sarg, aus dem eine Flamme in
den Farben der italienischen Trikolore aufstieg, hatten die Führer des
MSI mit Giorgio Almirante und Pino Rauti an der Spitze an einem mit
schwarzem Tuch überzogenen langen Tisch Platz genommen. Die Flamme
sollte Mussolinis emporsteigende Seele symbolisieren, die seine
Nachfolger ermutige. Almirante hatte als Staatssekretär des "Duce"
noch kurz vor Kriegsschluss einen Genickschusserlass gegen Partisanen
verhängt. Als er sich in wüsten antikommunistischen Ausfällen erging
und Aldo Moro als Philokommunisten diffamierte, der das Land den Roten
ausliefere, schien in der Tat der Geist Mussolinis über dem Saal zu
schweben. Während Almirante Pinochet feierte, brachen die
Teilnehmer in frenetischen Beifall aus, sprangen von den Plätzen,
rissen den rechten Arm zum Führergruß empor und skandierten "Pinochet,
Pinochet". Der Chef der faschistischen Terrorbanden Pino Rauti, der in
der Salò-Republik [3] den Schwarzhemden, der "SS" Mussolinis, angehört
hatte, verlangte, die politische und wirtschaftliche Krise "zur
Erhebung gegen das Regime" zu nutzen.

Bereits Ende 1973 und nochmals 1974 hatten wir erlebt, wie Armee- und
Geheimdienstkreise zusammen mit der CIA, der NATO und den
MSI-Faschisten ein Regime nach "chilenischem Vorbild" an die Macht
putschen wollten. Antifaschistische und demokratische Kräfte hatten
die Pläne enthüllt, bevor sie in Gang gesetzt werden konnten.


Berlinguer wollte "demokratische Wende"

Gegen die faschistische Gefahr schlug Enrico Berlinguer, seit März
1972 Generalsekretär, Moro einen "Compromesso storico" vor, die
Bildung "einer Regierung der demokratischen Wende". Nach dem Sturz von
Salvador Allende im September 1973 schlussfolgerte er: "Selbst wenn
die Linksparteien und Linkskräfte 51 Prozent der Stimmen im Parlament
erringen könnten", wäre es "völlig illusorisch anzunehmen, dass allein
diese Tatsache den Fortbestand einer Regierung der Linksparteien und
Linkskräfte garantieren würde". Eine "demokratische Erneuerung" müsse
sich auf eine breite Mehrheit stützen, um das Land vor einem
reaktionären Abenteuer, wie es in Chile stattfand, zu schützen.


Der Einfluss der sozialdemokratischen Fraktion

Die IKP hatte bei den Parlamentswahlen im Juni 1976 34,4 Prozent
erreicht und war hinter der DC (38 Prozent) zweitstärkste Partei
geworden. In der Abgeordnetenkammer stellte sie den Präsidenten, im
Senat den Stellvertreter. In der Hälfte der 21 Regionen (Länder) war
sie an den Regierungen beteiligt. In der Partei hatte sich seit Ende
der 60er Jahre jedoch auf der politich-ideologischen Basis des
sogenannten Eurokommunismus eine sozialdemokratische Fraktion
herausgebildet. Durch den Wahlerfolg gewann sie zunehmenden
Einfluss auf den "historischen Kompromiss". So wurde der Integration
der IKP in das bürgerliche Parteiensystem zugestimmt, ein eigener "Weg
zum Sozialismus" verkündet und die kapitalistische Marktwirtschaft
anerkannt. Berlinguer erklärte, nicht nur die Bündnisverpflichtungen
Italiens zu respektieren, sondern bekundete obendrein, die NATO eigne
sich unter bestimmten Voraussetzungen als "Schutzschild" eines
italienischen Weges zum Sozialismus. [4]


Der "Allende Italiens"

Der DC-Vorsitzende Moro war ein Antifaschist und progressiver
bürgerlicher Reformer, der mit einer Zusammenarbeit mit Sozialisten
und Kommunisten den Antikommunismus zurückwies. In den USA war er
erbitterten Angriffen, ja einer regelrechten Mordhetze, ausgesetzt.
Als er 1974 als Außenminister Staatspräsident Giovanni Leone nach
Washington begleitete, wurde ihm offen gedroht, "Italien in ein
zweites Chile" zu verwandeln. Ein hoher Beamter sagte, er werde es
"teuer bezahlen", wenn er seine Zusammenarbeit mit den Kommunisten
nicht aufgebe. In Anspielung auf den ermordeten John F. Kennedy und
dessen Witwe drohte er, dann werde es auch in Italien "eine Jaqueline"
geben. [5] Außenminister Henry Kissinger nannte Moro den "Allende
Italiens", der das Land "in kommunistische Abhängigkeit" steuere, und
äußerte, die CIA müsse "Realitäten schaffen".


Brigate Rosse Werkzeuge der CIA

Als Moro und Berlinguer ihren "historischen Kompromiss" verwirklichen
wollten, wurden die angedrohten "Realitäten" mit dem von der CIA und
ihrer geheimen NATO-Truppe Gladio geplanten Komplott gegen den
DC-Vorsitzenden in die Tat umgesetzt. Als Werkzeug wurden die von
Geheimdienstagenten unterwanderten und manipulierten linksradikalen
Brigate Rosse benutzt. Ihr Gründer und ursprünglicher Chef, Renato
Curcio, der den "Tötungsterror" ablehnte, wurde 1976 durch CIA-Agenten
ausgeschaltet. An die Spitze trat ein Mario Moretti, den Curcio
später als Spion entlarvte. [6] Sergio Flamigni enthüllte in dem Buch
"La tela del ragno. Il delitto Moro" (Mailand 1993), dass der im
Hintergrund agierende CIA-Agent Corrado Simioni der eigentliche Chef
der BR war. [7]


Führungszentrale "P 2"

Als Zentrale des Mordkomplotts fungierte die von der CIA Ende der 60er
Jahre in Italien geschaffene Geheimloge "Propaganda Due" ("P 2"). An
ihrer Spitze stand offiziell der Altfaschist Licio Gelli, der an der
Seite Francos gegen die Spanische Republik gekämpft und für den
Geheimdienst Mussolinis in der Salò-Republik gearbeitet hatte. [8]
Der "P 2" gehörten 2500 eingeschriebene Mitglieder aus allen Bereichen
der Gesellschaft an. Darunter waren 47 Großindustrielle und 119
Bankiers, 43 Generäle der Geheimdienste, der komplette Generalstab
des Heeres und sechs Mitglieder der Regierung. Von der Mafia waren
zahlreiche Chefs vertreten, darunter die ganze Führungsspitze der Cosa
Nostra.

Die "P 2" bremste mit 57 Mitgliedern in den Sicherheitsstäben die
Fahndung nach dem "Gefängnis" der Geiselnehmer. Wie die Experten
Antonio und Gianni Cipriano in ihrem Buch "Sovranità limitata. Storia
dell'eversione atlantica in Italia" (Rom 1991) aufdeckten, beobachtete
der Geheimdienstoberst Camillo Guglielmi in der Via Fani die
Entführung. Er war auf dem NATO-Stützpunkt Capo Marrargiu auf
Sardinien Leiter der Ausbildung verdeckter Agenten in den BR. Im
Polizeipräsidium verzögerte der diensthabende Kommissar die Fahndung.
Der Direktor des römischen Fernsprechamtes unterbrach für eine Stunde
die Telefonverbindungen, was das unentdeckte Entkommen der Entführer
ermöglichte.

Verfassungstreue Offiziere spielten La Repubblica eine
Nachricht zu, dass die Entführung Moros "eine militärische Aktion"
war, ein "Glanzstück an Perfektion", die nur "von Militärs mit
ausgetüftelter Spezialausbildung oder von Zivilisten, die in für
Kommandounternehmen spezialisierten Militärstützpunkten einem langen
Training unterzogen wurden, durchgeführt werden konnte". Der
Kommandeur der "Gladio"-Division, General Gerardo Serravalle,
bestätigte nach der Aufdeckung der NATO-Truppe 1991 in seinem Buch
"Gladio" (Rom 1991) die Angaben. Am Tatort gefundene 39 Patronenhülsen
waren mit Speziallack überzogen, mit dem die Munition für
"Gladio"-Einheiten präpariert wurde. Sie verschwanden aus dem
Innenministerium.

Am 9. Mai wurde Moro umgebracht. Die Leiche wurde im Kofferraum eines
roten Renault 4 gefunden. Die Farbe sollte den Standpunkt der BR von
Moros "Verrat" symbolisieren. Der Wagen wurde in der Via Caetani im
Zentrum von Rom abgestellt, fast in gleicher Entfernung vom Sitz des
Zentralkomitees des IKP und des Parteivorstandes der DC. Auch das
sollte verdeutlichen, daß Moro ein Opfer seiner Zusammenarbeit mit den
Kommunisten geworden war.

Laut Obduktionsbericht wurde Moro von neun Kugeln aus einer
Maschinenpistole Skorpion und zwei aus einer Colt-Pistole 9 m/m
getroffen. Die beiden Kugeln aus der Pistole waren laut Autopsie ein
Gnadenschuß.


Unwiderlegbare Beweise für Komplott der CIA und Gladio

Nach dem Mord verdichteten sich die Beweise, dass die Geheimdienste
mit Gladio das Komplott inszeniert hatten. In der Via Caetani hatte
ein Motorradfahrer seit dem frühen Morgen einen Platz freigehalten, in
den der Renault einparken konnte. Von der Strasse waren die
Abgeordnetenkammer, der Senat und der Quirinale, der Amtssitz des
Staatspräsidenten, etwa einen Kilometer entfernt. Dieses Viertel wurde
also schon für gewöhnlich gut bewacht und war seit dem 16. März von
einem dichten Polizeikordon umgeben. Hier sollte der Motorradfahrer
sich unbemerkt zwei oder auch drei Stunden in der Nähe seiner Maschine
aufgehalten und auf den R 4 gewartet haben? Unbehelligt sollte der als
gestohlen gemeldete Renault sein Ziel erreicht und dort noch drei
Stunden gestanden haben, ohne Aufsehen zu erregen? Das war
unglaubhaft. In Moros Hosenaufschlägen wurde Sand gefunden, der von
den Tolfa-Hügeln nördlich von Rom stammte. Dort befand sich ein
"Gladio"-Stützpunkt, in dem er sich zumindest zeitweise befand.

Nach der Entführung hatten die BR wiederholt erklärt, das angekündigte
"Verhör" Moros werde auf Tonband aufgenommen und mit dessen
Originalstimme veröffentlicht. Schon im ersten Kommuniuque hatten sie
angekündigt, die Ergebnisse des "Prozesses" und des "Verhörs" Moros
mit dessen Originalstimme auf einem Tonband "der revolutionären
Bewegung bekanntzugeben". In Nr. 3 hatten sie behauptet, "das Verhör"
gehe "unter bester Mitarbeit des Gefangenen weiter", und in Nr. 5 vom
11. April versichert, "nichts darf dem Volk verborgen bleiben". In
Nr. 6 vom 16. April war mitgeteilt worden, daß Moro "zum Tode
verurteilt" wird und "wir werden alles dem Volk bekannt geben". Noch
im letzten Kommuniqué, der Nr. 9 vom 6. Mai, hatte es geheißen: "Die
Ergebnisse des Verhörs von Aldo Moro, die in unserem Besitz
befindlichen Informationen und eine umfassende politisch-militärische
Bilanz des Kampfes, den wir hier beenden, werden der Revolutionären
Bewegung und den K.K.O. (kämpfenden kommunistischen Organisationen)
über die Wege der klandestinen Propaganda zugänglich gemacht werden."
Dass das nie geschah, wurde in den Mitteilungen der Medien über die
Fahndungsergebnisse einfach übergangen. Ein halbes Jahr nach Moros
Ermordung wurde bei einer Razzia in Mailand lediglich die angebliche
Abschrift des "Verhörs" in Maschinenschrift gefunden. Das Tonband
blieb verschwunden. Dafür gab es eine einleuchtende These. Den
"Verhörern" musste eine "Panne" unterlaufen sein. Auf dem Band mussten
sich bei der Aufnahme zunächst nicht wahrgenommene Töne, Vibrationen,
typische Nebengeräusche befunden haben, die sich nicht aus dem Band
entfernen ließen, aber das - für die Fahndungskräfte so
unauffindbare - Gefängnis identifiziert hätten. Obendrein musste sich
wohl ein Experte das Band angehört und die "Panne" festgestellt haben.
Sechs Jahre später kam der Journalist der TAZ, Werner Raith, in
seinem Buch "In höherem Auftrag. Der kalkulierte Mord an Aldo Moro"
(Westberlin 1984) jedenfalls zu denselben Ergebnissen. Er
schlussfolgerte, daß sich Moros "Volksgefängnis" an einem Ort befunden
habe, nach dem gar nicht gefahndet wurde, etwa in einer ausländischen
Botschaft. Die amerikanische und die israelische Vertretung wurden
beispielsweise überhaupt nicht überwacht. Die Fahndung war knapp zehn
Minuten nach der Entführung ausgelöst worden, und Moro mußte sich nach
aller Logik in Rom befunden haben. Dafür sprach auch, daß der Tacho
des in der Via Caetani abgestellten gestohlenen Neuwagens nur 15 km
anzeigte.


Der mysteriöse Tod des Prinzen Schwarzenberg und seiner Frau

In der Via Caetani befand sich der Palazzo Orsini des Adelssprosses
Onorato Caetani, in dem sich wiederum die Residenz des Botschafters
des Ordens der Cavalieri di Malta, Prinz Johannes Schwarzenberg,
befand. Die Caetanis gehörten dem Orden der Cavalieri di Malta an, von
dem wiederum 27 Ordensbrüder P2-Mitglieder waren. Prinz Schwarzenberg
und seine Frau kamen nach dem Mord an Moro bei einem Autounfall ums
Leben. Der Diplomat hatte vorgehabt, sich zu den Ereignissen zu
äußern. Bei den späteren Untersuchungen der Parlamentskommission zum
Mord an Moro kam auch ans Licht, dass der Palazzo Orsini in
BR-Dokumenten eingezeichnet war. [9]

Einige Tage nach dem Mord legte Innenminister Cossiga einen
umfangreichen Bericht seines Krisenstabes vor, der die Aktivitäten der
Polizeikräfte zwischen dem 16. März und dem 10. Mai auflistete.
Danach wurden:


	Landesweit 510.724 Polizisten, davon 172.270 in Rom, 104.417 Fahrzeuge, davon 21.399 in Rom, 70 Flugzeuge und Hubschrauber, 570 Schiffe eingesetzt;

	72.460 Straßensperren errichtet, davon 6.296 in Rom;

	75.251 Streifen, davon 17.756 in Rom eingesetzt und 1.986 Razzien landesweit durchgeführt;

	37.702 Hausdurchsuchungen vorgenommen, davon 6.933 in Rom; 106 Luftbewegungen und 852 Bewegungen zu Wasser kontrolliert;

	insgesamt 6.413.713 Personen, davon 167.109 in Rom, landesweit 3.303.123 Kraftfahrzeuge, davon 96.572 in Rom überprüft.



Der großaufgemachte Bericht sollte offensichtlich über den völligen
Mißerfolg der Fahndung nach den Entführern hinwegtäuschen und den
Eindruck erwecken, es sei alles getan worden, um den DC-Vorsitzenden
zu retten.

Die parlamentarische Moro-Kommission kam zwei Jahre später bei der
Einschätzung der Effektivität der Fahndung zu einem völlig anderen
Ergebnis. Sie hielt nach Anhörung der Verantwortlichen der
Polizeikräfte in ihrem Bericht fest, daß es "für die Stadt Rom keine
wirkliche Blockade im Sinne eines dauerhaften und undurchdringlichen
Sicherheitsgürtels gegeben hat", daß "viele Personen in die Stadt
hinein- und herauskonnten, ohne kontrolliert zu werden" und es
generell "keinerlei Pläne für Vorsichtsmaßnahmen gegeben hat."

Innenminister Cossiga trat angesichts der massiven Kritik in der
Öffentlichkeit am "Versagen des Staatsapparates" im Fall Moro im Mai
1978 zurück. Das erwies sich vordergründig als ein geschicktes
Manöver, denn dadurch wurden weitere Ablösungen von Verantwortlichen,
besonders der Geheimdienstchefs, vermieden. Das katastrophale Versagen
im Fall Moro hatte für den DC-Politiker indessen keine weiteren
Folgen, im Gegenteil: 1979 wurde er in den Senat gewählt, stieg zu
dessen Präsidenten auf und wurde im selben Jahr Ministerpräsident und
1985 Staatspräsident.

Am 22. Oktober 2007 erklärte Giovanni Galloni, zur Zeit der Entführung
Moros Vizesekretär der DC, dass "die Vereinigten Staaten wussten, wo
Aldo Moro gefangen gehalten wurde". Er bestätigte, dass fünf in die BR
eingeschleuste Agenten "den Hintergrund der Geheimdienstoperation"
gebildet hatten. [10]

Die staatliche italienische Nachrichtenagentur ANSA hielt am
8. Mai 2018 fest: "Seit jenem Tag im Mai ist der Verdacht, dass hinter
der Ermordung des Präsidenten der DC eine unkontrollierbare
Mittäterschaft, intern oder international, steckt, mehr und mehr
gewachsen."


Anmerkungen:

[1] Meine Frau Irene, die als Redakteurin und Fotoreporterin
arbeitete, und ich waren vom Mai 1973 bis April 1979 für ADN
und Neues Deutschland in Italien.

[2] Des Innenministers.

[3] Von Mussolini unter der im Herbst 1943 errichteten Besatzung der
Hitlerwehrmacht gebildetes Marionettenregime Repubblica Sociale
Italiano (RSI) mit Sitz in Salò am Gardasee.

[4] Corriere della Sera, 15. Juni 1976.

[5] Osservatore politico, Rom, 13. September 1975.

[6] Renato Curcio: Mit offenem Blick. Ein Gespräch zur Geschichte der
Roten Brigaden. Berlin 1997.

[7] Der Autor war als Vertreter der IKP Mitglied der Moro-Kommission
des Parlaments und hat über die Ergebnisse insgesamt sechs Bücher
verfasst.

[8] Der römische Europeo enthüllte am 15. Oktober 1983, dass
der eigentliche Chef der "P 2" der mehrmalige Premier Giulio Andreotti
war. Als dieser 1993 der Komplizenschaft mit der Mafia angeklagt
wurde, bestätigten das Aussagen führender Mafiachefs.

[9] Sergio Flamigni: Convergenze parallele. Le Brigate rosse, i
Servici segreti e Il Delitto Moro. Mailand 1998.

[10] Liberazione, 23. Oktober 2007.
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TREFF/649: Kaiserslautern - "Philosophie vor Ort. Mit einem Philosophen im Gespräch", 19.05.-14.07.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Kaiserslautern

Veranstaltungsreihe "Philosophie vor Ort. Mit einem Philosophen im Gespräch" startet im Mai



Miteinander offen und kritisch einen Textauszug eines bedeutenden
Philosophen zu durchdenken und zu besprechen, ist Ziel der
Veranstaltungsreihe "Philosophie vor Ort. Mit einem Philosophen im
Gespräch". An drei ausgewählten Samstagen werden Mitglieder des
Institutes für Philosophie der Technischen Universität Kaiserslautern
in der Pfalzbibliothek jeweils auf das Werk eines Philosophen
eingehen.

Los geht es am 19. Mai: Von 10 bis 13 Uhr wird Dr. Nicole Thiemer den
französischen Philosophen Jacques Derrida und sein Werk vorstellen.
Der Eintritt ist frei. Die interessierte Öffentlichkeit ist dazu
herzlich eingeladen.

Philosophen schreiben Bücher, die nur auf den ersten Blick trocken
sind. Denn es ist spannend sie zu lesen, in ihre Welt einzutauchen und
sie auf unsere Zeit zu beziehen, Schritt für Schritt. Die Reihe
möchte, dass auf diese Weise aus den trockenen Schriften eine
lebendige Begegnung mit Gedanken wird, die die Menschheit schon seit
Jahrtausenden immer wieder aufs Neue bewegt haben.

Jeweils ein Mitglied des Institutes für Philosophie wird auf einen
Philosophen mit Hilfe eines Textauszuges aus einem seiner Werke
eingehen, um dann im gemeinsamen Gespräch mit Interessierten in der
Philosophie gedanklich unterwegs zu sein. Am 9. Juni wird sich Dr.
Wolfgang Lenski dem griechischen Philosophen Platon und seinen Ideen
widmen. Das Werk Friedrich Nietzsches steht am 14. Juli im Mittelpunkt
der Reihe. Professorin Dr. Karen Joisten stellt den Philosophen und
sein Wirken vor.

Die Veranstaltungen finden jeweils von 10 bis 13 Uhr in der
Pfalzbibliothek (Bismarckstr. 17, 67655 Kaiserslautern) statt.
Organisiert werden sie von Professorin Dr. Karen Joisten und ihrem
Team vom Institut für Philosophie.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:
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Technische Universität Kaiserslautern, Melanie Löw, 07.05.2018
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VORTRAG/729: Köln - Philosophie der Architektur, Vortragsreihe 15.05.-03.07.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Hochschule Köln

Philosophie der Architektur - Vortragsreihe an der TH Köln



Die Fakultät für Architektur der TH Köln widmet sich in ihrer
Vortragsreihe "architectural tuesday" dem Zusammenhang von Philosophie
und Architektur. Denn zur Gestaltung von Häusern gehört nicht nur die
funktionale Anordnung von Räumen: auch Überlegungen, wie Menschen
zusammen leben können, und wie aus Gebäuden ein funktionierendes
Gemeinwesen wird, sind Teil des architektonischen Entwerfens. Die fünf
Vorträge finden jeweils dienstags um 19.00 Uhr im Karl-Schüssler-Saal
auf dem Campus Deutz der TH Köln statt, Betzdorfer Straße 2. Der
Eintritt ist frei.

Beim "architectural tuesday" kommen im Sommersemester 2018
Persönlichkeiten aus der Philosophie und aus der Architektur zu Wort.
Ihre Beiträge werden deutlich machen, dass und auf welche Weise
Architektur eine Bedeutung bekommen kann, die unmittelbar mit den
existentiellen Fragen der Welt und des Lebens zu tun hat.

Veranstaltungsprogramm "Philosophie der Architektur"

Dienstag, 15. Mai 2018

Dr. Martin Düchs, Architekt BDA

"Philosophie der Architektur - eine Kartierung"

Zum Auftakt spricht Dr. Martin Düchs über das Thema "Philosophie der
Architektur - eine Kartierung". Der Vortrag dient als Prolog der
Reihe, vermittelt eine Einführung in das Gebiet der Philosophie der
Architektur und stellt die systematischen Fragen sowie Strömungen vor.
Martin Düchs ist seit 2014 wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Otto-
Friedrich-Universität Bamberg am Lehrstuhl für Philosophie II von
Prof. Christian Illies. Zudem betreibt er sein eigenes Büro in
München: Blockrandbebauung - Architektur + Philosophie. Derzeit
arbeitet er an einer Habilitation zur Frage der Menschenbilder in der
Architektur.

Dienstag, 29. Mai 2015

Caroline Voet, KU Leuven, Faculty of Architecture

"In search for an architectural ontology. The work of Dom Hans van der
Laan."

Caroline Voet thematisiert in ihrem Vortrag die Suche nach einer
architektonischen Ontologie am Beispiel der Arbeit des
niederländischen Benediktinermönchs und Architekts Dom Hans van der
Laan. Voet ist Doktorandin an der Fakultät für Architektur der
Katholischen Universität Leuven, wo sie Architekturtheorie und -praxis
lehrt. Sie absolvierte ihren Master am Design Research Laboratory der
Architectural Association in Antwerpen. Sie lehrte an der
Architectural Association und der Freien Universität Brüssel. Der
Vortrag findet in englischer Sprache statt.

Dienstag, 19. Juni 2018

Prof. Jörg H. Gleiter, TU Berlin, Architekturtheorie

"Architektonik ist die Kunst der Systeme"

Prof. Dr. Jörg H. Gleiter formuliert unter dem Titel "Architektonik
ist die Kunst der Systeme" Anmerkungen zu einer kritischen
Erkenntnistheorie der Architektur. Gleiter leitet das Fachgebiet
Architekturtheorie und ist geschäftsführender Direktor des Instituts
für Architektur der TU Berlin. Er befasst sich hauptsächlich mit der
Kritischen Erkenntnistheorie der Architektur, Architekturphilosophie
und Ästhetik. Er veröffentlichte zahlreiche Bücher, darunter "Der
philosophische Flaneur. Friedrich Nietzsche und die Architektur" sowie
"Architektur und Philosophie. Grundlagen. Standpunkte. Perspektiven".

Dienstag, 26. Juni 2018

Dr. Christoph J. Baumberger, ETH Zürich

"Konstruktive Schönheit: Zur ästhetischen Erfahrung von
Architektur"

Über die ästhetische Erfahrung von Architektur spricht Dr. Christoph
J. Baumberger unter der Überschrift "Konstruktive Schönheit". Er ist
Oberassistent am Institut für Umweltentscheidungen der ETH Zürich,
Privatdozent am Institut für Philosophie der Universität Bern und
unterrichtet im Rahmen des MAS Kulturmanagement der Universität Basel.
Seine Forschungsschwerpunkte liegen in der Erkenntnistheorie, der
Wissenschaftsphilosophie, der Ästhetik und der Architekturphilosophie.

Dienstag, 3. Juli 2018

Diskussionsrunde "Hilfe, ich bin nackt! - Das Private, das Öffentliche
und die Architektur der Stadt."

Zum Abschluss der Reihe diskutieren der Architekt Prof. Uwe Schröder,
die Düsseldorfer Stadtbaudezernentin Cornelia Zuschke und Prof. Dr.
Ludger Schwarte von der Kunstakademie Düsseldorf zum Thema "Hilfe, ich
bin nackt! - Das Private, das Öffentliche und die Architektur der
Stadt." Die Veranstaltung behandelt die Frage nach der Bedeutung der
städtischen Architektur für das gesellschaftliche Zusammenleben in der
Stadt. Moderation: Prof. Andreas Denk, Fakultät für Architektur der TH
Köln.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, Petra Schmidt-Bentum, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/728: Frankfurt - US-Historikerin Lynn Hunt über die Wurzeln der Moderne, 14. bis 17. Mai


Goethe-Universität Frankfurt am Main

US-Historikerin Lynn Hunt über die Wurzeln der Moderne

Programm der 6. Dagmar-Westberg-Vorlesung - Öffentliche Vorträge,
Diskussion und Kolloquium



FRANKFURT. Die 6. Dagmar-Westberg-Vorlesung, die von 14. bis 17. Mai
stattfindet, übernimmt die amerikanische Historikerin Lynn Hunt. Die
bekannte Forscherin, die sich viel mit der Französischen Revolution
und der Geschichte der Menschenrechte befasst hat, hält drei
öffentliche Vorträge und ein Kolloquium zum Thema "The Global, the
Social, and the Martial: Discovering New Capacities in the Eighteenth
Century".

"Die Westberg-Vorlesungen widmen sich einem Thema von breiter
kulturhistorischer Relevanz über Fächergrenzen hinweg. Professor Hunt,
eine international renommierte Historikerin der Frühen Neuzeit,
repräsentiert diese Breite: Sie verbindet europäische Kulturgeschichte
mit Fragen historischer Methodik und Epistemologie", erklärt
Professorin Rebekka Voß von der Goethe-Universität. Die Judaistin war
an der Auswahl für die diesjährige Reihe der Westberg-Vorlesung
beteiligt. Insbesondere Hunts soeben erschienenes Buch "History: Why
It Matters" sei, so Voß, ein Beleg dafür, dass kulturgeschichtliche
Forschung überaus aktuell sei.

In ihrer Frankfurter Vorlesung, die sie in englischer Sprache halten
wird, wird Lynn Hunt zeigen, dass neue Konzepte von modernen
Gesellschaften keineswegs nur auf die Philosophie der Aufklärung, den
"Aufstieg des Westens" oder das Erstarken bürokratischer Staatsgebilde
zurückführen sind. Vielmehr will sie den Blick auf "Geschichte von
unten" lenken, denn neue Vorstellungen von Individuum und Gesellschaft
kamen im achtzehnten Jahrhundert oft von unerwarteter Seite.

Die erste Vorlesung mit dem Titel "Tea, Women and the Concept of
Civilization" befasst sich mit der Frage, welche neue Rolle Frauen
zukam durch den Konsum von Tea und anderen chinesischen Produkten und
wie dies die europäische Vorstellung von "Zivilisation" mitgeprägt
hat. Das Konzept von "Gesellschaft" wurde im achtzehnten Jahrhundert
neu zugeschnitten, besonders während der Französischen Revolution,
woraus sich in den späten 1790er Jahren und frühen 1800er Jahren die
Sozialwissenschaften entwickelt haben.

Die zweite Vorlesung wendet sich der Bildsprache zu und zeigt, wie
diese den Blick auf soziale Beziehungen verändert hat. Die neuen
Möglichkeiten von Individuum und Gesellschaft nahmen eine bedenkliche
Entwicklung in den Revolutionskriegen der 1790er Jahre, als
individuelle Initiative und Nationalgefühl auf neue Weise
ineinanderflossen.

Die dritte Lesung schließlich taucht ein in die sich verändernden
Strukturen der französischen Revolutionsarmeen, um zu verstehen, warum
diese so erfolgreich waren, aber auch, warum die Gefechte von so viel
Gewalt geprägt waren. Alle drei Vorlesungen behandeln die
unabsichtliche Entdeckung neuer Möglichkeiten des Einzelnen im
Zusammenhang mit dem Bewusstsein sozialer Kräfte. Am Kolloquium mit
dem Titel "Globalization, Visualization and Religion in the Origins
oft he Enlightenment" beteiligt sich als weitere führende Forscherin
der Geschichte der Frühen Neuzeit Prof. Margaret C. Jacob, ebenfalls
Distinguished Professor of History an der University of California,
Los Angeles.

Zur Person der Referentin

Nach ihrem Studium am Carleton College und ihrer Promotion an der
Stanford University lehrte Professor Hunt an der University of
California, Berkeley (1974 bis 1987) und ging dann an die University
of Pennsylvania, Philadelphia (1987-1998). Von 1998 bis zu ihrer
Emeritierung 2013 hatte sie die Eugen Weber-Professur an der
University of California, Los Angeles, inne. Heute ist sie dort als
Distinguished Research Professor tätig. 2002 war sie Präsidentin der
American Historical Association, 2010 erhielt sie von dieser den Nancy
Lyman Roelker Award for Graduate Mentorship. Darüber hinaus wurde Hunt
in Berkeley und Los Angeles mit namhaften Lehrpreisen ausgezeichnet.

Hunts Werk umfasst Bücher über den Ursprung der Menschenrechte, die
Französische Revolution, historische Methodik und Erkenntnistheorie,
die Quellen der religiösen Toleranz, aber auch über die Geschichte der
Pornographie. Die Bücher von Lynn Hunt wurden in vierzehn Sprachen
übersetzt. Ihre jüngsten Veröffentlichungen sind das Lehrbuch "The
French Revolution and Napoleon: Crucible of the Modern World" (2017),
das sie gemeinsam mit Jack Censer geschrieben hat, und "History: Why
It Matters", erschienen im März 2018.

Zur Dagmar-Westberg-Vorlesung

Die Gastprofessur ist nach dem Vorbild amerikanischer Lectures
konzipiert. Sie wird aus einem Stiftungsfonds finanziert, den die 2017
verstorbene Mäzenin Dagmar Westberg zur Verfügung gestellt hat. Nach
dem Willen der Stifterin soll das Geld ausschließlich für die
Geisteswissenschaften verwendet werden. So kann die Goethe-Universität
jährlich eine/n weltweit renommierte/n Forscher/in nach Frankfurt
einladen. In den vergangenen vier Jahren fiel die Wahl auf den
Germanisten Peter Strohschneider, der nun DFG-Präsident ist, die
amerikanische Philosophin Martha Nussbaum, den deutsch-amerikanischen
Archäologen Lothar von Falkenhausen, den Berliner Theologen Christoph
Markschies und der Princeton-Historiker Anthony T. Grafton.

Die Termine:

"Tea, Women and the Concept of Civilization"

Montag, 14. Mai, 18 Uhr

Campus Westend, Festsaal Casino (Cas. 823):

"French Revolutionary Armies and Total War"

Dienstag, 15. Mai, 18 Uhr

Campus Westend, Renate von Metzler Saal (Cas. 1.801)

"Revolutionary Armies and Total War"

Mittwoch, 16. Mai, 18 Uhr

Campus Westend, Renate von Metzler Saal (Cas. 1.801)

"Globalization, Visualization and Religion in the Origins of the
Enlightenment"

Kolloquium zu den Vorlesungen: Donnerstag, 17. Mai, 10-13 Uhr,

Forschungskolleg Humanwissenschaften der Goethe-Universität

Am Wingertsberg 4, 61348 Bad Homburg v.d. Höhe

(Anmeldung unter m.eise@em.uni-frankfurt.de)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 7. Mai 2018 / 100

Pressestelle Goethe-Universität Frankfurt am Main

Redaktion Dr. Anke Sauter, Referentin für Wissenschaftskommunikation,

Abteilung PR & Kommunikation

Theodor-W.-Adorno-Platz 1, 60323 Frankfurt am Main

Tel: (069) 798-13066, Fax: (069) 798-763 12531

E-Mail: Sauter@pvw.uni-frankfurt.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/409: Iran-Report Nr. 5 - Mai 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 5 - Mai 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Abschluss des
Atomabkommens und der Aufhebung der Sanktionen erwartet das Volk
einen wirtschaftlichen Aufschwung, die Öffnung nach außen und vor
allem auch eine Liberalisierung der theokratischen Staatsordnung.
Doch über den neuen Kurs, auch über die Rolle Irans in der Region,
ist sich die Staatsführung nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon
seit geraumer Zeit zwischen Konservativen und Reformern tobt,
ausgehen wird, ist ungewiss.

Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen aus. Auch
um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen und
Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Warnung vor Zerfall des Staates

• Das Volk ist mit Lage des Landes unzufrieden 

• Teherans Bürgermeister erklärte zweimal seinen Rücktritt 

• Revolutionsgarden warnen ihre Kritiker 

• Amnesty International: mehr als die Hälfte der weltweiten Hinrichtungen geschehen in Iran 

• Stellvertretender Leiter des Amtes für Umweltschutz ins Ausland geflüchtet 

• Sittenwächterinnen schlagen eine Frau wegen Missachtung der Kleidungsvorschriften


WARNUNG VOR ZERFALL DES STAATES

Die halblegale Partei "Freiheitsbewegung", die einen liberalen Islam
vertritt, hat in einer Erklärung zum iranischen Neujahr vor der
Gefahr eines "politischen und sozialen Zerfalls" des Landes gewarnt.
Sie verweist auf die "traurigen Ereignisse" um die Jahreswende.
Sollten sich ähnliche Ereignisse im neuen Jahr wiederholen, würden
die "landesweiten Aggressionen" außer Kontrolle geraten.

Die "Freiheitsbewegung" gehört zu den ältesten islamisch orientierten
Organisationen. Ihr inzwischen verstorbener Vorsitzender, Mehdi
Bazargan, war der erste Ministerpräsident der Islamischen Republik.
Die Bewegung wurde bereits in den ersten Jahren nach der Gründung des
neuen Staates an den Rand der - und zeitweise in die - Illegalität
gedrängt. Mittlerweile wird sie mehr oder minder geduldet.

"Wenn ein Volk die Hoffnung auf Reformen aufgibt und die Geduld
verliert, wächst die Gewaltbereitschaft", hieß es in der Erklärung.
Es gebe bereits "unterschiedliche und komplizierte Pläne" im Innern,
ja sogar innerhalb staatlicher Institutionen, und in der Region, zu
"organisierter Gewalt". Diese Entwicklung könne nur durch "politische
Öffnung und einschneidende Reformen" verhindert werden, hieß es. Die
Konzentration auf wirtschaftliche Reformen und das Ignorieren oder
Vertagen von politischen Veränderungen sei "gefährlich". Dies könnte
zu neuen Wellen von Gewalt führen.

Mit den Protesten um die Jahreswende sei zum ersten Mal die Gewalt
als ein Ausweg aus der Krise ernsthaft erwogen worden, heißt es in
der Erklärung weiter. Die Fortsetzung dieser Entwicklung bedrohe
nicht nur die Staatsordnung, sondern auch die Souveränität und den
sozialen Zusammenhalt des Landes. "Sollte sich diese Entwicklung
tatsächlich fortsetzen, wäre ein politischer und sozialer Zerfall
nicht mehr ausgeschlossen."

Noch seien die Chancen auf eine Lösung nicht verloren, betonen die
Autoren der Erklärung. Die Rückkehr zur Einhaltung der Verfassung und
die Achtung der Rechte und die Herrschaft des Volkes könnten das Land
vor dem Zerfall retten.


DAS VOLK IST MIT LAGE DES LANDES UNZUFRIEDEN

300 frühere Aktivisten der paramilitärischen Basidsch-Miliz haben in
einem offenen Brief an Revolutionsführer Ali Chamenei
"grundsätzliche" Kritik an den islamischen Staat geübt. Sie
erklärten, das iranische Volk sei "mit der gegenwärtigen Lage des
Landes unzufrieden". "Dieser Staat ist nicht mehr akzeptabel".

Die Menschen seien um die Zukunft des Landes besorgt, "die Kluft
zwischen dem Volk und dem Staat und der Zweifel an der
Realisierbarkeit der Ziele der Revolution (...) war in den vier
Jahrzehnten der Islamischen Republik noch nie so groß wie heute". Es
sei nun so weit, dass die Islamische Republik möglicherweise als ein
gescheitertes Projekt in die Geschichte eingehen werde, schreiben die
Autoren.

"Das gesamte System ähnelt täglich mehr und mehr einem lebelosen,
innerlich zerbrochenen Körper", heißt es in dem Brief weiter. "Das
Land braucht grundlegende Reformen, für die gemäß der Verfassung der
Revolutionsführer verantwortlich ist. Keine andere Instanz oder
Person ist dazu befugt."

Offenbar gehören die Autoren zu den Anhängern des ehemaligen
Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad. Daraus machen sie auch keinen
Hehl. Denn sie nennen ihn mit Namen, bezeichnen ihn als "Repräsentant
der Forderungen des Volkes" und kritisieren das Vorgehen der Justiz
gegen Ahmadinedschads Weggefährten.

Weiter schreiben die Autoren, trotz einiger Fortschritte und
positiver Maßnahmen in den vergangenen 40 Jahren, befänden sich
"Gerechtigkeit, Demokratie und sogar zum Teil die nationale
Unabhängigkeit in keinem guten Zustand". Es gehe nicht um kleinere
oder größere Unzulänglichkeiten. "Heute haben sich nahezu sämtliche
Institutionen des Staates in das Gegenteil ihrer Daseinsphilosophie
verwandelt." Dazu führen die Autoren folgende Beispiele an:

"- Die Existenz inoffizieller, nicht gewählter
 Institutionen.

 - Manipulierte Wahlen, die nicht mehr als Wille des Volkes
 bezeichnet werden können.

 - Ein Staatspräsident, der die Wahlen gewinnt, weil er aus der
 Sicht der Bevölkerung das kleinere Übel ist, kann nicht einmal bei
 seinen eigenen Wählern Hoffnung auf Besserung der Verhältnisse
 wecken. Die Bevölkerung betrachtet einen solchen Präsidenten nicht
 als Freund, sondern als Gegner.

 - Ein Parlament, in dem statt Menschen, die besorgt sind und dem
 Volk dienen wollen, Menschen sitzen, die sorglos, und unfähig
 sind, die keinerlei Ideen haben, die durch Einsatz von Milliarden
 (Tuman - iranische Währung) ins Parlament gelangt sind und durch
 Lobbyismus und Handel mit Regierungsverantwortlichen hohe Gewinne
 erzielen.

 - Eine Justiz, die ein Symbol für Ungerechtigkeit und Willkür
 darstellt.

 - Ein Wächterrat, der verhindert, dass fähige Persönlichkeiten ins
 Parlament gelangen.

 - Freitagsprediger, denen diktiert wird, was sie verkünden
 sollen.

 - Sicherheitsdienste, die statt für die Sicherheit des Landes zu
 sorgen, bestimmte Mächte schützen und für deren Einfluss sorgen.
 Gerade die Informationsabteilung der Revolutionsgarden übt mit
 ihren riesigen Finanzmöglichkeiten unbegrenzten Einfluss aus. Sie
 stiftet Verwirrung und setzt Politiker, Unternehmer und Medien
 unter Druck.

 - Fernsehen und Rundfunk und andere Medien, die mit Staatsgeldern
 arbeiten, sehen ihre Aufgabe lediglich darin, das Volk zugunsten
 bestimmter politischer Gruppierungen zu manipulieren.

 - Die Diplomatie hat das erniedrigende Atomabkommen hingenommen
 und beschäftigt sich nun mit Machtspielen in der Region."



Nach Meinung der Autoren, wird die Regierung vom Volk als Gegner, als
Bedrohung empfunden. Der Zusatz "islamisch" in der Bezeichnung des
Staates diene lediglich als Schutzschild für bestimmte Kräfte gegen
jede Kritik. Die landesweiten Proteste um die Jahreswende seien ein
Ausdruck der Hoffnungslosigkeit und Resignation gewesen, ein
Alarmzeichen für den endgültigen Zerfall der Islamischen Republik.

Auch die Proteste gegen das erzwungene Kopftuch seien nichts Anderes
gewesen als Wut über Scheinheiligkeit und darüber, dass die
islamische Kleidung als Deckmantel benutzt werde, um den Mangel an
echtem Glauben zu verschleiern.


TEHERANS BÜRGERMEISTER ERKLÄRTE ZWEIMAL SEINEN
RÜCKTRITT

Einen Tag nach der Ablehnung seines Rücktrittsgesuchs durch den
Stadtrat hat der Bürgermeister von Teheran, Mohammad Ali Nadschafi,
erneut seinen Rücktritt eingereicht. Er begründete dies mit
"gesundheitlichen Problemen". Mohssen Haschemi, Vorsitzender des
Stadtrats, bestätigte die Nachricht. Er sagte, Nadschafi habe sich in
einem Schreiben für das Vertrauen der Ratsmitglieder, die sein Gesuch
abgelehnt hätten, bedankt. Er habe jedoch hinzugefügt, dass er sich
auf Empfehlungen eines Arztes auf eine notwendige Operation
vorbereiten müsse. Er habe dem Rat vorgeschlagen, so rasch wie
möglich einen Nachfolger zu wählen.

Nadschafi, der zu den Reformern gehört, hatte bereits vor etwa einem
Monat seien Rücktritt erklärt. Auch damals hatte er den Schritt mit
seinem gesundheitlichen Zustand begründet. Doch politische Beobachter
in Iran sind der Meinung, dass auch politische Gründe mit eine Rolle
gespielt hätten. Denn Nadschafi wurde zu diesem Zeitpunkt seitens der
Konservativen heftig kritisiert. Grund war, dass er an einer
Versammlung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter teilgenommen hatte,
auf der junge Mädchen Tänze aufgeführt hatten. Damals erklärte
Oberstaatsanwalt Mohammad Dschafar Montaseri, er werde in dem Fall
ermitteln. Fest steht, dass Nadschafi unter politischem Druck stand,
weil er seinen Vorgängern Korruption vorgeworfen hatte. Einige seiner
Weggefährten warfen dem Staatsanwalt vor, Nadschafi zum Rücktritt
gezwungen zu haben. Die Justiz sollte sich lieber um die von
Nadschafi aufgedeckten Korruptionsfälle kümmern, meinten diese.


REVOLUTIONSGARDEN WARNEN IHRE KRITIKER

In einer am 19. April veröffentlichten Erklärung haben die
Revolutionsgarden "einige Personen und Medien kritisiert", "die
versuchen durch Seitenhiebe die Garden zu schwächen". "Unwürdige
Äußerungen und spalterische Reden einiger Personen und Medien im
Innern blasen, bewusst oder unbewusst, in dasselbe Horn, in das
ausländische Feinde der Islamischen Republik blasen", heißt es in der
Erklärung.

Schon seit Jahren werden die Revolutionsgarden kritisiert, weil sie,
neben ihren militärischen Aufgaben, auch wirtschaftlich und politisch
tätig sind. Die Garden bilden heute sogar das größte
Wirtschaftsunternehmen des Landes. Sie sind in allen Bereichen der
Wirtschaft aktiv. Nahezu sämtliche staatliche Großprojekte werden von
ihnen ausgeführt. Das verschafft ihnen beträchtliche Möglichkeiten,
auch auf politische Entscheidungen Einfluss zu nehmen. Daher wird die
Kritik gegen die Garden immer lauter. Viele sehen eine Gefahr darin,
dass eine weitere Vertiefung der gegenwärtigen Krise in Wirtschaft
und Politik, und weitere Verbreitung der Unzufriedenheit und Kritik
in der Bevölkerung, den Garden Anlass zu einem Staatsstreich liefern
könnten.

Scharfe Kritik gegen die Garden übte in den letzten Wochen der
ehemalige Präsident Mahmud Ahmadinedschad. Er warf ihnen Einmischung
in die Politik und eine Manipulierung der Wahlen vor. Noch schärfer
äußerte sich der Parlamentsabgeordnete Mahmud Sadeghi. Das Vorgehen
der Garden gegen Andersdenkende und die Missachtung der Gesetze
hätten zum Vertrauensverlust der Bevölkerung gegenüber dem Staat
geführt, schrieb er in einem Brief an Hossein Taleb, dem Leiter der
Informationsabteilung der Garden. Immer wieder beschwerten sich
Menschen bei ihm wegen des gesetzeswidrigen Umgangs der Garden mit
Beschuldigten bei Festnahmen, bei Verhören und in der Haft, so
Sadeghi. Das Vorgehen der Garden erwecke bei der Bevölkerung den
Eindruck, der Staat sei in unterschiedliche Machtzentren gespalten.
Die Versuche der Abgeordneten, dagegen vorzugehen, seien bislang
vergeblich gewesen. Sadeghi forderte Taleb dazu auf, über die Kritik
nachzudenken und zu versuchen, dem bereits entstandenen Schaden
Einhalt zu gebieten.

Kürzlich kritisierte auch Präsident Rohani indirekt die Garden. Er
lobte die regulären Streitkräfte und sagte: "Obwohl die Streitkräfte
viel von Politik verstehen, haben sie sich nie in politische
Spielereien eingemischt." Damit hätten sie die Anweisungen Ayatollah
Chomeinis befolgt, der gesagt hatte, die Militärs sollten sich
unbedingt aus der Politik heraushalten.

In der Erklärung der Garden, die offenbar eine Reaktion auf diesen
Seitenhieb war, betonten die Autoren, sie hätten stets die Anweisung
Chomeinis befolgt und die Befehle und Anweisungen des
Revolutionsführers ausgeführt. Genau diese "uneingeschränkte
Gefolgschaft" habe die Gegner zu "unwürdigen Seitenhieben und
Sticheleien" veranlasst.

Indes nahm der Oberkommandierende der iranischen Streitkräfte,
General Abdolrahim Mussawi, demonstrativ an einer Veranstaltung der
Revolutionsgarden teil. Er sei gekommen, um die Garden zu
unterstützen und den Feinden der Islamischen Republik "in die Fresse
zu hauen", sagte er. Mit Blick auf die Äußerungen Rohanis stellte er
klar, dass es zwischen den Garden und den regulären Streitkräften
keinerlei Differenzen gebe. "Der Versuch der Feinde, zwischen uns
einen Keil zu schieben und in der Mauer, die wir gemeinsam gegen sie
errichtet haben, Risse zu erzeugen, ist vergeblich." Der General
begrüßte die Aktivitäten der Garden außerhalb des militärischen
Bereichs. Die Garden seien nach dem Iran-Irak-Krieg (1980-1988) dazu
verpflichtet gewesen, sowohl in der Wirtschaft als auch in der
Gesellschaft aktiv zu werden.


AMNESTY INTERNATIONAL: MEHR ALS DIE HÄLFTE DER WELTWEITEN
HINRICHTUNGEN GESCHEHEN IN IRAN

Laut dem am 11. April veröffentlichten Jahresbericht der
Menschenrechtsorganisation Amnesty International (AI) sind 2017
weltweit 993 Menschen hingerichtet worden, davon mehr als die Hälft
in Iran. Die Zahl ist im Vergleich zu 2016 um 39 Hinrichtungen
gesunken. Allerdings wurden die Hinrichtungen in China nicht
mitberücksichtigt, da das Land sie nicht offiziell bekannt gibt. Nach
Einschätzung der Organisation liegt diese höher als die Gesamtzahl
der Hinrichtungen aller anderen Länder.

Die von AI aufgestellte Liste wird von Iran angeführt; mit deutlichem
Abstand folgen Saudi-Arabien, Irak und Pakistan. In Iran registrierte
die Organisation 507 Hinrichtungen. Allerdings wird vermutet, dass
die tatsächliche Zahl weit höher liegt. Unter den registrierten
Hingerichteten befinden sich auch Personen, die die Straftat als
Minderjährige begangen hatten.

Die Gesamtzahl der weltweiten Todesurteile ist laut dem Bericht mit
2.591 Fällen im Vergleich zum Vorjahr um 526 Urteile zurückgegangen.
Das liege daran, dass weitere Staaten, wie im vergangenen Jahr Guinea
und die Mongolei, die Todesstrafe abgeschafft hätten. Inzwischen sei
die Todesstrafe in 142 Ländern verboten. "Dennoch sitzen weltweit
mehr als zwanzigtausend Menschen in Todestrakten", sagte laut AFP die
deutsche Amnesty-Expertin Andrea Berg.


STELLVERTRETENDER LEITER DES AMTES FÜR UMWELTSCHUTZ INS
AUSLAND GEFLÜCHTET

Der Parlamentsabgeordnete Mahmud Sadeghi twitterte am 16. April, der
stellvertretende Leiter des Amtes für Umweltschutz, Kaweh Madani,
habe Iran verlassen. Zuvor hatte der Internetdienst Tabnak berichtet,
"Kaweh Madani, der vor Kurzem wegen einiger Straftaten festgenommen
worden war, hat seinen Rücktritt als stellvertretender Leiter des
Amtes für Umweltschutz eingereicht. Der Rücktritt wurde vom
Amtsleiter Isa Kalantari akzeptiert."

Im Februar waren einige Mitarbeiter des Amtes von Sicherheitsbeamten
wegen Spionageverdacht festgenommen worden. Unter ihnen befand sich
auch der Umweltforscher und Professor an der Emam Sadegh Universität
in Teheran, Kawus Emami, der einige Tage nach seiner Verhaftung im
Gefängnis angeblich Selbstmord begangen hatte.

Am 18. April bestätigte der Teheraner Staatsanwalt, Abbas Dschafari
Dolatabadi, dass Madani das Land verlassen habe. "Madani war
schuldig", sagte er. "Aus Furcht vor unseren Ermittlungen hat er das
Land verlassen." "Wenn wir auf Internetseiten lesen, dass dieser und
jener ins Ausland gegangen sind, sollten wir wissen, dass dies mit
den Ermittlungen zu tun hat. Aber wer das Land verlässt, wird
irgendwann zurückkehren."

Laut dem persischsprachigen Programm der BBC befand sich Madani auf
einer dienstlichen Auslandsreise. Er habe sich zum Rücktritt
entschlossen, als er befürchtete in Haft genommen zu werden. Sein
derzeitiger Aufenthaltsort ist nicht bekannt.

Madani lehrte am Imperial College in London. 2016 war er als erster
junger iranischer Wissenschaftler von der EU mit einem Preis
ausgezeichnet worden. 2017 wurde er von der iranischen Regierung dazu
eingeladen, beim Amt für Umweltschutz mitzuarbeiten. Er nahm die
Einladung an und setzte sich besonders für Maßnahmen gegen den
Wassermangel ein.

Doulatabadi sagte, obwohl der "Hauptbeschuldigte" Selbstmord begangen
habe, hätten die anderen Inhaftierten "interessante Aussagen
gemacht". Ihre Aufgabe sei es gewesen, geheime Informationen ins
Ausland zu schicken. Einer der Beschuldigten habe gestanden, im
Ausland für solche Aufgaben ausgebildet worden zu sein. Ein anderer
habe gestanden, monatlich ein Gehalt bekommen zu haben. Der
Beschuldigte habe einen sicheren Computer gehabt und monatlich
Berichte an den britischen Geheimdienst sowie Geheimdienste anderer
Länder geschickt und mit ihnen Informationen ausgetauscht. "Dieser
Beschuldigte hat jetzt eingesehen, dass es für ihn das Beste ist,
wenn er die Wahrheit sagt", sagte der Staatsanwalt.

Die Ermittlungen gegen die Umweltschützer, der mysteriöse Tod von
Kawus Emami und der Sturz einer Maschine mit Umweltschützern an Bord
werfen zahlreiche Fragen auf. Unbestätigte Gerüchte besagen, dass die
Umweltschützer in der Wüste von Lut Atommüll aus Russland entdeckt
hätten. Dieser habe bereits erhebliche Umweltschäden verursacht.


SITTENWÄCHTERINNEN SCHLAGEN EINE FRAU WEGEN MISSACHTUNG DER
KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN

Ein in den sozialen Netzwerken kursierendes Video hat für heftige
Proteste gesorgt. Zu sehen ist ein Gerangel zwischen drei
Sittenwächterinnen und einer Frau, deren Kopftuch ihre Haare nicht
vorschriftsmäßig bedeckte. Offenbar wollten die Wächterinnen die Frau
festnehmen, sie weigerte sich, Passanten mischten sich ein, die
Wächterinnen schlugen die Frau schließlich zu Boden. Wie die Agentur
Fars berichtete, hat sich eine der Wächterinnen bei der Schlägerei
ihren Finger gebrochen.

Die Abgeordnete Tayebeh Siawaschi, die der Reformfraktion angehört,
sagte der Nachrichtenagentur Irna, in der ganzen Zeit ihrer
Abgeordnetentätigkeit habe sie noch nie ein "solch ein schockierendes
Ereignis erlebt". Auch die ganze Gesellschaft sei schockiert. Sie
glaube nicht, dass das harte Vorgehen der Sittenwächterinnen der
Sache dienlich sei. "Jedes Jahr im Sommer richten sich die
anklagenden Zeigefinger auf Frauen." Damit erziele man keine Wirkung.
Siawaschi berichtete, dass eine der Wächterinnen vorübergehend vom
Dienst suspendiert worden sei.

Auch Präsident Rohani nahm an der öffentlichen Debatte über den
Vorfall teil. "Die Forderung der Tugend funktioniert nicht über
Gewalt", sagte er vor Regierungsvertretern. "Einige sagen, der Weg,
Tugend zu fördern und Laster zu verhindern, ist, auf die Straße zu
gehen und Leute am Nacken zu packen."

Demgegenüber verteidigte der Justizchef Sadegh Laridschani das
Vorgehen der Wächterinnen und kritisierte die Suspendierung. Er
sagte, er wundere sich über den "Rückzieher" der Ordnungskräfte. "Das
darf es nicht geben. Es darf nicht geduldet werden, dass gegen die
Ordnungskräfte Widerstand geleistet wird, dass Polizisten beleidigt
werden. Die Polizei darf unter keinen Umständen nachgeben. In keinem
Land der Welt ist die Beleidigung der Ordnungskräfte erlaubt."

 * 


KULTUR

• Streit über Filterung von Telegram

• Nutzung ausländischer sozialer Netzwerke an Schulen verboten 

• Farhadis Film "Everybody Knows" eröffnet das Festival in Cannes 

• Beamter des Kulturministeriums wegen Konzert festgenommen 

• Russisch soll als Schulfach eingeführt werden 

• Ein Vatikan in Iran


STREIT ÜBER FILTERUNG VON TELEGRAM

Seit den landesweiten Protesten um die Jahreswende fordern die
Hardliner und Konservativen, den Internetdienst Telegram zu filtern.
Die Kommunikations-App wurde millionenfach zur Organisation von
Demonstrationen genutzt. Auch das Parlament, die Regierung, die
Justiz und nicht zuletzt Revolutionsführer Ali Chamenei bezogen zu
dem Thema Stellung.

Die Gegner der App hoffen, durch die Filterung des Netzwerks die
Menschen langfristig zur breiteren Nutzung der nationalen und
staatlich kontrollierten Netzwerke bewegen zu können. Telegram zählt
mehr als 20 Millionen Nutzer. Demgegenüber wird das größte
inländische Netzwerk Sorusch nur von etwa drei Millionen genutzt.

Der Sprecher der Reformfraktion im Parlament, Bahram Parsai, sagte am
2. April: "Das Thema (Filterung) wurde im Parlament besprochen, aber
die Mehrheit der Abgeordneten ist gegen ein Verbot (von Telegram)."
Deren Meinung nach solle der Staat die Entscheidung den Bürgerinnen
und Bürgern selbst überlassen.

Demgegenüber sagte der Vorsitzende des Ausschusses für nationale
Sicherheit und Außenpolitik, Alaeddin Borudscherdi, am 10. April, in
weniger als zehn Tagen werde Telegram durch ein nationales Netzwerk
ersetzt. Mit der Begründung, "die ausgetauschten Informationen bei
Telegram werden Großbritannien, Deutschland und dem zionistischen
Regime zur Verfügung gestellt", sprach er sich für ein Verbot von
Telegram aus. Das Vertrauen der Bevölkerung für die nationalen
Netzwerke müsse gewonnen werden. "Zudem sollten wir, als ein
mächtiger Staat in der Region, die Bevölkerung besser informieren, um
den Bedarf an Informationen decken zu können", sagte der konservative
Abgeordnete.

Borudscherdi kritisierte unter anderem, dass Telegram nicht bereit
gewesen sei, mit der Regierung zu kooperieren und Kanäle, die "gegen
die Sicherheit des Landes propagieren", zu filtern. Laut dpa hatte er
bereits am 2. April erklärt: "Es wurde auf höchster politischer Ebene
entschieden, dass Telegram demnächst abgeschafft und durch einen
lokalen Dienst ersetzt wird." Telgram habe bei den Unruhen "eine
destruktive Rolle" gespielt, daher sei das Thema aus nationaler Sicht
"für das Land enorm wichtig".

Demgegenüber erklärte der Minister für Kommunikation, Mohammad
Dschawad Asari, die Regierung stehe zu ihrem Versprechen, den freien
Zugang zu den Netzwerken zu ermöglichen, und sie werde dieses
umsetzen. Allerdings sei sie auf die Zusammenarbeit anderer Instanzen
angewiesen. Die Regierung Rohani hatte immer wieder beteuert, dass
sie den Bürgern und Bürgerinnen die Möglichkeit, sich im Netz frei
bewegen zu können, garantieren werde. Zuletzt hatte Rohani am 2.
April erklärt, die Förderung nationaler Netzwerke dürfe nicht zur
Schließung internationaler Netzwerke führen. Das Ziel sei vielmehr,
deren Monopol zu brechen. Die Konkurrenz sei aber nur dann möglich,
wenn in den Netzwerken gute und attraktive Inhalte und verlässliche
Informationen verbreitet, und die Sicherheit der Nutzer gewährleistet
würden.

Der Abgeordnete Gholamresa Heidari, der der Reformfraktion angehört,
sagte, die Filterung von Telegram bringe mehr Schaden als Nutzen. Die
Filterung ist so, als ob man eine schwer zu lösende mathematische
Formel ausradieren würde. "Man kann nicht mit verschlossen Augen
gegen die moderne Wissenschaft und Technologie kämpfen. Wir müssen
unsere Fähigkeit darin beweisen, dass wir die Technologie richtig
nutzen, nicht darin, dass wir sie fürchten."

Auch die ebenfalls reformorientierte Abgeordnete Fatemeh Hosseini
sagte, "die ständige Drohung, Telegram zu filtern, bringt nichts
anderes, als die Beeinträchtigung von Informationen und der über
Telegram getätigten Geschäfte sowie eine allgemeine Unzufriedenheit."
Nach Informationen der Zeitung Hamschahri werden täglich zehn bis 15
tausend Geschäfte über Telegram abgewickelt.

Am 9. April äußerte sich auch Chamenei zu dem Thema. Vor einer
Versammlung von Regierungsverantwortlichen sagte er, der Staat sei
verpflichtet, die Sicherheit der Privatsphäre der Bürger zu
garantieren. Sie zu missachten, sei eine "Sünde". Offenbar richtet
sich diese Äußerung an das Misstrauen der Bevölkerung gegenüber
nationaler Netzwerke. Viele Nutzer sind der Meinung, die nationalen
Netzwerke sollen dem Staat ermöglichen, die Kommunikation der Bürger
und Bürgerinnen vollständig unter staatliche Kontrolle zu bringen.

Am 18. April gab das Büro von Chamenei bekannt, dass es Telegram ab
sofort nicht mehr nutzen werde. Der Kanal hatte mehr als eine Million
Mitglieder. Mit dem Austritt sollen die nationalen sozialen Netzwerke
gestärkt und das Monopol von Telegram gebrochen werden, hieß es.


NUTZUNG AUSLÄNDISCHER SOZIALER NETZWERKE AN SCHULEN
VERBOTEN 

Das Bildungsministerium hat laut einer Meldung der staatlichen
Agentur Irna vom 15. April den Schulen untersagt, ausländische
soziale Netzwerke zu nutzen. Demnach soll in Zukunft nur noch die
Nutzung nationaler Netzwerke erlaubt sein.


FARHADIS FILM "EVERYBODY KNOWS" ERÖFFNET DAS FESTIVAL IN
CANNES 

Laut einer Meldung der AFP vom 5. April eröffnet Asghar Farhadis Film
"Everybody Knows" in diesem Jahr das Filmfestival in Cannes.
Hauptdarsteller sind die spanischen Stars Penelope Cruz und Javier
Bardem. Der Film bewirbt sich auch um die Goldene Palme. Die
Eröffnung der 71. Festspiele ist am 8. Mai.

Im Film, einem Psychodrama, geht es um das Schicksal einer Familie,
die in Buenos Aires lebt. Laura und ihr Mann nehmen an einer Feier in
ihrer spanischen Heimat teil, bei der etwas geschieht, das ihr Leben
völlig durcheinanderwirft.

Der iranische Regisseur Farhadi ist der derzeit bekannteste
Filmemacher des Landes. Er wurde bereits mit zahlreichen Preisen
ausgezeichnet. 2009 erhielt er bei der Berlinale für seinen Film
"Alles über Elly" den Silbernen Bären für die beste Regie. 2011
gewann er mit dem Film "Nader und Simin - Eine Trennung" den Goldenen
Bären, den Oscar und den Golden Globe Award. Einen zweiten Oscar, für
den besten fremdsprachigen Film, bekam er 2017 für "The Salesman".

Cruz wurde 2006 in Cannes für ihre Rolle in Pedro Almodóvars "Volver"
ausgezeichnet und Barden 2010 für seine Rolle in Alejandro González
"Biutiful".


BEAMTER DES KULTURMINISTERIUMS WEGEN KONZERT FESTGENOMMEN

Nach Angaben der Staatsanwaltschaft der nordöstlich im Land gelegenen
Stadt Maschad, wurde Kasem Dabiri, ein Beamter des
Kulturministeriums, am 19. April wegen "Missachtung des öffentlichen
Anstands und Übertretung der Gesetze" in Haft genommen. Anlass der
Festnahme war ein Konzert, auf dem Jungen und Mädchen zusammen
getanzt hatten.

Das Konzert hatte zur Eröffnung eines Kaufhauses in der
Salman-Einkaufspassage stattgefunden. Auf einem im Internet
veröffentlichten Video waren Mädchen und Jungen zu sehen, die zu der
Musik tanzten. Dabei sollen einige Mädchen ihr Kopftuch abgenommen
haben.

Ein Vertreter des Kaufhauses erklärte gegenüber der Presse, das
Kaufhaus habe die Genehmigung für die Veranstaltung erhalten. Auf der
Veranstaltung, die jeden Monat stattfinden soll, werde ein Auto
verlost. Ein Vertreter der Justiz bestritt dies. Hunderte von
Zuschauern hatten an der Veranstaltung teilgenommen.

Die heilige Stadt Maschad, die jährlich von Millionen Pilger, auch
aus dem Ausland, besucht wird, ist eine Hochburg der Konservativen.
So hatte die Stadt Musikveranstaltungen grundsätzlich verboten.

Der Freitagsprediger von Maschad bezeichnete den Vorfall als
"Katastrophe, Verbrechen, Sünde und Unzucht (...) und dies auch noch
in unmittelbarer Nähe des Mausoleums des heiligen Imams Resa", sagte
er. Er forderte die Justiz auf, dagegen vorzugehen. Er sagte, das
Konzert sei aus Anlass der Vorführung von Frauenunterwäsche
veranstaltet worden. Diese Äußerung brachte dem Prediger in den
sozialen Netzwerken viel Spott ein.


RUSSISCH SOLL ALS SCHULFACH EINGEFÜHRT WERDEN

Einer Meldung der dpa vom 20. April zufolge soll an iranischen
Schulen künftig Russisch als Schulfach eingeführt werden. "Wir wollen
den exklusiven Status der englischen Sprache brechen und neue
Sprachen, wie Russisch, in unser Schulsystem einführen", sagte Irans
Bildungsminister Mohammad Batai bei einem Treffen mit Mitgliedern des
Kulturausschusses des russischen Parlaments in Moskau laut dpa. Er
schlug vor, Russland solle im Gegenzug die persische Sprache an
seinen Schulen unterrichten.

Bereits vor Monaten hatte sich Revolutionsführer Ali Chamenei gegen
die Monopolstellung der englischen Sprache ausgesprochen. Vor einer
Versammlung von Lehrern hatte er damals gesagt, dass es nicht
zulässig sei, sich auf die englische Sprache zu konzentrieren und
damit die Verbreitung einer bestimmten Kultur zu unterstützen. Es
gebe andere Sprachen, die den Zugang zu den Wissenschaften
ermöglichten. Als Beispiel hatte er unter anderem die russische
Sprache genannt.


EIN VATIKAN IN IRAN

Ahmad Sadhusch, Leiter eines schiitischen Zentrums, hat, laut
iranischer Medien, den Vorschlag gemacht, die heilige Stadt Ghom zu
einem selbständigen Staat zu machen. Ghom bildet eines der
wichtigsten Zentren des Schiismus. Er sprach von einem Staat mit
geografischen Grenzen, einer eigenen Flagge und einer eigenen
Verfassung - ein Stadtstaat so ähnlich wie der Vatikan.

Andere religiöse Einrichtungen wie Al Azhar in Ägypten seien
"aufgrund ihrer Abhängigkeit vom Staat noch nicht reif genug, um eine
eigene Staatsordnung zu bilden", sagte Sadhusch. Seiner Überzeugung
nach sei Ghom dahingegen bereit. Über seinen Vorschlag solle entweder
das Parlament oder das Volk entscheiden.

Präsidentenberater Hessamaddin Aschna, kritisierte Sadhusch und
forderte ihn auf, über seinen Vorschlag nachzudenken. Er solle sich
daran erinnern, wer vor vierzig Jahren genau diesen Vorschlag gemacht
hatte. Den Namen nannte er nicht. Gemeint war der letzte vom
damaligen Schah ernannte Ministerpräsident, Schahpur Bachtiar, der
kurz vor der Revolution etwas spöttisch vorgeschlagen hatte,
Ayatollah Chomeini, der noch in seinem Pariser Exil weilte, solle
doch in Ghom seinen islamischen Staat errichten. "Wir werden um die
Stadt eine Mauer bauen. Dort kann Chomeini, seinen islamischen Staat,
eine kleine Vatikan-Stadt gründen", hatte Bachtiar damals gespottet.

Demgegenüber kritisierte der erzkonservative Geistliche Makaram
Schirasi die Verantwortlichen, dass sie Ghom als eine normale Stadt
betrachteten. "Es ist uns noch nicht gelungen, die Verantwortlichen
darauf aufmerksam zu machen, dass es wichtig ist, den Flughafen von
Ghom rasch zu Ende zu bauen. Das wird das Gesicht der Stadt
verändern. Und wenn wir die Kapazität dieser Stadt nutzen, werden die
Muslime, der Schiismus und der Staat davon profitieren. Wenn das
getan wird, wird man die Vorteile eines solchen Schrittes für unseren
Staat und für die ganze Welt feststellen", sagte der Ayatollah.

 * 


WIRTSCHAFT

• Drastischer Fall des Rials

• Atomabkommen 

• Macron kehrt mit leeren Händen aus Washington zurück 

• Auch Merkels Besuch ohne Erfolg 

• USA warnen Unternehmen vor Geschäften mit Iran 

• Keine Einigung in der EU über neue Sanktionen gegen Iran 

• Wechsel zum Euro 

• Bitcoin und andere Kryptowährungen verboten


DRASTISCHER FALL DES RIALS

In den vergangenen Wochen ist die iranische Landeswährung Rial
drastisch gefallen. Hauptgrund sind die Spekulationen über den
drohenden Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen. Während der Rial, im
Vergleich zum US-Dollar, im Oktober noch bei 40.000 lag, wurde der
Dollar auf dem freien Markt am 10. April für 58.650 Rial gehandelt.
Das löste eine Krise auf dem iranischen Markt aus. Daher sah sich die
Regierung zum Eingreifen genötigt. Nach einer Sondersitzung des
Kabinetts gab Vizepräsident Eshagh Dschahangiri bekannt, dass der
Wechselkurs zum US-Dollar ab dem 10. April auf 42.000 Rial festgelegt
werde. Jeder andere Wechselkurs werde als "Schmuggel" betrachtet.
Devisenhändler, die sich nicht hieran hielten, würden gerichtlich
verfolgt. Die Wechselstuben würden unter die Kontrolle der
Zentralbank gestellt. Der Bedarf an Devisen werde von der Zentralbank
gedeckt.

Als der Direktor der Zentralbank, Waiollah Seif, am 10. April dem
Parlament die Gründe für den Fall des Rials erläutern wollte, kam es
zunächst zum Eklat. Einige Abgeordnete wollten den Bankchef nicht
reden lassen, sie liefen zum Rednerpult, protestierten gegen die
Politik der Bank und forderten Seifs Rücktritt. Seif wollte das
Parlament daraufhin verlassen, doch Parlamentspräsident Ali
Laridschani konnte ihn umstimmen.

Seif lobte zunächst die Regierung, weil es ihr gelungen sei, die
Inflationsrate spürbar zu senken. Zu der Lage an dem Devisenmarkt
sagte er, sowohl wirtschaftliche Faktoren als auch das Fehlen des
Vertrauens in die Zukunft hätten die aktuelle Krise ausgelöst.
Ausländische Feinde hätten mit diversen Mitteln ein Feuer geschürt.
Damit wollten sie den Druck auf die Bevölkerung verstärken. Was er
konkret meinte, sagte Seif nicht. Er erinnerte daran, dass nach den
Präsidentschaftswahlen 2013 und die Übernahme der Regierung durch
Rohani der Kurs des Dollars von 37.000 auf 30.000 gesunken sei.
Dieser Preisabfall sei ohne gezielte wirtschaftliche Maßnahmen
zustande gekommen. Allein die Hoffnung auf bessere Zeiten habe
ausgereicht, um eine Aufwertung des Rials gegenüber dem Dollar
herbeizuführen. Derselbe psychologische Faktor habe sich nun negativ
ausgewirkt. Tatsächlich hatte 2013 die Aussicht auf die Lösung des
Atomkonflikts, und damit auf die Aufhebung der Sanktionen, Hoffnungen
auf einen wirtschaftlichen Aufschwung geweckt. Heute drohen die
Amerikaner und auch die Europäer mit neuen Sanktionen, was die
Aussicht auf die Zukunft trübt.

"Wir sollten uns über die Machenschaften der Feinde wundern", sagte
Seif. "Aber wir müssen vermeiden, dass wir selbst künstliche Krisen
auslösen." Er wandte sich an die Abgeordneten und sagte: "Unsere
Bitte ist, dass Sie uns unterstützen. Wir sitzen alle in einem Boot
und müssen gemeinsam dafür sorgen, dass es aufwärtsgeht. Wir befinden
uns in ungewöhnlichen Zeiten und die Feinde führen ihre
Verschwörungen fort." Die Krise sei auch dadurch entstanden, dass im
Internet Ängste verbreitet würden. "Wir haben den Feinden im Internet
freie Hand gelassen, falsche Informationen zu verbreiten."

Wie eine Untersuchung der Banken zeige, bestehe zwischen den Ausgaben
und Einnahmen von Devisen eine Ausgewogenheit, sagte Seif. Damit
dürften die Kurse eigentlich keine solchen Schwankungen erleben. Die
Krise sei durch die Einmischung anderer Staaten, wie Saudi-Arabien
und der Arabischen Emirate, entstanden. Der Markt in Dubai sei für
die gegenwärtige Lage mitverantwortlich. "Dieser Markt unternimmt
jeden Tag irgendetwas gegen unsere Wirtschaft. Wir müssen Ruhe
bewahren und dürfen nicht zulassen, dass die Feinde unsere Wirtschaft
durcheinanderbringen."

Angesichts der Ausgeglichenheit zwischen den Ausgaben und Einnahmen
von Devisen sei die Festlegung des Dollarkurses auf 42.000 Rial
logisch, sagte Seif weiter. Selbstverständlich sei dieser Kurs nicht
dauerhaft vorgesehen. "Wir wollen die Fehler der Vergangenheit nicht
wiederholen." Es könne Schwankungen um fünf oder sechs Prozent geben.

Der erzkonservative, einflussreiche Geistliche, Ayatollah Makaram
Schirazi, empfahl, zur Lösung des Devisenproblems, einige
Devisenhändler zu erschießen. Während einer Vorlesung am 11. April
sagte er: "Die Ereignisse dieser Tage auf dem Devisenmarkt zeigen,
dass eine Verschwörung im Gange ist. Die inländischen Abtrünnigen
wollen gemeinsam mit ihren ausländischen Herren Aufruhr stiften und
die Wirtschaft des Landes lahmlegen. Ich sage ganz offen, man muss
mit diesen Leuten hart umgehen. Ohne Härte können wir die Probleme
nicht lösen. Wenn wir jetzt nicht handeln, müssen wir später einen
hohen Preis zahlen. Zu den entschiedenen Maßnahmen, die wir ergreifen
müssen, gehört die Festnahme von einigen Devisenhändlern, die Chaos
stiften. Sie müssen als Verderber auf Erden vor Gericht gestellt und
unter Berücksichtigung islamischer Grundsätze hingerichtet werden,
damit andere Verderber wissen, was ihnen blüht." Schirazi forderte
die Justiz auf, rasch zu handeln. "Es müssen Sondergerichte
eingerichtet werden, damit der Prozesse nicht jahrelang dauern."

Schirazi kritisierte auch "normale Leute", die ihr Geld aus den
Banken herausnehmen, um Dollar zu kaufen. Das sollte untersagt
werden. Die Dollars sollten nur noch an jene verkauft werden, die in
der Wirtschaft tätig seien.


ATOMABKOMMEN

Wie von US-Präsident Donald Trump angekündigt, werden die USA am 12.
Mai entscheiden, ob sie aus dem Atomabkommen mit Iran aussteigen oder
nicht. Trump hat mehrmals erklärt, dass er das Abkommen für untragbar
halte. Sollte es nicht neu verhandelt, oder zumindest um einige
Punkte ergänzt, werden, würde er es aufkündigen. Sieben Staaten sind
an dem Abkommen beteiligt. Auch die UNO hat es bestätigt. Während
Iran, Russland und China eine Neuverhandlung grundsätzlich ablehnen,
bemühen sich Frankreich, Großbritannien und Deutschland, Wege zu
finden, um den Ausstieg der USA zu verhindern. Zunächst hieß es, sie
seien gegen eine Neuaufnahme der Verhandlungen im Rahmen des
Abkommens, seien aber bereit, über andere strittige Fragen, mit Iran
zu verhandeln. Solche Fragen wären etwa das iranische Raketenprogramm
oder auch die politische und militärische Rolle Irans in der Region.
Doch in den letzten Wochen scheint die Einigkeit über diese Position
Risse zu bekommen. Während Frankreich nun doch zur Neuaufnahme von
Verhandlungen, auch über das Atomabkommen, bereit zu sein scheint,
hält Deutschland an der ursprünglichen Position fest. "Wenn der
US-Präsident das Iran-Abkommen aufkündigt, steht uns der vielleicht
der größte transatlantische Konfliktfall der Nachkriegszeit bevor",
sagte Norbert Röttgen, Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses im
Deutschen Bundestag laut dpa am 5. April. "Dann stünden die USA und
Europa in einem gravierenden Streit erstmals nicht auf derselben
Seite."

Iran kündigte für den Fall eines Ausstiegs der Amerikaner eine
Überraschung an. Ali Salehi, Leiter der iranischen Atombehörde,
sprach am 5. April von einem "speziellen Daumendruck", womit er eine
harte Reaktion meinte. "Wir wollen in dem Deal bleiben, aber wir
können auch anders", sagte er. Die unberechenbare Politik des
US-Präsidenten sei für Iran eine "große Herausforderung". "Daher
sollten alle im Land auf der Hut sein."

Auch Irans Präsident Hassan Rohani warnte die USA. Sie würden eine
Ablehnung des Vertrags "bereuen". "Wir sind viel besser vorbereitet
als sie denken", sagte er. Das Abkommen werde bestehen bleiben,
selbst wenn die Amerikaner aussteigen würden. Es habe "eine solide
Struktur und würde auch ein Beben der Stärke 10 überstehen", sagte
der Präsident. Jedenfalls sei Iran für alle Szenarien vorbereitet:
"Den Deal weiterführen, nicht weiterführen, mit den USA, ohne den
USA ... Wir können binnen einer Woche in jeder Hinsicht umschalten."

Während sich der Streit zwischen Teheran und Washington verschärfte,
strahlten die europäischen "Vermittler" Optimismus aus. Am 12. April
berichtete die Agentur Reuters, unter Berufung auf einen Diplomaten,
die europäischen Unterhändler hätten mit ihren amerikanischen
Verhandlungspartnern Fortschritte erzielt. Sie seien dabei, drei
Dokumente vorzubereiten, um die Bedenken von Präsident Trump aus dem
Weg zu räumen. Der Inhalt dieser Dokumente sei nicht bekannt.

Mitte April setzten die Europäer ihre Bemühungen auf höchster Ebene
fort. Sowohl der französische Präsident Emanuel Macron als auch
Bundeskanzlerin Angela Merkel machten sich auf den Weg nach
Washington. Als ein Zugeständnis an Trump zeigte sich Merkel im
Vorfeld ihrer Reise über das iranische Raketenprogramm besorgt. Sie
werde in Washington zwar an dem Atomabkommen festhalten, werde aber
zugleich betonen, "dass man nicht alles auf das Abkommen reduzieren
kann, sondern dass zum Beispiel auch das ballistische Raketenprogramm
ein Grund der Besorgnis ist", sagte sie nach einem Treffen mit
Macron. Beide betonten die große Geschlossenheit der Europäer
bezüglich dieses Themas.

Am 19. April appellierten rund 500 Abgeordnete aus Deutschland,
Frankreich und Großbritannien an ihre amerikanischen Kolleginnen und
Kollegen, das Abkommen mit Iran nicht zu verlassen. Aus Deutschland
waren es vor allem Abgeordnete von SPD, den Grünen und der Linken,
die den Appell unterschrieben. "Die kurzfristige Auswirkung dieses
Schrittes wäre ein Ende der Kontrollen des iranischen Atomprogramms,
das eine neue Quelle für verheerende Konflikte im Nahen Osten und
darüber hinaus darstellen könnte", hieß es in der gemeinsamen
Erklärung.

Am 22. April drohte Irans Außenminister Sarif mit einer "energischen"
Wiederaufnahme der Urananreicherung und mit weiteren "drastischen
Maßnahmen". "Wir werden unsere nukleare Anreicherung energisch
verfolgen", erklärte er bei seinem Besuch in New York. Mit Blick auf
das geplante Treffen Trumps mit dem nordkoreanischen Präsidenten Kim
Jong Un warnte Sarif davor, Trump zu trauen. Man könne mit ihm keine
Vereinbarungen treffen, denn er handle nach dem Motto: "Was mir
gehört, ist meins, was dir gehört, ist verhandelbar".

Am 22. April, kurz vor seinem Treffen mit Trump, erklärte Macron in
einem Interview mit dem US-Sender Fox, das Atomabkommen sei nicht
ohne Mängel. Aber "haben Sie bessere Möglichkeiten", fragte er an
Trump gerichtet. Einen Plan B, um Irans atomare Bestrebungen zu
zügeln, gebe es nicht. Sarif begrüßte die Äußerung Macrons. "Es ist,
wie es ist, oder gar nicht", stellte er klar. Und er fügte hinzu, es
reiche nicht, Trump dazu zu bewegen, an dem Abkommen festzuhalten.
Die Europäer sollten dafür sorgen, dass das Abkommen vertragsgerecht
"und im guten Glauben" umgesetzt werde.

Am 22. April erklärte Russlands Außenminister Sergej Lawrow, er und
sein chinesischer Amtskollege seien darüber übereingekommen, gegen
jeden Versuch der USA, das Atomabkommen mit Iran zu zerstören,
Widerstand zu leisten. "Wir sind gegen eine Neuformulierung des
Abkommens", sagte er. "Unserer Meinung nach ist die Entwertung eines
Abkommens, das nach jahrelangen Verhandlungen zustande gekommen ist,
äußerst schädlich", gab der Minister zu bedenken.

Am 24. April erklärte der Generalsekretär des iranischen Nationalen
Sicherheitsrats, Ali Schamchani, während seines Besuchs in Russland,
eine Option Irans, nach einem möglichen Ausstieg der USA aus dem
Atomabkommen, wäre der Ausstieg aus dem Internationalen
Atomwaffensperrvertrag (NPT). Die USA hätten seit Beginn der
Vereinbarung versucht, das Abkommen zu torpedieren. Die Mitglieder
des Atomwaffensperrvertrags hätten Kündigungsrecht, wenn sie
feststellen, dass die Fortsetzung der Mitgliedschaft nicht weiterhin
ihren Interessen entsprächen. "Das ist möglicherweise eine Option für
uns. Die Fortsetzung unserer Mitgliedschaft wäre möglich, wenn die
Europäer mit uns kooperieren würden. Wir begrüßen die Position der
Europäer. Aber, wenn sie glauben, dass wir ihnen für diese
Kooperation Zugeständnisse machen würden, wäre das ein strategischer
Fehler", sagte Schamchani. Die Islamische Republik werde keinem Staat
erlauben, ihre roten Linien zu überschreiten.

Am 24. April, vor dem Besuch Macrons, erklärte Präsident Trump,
sollte Iran sein Atomprogramm wiederaufnehmen, werde es noch größere
Probleme bekommen. Er bezeichnete das Atomabkommen abermals als
"große Katastrophe" und eine "idiotische Vereinbarung". "Was ist das
für ein Abkommen, das weder das iranische Raketenprogramm noch Irans
Politik im Nahen Osten mit einbezieht", sagte er.

Am 29. April besuchte der neue US-Außenminister, Mike Pompeo, Israel
und Saudi-Arabien. Sowohl in Tel Aviv als auch in Riad positionierte
er sich klar gegen das Atomabkommen mit Iran. "Der Deal ist sehr
fehlerhaft", sagte er beim Treffen mit Israels Ministerpräsident
Benjamin Netanjahu. "Wenn wir ihn nicht verbessern können, wird er
(US-Präsident Trump) den Deal aufkündigen." In Riad sagte er, Iran
verhalte sich nach Abschluss des Abkommens 2015 schlechter als je
zuvor. Iran sei der größte Unterstützer des Terrorismus in der Welt.
Mit der Unterstützung die Iran den Huthis in Jemen gewähre,
destabilisiere es die gesamte Region. "Wir werden den riesigen Umfang
des iranischen Terrorismus nicht ignorieren."

Irans Präsident Hassan Rohani lehnte am 30. April erneut
Nachverhandlungen über das Atomabkommen ab. In einem einstündigen
Telefongespräch mit seinem französischen Kollegen Macron sagte er,
das Abkommen diene nicht nur dem Frieden in der Region, es bilde auch
die Basis des Vertrauens zwischen Iran und dem Westen.

Ebenfalls am 30. April stellte der israelische Ministerpräsident
Benjamin Netanjahu Fotos, Baupläne Videos und CDs zur Schau, um zu
beweisen, dass Iran über geheime Pläne zum Bau von Atombomben
verfüge. Damit habe Iran die Weltgemeinschaft belogen, sagte er.
"Iran hat gelogen", sagte er. Das Material, das Iran nach dem
"schrecklichen Deal" (Atomabkommen) versteckt habe, reiche zum Bau
von "fünf Hiroshima-Bomben". Nun solle US-Präsident Trump über das
Schicksal des Atomabkommens entscheiden. "Ich bin mir sicher, dass er
das Richtige tun wird", sagte der israelische Regierungschef.

US-Außenminister Mike Pompeo erklärte, die Dokumente seien echt, er
habe keinen Zweifel mehr, dass das iranische Regime die
Weltgemeinschaft belogen habe. Er habe die Dokumente persönlich
überprüft. "Sie sind echt". Damit basiere das Atomabkommen auf Lügen,
nicht auf Transparenz. Die Regierung in Washington werde nun prüfen,
welche Konsequenzen sich aus den nun entdecken Dokumenten ergeben
würden, sagte Pompeo auf dem Rückflug von einer Nahostreise.

Auch Präsident Trump begrüßte die von Israel präsentierten Dokumente.
Sie bestätigten "zu einhundert Prozent" die Ansichten, die er über
das Atomabkommen geäußert habe. Seine Sprecherin Sarah Huckabee
erklärte laut dpa vom 1. Mai: "Die Fakten stimmen mit dem, was die
Vereinigten Staaten seit langem wissen, überein: Iran hat ein
stabiles, geheimes Nuklearwaffenprogramm, das es vergeblich versucht
hat, vor der Welt und seinem eigenen Volk zu verstecken."

Irans Außenminister Sarif erwiderte, dies seien alte Vorwürfe, die
nun neu präsentiert würden. Diesen Vorwürfen sei die Internationale
Atombehörde (IAEA) längst nachgegangen. Vizeaußenminister Abbas
Araghtschi bezeichnete Netanjahus Präsentation als "kindisch und
lächerlich". Die Dokumente seien "falsch und fabriziert".

Auch die EU-Außenbeauftragte Mogherini sagte, die von Netanjahu
präsentierten Dokumente seien kein Beweis dafür, dass Iran sich nicht
an das Abkommen gehalten und auf den Bau von Atombomben verzichtet
habe. Dies habe die IAEA oft genug bestätigt.


MACRON KEHRT MIT LEEREN HÄNDEN AUS WASHINGTON ZURÜCK

Trotz Schmeicheleien und Freundschaftsbekundungen ist es dem
französischen Präsidenten Emanuel Macron nicht gelungen, US-Präsident
Trump zu einem Ja zum Atomabkommen umzustimmen. Er rückte sogar von
seiner bisherigen Position, die auch die Position der EU ist, ab und
sprach von einem neuen Abkommen, das auch das Raketenprogramm und die
Rolle Irans in der Region mit einbeziehen solle. Aber die Mühe war,
wie er selbst zugab, vergeblich.

Er betonte auf einer Pressekonferenz, dass er "ganz offene" Gespräche
mit Präsident Trump über das Abkommen geführt hätte. Dennoch blieben
die Differenzen zwischen ihm und dem US-Präsidenten niemandem
verborgen. Es gebe vier Punkte, die berücksichtigt werden müssten,
sagte er: Erstens müsse jede nukleare Aktivität Irans bis 2025
unterbunden bleiben. Das sei durch das Abkommen möglich geworden.
Zweitens müsse gewährleistet werden, dass Iran auch nach 2025 sein
Programm nicht fortsetzen werde. Drittens müsse das iranische
Raketenprogramm beendet werden. Viertens müsse eine politische Lösung
gefunden werden, um Irans Politik in der Region, in Jemen, Syrien,
Irak und Libanon, zu zügeln. Über all dies müsse verhandelt werden.
An den Verhandlungen sollten außer den USA und der EU, auch Russland
und die Türkei teilnehmen, sagte Macron.

Trump sagte dazu, "ich denke, wir werden die Chance haben, ein
größeres Abkommen zu vereinbaren". "Wir werden sehen, ob ein anderes
Abkommen auf festen Fundamenten möglich sein wird oder nicht." Das
Abkommen von 2015 stehe auf "maroden Fundamenten". "Es ist ein
schlechtes Abkommen, es bricht auseinander." Es hätte nie zustande
kommen dürfen. Trump warnte Iran. Sollte das Land die USA bedrohen,
werde es dafür einen Preis zahlen, den bisher kein Land gezahlt habe,
sagte er. Die USA würden niemals zulassen, dass Iran die Aktivitäten,
die sie und ihre Verbündeten gegen den Islamischen Staat unternommen
hätten, für sich verbuchten. Ebenso würden sie verhindern, dass Iran
durch die Ausweitung seiner Präsenz in Syrien ans Mittelmeer gelangt.
"Egal, wo man hingeht im Nahen Osten, man sieht die Fingerabdrücke
Irans hinter den Problemen." Dem müsse Einhalt geboten werden, sagte
der Präsident.

Die Zugeständnisse Macrons an Trump löste in Teheran Kritik aus. Der
Generalsekretär des Nationalen Sicherheitsrats, Ali Schamchani, sagte
am 24. April. Es wäre ein "strategischer Fehler", wenn die Europäer
ein "Lösegeld" an Trump zahlen würden, um seine Zustimmung zum
Atomabkommen zu erhalten. Auch Präsident Rohani kritisierte den
Vorschlag Macrons. "Mit welchem Recht fordern Macron und Trump ein
neues Abkommen? Sie haben nicht einmal das bisherige erfüllt."

Macrons Vorschlag löste auch in Berlin und Brüssel Befremden aus.
EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini sagte am 25. April, dass das
bisherige Abkommen mit Iran nicht zur Diskussion stehe. "Es geht
nicht darum, das Nuklearabkommen mit Iran neu zu verhandeln", sondern
um andere Aspekte, die verhandelt werden müssten. Das Abkommen bleibe
unangetastet. Auch ein Sprecher des Auswärtigen Amtes in Berlin
lehnte laut dpa vom 25. April eine Wiederaufnahme von Verhandlungen
über das Abkommen ab. Für die Bundesregierung habe der Erhalt des
Abkommens "oberste Priorität", sagte der Sprecher. "Ein neues
Nuklearabkommen steht nicht im Raum."

Am Ende seines dreitägigen Besuchs in Washington äußerte sich Macron
pessimistisch über die Zukunft des Abkommens. Sein Eindruck sei, dass
Trump das Abkommen "aus innenpolitischen Gründen eigenständig
loswerden will", sagte er. Er wisse zwar nicht, was hinter den
Kulissen besprochen worden sei, aber er habe Trump genau zugehört und
dabei das Gefühl gehabt, dass er "nicht besonders erpicht darauf ist,
das Abkommen zu verteidigen". Macron fügte noch hinzu: "Die rationale
Analyse aller seiner Aussagen lässt mich nicht glauben, dass er alles
dafür tun wird, es beizubehalten."


AUCH MERKELS BESUCH OHNE ERFOLG

Trotz der Bekundungen des US-Präsidenten Trump zur "wirklich
großartigen Beziehung" zu Merkel, blieb der Besuch der
Bundeskanzlerin in Washington ohne Erfolg. Wie vor ihr bereits
Präsident Macron, konnte auch Sie Trump nicht davon überzeugen, dass
ein Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mit Iran katastrophale
Folgen haben könnte. Trump ließ offen, wie er sich am 12. Mai
entscheiden werde.

Wie Macron, gestand auch Merkel Trump gegenüber ein, dass das
Abkommen Mängel aufweist. Das Abkommen sei nur ein erster Schritt,
reiche aber nicht aus, um die Sorgen über die Rolle Irans in der
Region auszuräumen, so die Kanzlerin laut einer Meldung von AFP. Am
meisten sei sie über das iranische Raketenprogramm und die Rolle
Irans in Syrien und Libanon besorgt, sagte Merkel. Dennoch sollte man
an dem Abkommen festhalten. Deutschland, und auch andere Staaten in
der EU, seien dazu bereit, über mögliche Ergänzungen des Abkommens zu
verhandeln. Doch Trump wollte nicht verraten, wie er sich
letztendlich entscheiden werde, so Merkel. Seine negativen Äußerungen
über das Abkommen ließen keine Hoffnung zu, dass er zu einer
positiven Entscheidung kommen werde.

Zurück in Berlin telefonierte Merkel mit Macron und der britischen
Premierministerin Theresa May. Wie Regierungssprecher Steffen Seibert
am 29. April berichtete, seien die drei sich darüber einig gewesen,
dass man sich weiterhin für den Erhalt des Atomabkommens einsetzen
müsse. Sie hätten zugleich ihre Bereitschaft bekräftig, über
zusätzliche Vereinbarungen, insbesondere über das iranische
Raketenprogramm und die Rolle Irans in der Region, zu verhandeln.


USA WARNEN UNTERNEHMEN VOR GESCHÄFTEN MIT IRAN

Die US-Vizefinanzministerin hat Unternehmen vor Geschäften mit Iran
gewarnt. Gleichzeitig haben die USA den Druck mancher europäischen
Staaten auf Firmen, die mit Iran Handel treiben, begrüßt. Laut einem
Bericht der Agentur Reuters sagte die für Terrorismus und
Finanzinspektion zuständige US-Vizefinanzministerin Sigal Mandelker
in London: "Wir haben erfahren, dass die Europäer, Medienberichten
zufolge, dabei sind, neue Sanktionen gegen Iran zu beschließen. Das
ist ein wichtiger Schritt, den wir unterstützen." (s. untenstehenden
Bericht)

Mandelker warnte die Unternehmen, die mit Iran Geschäfte machen, sie
sollten darauf achten, dass ihre Geschäfte nicht zur Unterstützung
terroristischer Organisationen und der Destabilisierung der
Nahost-Region führten. Sie verurteilte Iran wegen seiner
Unterstützung der libanesischen Hisbollah, der palästinensischen
Hamas und des Regimes in Syrien und fügte hinzu: "Wir sagen, dass
jedes Unternehmen, das mit Iran und den Iranern Handel treibt, dabei
riskiert, mit einer Gruppe von Revolutionsgarden ins Geschäft zu
kommen, die den Terrorismus und Instabilität in der ganzen Welt
unterstützen."

Nach London besuchte Mandelker auch Paris und Berlin.

Indes kündigte der US-Finanzminister mögliche, neue Sanktionen gegen
Iran an. Auf einer Ausschusssitzung des Repräsentantenhauses am 12.
April sagte Steven Mnuchin, die Regierung werde möglicherweise "neue
harte Sanktionen" gegen Iran beschließen. Diese bestünden aus
"Primär- und Sekundärstrafen". Sie würden sich gegen Iran und dessen
Handelspartner richten. Zudem sagte er, auch die alten Sanktionen
würden wieder in Kraft treten, sollten die USA aus dem Atomabkommen
mit Iran aussteigen.


KEINE EINIGUNG IN DER EU ÜBER NEUE SANKTIONEN GEGEN
IRAN

Der Antrag der drei EU-Staaten, Deutschland, Großbritannien und
Frankreich, neue Sanktionen gegen Iran zu beschließen, ist vorerst
gescheitert. Einige Mitgliedsstaaten, darunter Italien, Spanien und
Österreich, lehnten den Antrag bei einem Außenministertreffen am 16.
April in Luxemburg ab. "Wir sind nicht einverstanden mit der Rolle,
die Iran in Syrien spielt", sagte der deutsche Außenminister Heiko
Maas nach der Sitzung. Er kritisierte das iranische Raketenprogramm
und die Beteilung des Landes an dem Krieg in Syrien. Er plädierte
dafür, dass alle Verantwortlichen für diese Politik auf die
Sanktionsliste der EU gesetzt werden. Der Antrag enthielt Sanktionen,
die sich sowohl gegen Personen als auch gegen Unternehmen oder
Organisationen richten, die die Politik Irans in diesen Bereichen
unterstützen. Nach Meinung politischer Beobachter sind die
vorgeschlagenen Sanktionen als Zugeständnis an die US-Regierung
gedacht, da diese mit dem Ausstieg aus dem Atomabkommen drohen. Die
Europäer wollen das Abkommen unter allen Umständen erhalten.

Bereits vor dem Treffen hatte die Außenbeauftragte der EU, Frederica
Mogherini, gegenüber Journalisten erklärt, sie erwarte nicht, dass
auf dieser Sitzung eine Entscheidung getroffen werde. Zugleich
betonte sie, das Atomabkommen mit Iran sei für die EU "existenziell
wichtig".

Bereits am 12. April hatte die EU die bestehenden Sanktionen gegen
Iran, die wegen Menschenrechtsverletzungen verhängt wurden, um ein
weiteres Jahr verlängert. Sie richten sich gegen 82 Personen, die für
die Missachtung der Menschenrechte in Iran verantwortlich sind, unter
ihnen gegen Mohamad Ali Dschafari, Oberbefehlshaber der
Revolutionsgarden und Sadegh Laridschani, Chef der Justiz. Die
Betroffenen haben Reiseverbot für alle EU-Staaten und ihr
Bankguthaben in der EU wurde eingefroren. Zudem wurde der Export
aller Geräte, die für Unterdrückung, Folter und Abhören von
Kommunikationsmittel benutzt werden können, aus den EU-Staaten
verboten.


WECHSEL ZUM EURO

Laut des iranischen Senders Press TV hat die iranische Regierung in
einer Kabinettssitzung am 18. April beschlossen, Auslandsgeschäfte
künftig statt in Dollar nur noch in Euro zu tätigen. Damit soll dem
Kursverfall der einheimischen Währung Einhalt geboten werden. Die
Abwicklung von Geschäften in US-Dollar ist aufgrund der Spannungen
zwischen Teheran und Washington immer schwieriger geworden.
Internationale Finanzinstitute zögern mit Iran Geschäfte zu machen,
weil sie Strafmaßnahmen aus den USA befürchten.

Waliollah Seif, Chef der Zentralbank, sagte, der Vorschlag, den
Dollar durch den Euro zu ersetzen, sei auch vom Revolutionsführer Ali
Chamenei begrüßt worden, denn "der Dollar hat in unseren
gegenwärtigen Transaktionen keinen Platz".


BITCOIN UND ANDERE KRYPTOWÄHRUNGEN VERBOTEN

Unter Berufung auf eine Entscheidung des Regierungskomitees gegen
Geldwäsche von Ende Dezember, hat die iranische Zentralbank allen
Banken verboten, Bitcoin und andere Krypowährungen zu nutzen. Das
Verbot begründete die Bank damit, dass diese Währungen zu Geldwäsche,
zur Finanzierung von Terrorismus und zu finanzieller Unterstützung
von kriminellen Handlungen benutzt werden könnten.

Die iranische Regierung befürchtet, dass die Nutzung von
Kryptowährungen zur Destabilisierung des Banksystems führen und die
Kapitalflucht fördern könnten. Bislang hat Iran solche Währungen
genutzt, um die gegen das Land verhängten Sanktionen zu umgehen.

Einer Meldung der AFP vom 23. April zufolge plant
Telekommunikationsminister Mohammad Dschawad Asari Dschahromi die
Schaffung einer eigenen Kryptowährung.

 * 
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DIE KRISE IN SYRIEN

Am 4. April haben sich die Präsidenten Russlands, Irans und der
Türkei, Wladimir Putin, Hassan Rohani und Recep Tayyip Erdogan zu
Gesprächen über Syrien in Ankara getroffen. Auch die Außenminister
der drei Staaten nahmen an dem Treffen teil.

Bei dem Treffen wollten die drei Präsidenten ihre Bemühungen um ein
Ende der Gewalt in den so genannten Deeskalationszonen Syriens
fortsetzen. Bemerkenswert ist, dass die drei Staaten
unterschiedliche, ja zum Teil sogar gegensätzliche, Interessen in
Syrien verfolgen. Während die Türkei bewaffnete Gruppen unterstützt,
die einen Sturz des syrischen Regimes zum Ziel haben, gehören
Russland und Iran zu den Hauptunterstützern der Herrscher in
Damaskus. Zudem hat die Türkei im Januar einen militärischen Angriff
gegen die nach Autonomie strebenden Kurden in Syrien gestartet. In
der Provinz Afrin, im Nordwesten Syriens, bekämpft die Türkei die
YPG, die sie als terroristisch bezeichnet.

Trotz dieser Interessengegensätze, versuchten Putin, Rohani und
Erdogan in Ankara Gemeinsamkeit zu demonstrieren. Sie hatten sich
bereits im vergangenen November in Sotschi am Schwarzen Meer
getroffen und hatten damals die Ausarbeitung einer neuen Verfassung
und die Durchführung von freien Wahlen in Syrien als Ziele genannt.
Sie hatten bestimmte Gebiete zu Deeskalationszonen erklärt, in denen
sie vorerst einen Waffenstillstand garantierten.

"Dank der engen Zusammenarbeit der Garantiemächte, haben wir die
Gewalt in Syrien drastisch reduziert", sagte Putin in Ankara. Alle
drei Präsidenten betonten, dass die Wahrung der territorialen
Integrität Syriens gewährleistet werden müsse. In der gemeinsamen
Erklärung verurteilten sie alle Versuche, "unter dem Vorwand des
Kampfes gegen Terrorismus, neue Realitäten am Boden zu schaffen".
Sichtbar wurden die Differenzen zwischen den Präsidenten, in den
Stellungnahmen, die sie nach dem Gipfel abgaben. Erdogan versuchte,
den Einmarsch der Türkei in Syrien, der wohl nicht als Beitrag zur
Deeskalation der Lage des Landes dient, mit den Gefahren zu
legitimieren, denen sein Land als Nachbar Syriens ausgesetzt sei.
"Wir sind ein Land, das eine 911 Kilometer lange Grenze mit Syrien
hat", sagte er. Demgegenüber forderte Rohani, ohne die Türkei
namentlich zu erwähnen, die Rückgabe der eroberten Region Afrin an
die syrische Regierung. Die Krise in Syrien könne nicht militärisch
überwunden werden, sagte er. Die Präsenz ausländischer Kräfte in
Syrien, ohne Aufforderung durch die syrische Regierung, sei illegal.
"Respekt für die Regierung, und die territoriale Integrität Syriens,
sind Voraussetzung für Frieden und Stabilität in dem Land." Und er
fuhr fort: "Die Zukunft Syriens muss von Syrern selbst und nicht von
ausländischen Regierungen bestimmt werden." Rohani hatte vor seinem
Abflug nach Ankara betont, dass die militärische Unterstützung, die
Iran dem syrischen Regime gewähre, auf Wunsch der syrischen Regierung
erfolgt sei.

Nach dem Treffen mit Putin und Erdogan sagte Rohani, die USA machten
sich mit ihrer Syrienpolitik international unglaubwürdig. Mal hieß
es, die USA wollten Syrien verlassen, mal wollten sie doch bleiben,
vorausgesetzt, sie bekämen Geld dafür. "Was soll man da noch glauben,
auf was sich noch verlassen", fragte Rohani. US-Präsident Trump zeige
"jeden Tag ein neues Gesicht". Offenbar gehe es nicht um das leidende
Volk in Syrien, sondern darum, von den Arabern noch mehr Geld zu
bekommen. Tatsächlich hatte Trump, nachdem er zuvor den Rückzug
amerikanischer Soldaten aus Syrien angekündigt hatte, gesagt, einige
Länder wollten, dass die USA in Syrien blieben. "Aber dann müssen sie
dafür bezahlen."

Trump hatte vor diesem Statement mit dem saudischen König Salman und
dem Emir von Katar, Tamim bin Hamad Al Thani, über die Rolle Irans in
der Region Telefongespräche geführt. Laut einer Erklärung des Weißen
Hauses hatte er beim Gespräch mit Al Thani Irans Rolle als "dreist"
bezeichnet. Er sei mit Thani darüber einig gewesen, dass Iran eine
"große Gefahr" für die Region darstelle. Beim Gespräch mit König
Salman kamen die beiden Staatsoberhäupter darin überein, dass Iran
aus seiner Präsenz in Syrien unter keinen Umständen Nutzen ziehen
dürfe.

Am 5. April forderte Bundesaußenminister Heiko Maas Russland, Iran
und die Türkei während eines Besuchs in Jordanien dazu auf, nach all
den verbalen Bekundungen, "endlich Taten" folgen zu lassen. "Was die
Ergebnisse des Dreiergipfels zwischen Russland, Türkei und Iran
angeht, habe ich mir abgewöhnt, allzu viel auf Worte zu setzen",
sagte er in Amman. "Ich würde gern endlich Taten sehen."


MUTMAßLICHER CHEMIEANGRIFF IN SYRIEN UND DIE FOLGEN

Presseberichten zufolge soll am Abend des 7. April bei Angriffen der
Regierungstruppen auf die Rebellenhochburg Duma, nahe der syrischen
Hauptstadt Damaskus, Chlorgas eingesetzt worden sein. Zahlreiche
Beobachter und Regierungen, darunter auch Deutschland, halten
entsprechende Berichte von Hilfsorganisationen für sehr glaubwürdig.
Bei dem Angriff seien mindestens 50 Personen getötet und hunderte
verletzt worden.

Die USA, Frankreich, Großbritannien und sechs weitere Staaten
beantragten daraufhin eine Sondersitzung des UN-Sicherheitsrats. Auf
dieser Sitzung, die am 9. April stattfand, drohte die
US-Botschafterin Nikki Haley mit einer militärischen Reaktion auf den
Chemieangriff. "Wir haben den Punkt erreicht, an dem die Welt sehen
muss, dass in Syrien Gerechtigkeit genüge getan wird", sagte sie laut
AFP. Das Weiße Haus machte Russland und Iran für den Chemieangriff
mitverantwortlich. Die Angriffe "wären nicht möglich ohne ihre
materielle Unterstützung", sagte Pressesprecherin Sarah Sanders.
Zuvor hatte bereits Präsident Donald Trump eine Reaktion innerhalb
von 48 Stunden angekündigt. "Präsident Putin, Russland und Iran sind
verantwortlich für die Rückendeckung des Tiers Assad", schrieb Trump.
Er forderte die syrische Regierung dazu auf, humanitäre Hilfe für die
betroffenen Gebiete unverzüglich zuzulassen. "Öffnet das Gebiet
sofort für humanitäre Hilfe und Begutachtung." Trump warf seinem
Vorgänger Brack Obama Versäumnisse in Bezug auf Syrien vor. "Wenn er
seine selbstgezogene rote Linie im Sand überschritten hätte, wäre das
syrische Desaster längst zu Ende. Das Tier Assad wäre Geschichte."

Russland und Iran, sowie die syrische Regierung selbst, bestritten,
dass chemische Waffen verwendet worden seien. Russland warnte vor
einem militärischen Angriff. Angriffe, die "sich unter lügnerischem
Vorwand gegen Syrien richten", würden "schwere Folge haben", sagte
die russische Botschafterin bei der UNO, Wassily Nebensja. "Wir
fordern den Westen auf, seine kriegerische Rhetorik zu unterlassen."
Moskau werde eine Gefährdung russischer Soldaten in Syrien nicht
hinnehmen, sagte sie laut AFP.

Offenbar hat die Drohung aus dem Westen Teheran dazu veranlasst, sich
Russland mehr als beabsichtigt anzunähern. Bei einem Treffen von
Präsident Hassan Rohani mit dem Vorsitzenden des russischen
Parlaments, Wjatscheslaw Wolodin, pries Rohani das Verhältnis zu
seinem Amtskollegen Wladimir Putin. "Ich habe bis jetzt zwölf Treffen
mit Präsident Wladimir Putin gehabt, und jedes Mal sind wir uns
bezüglich der bilateralen Zusammenarbeit ein Stück näher gekommen",
sagte er laut dpa vom 9. April. Deshalb strebe nicht nur seine
Regierung, sondern auch das Parlament, politisch und wirtschaftlich,
eine engere Zusammenarbeit mit Russland an. Er kritisierte den
Westen, weil er versuche, Russlands Vormachtstellung in der Welt zu
unterminieren. Dieselben Versuche würden auf regionaler Ebene gegen
Iran unternommen. "Eine engere Zusammenarbeit zwischen Teheran und
Moskau könnte auch diesen Versuchen entgegenwirken", sagte Rohani. Er
hob die Kooperation zwischen Russland und Iran im Syrien-Konflikt
hervor, bei der die beiden Staaten den Weg zur Wiederherstellung des
Friedens in dem Land geebnet hätten. "Wir wollen, dass diese
Zusammenarbeit bis zum Ende und bis zur endgültigen Sicherheit in
Syrien fortgesetzt wird", sagte der Präsident.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif warnte seinen
Amtskollegen Heiko Maas am 13. April in einem Telefongespräch vor
einer Eskalation der Lage in Syrien. Der mutmaßliche Giftgasangriff
solle von einer neutralen internationalen Instanz untersucht werden.
Sollte das Thema als Vorwand für eine militärische Intervention
seitens des Westens genutzt werden, würde sich die Sicherheitslage
des Landes und der gesamten Region erheblich verschlechtern.


ANGRIFF AUF MILITÄRBASIS IN SYRIEN

Am 9. April hat ein Raketenangriff auf die Militärbasis T4 in Homs,
im Nordwesten Syriens, stattgefunden. Dabei gab es 14 Tote, darunter
auch sieben Iraner. Wer hinter dem Angriff steckte, ist nicht klar.
Russland machte Israel dafür verantwortlich. Der Angriff sei durch
zwei israelische Kampfflugzeuge vom Typ F-15 erfolgt, hieß es aus
Moskau. Die halbamtliche iranische Nachrichtenagentur Fars sprach von
"Kampfflugzeugen des zionistischen Regimes".

Israel bekennt sich häufig nicht zu solchen Angriffen. Doch
internationale Medien berichten immer wieder von israelischen
Luftschlägen gegen Waffenkonvois für die libanesische Hisbollah oder
gegen iranische Stützpunkte.

Der Hisbollah-Chef Hassan Nasrallah erklärte, der Angriff habe sich
eindeutig gegen Iran gerichtet. "Die Israelis haben einen
historischen Fehler begangen, sie befinden sich im direkten Kampf
gegen Iran." Er sprach von einem "Wendpunkt" im syrischen Krieg.

Der außenpolitische Berater des iranischen Revolutionsführers und
ehemaliger Außenminister, Ali Akbar Welayati, der sich zum Zeitpunkt
des Angriffs in Damaskus aufhielt, sagte, der Angriff werde "nicht
ohne Antwort bleiben". Iran werde "nach wie vor an der Seite des
syrischen Volkes und der syrischen Regierung gegen die Feinde des
Islam, insbesondere gegen das zionistische Regime, kämpfen und
Widerstand leisten".


LUFTANGRIFF AUF SYRISCHE MILITÄRSTÜTZPUNKTE

Die USA, Großbritannien und Frankreich haben in der Nacht zum 14.
April Ziele in Syrien aus der Luft angegriffen. Begründet wurde der
Angriff mit dem mutmaßlichen Einsatz von Chemiewaffen durch die
syrische Luftwaffe. Iran legte scharfen Protest gegen den Angriff
ein. "Die USA und ihre Verbündeten haben keinerlei Beweise und haben
ohne überhaupt die Stellungnahme der Organisation für das Verbot
chemischer Waffen (OPCW) abzuwarten, diesen Militärschlag
ausgeführt", sagte Bahram Ghassemi, Sprecher des Außenministeriums,
am 14. April. Die Untersuchung sollte am 7. April beginnen. Iran
verurteile jeglichen Einsatz von Chemiewaffen. Aber einen noch nicht
bewiesenen Einsatz zum Vorwand zu nehmen, um einen Mitgliedstaat der
Vereinten Nationen anzugreifen, verstoße gegen internationales Recht
und verletze die Souveränität des Landes, hieß es aus dem
Außenministerium weiter.

Auch die iranischen Revolutionsgarden zeigten sich empört. "Die
Amerikaner wollten ja nie die Untersuchungsergebnisse der angeblichen
Gasangriffe abwarten, sondern suchten nach einem Vorwand für ihre
Angriffe", sagte der Sprecher Jadollah Dschawani laut iranischen
Medien. Die "Abenteuerpolitik" der Amerikaner, die eindeutig die
Sicherheit der Region gefährde, werde Folgen haben, die den
Amerikanern mehr schaden würden als den Staaten der Region.

Revolutionsführer Ali Chamenei reagierte auf einer Versammlung von
hochrangigen Politikern und Diplomaten aus islamischen Staaten heftig
auf den Angriff. Was geschehen sei, sei nichts Anderes als ein
"Verbrechen". "Ich sage es ganz offen: Die Angriffe waren ein
Verbrechen und die drei an den Angriffen beteiligten Regierungschefs
sind dementsprechend Verbrecher." Solche Angriffe seien nutzlos und
würden den Amerikanern nichts bringen, sagte er. Mit Blick auf die
Äußerung des US-Präsidenten Trumps, amerikanische Truppen aus Syrien
abzuziehen, sagte Chamenei "er hat Recht, die Kosten sind zu hoch und
sie bringen nichts. Die Amerikaner sollten wissen, sie können so viel
ausgeben wie sie wollen und sich so sehr bemühen, wie sie können, sie
werden hier in der Region nichts dafür bekommen." Er beschuldigte die
USA abermals, den Islamischen Staat (IS) unterstützt zu haben. Sie
und ihre Verbündeten hätten an der Niederlage des IS keinen Anteil
gehabt.

Chamenei verteidigte die Rolle Irans in der Region und die
militärische Präsenz in Syrien. Ziel der Politik Irans sei, das
Unrecht zu bekämpfen. Den Vorwurf des Expansionismus lehnte er strikt
ab. "Iran ist ein großes, reiches und vereintes Land und hat
keinerlei Absichten, weder in der Region noch an einem anderen Ort
der Welt, zu expandieren."

Auch Präsident Rohani, der an der Versammlung teilgenommen hatte,
sagte "sie (die Amerikaner) sind wütend, weil ihre terroristischen
Schützlinge (IS) eine Niederlage erlitten haben. Daher schlagen sie
um sich." In einem Telefonat mit Syriens Präsident Baschar al-Assad
sagte Rohani, Iran werde weiterhin die syrische Regierung
unterstützen. Der Angriff der Amerikaner, Franzosen und Briten sei
ein Angriff gegen die Stabilität und Sicherheit der Region gewesen.
Er bedeute nichts anderes als ein Versuch, die Terroristen zu
unterstützen, die sich auf dem Rückzug befänden, so Rohani.

Assad bedankte sich für die Unterstützung. Der Angriff habe nichts
bewirkt und den Willen des Volkes nicht geschwächt, sagte Assad laut
dpa vom 14. April. "Die drei Aggressoren haben die militärische
Option gewählt, weil sie mit ihren politischen Optionen gescheitert
waren."

Rohani führte auch ein Telefongespräch mit Russlands Präsident
Wladimir Putin. "Sie waren sich einig, dass diese illegale Aktion den
Aussichten auf eine politische Lösung in Syrien schadet", lies der
Kreml verlauten. Sollte sich die Missachtung internationaler Rechte
wiederholen, werde es künftig in den internationalen Beziehungen
Verwirrungen geben, sagte Putin demnach. Offenbar seien die
westlichen Staaten nicht gewillt, zuzulassen, dass stabile
Verhältnisse in Syrien wiederhergestellt würden, sagte Rohani.

Einer Meldung der türkischen Nachrichtenagentur Anadolu vom 17. April
zufolge haben die Präsidenten Rohani und Erdogan in einem
Telefongespräch betont, dass sich Iran und die Türkei, trotz der
jüngsten Zuspitzung der Lage, gemeinsam mit Russland, weiterhin um
eine politische Lösung der Krise in Syrien bemühen würden. Die Türkei
hatte, im Gegensatz zu Russland und Iran, den Luftangriff der USA,
Frankreichs und Großbritanniens als "angemessen" bezeichnet.


KONFLIKT IRAN-ISRAEL SPITZT SICH ZU

Der Konflikt zwischen Iran und Israel spitzt sich zu. Am 10. April
warnte Israels Verteidigungsminister Avigor Lieberman Iran laut AFP
vor einer dauerhaften Präsenz in Syrien. "Wir werden ein Festsetzen
Irans in Syrien verhindern, koste es, was es wolle. Dieses Festsetzen
in Syrien zu erlauben, würde bedeuten, dass wir akzeptieren, dass
Iran uns erwürgt." Zu dem Raketenangriff auf einen syrischen
Militärstützpunkt in der Nacht zum 9. April, bei dem laut iranischen
Angaben sieben iranische Soldaten getötet wurden, äußerte sich
Lieberman nicht. Iran drohte mit Vergeltung. Der Angriff werde "nicht
unbeantwortet bleiben", sagte der außenpolitische Berater des
Revolutionsführers Ali Akbar Welayati.

Auch Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu warnte Iran. Bei
einer Rede zum Holocaust-Gedenktag in der Gedenkstätte Yad Vashem
sagte er: "Auch heute gibt es ein extremistisches Regime, das uns und
den Weltfrieden bedroht. Ich habe eine Botschaft für die Herrscher in
Iran. Versucht nicht die Entschlossenheit Israels herauszufordern!"

Am 14. April gab Israel laut einer Meldung der AFP bekannt, dass die
iranische Drohne, die Anfang Februar in den israelischen Luftraum
eingedrungen war, Sprengstoff an Bord hatte.

Das bedeute, dass Iran einen Angriff auf Israel geplant hätte. Die
Drohne, die nach israelischen Angaben von einem syrischen Stützpunkt
abgeschickt wurde, wurde abgefangen. Iran bestreitet, an dieser
Aktion beteiligt gewesen zu sein.

Am 15. April begrüßte der israelische Minister für innere Sicherheit,
Gilad Erdan, im israelischen Armeesender den Angriff der USA,
Frankreichs und Großbritanniens gegen Stützpunkte in Syrien. Israel
sei entschlossen, eine dauerhafte Präsenz Irans in Syrien zu
verhindern, sagte er weiter. Teheran sei dabei seinen Einfluss auf
die ganze Region auszubreiten. "Die israelische Armee ist auf jede
mögliche Reaktion des iranischen Regimes vorbereitet." Ähnlich
äußerte sich Erziehungsminister Naftali Bennet am 15. April im
israelischen Rundfunk. "Israel behält sich an seinen Grenzen das
Recht auf volle Handlungsfreiheit vor." Sein Land verfolge die
"Doktrin vom Kopf des Kraken", soll heißen "dass man die Quelle des
Terrors bekämpft, nicht nur seine Arme."

Der ehemalige nationale Sicherheitsberater Jaakov Amidor sprach von
der Gefahr eines Krieges zwischen Iran und Israel. Um dies zu
verhindern, müssten die Staaten der Europäischen Union Sanktionen
gegen Iran verhängen. Einen Erzfeind im Nachbarland, könne Israel
nicht hinnehmen. "Wenn beide Seiten nicht nachgeben können, wird es
zum Krieg kommen", zitierte die dpa Amidor am 17. April in einem
Bericht.

Die Drohung Irans, den israelischen Angriff zu vergelten, veranlasste
Tel Aviv, die Armee, vor allem an den nördlichen Grenzen, in
Alarmbereitschaft zu versetzen. Der iranische Außenamtssprecher
Bahram Ghassemi hatte erklärt: "Israel wird früher oder später die
Antwort auf diese Angriffe erhalten, so dass das Regime seine Tat
bereut." Die Angriffe verstießen gegen internationales Recht, die
Staatengemeinschaft sollte sie nicht einfach hinnehmen, so Ghassemi.
Demgegenüber sagte Netanjahu, Israel werde jeden Versuch, dem Land zu
schaden, mit Entschiedenheit abwehren. "Jeder, der seine Hand gegen
uns erhebt, wird nicht verschont."

Am 17. April veröffentlichten israelische Medien Luftaufnahmen, auf
denen, nach Angaben der Armee, iranische Stützpunkte in Syrien zu
sehen seien. Demnach verfüge Iran über fünf Militärstützpunkte in
Syrien. Sie befänden sich in Luftstützpunkt T-4, in Hamas, Homs,
Halab und auf dem internationalen Flughafen in Damaskus. Die
Jerusalem Post schrieb, die Angriffe gegen Israel könnten mit Drohnen
durchgeführt werden. Sie zitierten einen Armee-Sprecher mit den
Worten, Israel werde auf jede militärische Aktivität, die von Syrien
ausgehe, reagieren. Israel wirft Iran vor, zum Transport von
Rüstungsgütern auch nichtmilitärische Flugzeuge der Firmen Simorgh
und Puja zu nutzen.

Indes erklärte Irans Präsident Hassan Rohani bei einer Militärparade
am 18. April, sein Land werde kein Land in der Region angreifen, aber
weiterhin aufrüsten, um sein Verteidigungspotential zu stärken. "Wir
sagen der Welt, dass wir alle Waffen produzieren werden, die wir
brauchen. Zugleich sagen wir unseren Nachbarn in der Region, dass wir
keine Aggression gegen euch im Schilde führen."

Ein iranischer General warnte Israel von einem Angriff gegen Iran.
"Wir sagen euch nur: macht bloß keine Fehlkalkulationen", sagte
Vizekommandeur Hossein Salami beim Freitagsgebet. Jeder iranische
Soldat habe seinen Finger auf Abzug und die Raketen stünden
abschussbereit, zitierte die dpa den General am 24. April. "Falls die
Zionisten angreifen sollten, wäre das Ergebnis dieser Aktion ihre
Vernichtung." Israel sollte sich über seine militärische Stärke keine
Illusionen machen. Die Widerstandsfront (Iran, Syrien und die
libanesische Hizbollah) sei ihm militärisch überlegen. Auch die
erhoffte Hilfe aus den USA, Frankreich und Großbritannien käme zu
spät, so wie ein Krankenwagen, der "nur die Leichen abtransportieren
müsste".

Bundeskanzlerin Angela Merkel verteidigte in einem Interview mit
einem israelischen Sender das Atomabkommen mit Iran. Das Abkommen
habe zwar einige Mängel, es sei aber besser als gar kein Abkommen.
Sie könne die Sorgen Israels nachvollziehen. "Nicht einig sind wir
uns über den Weg, der zur Kontrolle Irans der beste ist. Israels
Ministerpräsident meint, dass das Abkommen mit Iran nicht die
Sicherheit gewährt, die Israel wünscht. Wir denken, dass dieses
Abkommen Mängel hat, aber besser ist als kein Abkommen zu haben. Wir
werden die Diskussion darüber fortsetzen und versuchen, Wege zu
finden."

Am 24. April drohte Iran Israel abermals mit einem Vergeltungsschlag.
Ali Schamchani, Generalsekretär des Nationalen Sicherheitsrates,
erklärte, während eines Besuchs in Russland, ein Vergeltungsschlag
für den israelischen Raketenangriff sei sicher. "Über Zeit, Ort und
Art des Gegenschlags wird Iran entscheiden." Ein Land illegal
anzugreifen und dabei Soldaten zu töten, die gegen Terroristen
kämpfen, müsse bestraft werden. "Die Zionisten müssen endlich
begreifen, dass die Zeit des Zuschlagens und Wegrennens für immer
vorbei ist", sagte Schamchani.


IRAN UND SAUDI-ARABIEN

Der eskalierende Konflikt zwischen Iran und Saudi-Arabien birgt nicht
nur die Gefahr eines Flächenbrands im Nahen Osten in sich, er schafft
auch neue Konstellationen, Freundschaften und Feindschaften: eine
größere Annäherung zwischen Saudi-Arabien, Israel, USA, und jüngst
auch Frankreich, auf der einen und eine größere Annäherung zwischen
Iran, Russland, der Türkei und China auf der anderen Seite.

Während des Besuchs des saudischen Thronfolgers Mohammad bin Salman
in Paris haben Saudi-Arabien und Frankreich einem Bericht der AFP vom
10. April zufolge Wirtschaftsabkommen mit einem Gesamtvolumen von 18
Milliarden Dollar vereinbart.

Salman und Frankreichs Präsident Emmanuel Macron kamen in ihrem
zweistündigen Gespräch überein, dass das "Expansionsstreben" Irans
gestoppt werden müsse.

Am 12. April trafen sich die Außenminister Saudi-Arabiens, der
Arabischen Emirate und Ägyptens mit dem Generalsekretär der
Arabischen Liga, um Gespräche über "die Folgen der Aktivitäten Irans
in der Region und dessen Einmischung in Angelegenheiten arabischer
Staaten" zu führen. In der anschließenden Erklärung hieß es: "Wir
verurteilen die zwietrachtstiftenden und spalterischen Aktivitäten
Irans und die Unterstützung terroristischer Organisationen durch das
Land auf das Schärfste. Diese Aktivitäten stellen eine Bedrohung für
die Sicherheit arabischer Staaten dar und verhindern internationale
Bemühungen zur friedlichen Lösung der Krisen."

Scharf verurteilt wurden auch Irans angebliche Raketenlieferungen an
die Huthis im Jemen und seine "umstürzlerische Aktivitäten" in
Bahrain. Die Unterzeichner der Erklärung forderten Iran am Ende des
Schriftstücks dazu auf, sein Atomprogramm zu beenden. Sie zeigten
sich besorgt, dass Iran sich nicht an das Atomabkommen gehalten habe
und forderten die internationale Staatengemeinschaft dazu auf, das
iranische Atomprogramm schärfer zu kontrollieren.

Iran lehnte die Vorwürfe entschieden ab. Bahram Ghassemi, Sprecher
des Außenministeriums, sagte: "Manche Staaten beharren auf die
Feindschaft zu Iran. Sie haben vergessen, wo die wirklichen Feinde
der islamischen Gemeinschaft sitzen." Die Vorwürfe seien "völlig
unbegründet und beleidigend". Die Erklärung bestehe aus "lauter
Lügen". "Sie werden nicht zur Sicherheit und zum Frieden in der
Region beitragen."

Am 15. April fand ein Gipfeltreffen der Golfstaaten in der saudischen
Stadt Dhahran statt. Bei der Eröffnung warf der saudische König
Salman Iran "offene Einmischung in die Angelegenheiten arabischer
Länder" vor. "Wir bekräftigen unsere entschiedene Verurteilung
iranischer Terrorakte in der arabischen Region", sagte er laut einem
Bericht der AFP.

Am 24. April erklärte Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif bei
einer Rede in der Denkfabrik Council of Foreign Relations in New
York, in der gegenwärtigen Lage sei "weder eine Dominanz Irans noch
eine Dominanz Saudi-Arabiens in der Region möglich". "Mit dem
Versuch, der Stärkste in der Region zu sein, und sich gegenseitig
auszugrenzen, haben wir es geschafft, die Region zu zerstören. Iran
ist bereit, weil wir groß genug, alt genug und reif genug sind, diese
Realität anzuerkennen", sagte der Minister laut AFP.

Die Zeit der Durchsetzung hegemonialer Interesse sei längst vorbei,
sagte Sarif weiter. Was im Nahen Osten fehle, sei Dialogbereitschaft.
Iran habe vorgeschlagen, ein Forum zu bilden, zum Dialog zwischen
Bahrain, Iran, Irak, Kuwait, Oman, Katar, Saudi-Arabien, den
Vereinigten Arabischen Emiraten und vielleicht auch Jemen.

Sarif kritisierte Saudi-Arabien wegen des Kaufs von immer mehr Waffen
aus den USA. "Sicherheit kann nicht erkauft werden", sagte er.
Ähnlich äußerte sich der Minister bei den Vereinten Nationen in New
York. Er forderte eine "Paradigmenwechsel". "Wir sollten unsere
Kräfte zusammenführen, anstatt dass jeder von uns versucht, der
Stärkste in unserer Region zu sein", sagte er. "Wir brauchen ein
neues Sicherheitsnetzwerk statt Sicherheitsblocks".


DEUTSCHE BOTSCHAFTEN UNTER KORRUPTIONSVERDACHT

Laut einem Bericht des Nachrichtenmagazins der Spiegel ermittelt die
Berliner Staatsanwaltschaft wegen Bestechungen bei der Visavergabe an
deutschen Auslandsvertretungen in Teheran und Beirut. In Teheran
sollen Ortskräfte für eine Einreiseerlaubnis Summen in Höhe von 5.000
bis 10.000 Euro erhalten haben, sagte der Sprecher der
Staatsanwaltschaft, Martin Seltner, dem Spiegel. Das Auswärtige Amt
hat zu den Vorwürfen bislang nicht Stellung genommen.

In Beirut werde in 21 Fällen ermittelt. Es bestehe der Verdacht, dass
ein Angestellter für die Vergabe von kurzfristigen Terminen bis zu
5.000 Euro kassiert haben soll, berichtet der Spiegel weiter. Wegen
ähnlicher Fälle werde auch an der deutschen Botschaft in Ankara gegen
einen Deutschen und einen Syrer ermittelt.



Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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WETTBEWERB/265: Bonn - "Die Goldene Schreibfeder" - Short stories gesucht, Einsendeschluß 15.6.


Stadt Bonn

Schreibwettbewerb "Die Goldene Schreibfeder" - Short stories
gesucht 



Anlässlich ihres 75-jährigen Bestehens ruft die Stadtbibliothek Bonn
Kinder und Jugendliche dazu auf, ihre Kurzgeschichten zum Thema
Fantasy, Science Fiction oder Krimi einzusenden.

BN - Die besten Kurzgeschichten, "short stories" über Fantasy, Science
Fiction oder Krimi, sucht die Stadtbibliothek zum 75-jährigen
Bestehen. Es müssen lediglich die Stichworte "75 - Bibliothek
- Bonn" vorkommen. Alles andere kann frei erfunden sein. Die
Gewinner der drei Alterskategorien erhalten die "Goldene
Schreibfeder" und kleine Geldpreise - gestiftet vom Förderverein
Stadtbibliothek Bonn e.V. Einsendeschluss ist der 15. Juni 2018.
Teilnehmen kann, wer zehn bis 17 Jahre alt ist, und einen Text mit
maximal 1500 Wörter, also etwa drei getippte DINA4-Seiten, schreibt.
Auf dem Deckblatt müssen die Kontaktdaten wie Name, Alter, E-Mail,
Telefonnummer und Adresse angeben werden. Der Rechtsweg ist
ausgeschlossen.

Teilnehmerinnen und Teilnehmer schicken ihre Geschichte am besten per
E-Mail an stadtbibliothek.jugendbibliothek@bonn.de. Die Texte können
aber auch ausgedruckt per Post an Stadtbibliothek Bonn, Stichwort:
Schreibfeder, Mülheimer Platz 1, 53111 Bonn, geschickt oder direkt in
allen Zweigstellen der Stadtbibliothek abgeben werden.

Die Preisverleihung und die öffentliche Präsentation der besten
Kurzgeschichten je Alterskategorie finden am Mittwoch, 4. Juli 2018,
bei der 75-Jahr-Feier der Stadtbibliothek im Haus der Bildung statt.
Die Gewinner-Texte werden außerdem im Internet auf der Webseite der
Stadtbibliothek veröffentlicht und zu einem Buch gebunden, das man in
der Stadtbibliothek ausleihen kann.Näher Infos auch per Telefon über
die Stadtbibliothek Bonn, Jugendbibliothek, Tel. 0228 - 77 54 04.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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AUSSTELLUNG/9443: Wertheim - Werkschau des Künstlers Fritz Ascher, 13.5.-9.9.2018


Werkschau des Künstlers Fritz Ascher

Rund 70 Gemälde und Grafiken im Schlösschen



Wertheim. Das Museum "Schlösschen im Hofgarten" präsentiert in
Kooperation mit der "Fritz Ascher Society", New York, weltweit
erstmalig eine Werkschau des Berliner Expressionisten Fritz Ascher
(1893-1970). Zu sehen ist sie ab Sonntag, 13. Mai. Die Ausstellung
kommt anlässlich des 125. Geburtstages von Fritz Ascher zustande. Sie
gibt mit einer repräsentativen Auswahl von rund 70 Gemälden und
Grafiken einen Einblick in das vielfältige Schaffen des Malers: von
frühen spielerischen Studienzeichnungen über monumentale
Figurenkompositionen der Weimarer Zeit bis zu kraftvollen
Landschaftsbildern der Jahre nach 1945. Die Ausstellung im
Hofgartenschlösschen wird bis 9. September zu sehen sein.

Fritz Ascher, der ehemals verfemte und fast vergessene Künstler, wurde
von den Nationalsozialisten verfolgt. Sein frühes Werk ist durch den
zweiten Weltkrieg in Teilen zerstört worden. Die Werkschau wurde im
Herbst 2016 im Felix-Nussbaum-Haus Osnabrück eröffnet und war 2017 in
den Kunstsammlungen Chemnitz im Museum Charlottenburg-Wilmersdorf in
Berlin, und im Potsdam Museum - Museum für Kunst und Geschichte zu
sehen. In diesem Herbst wird sie im Kallmann-Museum in Ismaning
gezeigt, bevor sie in die Vereinigten Staaten reist.

In Wertheim werden erstmalig Arbeiten von Aschers Lehrern Max
Liebermann, Lovis Corinth, Ludwig Dettmann und Kurt Agthe gezeigt. Die
Retrospektive steht unter der Schirmherrschaft der Staatsministerin
für Kultur und Medien, Prof. Monika Grütters MdB.

Der 292 Seiten umfassende deutsch/englische Ausstellungskatalog ist im
Wienand Verlag erschienen, mit ca. 200 Abbildungen und
wissenschaftlichen Beiträgen von Jörn Barfod, Eckhart Gillen, Wiebke
Hölzer, Ingrid Mössinger, Ori Z. Soltes und Rachel Stern.

Die Fritz Ascher Society for Persecuted, Ostracized and Banned Art,
Inc. entdeckt Künstler wieder, deren Karrieren von der 
Nazi-Gewaltherrschaft unterbrochen oder zerstört wurden, und die selbst
verfolgt, geächtet und verbannt wurden. Durch internationale
Ausstellungskollaborationen, Forschungsinitiativen und
Veröffentlichungen stellt sie die Arbeiten dieser Künstler einer
internationalen Öffentlichkeit vor.

Geöffnet hat das Schlösschen im Hofgarten von 1. Mai bis 31. Oktober,
Dienstag bis Samstag, 14 bis 17 Uhr und an Sonn- und Feiertagen von 12
bis 18 Uhr. Weitere Informationen gibt es im Hofgartenschlösschen,
E-Mail: museum-schloesschen@wertheim-main.de, Telefon 09342/301-511.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 4. Mai 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSSTELLUNG/9442: München - Wir bauen an! Ein Vermittlungsraum für die Pinakotheken, Entwürfe 17.05.-07.06.


WIR BAUEN AN! EIN VERMITTLUNGSRAUM FÜR DIE PINAKOTHEKEN

AUSSTELLUNG | 18. MAI - 07. JUNI 2018

ERÖFFNUNG | 17. MAI 2018, 19.00

Eine Ausstellung des Architekturmuseums und des Lehrstuhls für
Entwerfen und Konstruieren der TU München



Offen, geräumig und vielfältig nutzbar soll es sein, das neue Zentrum
für Kunst und Architekturvermittlung auf Zeit - inmitten des
Kunstareals. Die Pinakothek der Moderne wurde 2002 eröffnet und
vereint vier Museen unter einem Dach: Architektur, Grafik, Design und
bildende Kunst. Ein von Anfang an geplanter Erweiterungsbau, der
sogenannte "Zweite Bauabschnitt", zur Unterbringung von Büro- und
Archivräumen, Ausstellungs- und Vermittlungsflächen wurde bis heute
nicht ausgeführt. Daher fehlen die dringend benötigten Räume für Kunst-
 und Architekturkommunikation. Für Vermittlungsprogramme wie Workshops
mit Kindern, Schülern und Erwachsenen, für Diskussionsrunden und
weitere Veranstaltungen sollen Werkstätten und Arbeitsräume geschaffen
werden. In Anlehnung an die temporäre "Schaustelle" (2013) der
Pinakothek der Moderne wünschen sich die Museen eine Erweiterung. Die
Entwürfe von Studierenden der TU München sind eine Initiative, um
Raumkonzepte für verschiedene Formate der Vermittlung und
Kommunikation zu entwickeln und die Diskussion um Bedarf und
Umsetzbarkeit einer temporären Erweiterung anzuregen.

ERÖFFNUNG

Wir laden Sie herzlich ein zur Ausstellungseröffnung

am Donnerstag, den 17. Mai 2018, um 19 Uhr.

Es sprechen:

Nicola Borgmann, Andres Lepik, Sandra Hofmeister

Ort: Architekturgalerie München | Türkenstraße 30 I Gartenhaus | 80333
München

www.architekturgalerie-muenchen.de

ARCHITEKTURMUSEUM DER TU MÜNCHEN

in der Pinakothek der Moderne

Arcisstraße 21 | 80333 München

www.architekturmuseum.de

 * 

Quelle:

Pinakotheken | Pinakothek der Moderne | Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Barer Straße 29 | 80799 München

Tine Nehler M.A., Leitung Presse & Kommunikation

Telefon: +49 (0)89 23805-122

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: http://www.pinakothek.de
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AUSSTELLUNG/9441: München - "African Mobilities", Architekturmuseum bis 19.08.2018


AFRICAN MOBILITIES. THIS IS NOT A REFUGEE CAMP EXHIBITION

ARCHITEKTURMUSEUM DER TU MÜNCHEN IN DER PINAKOTHEK DER MODERNE

AUSSTELLUNGSDAUER | 26. APRIL 2018 - 19. AUGUST 2018



Die Ausstellung "African Mobilities" thematisiert die komplexe
Mobilität innerhalb Afrikas - und dies jenseits der international
breit geführten Flüchtlingsdebatte. In der gegenwärtigen Situation, in
der internationale Grenzen gewaltsam neu gezeichnet, verwaltet und
überwacht werden und in der einzelne Länder immer stärker von
kapitalistischen Gewinnkreisläufen betroffen sind, ist es Zeit, sich
Architekturen zu widmen, die auf diese vermeintlich festgesetzten
Strukturen reagieren. Afrikanische Städte werden hier als
Zufluchtsorte und damit in ihrer schnellen Transformation präsentiert,
die neue architektonische Typologien, veränderte Infrastrukturen und
einen rasant wachsenden Umgang mit digitalen Technologien
hervorbringen. Die afrikanische Migration wird hier also als
Herausforderung und Chance zugleich gesehen, Architektur und Städtebau
neu zu denken. Zur Vorbereitung trafen sich in den vergangenen zwei
Jahren Architekten, Städteplaner, Filmemacher, Künstler,
Sozialwissenschaftler und Autoren aus Afrika an acht verschiedenen
Orten: Johannesburg, Harare, Kampala, Lagos, New York, Dakar, Praia
und München. In Workshops analysierten sie diese sich ständig in
Bewegung befindliche Welt und nutzten unterschiedliche Medien, um ihre
Rechercheergebnisse festzuhalten und mögliche zukünftige städtische
Szenarien zu visualisieren. Die aus diesen Treffen entstandenen
Arbeiten, zu denen Kunstwerke, Comicromane, Filme und Hörbücher
gehören, bringt die südafrikanische Kuratorin Mpho Matsipa von der
Universität in Witwatersrand in der Ausstellung "African Mobilities"
zusammen. Ilze Wolff, Partnerin im Büro Wolff Architects aus Kapstadt,
entwirft das Ausstellungsdesign, das die verschiedenen Formen der
Dynamik unter Migranten in eine räumliche Komposition fasst.

Anstelle eines Kataloges wird - passend zum Thema - eine Webseite ab
Ausstellungsbeginn online gehen: www.africanmobilities.org. Dadurch
soll ein breites Publikum auch jenseits der Pinakothek der Moderne
erreicht werden.

Während der Ausstellungsdauer wird es zusätzlich verschiedene
Veranstaltungen geben, darunter DJ Sessions, Vorträge und eine
Konferenz "Munich Exchange", die am 26. April 2018 im Vorhoelzer-Forum
der TU München stattfindet. Im Rahmen der Konferenz werden mehrere
Teilnehmer der Ausstellung ihre Arbeit vorstellen, darunter Olalekan
Jeyifous (Künster, NYC), Mabel Wilson (Wissenschaftlerin, Columbia
University, NYC) und die Ausstellungsarchitektin Ilze Wolff
(Architektin, Kapstadt). Alle Veranstaltungen sind für die
Öffentlichkeit zugänglich.

"African Mobilities" ist eine Zusammenarbeit zwischen dem
Architekturmuseum der TU München in der Pinakothek der Moderne und der
University of the Witwatersrand (Südafrika). Die Initiative wird
gefördert durch die Kulturstiftung des Bundes. Entstanden ist das
Projekt mit Unterstützung des Goethe-Instituts, das sich auch an der
geplanten Tournee der Ausstellung auf dem afrikanischen Kontinent
beteiligen wird.

Ausstellungsteam:

Andres Lepik - Direktor

Mpho Matsipa - Kuratorin

Teresa Fankhänel - Projektkoordinatorin

Jennifer van den Bussche - kuratorische Assistentin und Administratorin

Ilze Wolff (Wolff Architects) - Ausstellungsdesignerin

Bubblegum Club - Grafikdesign

Mitwirkende der Ausstellung:

Koordinatoren des Ausstauschprogramms:

Dana Whabira (Njelele Art Station) - Harare, Simbabwe

Doreen Adengo (Adengo Architects) - Kampala, Uganda

Jean-Charles Tall - (College Universitaire d'Architecture de Dakar) - Dakar, Senegal

Patricia Anahory und César Schofield Cardoso (Parenthesis) - Praia, Kap Verde

Marion Gooden und Mabel Wilson (Global Africa Lab), Columbia University GSAPP - New York, USA

Solam Mkhabela und Kirsten Dörmann, University of the Witwatersrand - Johannesburg, Südafrika

Auftragsarbeiten:

Chimurenga - Kapstadt, Südafrika

Issa Diabaté - Abidjan, Elfenbeinküste

Olalekan Jeyifous - New York, USA

Paula Nascimento - Luanda, Angola

Mitwirkende

Aisha Balde

Emanuel Admassu

Sammy Baloji

Issa Diabaté

Mariam Kamara

Nolan Oswald Dennis

Olalekan Jeyifous

Paula Nascimento

Olawale Lawal

Essays

Caroline Kihato

Ikem S. Okoye

Loren Landau

Manuel Herz

Neelika Jayawardane

Lesley Lokko

ARCHITEKTURMUSEUM DER TU MÜNCHEN

in der Pinakothek der Moderne

Arcisstraße 21 | 80333 München

www.architekturmuseum.de

 * 

Quelle:

Pinakotheken | Pinakothek der Moderne | Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Barer Straße 29 | 80799 München

Tine Nehler M.A., Leitung Presse & Kommunikation

Telefon: +49 (0)89 23805-122

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: http://www.pinakothek.de
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DAS BLÄTTCHEN/1792: Im Jahr des roten Wolf


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 9 | 23. April 2018

Im Jahr des roten Wolf

von Frank Burkhard



"Kunst ist Waffe!" lautet ein vielzitierter Satz von Friedrich Wolf,
zugleich der Titel seiner Broschüre von 1928. Aber er meinte auch,
Kunst sei "Scheinwerfer und Waffe". Denn das Anliegen des Dramatikers
und Prosaautors, der sich von Beginn an den Unterprivilegierten
verbunden fühlte, war, die Probleme nicht nur zu benennen, sondern
sie ins rechte Licht zu rücken, zu diskutieren. Das hieß bei ihm: die
Theaterbühne, aber auch der Film. Der durch die Wandervogel-Bewegung
geprägte Arzt Friedrich Wolf, der in Hechingen und Remscheid
praktizierte und hier mit sozialen Missständen konfrontiert wurde,
vertrat vehement lebensreformerische Ansichten, die in das Buch "Die
Natur als Arzt und Helfer" mündeten, das vor einigen Jahren eine
Neuauflage erlebte. Auch seine erste Filmidee von 1924 griff die
Gedanken der Hinwendung zur Natur auf. Nach Wolfs Idee entstand der
Ufa-Film "Wege zu Kraft und Schönheit", ohne seinen Namen zu nennen.

Neben Brecht war Wolf in den zwanziger Jahren der meistgespielte
Autor von Zeitstücken auf deutschen Bühnen. Aufsehen erregte sein
Drama "Cyankali", das sich für die Abschaffung des &sec; 218 stark
machte. Er erzählt von dem noch unverheirateten Arbeiterpaar Hete und
Paul, das in der Weltwirtschaftskrise unter unmenschlichen
Bedingungen in einer Mietskaserne zusammenhaust und sich kein Kind
leisten kann. Als Hete doch schwanger wird, versucht sie alles, um
das Kind nicht bekommen zu müssen. Wolf gelingt es, die verzweifelte
Situation eindrucksvoll und dramatisch zu schildern. Das Stück, das
bis heute aktuell geblieben ist, wurde damals an vielen Bühnen
gespielt und an ebenso vielen verboten. Gleiches gilt auch für den
Film "Cyankali", den der Österreicher Hans Tintner in der
Übergangszeit vom Stumm- zum Tonfilm 1930 teils noch ohne Ton
inszenierte. Mehrfach musste der Streifen der Zensur vorgelegt
werden, die neue Änderungen verlangte. Schauspieler, die heute
legendär sind, wirkten in Charakterrollen, darunter Grete Mosheim und
der Russe Nico Turoff als das junge Paar, Margarete Kupfer, Paul Henckels, Paul
Kemp und Blandine Ebinger. Auch, wenn Wolf nicht glücklich mit dem
Endergebnis war, hatte der Film doch viel Aufmerksamkeit und ist auch
heute noch ein bewegendes Zeitdokument.

In Zusammenarbeit mit dem Potsdamer Filmmuseum erschien schon vor
einem Jahr eine sorgfältige DVD-Edition des historischen Films. Mit
dabei eine neue Adaption des Stücks durch das DDR-Fernsehen von 1977
durch Jurij Kramer. In der DDR war damals im Gegensatz zur BRD der
§ 218 nicht mehr in Kraft. Kramer kürzte das Stück geringfügig
und besetzte in den Hauptrollen wiederum die erste Garde der
damaligen DDR-Schauspieler: Renate Krößner und Hermann Beyer als Hete
und Paul, Ursula Braun, Horst Hiemer, Marianne Wünscher und das
Schauspieler-Ehepaar Annekathrin Bürger und Rolf Römer. Zu den Extras
der Edition gehört eine von Dr. Karl-Heinz Gerstner geleitete
Diskussionsrunde um das Thema, bei der auch ausgesprochen wurde, dass
das Fernsehspiel sich gerade an die Zuschauer im anderen deutschen
Staat wendet.

Wegen des nach wie vor geltenden Abtreibungsparagraphen wird
"Cyankali" auch im neuen Jahrtausend noch ab und an aufgeführt, genau
wie Wolfs Drama "Professor Mamlock", das den Beginn der
Judenverfolgung 1933 thematisiert und 1934 in jiddischer Sprache
uraufgeführt wurde. Zumindest der DEFA-Verfilmung durch Friedrich
Wolfs Sohn Konrad von 1961 kann man gelegentlich noch im Fernsehen
begegnen. Gleiches gilt nicht für Wolfs Revolutionsstück "Die
Matrosen von Cattaro", das einst auf vielen Spielplänen stand und von
Thomas Langhoff verfilmt wurde. Umso erfreulicher, dass es jetzt im
ehemaligen Friedrich-Wolf-Theater in Neustrelitz wieder inszeniert
wurde. Damit wird auch des Friedrich-Wolf-Jahres gedacht, denn im
zweiten Halbjahr jähren sich der Todestag des Arztes und Dichters zum
65. und der Geburtstag zum 130. Mal. Die historischen Ereignisse, die
das Stück behandelt, liegen genau 100 Jahre zurück. Wolf war durch
die Erlebnisse als Arzt an der Front zum entschiedenen Kriegsgegner
geworden und in der Novemberrevolution Mitglied des Arbeiter- und
Soldatenrates in Dresden.

In seinem Stück von 1930 griff Wolf auf eigene Erfahrungen zurück und
schildert das Scheitern einer revolutionären Situation auf der "St.
Georg", einem Kriegsschiff der k.u.k-Marine im Februar 1918.
Unzufriedenheit mit der endlosen Kriegssituation, schlechtes Essen,
Schikanen der Offiziere, Sehnsucht nach der Familie treiben auch die
Besatzungen anderer Schiffe zum Aufbegehren. "Friedrich Wolf hat die
Nüchternheit zu sagen, daß nicht der erste Tag einer Empörung
entscheidend ist, sondern der zweite und dritte. Nicht der
Überraschungssieg, sondern das Behaupten der Stellung", schrieb
Herbert Ihering bei der Berliner Premiere 1930. Der Maat Franz Rasch
übernimmt mit Elan, aber ohne ausreichende theoretische Kenntnisse
die Führung der Revolte. Letztlich kann er die widerstreitenden
Meinungen der Matrosen nicht einen, so dass er mit denen, die zu ihm
halten, scheitert.

Wolfgang Bordel, langjähriger Intendant in Anklam und bisher seit
einigen Jahren auch Oberspielleiter in Neustrelitz/Neubrandenburg,
hat als seinen Abschied von Neustrelitz das selten gespielte Stück
auf die Bühne gebracht. Dass der Autor sich auf Marxsche Theorien
bezieht, die rote Fahne auf der Bühne hissen lässt und ein
Versprechen auf einen neuen Aufstand gibt ("Kameraden, das nächste
Mal besser!"), hat einige Neustrelitzer irritiert und die
Theaterleitung bewogen, nur fünf Vorstellungen anzusetzen.
Künstlerisch ist die Inszenierung gelungen: ein nicht allzu
idealisiertes Szenenbild auf der Drehbühne (Jörg Masser), viele
souveräne Schauspieler, darunter Marco Bahr als Franz Rasch, Fabian
Quast, Thomas Pötzsch und Michael Kleinert. Fast genial ist Bordels
Idee, in das Männerstück mit der Rolle von Franz Raschs Schwester
Ruth (Josefin Ristau) eine Frau einzufügen, die einerseits die
Sehnsucht nach Gemeinsamkeit in der Heimat und andererseits die
Solidarität der Angehörigen mit den aufs Kriegsende drängenden
Matrosen transportiert.

In der Uraufführung spielte übrigens kein geringerer als Ernst Busch
den Franz Rasch. So lässt Bordel auch von Busch bekannte Lieder
anstimmen, die zwar aus anderen historischen Situationen stammen,
aber gut zur Atmosphäre passen: Der Song von der Jarama-Front setzt
den Schlusspunkt. Zuvor wurde schon vor der Pause das Lied der
Matrosen von Kronstadt gesungen: "Tragt über den Erdball, tragt über
die Meere die Fahne der Arbeitermacht!" Der Premierenapplaus war
tosend.

Doch hinter vorgehaltener Hand wurde auch gefragt: Wieso muss hier
ein Stück des Vaters von Markus Wolf, einer mehr als zwielichtigen
Gestalt der deutschen Geschichte, gespielt werden? Ist das die
Forderung nach Sippenhaft? "Da bleibt einem die Spucke weg!", meinten
zur Premiere angereiste Berliner. Auch zur Uraufführung gab es
unterschiedliche Meinungen, wie Ihering berichtete. "Viele Zuschauer
befehdeten sich untereinander, weil sie die Fragen des Stücks
verschieden beurteilten. Eine schlechte Wirkung? Eine gute Wirkung!"
Das war 1930. Heute genügt es, wenn einem der Sohn des roten Dichters
nicht gefällt. Drum schnell nach Neustrelitz, um sich eine eigene
Meinung zu bilden!


Cyankali, Regie Hans Tintner (1930) und Cyankali, Regie
Jurij Kramer (1977), arte-Edition bei absolut Medien, 24,90 Euro.

Die Matrosen von Cattaro, Landestheater Neustrelitz, letzte
Vorstellungen 3.Mai 10.00 Uhr, 4. Mai 10.00 Uhr und 19.30 Uhr.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 9/2018 vom 23. April 2018, Online-Ausgabe

Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft, 21. Jahrgang

Herausgeber: Wolfgang Sabath (†)

 ... und der Freundeskreis des Blättchens

Verantwortlich: Wolfgang Schwarz

Fritz-Reuter-Str. 8, 12623 Berlin

Fax: 030 . 70 71 67 25

Redaktion:

Margit van Ham, Wolfgang Brauer, Alfons Markuske, Detlef-Diethard Pries

E-Mail: hwjblaettchen@googlemail.com

Internet: www.Das-Blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6638: Air France-Beschäftigte widersetzen sich Gewerkschaften und lehnen Tarifvertrag ab


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Air France-Beschäftigte widersetzen sich Gewerkschaften und lehnen
Tarifvertrag ab

Von Alex Lantier

9. Mai 2018



Die streikenden Air France-Beschäftigten haben die Tarifvereinbarung, den
ihnen Vorstandschef Jean-Marc Janaillac und die Gewerkschaften am 16. April
vorgelegt hatten, mit einer Mehrheit von 55 zu 45 Prozent abgelehnt. Über
80 Prozent der Beschäftigten beteiligten sich an der Abstimmung.

Der Tarifvertrag, den Janaillac mit stillschweigender Unterstützung der
Gewerkschaften vorgelegt hatte, war eine Beleidigung für die Belegschaft.
Während sich das Air France-Management letztes Jahr eine zweistellige
Gehaltserhöhung von bis zu 67 Prozent genehmigte und Rekordgewinne von über
einer Milliarde Euro bekanntgab, sieht der Tarifvertrag für die Belegschaft
nur eine Lohnerhöhung von sieben Prozent über vier Jahre vor. Zudem
basieren die Gewinne der Fluggesellschaft zum großen Teil darauf, dass
Personal zu schlechteren Löhnen in Tochtergesellschaften verlagert und so
das gesamte Lohnniveau deutlich gedrückt wurde.

Die Arbeiter lehnten den Vorschlag ab und trotzten dabei nicht nur den
Drohungen des Air France-Managements und der französischen Regierung,
sondern auch denen der Gewerkschaftsbürokraten. Letztere hatten sie die
Beschäftigten angegriffen, weil sie gegen den Tarifvertrag protestiert
hatten. Sie forderten sie auf, dafür zu stimmen.

Berichten zufolge haben die Piloten größtenteils für den Vertrag gestimmt,
während Flugbegleiter und Bodenpersonal ihn größtenteils ablehnten. Das
Unternehmen beschäftigt 3.500 Piloten, dazu 13.000 Beschäftigte in der
Kabine und 32.000 als Bodenpersonal. Während die Piloten als Fachkräfte ein
gutes Gehalt beziehen, ist die große Mehrheit der Arbeiter schlecht
bezahlt. Das durchschnittliche Bruttomonatseinkommen liegt bei nur 2.981
Euro für männliche und 2.066 Euro für weibliche Mitarbeiter.

Eine Woche vor der Abstimmung über den Tarifvertrag hatte der
Generalsekretär der Gewerkschaft CFDT Laurent Berger den Air France-Piloten
in einem Interview mit dem Radiosender Europe 1 vorgeworfen, sie würden
"uns alle in Geiselhaft nehmen" und dem Unternehmen "ganz große Probleme"
bereiten. Berichten zufolge hat Air France bereits Verluste von 300
Millionen Euro gemacht, und an jedem Streiktag kommen 26 Millionen Euro
dazu.

Die Gewerkschaften hatten ernsthaft erwartet, sie könnten den Tarifvertrag
einfach durchsetzen, wenn sie nur ein paar eintägige Streiks organisierten
und den Arbeitern keine Perspektive für einen Kampf gegen die Drohungen des
Air France-Managements und der Regierung gäben. Die Vertreter des
Managements und der Gewerkschaften, die sich zur Bekanntgabe des
Ergebnisses der Abstimmung versammelt hatten, staunten nicht schlecht, als
dabei genau das Gegenteil herauskam.

Ein anonymer Gewerkschaftsfunktionär berichtete auf France Télévisions über
die Szene: "Ich sah die Zahl von 55 Prozent. Zuerst dachte ich, das wäre
für 'Ja', aber dann war es für 'Nein'. Alle haben eine ganze Minute lang
konsterniert geschwiegen." Dann schrie ein Vertreter von Air France:
"Dieses Unternehmen kann man nicht managen!"

Ein Gewerkschaftsbürokrat, der Streiks organisiert und sich öffentlich
gegen den Tarifvertrag ausgesprochen hatte, obwohl er fest mit dessen
Inkrafttreten rechnete, erklärte bei dem Treffen: "Das Management hat sich
solche Mühe gegeben, dass ich mir sicher war, es würde erfolgreich sein."

Die Gewerkschaft hatte nicht einmal Flugblätter, mit denen sie die Arbeiter
über das Ergebnis der Abstimmung informieren konnten. Sie war sich so
sicher, dass die Arbeiter mit "Ja" stimmen würden, dass sie nur Flugblätter
drucken ließ, auf denen die Annahme des Abkommens verkündet wurde. Auf ein
"Nein" war sie nicht vorbereitet. Als sich ihre Mitglieder widersetzten und
den Tarifvertrag ablehnten, stand sie mit leeren Händen da.

Janaillac kündigte daraufhin sofort seinen Rücktritt an und erklärte: "Ich
übernehme die Verantwortung für die Folgen aus dieser Abstimmung und werde
in den kommenden Tagen meinen Rücktritt aus dem Vorstand von Air France und
Air France-KLM einreichen. Diese Abstimmung zeigt, dass Unruhe herrscht.
Sie fordert tiefgreifende Veränderungen." Weiter äußerte er die Hoffnung,
sein Rücktritt ermögliche "einen kollektiven Mentalitätswandel und schafft
die Bedingungen für eine Erholung."

Der französische Wirtschaftsminister Bruno Le Maire drohte den Air 
France-Beschäftigten, der Staat werde nicht "die Schulden von Air France
zusammenkehren" und belehrte sie arrogant, ihre Lohnforderungen seien
"ungerechtfertigt".

Am Montag sank der Aktienkurs von Air France-KLM nach Janaillacs Rücktritt
um dreizehn Prozent. Investoren befürchten, dass der Streik den
Milliardenprofit schmälern könnte, den das Unternehmen erwirtschaftet.
Finanzanalysten erklärten gegenüber Le Figaro: "Damit hat das Unternehmen
in einem anhaltenden Tarifkonflikt keinen Vorstandschef."

Der mutige Widerstand der Air France-Beschäftigten gegen den Tarifvertrag
ist Teil eines weltweiten Auflebens von Kämpfen der Arbeiterklasse gegen
die Forderungen der Finanzaristokratie. Diese Welle von Widerstand der
Arbeiter bringt die Arbeiterklasse auch in offenen Konflikt mit den
Gewerkschaftsbürokratien.

In den USA streiken und protestieren die Lehrer in mehreren Bundesstaaten
gegen den Willen der Gewerkschaften. Während die Arbeiter bei Air France
den Tarifvertrag ablehnten, streikten nicht nur die Lehrer in Colorado,
sondern auch zehntausende von Universitätsbeschäftigten in Kalifornien und
Schulbusfahrer in Los Angeles. Gleichzeitig finden auch in vielen weiteren
Ländern von Großbritannien bis nach Sri Lanka Streiks von Lehrkräften
statt.

In Europa gab es seit Beginn des Jahres Streiks in der deutschen Auto- und
Metallindustrie sowie im öffentlichen Dienst, zudem der britischen
Bahnarbeiter; der osteuropäischen Autoarbeiter und der türkischen
Metallarbeiter.

In Frankreich nimmt die Arbeiterklasse den politischen Kampf gegen den Spar-
 und Kriegskurs von Präsident Emmanuel Macron auf. Die Bahnarbeiter
streiken gegen Macrons geplante Privatisierung der staatlichen
Eisenbahngesellschaft SNCF, auch im Gesundheitswesen und dem öffentlichen
Dienst findet ein Streik statt. Studenten besetzen ihre Universitäten.
Macron versucht, starke Kürzungen der Löhne und Sozialleistungen
durchzusetzen, um die Militärausgaben um 300 Milliarden Euro zu erhöhen.
Gleichzeitig unterstützt Frankreich den Kriegskurs der USA im Nahen Osten,
bombardiert Syrien und droht dem Iran mit Krieg.

Wenn diese Streiks erfolgreich enden sollen, müssen die Arbeiter sie der
Kontrolle den korrupten Gewerkschaftsbürokratien entreißen und unabhängige
Basisorganisationen aufbauen, um die Streikenden mit der Arbeiterklasse im
Rest der Welt zu verbinden.

Die Streiks bei Air France in den letzten Jahren waren ein besonders
offensichtliches Beispiel dafür, wie die Gewerkschaften Maßnahmen
zustimmen, die den Interessen der Arbeiter direkt zuwiderlaufen. Den
Gewerkschaften geht es hauptsächlich darum, die Wettbewerbsfähigkeit der
Unternehmen zu steigern.

Im Jahr 2014 kam es bei Air France zu einem eindrucksvollen Streik der
Piloten gegen Pläne, die Beschäftigten in Tochtergesellschaften zu
verlagern, in denen niedrigere Löhne gezahlt werden. Das Management von Air
France machte Verluste in dreistelliger Millionenhöhe und wurde finanziell
in die Knie gezwungen. Doch als der Sieg der Streikenden schon zum Greifen
nahe war, brachen die Gewerkschaften den Arbeitskampf plötzlich ab und
erklärten in einer Stellungnahme: "Es ist unsere Pflicht, die Zukunft
unseres Unternehmens zu sichern und seine Wunden zu versorgen, bevor nicht
wiedergutzumachende Schäden entstehen."

Die Gewerkschaften hatten keine Einwände gegen ein deutliches Absinken des
Lohnniveaus ihrer Mitglieder. Sie befürchteten, ein Sieg im Streik könnte
die Unternehmensprofite verringern und weitere Streiks in Frankreich und
der gesamten europäischen Luftfahrtbranche auslösen. Deshalb waren sie
entschlossen, diesen Sieg zu verhindern. Diverse pseudolinke Parteien des
begüterten Kleinbürgertums wie die Nouveau Parti anticapitaliste (NPA) oder
Lutte Ouvrière (LO) feierten sie für ihre Rolle beim Abwürgen des Streiks.

Die Air France-Beschäftigten müssen das Ergebnis des Streiks von 2014 heute
als ernste Warnung verstehen. Die Gewerkschaften werden vor nichts
haltmachen, um den Tarifvertrag in der einen oder anderen Form
durchzusetzen. Sie werden alles in ihrer Macht stehende tun, um den Sieg in
eine Niederlage zu verwandeln.

Obwohl die Streiks andauern, konnten sich die Gewerkschaften bei ihrem
Treffen am Montagabend nicht darauf einigen, wie es weitergehen soll. Ein
anonymer Gewerkschaftsfunktionär erklärte gegenüber Le Figaro: "Wir wollen
unser Verantwortungsbewusstsein zeigen und nicht sofort weitere Streiks
fordern."
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GRASWURZELREVOLUTION/1760: Der Jemen wird auseinandergerissen


graswurzelrevolution Nr. 429, Mai 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Der Jemen wird auseinandergerissen

UN: die derzeit "größte humanitäre Katastrophe der Welt"

von Jakob Reimann



Das Elend im Jemen übersteigt jede Vorstellungskraft (vgl. GWR
427). Um es zu beschreiben, muss sich von einem Superlativ zum
nächsten gehangelt werden. Die Spitze des Eisbergs sind die über
10.000 Menschen, die seit Beginn des Krieges im März 2015 getötet
wurden. Der Koloss unter der Oberfläche setzt sich zusammen aus der
opferreichsten Choleraepidemie seit Beginn der modernen Aufzeichnungen
und der derzeit verheerendsten Hungerkatastrophe der Welt.



Alle zehn Minuten stirbt im Jemen ein Kind an problemlos vermeidbaren
Krankheiten - 1.000 jede Woche. Ursache dieses Elends ist der Krieg,
in dem eine von Saudi-Arabien geführte Koalition zur Bekämpfung der
Houthi-Rebellen seit mehr als drei Jahren Bomben auf Krankenhäuser,
Wasserwerke und Schulen niederregnen lässt. Auf Marktplätze,
Wohnviertel, Häfen und Brücken. Auf Beerdigungen, Hochzeitsfeiern und
ein Flüchtlingsboot. Hinzu kommt die von den Saudis verhängte See- und
Luftblockade, die den Import von Nahrung, Hilfsgütern und Medikamenten
nahezu unterbindet.

Die UN spricht von der "größten humanitären Katastrophe der Welt" und
doch könnte der Krieg im Jemen in der Berichterstattung kaum
abwesender sein. Wird er doch berichtet, kommen in aller Regel
Narrative eines Stellvertreterkriegs: Die Houthi-Rebellen kämpften als
Marionette des Iran gegen den regionalen Erzfeind Saudi-Arabien.
Desweilen ginge es um einen herbeigeschriebenen Jahrtausende währenden
Kampf zwischen Sunniten und Schiiten. In einer George-Bush-Reminiszenz
redet der saudi-arabische Außenminister Adel al-Jubeir vom Kampf
"zwischen Gut und Böse" - höchst epische Kategorien scheinen auf dem
Spiel zu stehen. Derartige Dichotomien sollen komplexe Zusammenhänge
auf vertraute Narrative eindampfen - doch um zum Kern eines Krieges
vorzustoßen, taugen sie nicht.


Die Houthis und das Haus Saud

Seit der Gründung Saudi-Arabiens 1932 ist der Grenzkonflikt zum Jemen
zentral für die Sicherheitspolitik des Hauses Saud. Bereits der erste
Krieg des jungen saudischen Staates wurde 1934 im Konflikt um die
Grenzen gegen das Königreich Jemen geführt, in dessen Zuge die Saudis
drei jemenitische Provinzen annektierten, die zusammen flächenmäßig
der Hälfte des heutigen Jemen entsprechen und in denen ein Großteil
der schiitischen Minderheit in Saudi-Arabien lebt - mehr als die
Hälfte davon wie die Houthis Zaiditen. Spätestens seit den 1970ern
intervenierte Saudi-Arabien aggressiv in innerjemenitische
Angelegenheiten, indem Clanführer, Politiker*innen und
Medienpersönlichkeiten nach Belieben finanziert oder diskreditiert
wurden. Nicht umsonst gelten die Saudis im Jemen als "Königsmacher" -
so spielten sie in den 1970ern auch bei der Machtergreifung des
Diktators Ali Abdullah Saleh eine zentrale Rolle, über den Riad in den
Jahrzehnten der Diktatur Einfluss geltend machte.

Im Zuge der Wiedervereinigung von Nord- und Südjemen 1990 entwickelten
sich aus den tribalistischen Strukturen im von der Zentralregierung in
Sana'a marginalisierten Norden verschiedene Aufstandsbewegungen gegen
die Herrschaft des korrupten Diktators Saleh - um die Jahrtausendwende
auch eine rund um den einflussreichen Houthi-Clan. Nach der Ermordung
deren Anführers Hussein gingen die Houthis verstärkt zum bewaffneten
Kampf über, der sich in den nächsten sieben Jahren sporadisch in
blutigen Zusammenstößen zwischen den Truppen des Diktators Saleh und
den über 100.000 Houthi-Kämpfern entlud. 2011 schlossen sie sich den
Protesten des Arabischen Frühlings an, in dessen Zuge Saleh gestürzt
wurde und dessen Vize Abed Rabbo Mansur Hadi - der gemeinhin als
saudische Marionette gilt - die Macht übertragen wurde.

2014 starteten die Houthis ausgehend von ihrer Hochburg Sa'da an der
Grenze zu Saudi-Arabien ihren Feldzug gen Süden, in dessen Verlauf sie
den Großteil der bevölkerten Territorien des Jemen erobern sollten -
die urbanen Zentren im Norden und Westen des Landes. In einem Akt
größter Heuchelei beider Seiten verbündeten sie sich mit ihrer
einstigen Nemesis: dem gestürzten Diktator Saleh. Zusammen mit
Saleh-treuen Truppen übernahmen sie überwiegend unblutig die
Hauptstadt Sana'a und marschierten erfolgreich auf Aden. Präsident
Hadi wurde unter Hausarrest gestellt, konnte jedoch unter dem Schutz
einer Burka seinen Wachen entkommen und ins saudi-arabische Exil
fliehen, wo er sich mit minimalem Einfluss auf das Geschehen im Jemen
bis heute aufhält. Trunken vom militärischen Erfolg forderten die
Houthis gar die Rückgabe der drei 80 Jahre zuvor von Saudi-Arabien
annektierten Provinzen.

Der Siegeszug der Houthis war der Alptraum des Haus Saud, nicht nur
weil die Rebellen an der saudischen Südgrenze rüttelten, sondern vor
allem, weil sie unabhängig von der Korruption und dem elitären Klüngel
in Sana'a waren - und somit unzugänglich für Riads über Jahrzehnte
etablierte Unterwanderung des jemenitischen Politbusiness. Denn seit
jeher war es saudische Politik, im Jemen für instabile Verhältnisse
sowie für eine schwache, größtmöglich von saudischen Petrodollar
abhängige Regierung zu sorgen, die keinerlei Gefahr für das saudische
Territorium darstellen würde. Jemenitische Volksbewegungen oder
ambitionierte politische Bewegungen in Sana'a wurden stets
unterwandert oder offen militärisch bekämpft.

Als die Houthis schließlich Sana'a einnahmen, waren Jahrzehnte der
Einflussnahme der Saudis in ihrem "privaten Hinterhof" Geschichte. Als
Exilpräsident Hadi im März 2015 um Unterstützung bat, kam Riad dieser
Bitte nur allzu gern nach, hatte es doch nun die Rechtfertigung, um in
einer groß angelegten Kampagne gegen die Houthis vorzugehen. Der
erbarmungslose Krieg der Saudi-Koalition begann und die Houthis
verloren in zähen Kämpfen signifikante Teile ihrer eroberten Gebiete -
das endgültige Zurückdrängen in ihre Kernregion im Norden scheint nur
eine Frage der Zeit zu sein.

Es geht im Krieg der Saudis gegen die Houthis also um schnöde
Machtpolitik: Sicherung der Grenzen der drei riesigen 1934
annektierten jemenitischen Provinzen sowie die Wiedererlangung von
Kontrolle über die Politik des Jemen. Um der Weltöffentlichkeit das
erbarmungslose Bombardement jedoch zu verkaufen, bemüht Riad
unablässig das Feindbild Iran, indem es versichert, die Houthis seien
ein iranischer Proxy, mit dessen Hilfe Teheran einen Fuß auf die
Arabische Halbinsel zu setzen versucht.


Die Houthi-Iran-Connection

An Paranoia grenzend beschwört Saudi-Arabien das Schreckgespenst eines
"vom Iran dominierten Jemen" herauf, der saudische Angriffskrieg gegen
die Houthis wird so zur Selbstverteidigung gegen den Erzfeind Iran
umgemünzt. Und westliche Politiker*innen wie Medien übernehmen dieses
Narrativ, ohne es zu hinterfragen oder gar zu überprüfen. Ist der
"Schurkenstaat" Iran das eigentliche Ziel, so ist das bittere Elend
der jemenitischen Bevölkerung offensichtlich hinnehmbarer.

Sowohl die Houthis als auch der Iran streiten jegliche Zusammenarbeit
kategorisch ab. Ohne jeden Zweifel gab es vor dem Krieg jedoch gewisse
Verbindungen, die auch weiterhin bestehen. Etwa in Form begrenzter
finanzieller Zuwendungen oder indirekter Kooperation bei militärischer
Ausbildung - in Gestalt der vom Iran unterstützten libanesischen
Hisbollah, die seit 2011 gelegentlich Ausbilder zu Übungen in den
Jemen schickt. Diese Unterstützung wird zumeist jedoch übertrieben
dargestellt. Sie verblasst gegenüber jenem Support, den Teheran
anderen Gruppierungen im Nahen Osten zukommen lässt.

Im Sommer 2014 wollte Teheran die Houthis aus strategischen Gründen
explizit davon abhalten, die Hauptstadt Sana'a einzunehmen und Hadi zu
stürzen, die Houthis widersetzten sich jedoch. Auch fügten im Juni
2015 tatsächlich vom Iran ausgebildete Truppen im Dhale-Gouvernement
den Houthi-Rebellen empfindliche Niederlagen zu. Beide Vorfälle
dekonstruieren offensichtlich die These der Houthis als militärische
Marionetten des Iran.

Insbesondere lässt sich jedoch der Vorwurf, die Houthis wären massiv
vom Iran hochgerüstet, kaum aufrechterhalten - wäre dies nicht zuletzt
wegen der umfassenden Seeblockade der Saudis gegen den Jemen praktisch
kaum umsetzbar. Es gibt gelegentliche Berichte über Waffenschmuggel
etwa über Oman oder Somalia, die an dieser Stelle keineswegs infrage
gestellt werden sollen, einzig soll deren tatsächlicher Umfang
relativiert werden, da sich konkrete Fälle bei genauer Untersuchung
oft nur schwer verifizieren lassen.

Ende Februar 2018 gaben die Regierungen der USA, Großbritanniens,
Frankreichs und Deutschlands am UN-Sicherheitsrat vorbei eine
Erklärung ab, in der sie den Iran wegen einer nicht zweifelsfrei
nachgewiesenen Lieferung von Kurzstreckenraketen an die Houthis scharf
verurteilten. Eben diese vier Staaten sind seit dem Jahr 2000 jedoch
verantwortlich für 86 Prozent der Waffenimporte der treibenden Kräfte
der Saudi-Koalition, einer Koalition also, die die UN wegen des
systematischen Tötens jemenitischer Kinder auf ihre Schwarzliste der
Kinderrechtsverletzer gesetzt hat - ein Paradebeispiel westlicher
Heuchelei.

Zu einem Teil gewiss vom Iran, stammen die Waffen der Houthis in
erster Linie aus zwei anderenQuellen: Erstens aus dem
waffenüberschwemmten Land selbst - weltweit haben nur die USA mehr
Schusswaffen pro Einwohner. Zweitens von übergelaufenen
Truppenverbänden des gestürzten Diktators Saleh, mit denen die Houthis
2015 eine Allianz schmiedeten - reguläre Waffen des jemenitischen
Militärs also und damit auch Kriegsgerät der US-Regierung, da
Washington im "War on Terror" allein seit 2006 Waffen im Wert von über
500 Millionen Dollar an Saleh lieferte.

Das strategische Interesse Teherans an den weiten Wüsten der
Arabischen Halbinsel ist begrenzt. Die Einschätzung einer Reihe
ehemaliger hochrangiger US-Diplomaten legt nahe, die
Houthi-Iran-Connection wäre vielmehr eine Folge des Krieges der Saudis
als dessen Ursache. "Die Houthis waren nicht im iranischen Lager, bis
sie durch Notwendigkeit dort hineingetrieben wurden", meint Chas
Freeman, der ehemalige US-Botschafter in Riad. Die
Houthi-Iran-Connection "hätte so wahrscheinlich überhaupt nicht
existiert", erst das Bombardement der Saudis hat "ironischerweise die
Beziehung gefestigt" - der Krieg im Jemen als selbsterfüllende
Prophezeiung.

Mit der "Iranisierung" des Jemen-Krieges spielt Saudi-Arabien ein
geschicktes PR-Spiel. Stieß dies bereits in der Obama-Regierung auf
offene Ohren, so ist die von iranophoben Kriegsfalken durchsetzte
Trump-Administration nun der engste Verbündete der Saudis. Indem der
iranische Teufel in Übergröße an die Wand gemalt wird, konnte die
westliche Welt überzeugt werden, es handle sich keineswegs um einen
lokalen Konflikt, sondern um einen, der mit der indirekten Bekämpfung
eines vermeintlich feindseligen Iran gar globale Kreise zieht.


Abu Dhabi und das "Achte Emirat Südjemen"

Sechs Staaten der Saudi-Koalition - Ägypten, Bahrain, Jordanien,
Kuwait, Marokko, Sudan - stehen treu an der Seite der Saudis. Eine
Partei schert jedoch zunehmend aus und verfolgt im Jemen eine ganz
eigene Agenda: die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE).

Während Riad bei der Entsendung von Bodentruppen zögerlich ist, hat
Abu Dhabi seit geraumer Zeit im großen Stile Truppen im Jemen. So
spielen die Emirate seit gut zwei Jahren die Führungsrolle im Kampf
gegen Al-Qaida im Südjemen, ebenso bei der Rückeroberung von Aden von
den Houthis im Juli 2015, und verantworten zusätzlich die Ausbildung
Zehntausender jemenitischer Truppen. Darüber hinaus importierten die
VAE Hunderte bestens ausgebildeter Söldner aus Südamerika, um im Jemen
für sie zu kämpfen - über ein Programm, das von Erik Prince ins Leben
gerufen wurde, dem Kopf der verrufenen US-Söldnerfirma Blackwater. Die
VAE betreiben im Südjemen außerdem ein Netzwerk aus Dutzenden
Foltergefängnissen, in denen Tausende Terrorverdächtige "verschwinden"
und dort in Arbeitsteilung von den "VAE gefoltert und von den USA
verhört" werden, wie die Associated Press in einem herausragenden
Investigativbericht jüngst aufdeckte. Die Emirate haben im Südjemen
regelrecht eine parallele Sicherheitsstruktur etabliert.

Der Grund für diesen Alleingang liegt in den Ambitionen der Emirate,
zu einer globalen Energiesupermacht aufzusteigen. Hierzu verfolgen die
VAE über die Kontrolle strategisch wichtiger Knotenpunkte auf
energierelevanten Handelsrouten den Aufbau überregionaler Strukturen
im Nahen Osten und darüber hinaus, um so ihren Handel mit fossilen
Rohstoffen nach Europa und Nordamerika zu konsolidieren und weiter
auszubauen.

Abu Dhabi drängt sich im Eiltempo in die Energie- und
Sicherheitsinfrastruktur der Region hinein; von Eritrea und Somaliland
bis nach Zypern und Libyens Bengasi. Im Jemen manifestieren sich diese
Ambitionen an drei Fronten. Erstens bei der Rückeroberung der
Perim-Inseln von den Houthis, einem Nadelöhr am südlichen Ende des
Roten Meers. Zweitens bei der im Golf von Aden liegenden Insel
Sokotra, die die VAE mehr und mehr in ihre ureigene Tourismus- und
Militärkolonie verwandeln. Und drittens bei den erfolgreichen
Bemühungen der Emirate, die Kontrolle über ein Netz strategisch
wichtiger Häfen im Jemen zu erlangen: einzig der größte Industriehafen
des Landes in Hodeïda steht noch nicht unter der Kontrolle der
Emirate. Doch auch Hodeïda wird seit letztem Dezember von den
Kampfjets der VAE heftig umkämpft. Die Eroberung scheint nur eine
Frage der Zeit zu sein.

Während alle wesentlichen Konfliktparteien zumindest offiziell stets
an der territorialen Unversehrtheit des Jemen festhielten, gewinnen
die sezessionistischen Kräfte zur Abspaltung des Südjemen mehr und
mehr an Einfluss - mit massiver Unterstützung der Emirate, die zu
diesem Zweck aktiv mit südjemenitischen Provinzeliten und deren
bewaffneten Arm, den Separatisten des Southern Transitional Council,
kollaborieren. Dieser Bruch der VAE zu den Saudis und ihrem Protegé
Hadi zeigte sich Ende August 2017 in seiner ganzen Absurdität, als die
Emirate dem international anerkannten Präsidenten des Jemen die
Einreise nach Aden verweigerten, Hadis Heimatstadt - ein denkwürdiges
Symbol für die Kräfteverhältnisse im Land.

Abu Dhabi schert sich nicht um den Konflikt mit den Houthis. Der Kampf
gegen die Rebellen war von Anfang an nur der Vorwand, um militärisch
einen Fuß in den Südjemen zu bekommen. Nicht das Kernland im Norden,
sondern die Kontrolle über die rund 2.000 Kilometer jemenitischer
Küste im Süden des Landes - allen voran deren Häfen - sind für die VAE
von Interesse. Nach Milliardeninvestitionen in die Infrastruktur und
die Bewaffnung separatistischer Milizen im Südjemen holen die VAE nun
die sezessionistische Ernte ein. Den Emiraten schwebt mittelfristig
eine Vasallenprovinz vor - eine Art "Achtes Emirat Südjemen" - welche
den Aufstieg der VAE zur globalen Energiesupermacht ermöglichen soll.


Die Blutspur der USA

Den USA kommt im Jemen eine Doppelrolle zu: Einerseits steht und fällt
der Krieg der Saudi-Koalition buchstäblich mit dem US-Support,
andererseits kämpft Washington unter dem Schirm des "War on Terror" im
Jemen seit Langem seinen ganz eigenen Krieg.

Barack Obama verkaufte den Saudis während seiner acht Jahre im Oval
Office Rüstungsgüter in Höhe von 115 Milliarden Dollar - so viel wie
kein anderer der 13 US-Präsidenten in den 85 Jahren diplomatischer
Saudi-US-Beziehungen zuvor. Allein 20 Milliarden davon wurden 2015
genehmigt, dem Jahr in dem der Jemen-Krieg ausbrach. Donald Trump zog
nach nur wenigen Wochen im Amt mit seinem Vorgänger gleich, als er im
Mai 2017 Rüstungsdeals im Wert von 110 Milliarden Dollar mit den
Saudis vereinbarte, die in der nächsten Dekade gar auf bis zu 380
Milliarden anwachsen können. Die US-Regierung gibt den Saudis die
Mittel für schwerste Kriegsverbrechen in die Hand. Neben
Waffenlieferungen sind die Luftbetankungen durch die USA von
entscheidender Bedeutung, ohne die es den saudischen Kampfjets
unmöglich wäre, quer über die riesigen Wüstengebiete hinweg ihren
Bombenkrieg zu führen. Hinzu kommt US-Support auf vielen weiteren
Ebenen, etwa logistische Unterstützung, Geheimdienstinformationen,
Truppenausbildung, Entsendung von Militärberatern und mit am
wichtigsten: die politische und diplomatische Rückendeckung. Ohne den
Freifahrtschein aus dem Weißen Haus hätte die Saudi-Koalition die drei
Jahre andauernde Vernichtung des ärmsten Lands der Arabischen Welt
politisch nicht überlebt.

Um diese umfassende Unterstützung zu verstehen, muss allen voran ein
Punkt berücksichtigt werden, um den sich für die Saudis im Nahen Osten
letztendlich alles dreht: der Iran; insbesondere der so wichtige
Iran-Nukleardeal von 2015, den die Saudis um jeden Preis verhindern
wollten und am Ende wutentbrannt über dessen Zustandekommen waren.
Obamas Entscheidung, den Krieg der Saudis überhaupt erst zu
ermöglichen, ist als Geste der Wiedergutmachung zu verstehen, als
Beschwichtigung eines aufgebrachten Hauses Saud. Die Bevölkerung des
Jemen war der Bauer auf Obamas Schachbrett, der für den Abschluss des
Iran-Deals geopfert wurde. Komplizenschaft in Kriegsverbrechen als
Geste der Wiedergutmachung - so zynisch wie nur Geopolitik sein kann.

Seit gut zwei Jahrzehnten sind die USA auch selbst im Jemen aktiv, der
nach den Anschlägen vom 11. September 2001 zu einem der Kerngebiete
des "War on Terror" erklärt wurde. 2002 begann Washington sein
Drohnenprogramm im Jemen, wobei nach konservativen Schätzungen in
mindestens 302 Angriffen bis zu 1.341 Menschen getötet wurden. Nur ein
Drohnenschlag wurde hiervon unter George Bush autorisiert, alle
anderen unter Friedensnobelpreisträger Obama und schließlich unter
Trump.

Im September 2011 tötete eine US-Drohne den in New Mexico, USA,
geborenen Anwar al-Awlaki. Barack Obama, Professor für
Verfassungsrecht, agiert in Personalunion als Ankläger, Richter und
Henker eines US-Bürgers. Wenige Tage später tötete eine
Hellfire-Rakete aus einer von Obamas Drohnen eine Gruppe Jugendlicher
in der Shabwa-Provinz, die sich zum Barbecue versammelt hatten. Unter
den Toten des Blutbads: Anwar al-Awlakis Sohn, der US-Amerikaner
Abdulrahman al-Awlaki. Erbsünde im 21. Jahrhundert. Ende Januar 2017
befehligte schließlich Trump den ersten "Anti-Terroreinsatz" seiner
Amtszeit: 30 US Navy SEALs stürmten unterstützt von mehreren
Kampfhubschraubern das Dorf Yakla im Jemen und töteten 31 Menschen,
darunter mindestens zehn Kinder. Unter den getöteten Kindern befand
sich ein achtjähriges Mädchen, das nach einem Schuss in den Hals
elendig verblutete. Ihr Name: Nawar al-Awlaki, US-Amerikanerin,
Schwester von Abdulrahman, wie ihr Bruder fünf Jahre zuvor von den USA
ermordet. Der Mord an den unschuldigen Kindern der Awlaki-Familie ist
die Blutlinie, die Trumps Präsidentschaft mit der seines verhassten
Vorgängers Obama verbindet.

Schärfte der Präsidentschaftskandidat Trump in vermeintlicher
Opposition zur Kriegstreiberin Hillary Clinton noch sein Profil als
Nicht-Interventionist, der sich aus den Abenteuern der USA in Middle
East zurückziehen wolle, eskaliert Präsident Trump nun jeden einzelnen
Krieg, den er von seinem Vorgänger geerbt hat. Insbesondere im Jemen
verfolgt er eine Politik der verbrannten Erde und beordert
Drohnenschläge wie im Blutrausch: in den ersten zwölf Monaten
autorisierte Trump im Jemen fast ebenso viele Angriffe (129) wie
"Drohnenkönig" Obama in den gesamten acht Jahren seiner
Präsidentschaft (162) und tötete dabei bis zu 235 Menschen. Die
renommierte Anwaltsvereinigung Reprieve UK spricht von "Exekutionen im
industriellen Maßstab". Auf der anderen Seite eskaliert Trump den
Krieg der Saudis im Jemen, indem er gewisse Beschränkungen und
zaghafte Strafmaßnahmen der Obama-Ära rückgängig macht. Trump ist der
engste Verbündete, den das Haus Saud seit Jahrzehnten im Weißen Haus
hatte. Die Leidtragenden dieser unheilvollen Allianz sind die Kinder,
Frauen und Männer im Jemen.


Der Jemen reißt auseinander

Die Aussichten für den Jemen könnten kaum düsterer sein.
Verschiedenste mächtige Akteure reißen aus eigenen machtpolitischen
Interessen an diesem so wunderschönen Land und sind kurz davor, es in
Gänze auseinanderzureißen. Zu den hier genannten Playern kommen
weitere: Großbritannien ist eng in Logistik und
Geheimdiensttätigkeiten der Saudi-Koalition eingewoben. Frankreich,
Italien, Spanien, Kanada, Australien und die Schweiz haben wie
Deutschland vor allem monetäre Interessen am Fortbestand des Krieges.
Der Sudan hat Tausende Truppen im Land. Auch Russland ist dabei, sein
Gewicht in die jemenitische Waagschale zu werfen, um seinen Anspruch
als Großmacht im Nahen Osten weiter zu untermauern. Nicht zu vergessen
Al-Qaida, dessen Jemen-Ableger als gefährlichste Filiale des globalen
Terror-Franchise gilt und die mit dem "Al-Qaida Emirat Jemen" 2015/16
für über ein Jahr ein Gebiet der Größe Syriens unter Kontrolle hielt.
Auch der Islamische Staat ist mit tödlichsten Anschlägen im Jemen
aktiv.

Der Jemen mit seinem Netzwerk aus ineinandergreifenden Konflikten ist
der Inbegriff der inflationär gebrauchten Floskel, es könne keine
militärische Lösung geben. Das Land braucht Friedensverhandlungen
unter dem Schirm der UN - unter Einbeziehung aller relevanten Akteure.
Diese Prozesse benötigen Geduld und Zeit. Doch die Bevölkerung des
Jemen hat keine Zeit. Angesichts der historischen Cholera- und
Hungerkatastrophe läuft ihr die Zeit buchstäblich ab. Auf
internationalen Druck hin muss das absurde Bombardieren des Jemen
durch die Saudi-Koalition umgehend beendet und die zermürbende See-
und Luftblockade mit sofortiger Wirkung vollständig aufgehoben werden.
Schwerkranke müssen aus dem Land heraus- und Nahrungsmittel und
Medikamente im großen Stile hineingelassen werden.



Jakob Reimanns Text knüpft an seinen im März 2018 in der
Graswurzelrevolution Nr. 427 erschienenen Artikel "Zwischen Cholera
und Hungersnot. Der humanitäre Alptraum des Jemen-Krieges" an. Mehr
Infos in Jakobs sechsteiliger Reihe zum Krieg im Jemen: 

http://justicenow.de/2018-04-23/jemen-der-vergessene-krieg
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2249: Kampf an allen Fronten - Fünf Jahre Streik bei Amazon


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Kampf an allen Fronten: Fünf Jahre Streik bei Amazon

Bericht vom Amazon-Forum Bad Hersfeld

von Violetta Bock



Seit fünf Jahren streiken die Beschäftigten bei Amazon. Sie haben
Lohnerhöhungen durchgesetzt, Weihnachtsgeld, erhielten bessere
Pausenräume und konnten an manchen Standorten sogar die Quote an
befristeten Beschäftigungsverträgen senken. All das ist natürlich eine
"freiwillige Leistung", denn der Tarifvertrag ist noch in weiter
Ferne. Deshalb kann auch weiter gestreikt werden und es gelten keine
30 Monate Friedenspflicht.

Am 13. April lud die Bundestagsfraktion DIE LINKE zum Amazon-Forum
"Taktgeber des digitalen Kapitalismus" nach Bad Hersfeld ein. Rund 90
Beschäftigte aus Bad Hersfeld, Leipzig und Berlin, Abgeordnete aus dem
Landtag und Bundestag, Aktive aus Initiativen, die sich mit
verschiedenen Aspekten von Amazon befassen, und Interessierte folgten
der Einladung. Die Bundestagsabgeordnete Sabine Leidig führte durch
das Programm, nach den Grußworten wurden die verschiedenen
Amazon-Aspekte aufgefächert.

Christian Krähling, Vertrauensmann in Bad Hersfeld, gab einen
Rückblick über fünf Jahre Streik und die Erfolge, die in dieser Zeit
errungen wurden. Im letzten Jahr öffnete Amazon weitere Standorte: Die
Kolleginnen und Kollegen sind schon dabei, Beschäftigte dort direkt
anzusprechen und über die Gewerkschaft und den Arbeitskampf zu
informieren und Kontakte herzustellen. Achim Kessler, ebenfalls
Bundestagsabgeordneter, ging auf die gesundheitlichen bzw. eher
krankmachenden Aspekte und Arbeitsbedingungen ein. Gegen Amazon wehren
sich nicht nur die Beschäftigten. Alfred Eibl (Attac) erzählte von den
gezielten Maßnahmen der Steuervermeidung und ihre Methoden
aufzuklären, wer die tatsächlichen Steuerflüchtlinge und Schmarotzer
sind.

Dem schloss sich Jutta Sundermann (Aktion agrar) an. Das neue Angebot
von Amazon fresh zur direkten Anlieferung von Lebensmitteln führe zum
Sterben der Höfe. Aktion Agrar tritt für faire Preise und die
Unabhängigkeit der Landwirte von Konzernen ein. Letztere weisen auf
die Problematik des Amazonsystems hin, haben Aufkleber und Add-Busting
entwickelt und zeigten größere Präsenz bei der letzten Leipziger
Buchmesse. Das Problem an der Ausweitung des Sortiments sei bei den
Lebensmitteln aber zugleich die Verknüpfung und direkte Übermittlung
von Daten aus dem Kühlschrank. Amazon erstellt damit detaillierte
Persönlichkeitsprofile, die über Algorithmen immer weiter verfeinert
werden.


Gemeinsame Interessen gegen Amazon

Als Datenkrake findet Amazon neue Formen für die Sammelwut. Mit Alexa
kann sich jeder Verbraucher sein individuelles Überwachungsobjekt in
die eigenen vier Wände holen. Lars Wehring vom Autorenkollektiv
Capulcu beleuchtete vor allem den Aspekt, wie Amazon Daten sammelt,
auswertet und welche Folgen zu befürchten sind. So werden nicht nur
Persönlichkeitsprofile erstellt, sondern ebenso Profile
gesellschaftlicher Nachfrage. Die Buchhändlerin Andrea Euler warnte
davor, dass Amazon als Plattform genau erfassen kann, welche Produkte
sich gut verkaufen, um dann die meist nachgefragten selbst aufzulegen
und die Vielfalt zu verdrängen. Denn Amazon unterhöhle konsequent die
Buchpreisbindung, die gerade dem Schutz von kleinen Verlagen und
weniger nachgefragten Büchern dient.

Um Druck auf Amazon aufzubauen, spielt der Arbeitskampf eine führende
Rolle. An verschiedenen Orten gründeten sich daher
Streiksolidaritätskomitees, das stabilste davon in Leipzig. Zum
Abschluss der Inputs bekräftigte Lena Widmann von Ver.di die
anstehenden Herausforderungen. Gerade ein Unternehmen wie Amazon kann
nur international angegangen werden. Nach fünf Jahren hat die
internationale Vernetzung eine neue Stufe erreicht. So werden nun auch
konkrete gemeinsame Aktionen besprochen. Vor kurzem erst traten die
Amazonbeschäftigten in Spanien in den Streik. Als die Beschäftigten in
Deutschland davon erfuhren, schloss man sich in Deutschland an und ein
Kollege machte sich auf den Weg, um die solidarischen Grüße persönlich
in Spanien zu überbringen.

Diese erste Runde beleuchtete alle negativen Seiten von Amazon. Das
Abschlusspodium und die Diskussion gaben Gelegenheit, auch auf die
Widersprüche einzugehen. Amazon funktioniert wegen der
gesellschaftlichen Verhältnisse, in die es eingebettet ist. So sind
viele, die bei Amazon arbeiten, auch zufrieden, weil sie besser
verdienen als in anderen prekären Jobs, die sie vorher hatten. Viele
erhalten als Saisonarbeiterinnen auch nur zu Weihnachten einen
Einblick, wenn plötzliche Events organisiert werden. Da stößt es
manche dann vor den Kopf, wenn gerade Amazon immer als der schlimmste
Arbeitgeber herhalten muss. Da sei es aber auch Aufgabe der Presse,
gut zu recherchieren, und nicht nur die Jubelberichte von Pro Amazon
abzudrucken, so Andreja Schmidtkunz, Amazon-Beschäftigte und
DGB-Kreisvorsitzende.

Aufgrund der klaren Unternehmensvorstellung und
Gewerkschaftsfeindlichkeit sei Amazon einer der härtesten Gegner,
begründete Johannes Schulten vom Journalistenbüro "work in progress",
dass es auch nach fünf Jahren noch keinen Durchbruch gebe. Deswegen
ist der Kampf gegen Amazon nicht nur ein gewerkschaftlicher, sondern
ein gesellschaftlicher Kampf, der uns alle betrifft. Dies sei Anstoß
für die Kampagne "Make amazon pay" gewesen, so Mitinitiator Hamid
Mohseni. Doch trotz aller Schattenseiten bediene Amazon das Narrativ,
"wir machen das Leben für alle einfacher". Und sicherlich ist nicht zu
leugnen, dass dies - auch wenn der Preis hoch ist - in manchen
Aspekten zutrifft. Es wäre daher durchaus zu überlegen, ob auch
Innovationen dabei sind, die wir in einer sozialistischen Gesellschaft
gebrauchen können. Doch daran dachten die Herren im Axel Springer Haus
sicher nicht, als sie entschieden, Jeff Bezos, Chef von Amazon und der
reichste Mann der Welt, am 24. April in Berlin den Axel-Springer-Preis
für "sein visionäres Unternehmertum in der Internetwirtschaft sowie
die konsequente Digitalisierungsstrategie" zu verleihen. Bei
Redaktionsschluss müssten sich bereits die ersten Demonstranten vor
dem Gebäude eingefunden haben.

Vielleicht ist dies der Auftakt für ein gesellschaftliches Bündnis,
das nicht nur an verschiedenen Fronten kämpft, sondern gemeinsam
agiert, um an Amazon ein Exempel zu statuieren.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5, 33. Jg., Mai 2018, S. 8

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1019: Deutschlandfunk - Wie man dem Charme eines Politikers widersteht, 11.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Fuchtel und ich

Wie man dem Charme eines Politikers widersteht

Von Rainer Schildberger

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Freitag, 11. Mai 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Politiker Hans-Joachim Fuchtel sitzt seit 30 Jahren für die CDU im
Bundestag. In den zurückliegenden Legislaturperioden war er
Parlamentarischer Staatssekretär in verschiedenen Ministerien und
zudem Griechenlandbeauftragter der Bundesregierung. Der Journalist
Rainer Schildberger darf ihn überall hin begleiten. Durch den
Wahlkreis, in den Bundestag, auf Reisen nach Griechenland. Er fühlt
sich geschmeichelt - und doch bedrängen ihn Fragen. Wie in der
ungewohnten Nähe Distanz wahren? Wie es vermeiden, einem
Berufspolitiker auf den Leim zu gehen? Irgendwie das Echte gewinnen?
Mit allen Brüchen, Anfeindungen und Loyalitätskonflikten, die sich aus
einer politischen Karriere ergeben. Es ist eine Gratwanderung zwischen
festgelegten Rollen und gegenseitiger Sympathie.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1690: Deutschlandfunk Kultur - Was der Immobilienboom für München bedeutet, 11.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Spekulant vertreibt Krankenschwester

Was der Immobilienboom für München bedeutet

Von Burkhard Schäfers

Länderreport

Freitag, 11. Mai 2018, 13.05 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Fast überall in Deutschland wird Wohnen stetig teurer: Die
Immobilienpreise steigen, und mit ihnen die Mieten. Das gilt ganz
besonders für München. Bezahlbarer Wohnraum ist in der bayerischen
Landeshauptstadt für Normalverdiener kaum zu finden. Und viele, die
eine Wohnung haben, werden mit knallharten Mieterhöhungen verdrängt.

 * 
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RADIOLOGIE/305: Molekulare Bildgebung für bestmögliche Demenz-Abklärung (idw)


Deutsche Röntgengesellschaft e.V. - 07.05.2018

Röntgenkongress: Molekulare Bildgebung für bestmögliche Demenz-Abklärung



Bei Patienten mit Gedächtnisstörungen liefert die nuklearmedizinische
Bildgebung mittels Positronenemissionstomographie (PET) bzw. die
kombinierte Bildgebung aus PET und Magnetresonanztomographie (MRT) nicht
nur einen anatomischen Überblick über das erkrankte Gehirn, sondern
präzise molekulare Informationen zu Art und Umfang einer Demenzerkrankung
- auch schon im Frühstadium. Das hilft in der klinischen Forschung und in
der Patientenversorgung und sollte deswegen auch Eingang in die
Regelversorgung finden.

"Eine bildgebende Hirnuntersuchung gehört bei der Abklärung von Patienten
mit Demenzerkrankungen zum Standard", betont Prof. Dr. Henryk Barthel von
der Klinik und Poliklinik für Nuklearmedizin am Universitätsklinikum
Leipzig. Zum einen ließen sich durch eine Bildgebung andere Erkrankungen,
die mit kognitiven Störungen einhergehen, zuverlässig erkennen, etwa
Durchblutungsstörungen, Entzündungen und Tumorerkrankungen. "Die
Bildgebung unterstützt aber auch bei der genauen Diagnose einer Demenz,
indem sie aufzeigt, welche Regionen des Gehirns betroffen sind und welche
molekularen Eigenschaften die Veränderungen im Gehirn haben."

PET macht krankhafte Eiweiße im Gehirn sichtbar

Das am häufigsten für Demenzdiagnostik eingesetzte Verfahren ist die
Magnetresonanztomographie (MRT). Mit ihr können Radiologen unter anderem
das Volumen bestimmter Hirnregionen, etwa des Hippocampus, ausmessen und
auf diese Weise zum Beispiel eine Alzheimer-Demenz erkennen. "Präziser und
empfindlicher ist die nuklearmedizinische Demenzdiagnostik mittels PET,
denn sie liefert uns bei Demenzpatienten Informationen über molekulare
Vorgänge im Gehirn", so Barthel.

Die klassische PET-Bildgebung, die FDG-PET, macht den Zucker Glukose
sichtbar und liefert so Aussagen über den Energieumsatz eines Gewebes. Bei
der Demenzdiagnostik hilfreicher ist die seit einiger Zeit intensiv
erforschte Amyloid-PET. Sie macht das Amyloid-Eiweiß sichtbar, das sich im
Gehirn von Patienten mit Alzheimer-Erkrankung ablagert. "Damit erkennen
wir eine Alzheimer-Erkrankung schon Jahre bevor das Hirnvolumen abnimmt",
so Barthel. "Und wir können die Alzheimer-Demenz auch besser von anderen
Formen der Demenz abgrenzen."

Neue PET-Verfahren erlauben noch präzisere Aussagen

Beim 99. Deutschen Röntgenkongress in Leipzig skizziert Barthel die
rasanten Fortschritte, die die PET-Bildgebung in der Demenzdiagnostik
macht. Insbesondere die Hybrid-Bildgebung aus PET und MRT hält er für ein
echtes Zukunftsmodell: "Die kombinierte Bildgebung aus PET und MRT liefert
uns bestmögliche Aussagen sowohl zu anatomischen als auch funktionellen
Aspekten einer Demenz. Sie ist sehr gut für einen klinischen
Routineeinsatz geeignet, weil die Patienten dafür nur einmal kommen müssen
und wir alle wichtigen Informationen in einer Untersuchung erhalten."

Auf Seiten der PET-Komponente ist neben der Amyloid-PET die Tau-PET eine
neue Methode, die nach vorn drängt. Sie macht das Tau-Protein sichtbar,
das nicht nur bei der Alzheimer-Erkrankung auftritt, sondern auch bei
einigen anderen neurodegenerativen Erkrankungen. Das Tau-Protein
korreliert eng mit dem Krankheitsverlauf und erlaubt deswegen recht
präzise Aussagen zum Stadium einer neurodegenerativen Demenz.

Intensiv erforscht wird auch der Einsatz der PET bei der Visualisierung
unterschiedlicher Rezeptorsysteme im Gehirn im Zusammenhang mit der Demenz
vor allem von Nikotinrezeptoren (nikotinerge Acetylcholin-Rezeptoren),
unter anderem von Prof. Osama Sabri am Universitätsklinikum Leipzig. Deren
Dichte nimmt zum Beispiel bei Demenzen, die mit der Parkinson-Erkrankung
assoziiert sind, stark ab. "Das lässt sich mit PET darstellen, und
umgekehrt kann diese Form der PET auch eingesetzt werden, um zu
kontrollieren, ob experimentelle Therapien effektiv sind, die zum Beispiel
an den Nikotinrezeptoren ansetzen", erläutert Barthel.

Mehrwert in Forschung und klinischer Versorgung

Die Nutzung der PET im Rahmen klinischer Studien zu neuen Demenztherapien
ist derzeit ein wichtiger Schwerpunkt in Zentren, die die PET-Bildgebung
für Demenzpatienten anbieten. Aber auch in die klinische Routineversorgung
sollte zum Beispiel die Amyloid-PET stärker als bisher Einzug halten,
fordert Barthel. "Die drei klassischen Indikationen für diese Bildgebung
sind die Frühdiagnostik bei Patienten mit milder kognitiver Störung, die
Differenzialdiagnostik bei bereits bestehender Demenz im Falle einer
Unklarheit, ob eine Alzheimer-Erkrankung zugrunde liegt, und die Abklärung
von Gedächtnisstörungen bei Menschen unter 65 Jahren."

Ein Problem ist noch die Vergütungssituation. Bisher gibt es bei der
Amyloid-PET noch keine geregelte Finanzierung. Das müsse sich unbedingt
ändern, so Barthel. Derzeit laufen mehrere Studien, die an großen
Patientengruppen zeigen sollen, dass sich die Amyloid-PET-Bildgebung
positiv auf die Versorgung von Demenz-Erkrankten auswirkt.

Vortrag auf dem 99. Deutschen Röntgenkongress

RK 119

Neuro IV - Moderne Aufnahmetechniken der Forschungsbereiche in der
Neuroradiologie

Mittwoch, 09.05.2018 von 18:00 bis 19:15, Raum Eberlein

18:50 Demenz - immer sensitiver, immer spezifischer

Herr Prof. Dr. Henryk Barthel

Der Deutsche Röntgenkongress

Die Deutsche Röntgengesellschaft (DRG) ist eine der traditionsreichsten
medizinischen Fachgesellschaften. Ihre Aufgabe ist die Förderung der
Radiologie in der medizinischen Anwendung, in der Forschung und in der
Lehre. Jährlich richtet die DRG den Deutschen Röntgenkongress (RöKo) aus.
Er ist der größte deutschsprachige Kongress der medizinischen Bildgebung
mit rund 7.000 Besuchern, die sich über neueste Forschungsergebnisse und
deren Auswirkungen und Anwendungen in Klinik und Praxis informieren
können. Der RöKo trägt außerdem den Anforderungen nach kontinuierlicher
Fortbildung durch zahlreiche Workshops und Refresherkurse Rechnung.
Von 2016 bis 2020 findet der Kongress im Congress Center Leipzig (CCL)
statt. Die Sachsenmetropole bildet dabei mit ihrer kulturellen Vielfalt,
wirtschaftlichen Prosperität und einer über 500-jährigen Messetradition
den idealen Rahmen für eine medizinische Fachdisziplin, die sich durch
Modernität, Traditionsbewusstsein, Facettenreichtum und Innovationsfreude
auszeichnet.

http://www.roentgenkongress.de#roeko2018


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution449

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Röntgengesellschaft e.V., Nina Keil, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1106: BVMed zum Deutschen Ärztetag - "Spezialisierung auf Erkrankungen der Venen ist wichtig" (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 7. Mai 2018

BVMed zum Deutschen Ärztetag: 

"Spezialisierung auf Erkrankungen der Venen ist wichtig"

Für Beibehaltung der Zusatzbezeichnung "Phlebologie"



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, spricht sich für
die Beibehaltung der Zusatz-Weiterbildung von Ärzten in Phlebologie
aus. Hintergrund ist, dass der Deutsche Ärztetag in dieser Woche über
die Abschaffung der Zusatzbezeichnung "Phlebologie" entscheidet. Die
BVMed-Experten halten die Spezialisierung auf Erkrankungen der Venen
für dringend erforderlich.

"Diese auf Erkrankungen des Venensystems ausgerichtete
Zusatzausbildung bietet Patienten eine hochqualifizierte Behandlung
mehrerer weit verbreiteter Leiden", so die
BVMed-Wundversorgungsexpertin Daniela Piossek. Nach Angaben der
Deutschen Gesellschaft für Phlebologie sind rund 30 Prozent der
Menschen in Deutschland von einem Venenleiden betroffen, von
Krampfadern bis zu Thrombosen. Auf diese Erkrankungen spezialisierte
Ärzte würden für eine rasche und qualifizierte Behandlung der
Betroffenen sorgen, so der BVMed. Dies umfasse auch die Kenntnis und
den Einsatz moderner Verbandmaterialien für diesen Bereich,
beispielsweise zur Kompression oder zum Abdecken chronischer Wunden.

Der Präsident der Deutschen Gesellschaft für Phlebologie, Prof. Dr.
Markus Stücker, hat in einem Schreiben an die Delegierten des
Deutschen Ärztetages vor der Abschaffung der Zusatz-Weiterbildung
gewarnt. Schon jetzt müssten Patienten lange auf einen Termin bei
einem Gefäßspezialisten warten. "Es gibt einfach zu wenige Fachärzte
für die schnell wachsende Zahl von Gefäßerkrankungen. Dieser Notstand
wird in Zukunft dramatisch verstärkt", so Stücker. "Dies wird die
Behandlung von Patienten mit Krampfadern, Thrombosen, offenen Beinen
oder Lymphödem verschlechtern", so der Experte weiter. Die
Zusatz-Weiterbildung Phlebologie sei interdisziplinär und daher auch
nicht vollständig in anderen Fächern enthalten.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 33/18

https://www.bvmed.de/bvmed-fuer-beibehaltung-der-zusatzbezeichnung-phlebologie-spezialisierung-auf-erkrankungen-der-venen-ist-wichtig

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 33/18 vom 7. Mai 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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ETHIK/1261: Ethikrat fordert internationalen Diskurs über Keimbahneingriffe beim Menschen (Infobrief - Deutscher Ethikrat)


Infobrief des Deutschen Ethikrates Nr. 22 - Januar 2018 - 01/18

Ad-hoc-Empfehlung und neue Arbeitsgruppe 

Ethikrat fordert internationalen Diskurs über Keimbahneingriffe
beim Menschen



Rund 500 Teilnehmer besuchten in Berlin die Jahrestagung des
Deutschen Ethikrates zum Thema "Autonome Systeme. Wie intelligente
Maschinen uns verändern".


Das menschliche Erbgut gezielt zu verändern, ist dank neuer
molekularbiologischer Verfahren, die eine besonders leichte, schnelle
und präzise genetische Manipulation erlauben, in greifbare Nähe
gerückt. In jüngster Zeit ist die Forschung auf diesem besonders
sensiblen Gebiet in manchen Staaten enorm schnell vorangetrieben
worden.

Das langfristige Ziel des Einsatzes von Genome-Editierung in der
menschlichen Keimbahn besteht darin, Embryonen zu therapeutischen
Zwecken in einem frühen Stadium genetisch zu verändern und somit
bestimmte genetische Erkrankungsursachen in allen Zellen des Körpers
zu beseitigen. Diese Veränderungen werden daher auch an potenzielle
Nachkommen weitergegeben. Weil durch eine solche gezielte Veränderung
des "Genpools" Interessen der gesamten Menschheit berührt werden,
bedarf es nach Ansicht des Deutschen Ethikrates einer weitgespannten
Diskussion und einer internationalen Regulierung. Wissenschaftliche
Forschung, deren Ergebnisse derart grundlegende Auswirkungen u.a. auf
das menschliche Selbstverständnis haben könnten, muss gesellschaftlich
eingebettet sein. Sie ist keine interne Angelegenheit der
wissenschaftlichen Gemeinschaft und auch keine Frage der Regulierung
in einzelnen Ländern.

Der Deutsche Ethikrat nennt in seiner Ad-hoc-Empfehlung einige der
zahlreichen noch offenen Fragen und möglichen Konsequenzen gezielter
Genommanipulationen beim Menschen und fordert politische Institutionen
dazu auf, parallel zu den Diskursbemühungen seitens der
Wissenschaftsgemeinschaft Wege zu finden und Verfahren einzuleiten, um
das Thema intensiv, differenziert und vor allem weltweit unter
Beteiligung aller relevanten gesellschaftlichen Gruppen zu erörtern
und gebotene regulatorische Standards möglichst schnell und umfassend
zu etablieren. Hierzu sollte auf der Ebene der Vereinten Nationen
beispielsweise eine vorbereitende internationale Konferenz
durchgeführt werden, die global verbindliche Regularien oder
völkerrechtliche Konventionen diskutieren könnte.

Bei den drängenden Fragen geht es vor allem darum, ob und unter
welchen Umständen Eingriffe in die menschliche Keimbahn verboten,
erlaubt oder gar geboten sein sollten. Dabei spielt es nach Auffassung
des Deutschen Ethikrates nicht nur eine Rolle, welche Erkrankungen
therapiert werden sollen und wie die Chancen und Risiken der neuen
Techniken, hier auch im Vergleich zu etablierten Methoden wie der
Präimplantationsdiagnostik, einzuordnen sind. Gefragt werden muss
auch, was die Verantwortung für zukünftige Generationen gebietet und
welche gesellschaftlichen und kulturellen Folgen solche Eingriffe
haben könnten. Weitere Fragen befassen sich damit, ob die Bewahrung
des "Natürlichen" der Genom-Editierung Grenzen setzt, inwieweit eine
breitere Anwendung der Technik auch für weitreichendere
"Verbesserungen" des Menschen vertretbar sein könnte und wie eine
internationale Regulierung spezifische nationale historische
Erfahrungen oder kulturelle Eigenheiten berücksichtigen könnte.

In seiner Ad-hoc-Empfehlung plädiert der Deutsche Ethikrat dafür,
diese und weitere Fragen auf der Ebene der Vereinten Nationen
angemessen zu diskutieren und um eine gemeinsame Regulierung von
Keimbahneingriffen am Menschen zu ringen. Er fordert den Deutschen
Bundestag und die Bundesregierung eindringlich dazu auf, sich für
einen solchen Prozess einzusetzen.

Zur Fortführung seiner eigenen Aktivitäten zum Thema hat der Deutsche
Ethikrat im Dezember 2017 eine neue Arbeitsgruppe eingesetzt, um
mögliche Antworten auf die offenen Fragen zu Keimbahneingriffen an
menschlichen Embryonen differenziert zu erörtern. Der Deutsche
Ethikrat gestaltet den Diskurs über Keimbahneingriffe am Menschen
bereits seit Längerem intensiv mit, beispielsweise im Rahmen seiner
Jahrestagung 2016 zum Thema "Zugriff auf das menschliche Erbgut" und
auf dem 7. trilateralen Treffen mit den Ethikräten Frankreichs und
Großbritanniens am 21. Oktober 2016. Mitschnitte, Präsentationen und
weitere Dokumentationen zu diesen und weiteren
Diskussionsveranstaltungen zum Thema sowie der vollständige Text der
Ad-hoc-Empfehlung sind über die Website des Deutschen Ethikrates
abrufbar (siehe folgenden Infokasten). (Sc)


Info

Links

Der komplette Wortlaut der Ad-hoc-Empfehlung findet sich unter 

http://www.ethikrat.org/dateien/pdf/empfehlung-keimbahneingriffe-am-menschlichen-embryo.pdf

Keimbahneingriffe am Menschen waren auch Thema folgender Veranstaltungen:

• Trilaterales Treffen der Ethikräte Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens 2016:


http://www.ethikrat.org/veranstaltungen/weitere-veranstaltungen/trilaterales-treffen-2016

• Jahrestagung 2016:

http://www.ethikrat.org/veranstaltungen/jahrestagungen/zugriff-auf-das-menschliche-erbgut

• Herbsttagung 2015:

http://www.ethikrat.org/veranstaltungen/weitere-veranstaltungen/globale-wissenschaft-globale-ethik

• Jahrestagung 2014:

http://www.ethikrat.org/veranstaltungen/jahrestagungen/fortpflanzungsmedizin-in-deutschland

 * 

Quelle:

Infobrief Nr. 22 - Januar 2018 - 01/18, Seite 7

Informationen und Nachrichten aus dem Deutschen Ethikrat

Herausgeber: Geschäftsstelle des Deutschen Ethikrates

Sitz: Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften

Jägerstr. 22/23, 10117 Berlin

Redaktion: Dr. Joachim Vetter (V.i.S.d.P.)

Telefon: 030/203 70-242, Telefax: 030/203 70-252

E-Mail: kontakt@ethikrat.org

Internet: www.ethikrat.org
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FORSCHUNG/3830: Wenn Bakterien Häuser bauen (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 07.05.2018

Wenn Bakterien Häuser bauen



Biofilme sind schleimartige Schichten an Grenzflächen, in denen
Mikroorganismen hausen und widrigen Umweltbedingungen trotzen. Das
Bakterium Bacillus subtilis baut diese Schutzhütten mit einer bisher
unbekannten Strategie, wie ein Team um die Berliner Forscherinnen Anne
Diehl vom Leibniz-Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie (FMP)
und Yvette Roske vom Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin (MDC) im
Fachblatt PNAS berichtet.

Der wichtigste Baustein des Biofilms - das Protein TasA - wird
überraschenderweise bereits im Zellinneren vorgeformt. Gelangt TasA nach
außen, bilden diese Bausteine längere Ketten, sogenannte Fibrillen, die
wie ein Grundgerüst bzw. Mauern den Biofilm stabilisieren.

Biofilme können auch für den Menschen eine Gefahr darstellen, da sie
Krankheitserregern Schutz vor den Waffen des Immunsystems und Antibiotika
bieten. Um die Ausbildung von Biofilmen zu hemmen und die Wirksamkeit von
Antibiotika zu garantieren, ist es notwendig, die Struktur der Bausteine
zu kennen.

TasA ist ein überraschend dynamisches Protein

Auf Anregung des B. subtilis-Experten Kürşad Turgay von der Universität
Hannover haben die Berliner Forscherinnen die molekulare Struktur des
wichtigsten Proteins in diesem Biofilm, TasA, nun gelöst. Anne Diehl aus
der von Hartmut Oschkinat geleiteten Abteilung "NMR-unterstützte
Strukturforschung" des FMP startete mit der Produktion von TasA und
studierte die verschiedenen Erscheinungsformen des Proteins, die leicht
ineinander übergehen.

Dabei tat sich dafür eine unerwartete Hürde auf: "Ich habe in den 32
Jahren meiner Berufstätigkeit auf dem Gebiet der Proteinstrukturforschung
noch nie mit einem so dynamischen Protein gearbeitet. Bereits nach kurzer
Zeit lagern sich die löslichen TasA-Proteine zusammen und erzeugen einen
Gelee-artigen Zustand", so Anne Diehl im Rückblick auf die erfolgreiche
Charakterisierung der einzelnen Zustände.

Ein robuster Kern mit flexiblen Schlaufen

Einen möglichen Grund fand Yvette Roske aus der Abteilung "Makromolekulare
Strukturen und Interaktionen" des MDC, geleitet von Udo Heinemann.
Ausgehend von frisch gereinigtem TasA züchtete sie Kristalle, analysierte
diese mittels hochenergetischer Röntgenstrahlung am BESSY in
Berlin-Adlershof und entschlüsselte so die dreidimensionale Faltung des Proteins.

"Es zeigte sich, dass die Struktur von TasA in weiten Bereichen hoch
geordnet ist. Ein großer Anteil an ß-Faltblatt-Elementen verleiht dem
Protein einen robusten Kern, der jedoch mit flexiblen Schlaufen dekoriert
ist", fasst Yvette Roske ihre Erkenntnisse zusammen.

Interessanterweise gehört die Aminosäure Arginin nicht zu den
Bestandteilen von TasA. Durchschnittlich bestehen Proteine zu 10 % aus
dieser basischen Aminosäure, das ist doppelt so viel, wie eine
statistische Verteilung aller 20 vorkommender Aminosäuren erwarten lässt.
"Dass ein Protein gänzlich auf diesen Grundbaustein verzichtet, muss einen
Grund haben", erläutert Anne Diehl.

Arginin dient häufig als Ansatzpunkt für Proteasen - Enzyme, die andere
Proteine zerschneiden. Die Abwesenheit von Arginin erklärt möglicherweise
die außerordentliche Stabilität von TasA gegenüber Proteasen und macht
dieses Protein damit zu einem robusten Stützpfeiler des schützenden
Biofilms.

TasA könnte erklären, warum Bacillus subtilis nicht pathogen ist

Dabei ähnelt die Aminosäureabfolge in TasA einer Protease mit Namen
Camelysin, die viele pathogene Bacillus-Stämme an Stelle von TasA als
Grundgerüst für ihre Biofilme nutzen. Die Struktur von TasA erlaubte daher
die Konstruktion eines Modells für Camelysin. "Unser Strukturmodell für
Camelysin zeigt, dass die dreidimensionale Faltung der beiden Proteine mit
hoher Wahrscheinlichkeit sehr ähnlich ist", sagt Yvette Roske. Doch
während das Camelysin des Milzbrand-Erregers B. anthracis eine Protease
ist, fehlt dem TasA des harmlosen B. subtilis diese Eigenschaft. TasA
scheint im Laufe der Evolution diese enzymatische Aktivität und damit
seine Pathogenität verloren zu haben.

Die Erforschung der Biofilme geht nun in die nächste Phase. Mit Hilfe der
Festkörper-NMR konnten die Teams vom FMP und MDC bereits zeigen, dass sich
zuvor ungeordnete flexible Teile von TasA neu ausrichten, wenn sich die
Bausteine zu Fibrillen zusammenlagern. Weitere Untersuchungen der
Fibrillen sollen dazu beitragen, die Stabilität der Biofilme besser zu
verstehen und vielleicht sogar neue Ansätze im Kampf gegen
Krankheitserreger zu finden.


Quelle:

Anne Diehl, Yvette Roske, Linda Ball, Anup Chowdhury, Matthias Hiller,
Noel Molière, Regina Kramer, Daniel Stöppler, Catherine L. Worth, Brigitte
Schlegel, Martina Leidert, Nils Cremer, Natalja Erdmann, Daniel Lopez,
Heike Stephanowitz, Eberhard Kraus, Barth-Jan van Rossum, Peter Schmieder,
Udo Heinemann, Kürşad Turgay, Ümit Akbey, and Hartmut Oschkinat.
Structural changes of TasA in biofilm formation of Bacillus subtilis, PNAS
12. März 2018, DOI 10.1073/pnas.1718102115


Das Leibniz-Institut für Molekulare Pharmakologie (FMP) gehört zum
Forschungsverbund Berlin e.V. (FVB), einem Zusammenschluss von acht
natur-, lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. In
ihnen arbeiten mehr als 1.900 Mitarbeiter. Die vielfach ausgezeichneten
Einrichtungen sind Mitglieder der Leibniz-Gemeinschaft. Entstanden ist der
Forschungsverbund 1992 in einer einzigartigen historischen Situation aus
der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.pnas.org/content/early/2018/03/07/1718102115

http://www.leibniz-fmp.de/oschkinat

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution245
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V., Dipl.-Geogr. Anja Wirsing, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GIFT/233: Forschungsteam klärt Wirkmechanismus einer Klasse bakterieller Gifte auf - Tödliches Duo (idw)


Technische Universität München - 07.05.2018

Forschungsteam klärt Wirkmechanismus einer Klasse bakterieller Gifte auf: Tödliches Duo



Porenbildende Toxine gehören zu den verbreitetsten bakteriellen Giften.
Sie greifen Organismen an, indem sie Löcher in der Zellmembran erzeugen.
Ein Wissenschaftsteam der Technischen Universität München (TUM) hat nun
den Wirkmechanismus eines dieser Gifte aufgeklärt. Die Erkenntnisse
könnten dazu beitragen, entsprechende Krankheiten zu bekämpfen oder
Pflanzen vor Schäden zu schützen.

Porenbildende Toxine sind bakterielle Gifte, die Löcher in der Zellmembran
erzeugen und so die Zelle zerstören. Viele bakterielle Krankheitserreger
stellen diese her, beispielsweise einige Stämme des Darmbakteriums
Escherichia coli sowie das mit dem Pesterreger verwandte Bakterium
Yersinia enterolitica. Mit Hilfe ihrer Toxine greifen sie damit sehr
unterschiedliche Organismen an - von Pflanzen über Insekten bis hin zum
Menschen.

Weltweit versuchen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu verstehen,
wie genau diese Giftstoffe die fatalen Löcher in der Zellmembran erzeugen,
um porenbildende Toxine von Krankheitserregern vielleicht eines Tages
hemmen zu können.

Nun ist es einem interdisziplinären Team der TU München gelungen, die
Wirkungsweise einer Unterart dieser Toxine aufzuklären, bei der zwei
Komponenten zusammenwirken, um die tödliche Wirkung zu entfalten.

Zwei Partner mit tödlicher Wirkung

Durch die Kombination kristallografischer und
kryo-elektronenmikroskopischer Methoden ist es Bastian Bräuning und Professor
Michael Groll vom Lehrstuhl für Biochemie zusammen mit Eva Bertosin und
Professor Hendrik Dietz vom Lehrstuhl für experimentelle Biophysik
gelungen, die genaue Molekularstruktur sowohl der löslichen
Einzelkomponenten, als auch des Porenkomplexes aufzuklären.

"Wir haben herausgefunden, dass nur die eine der beiden Komponenten an die
Membran binden kann. Erst in einem zweiten Schritt rekrutiert sie die
zweite Komponente und die Fußdomänen beider Proteine zusammen bilden die
Grundeinheit der Pore", erklärt Bastian Bräuning. "Das ist eine neue Art
von Mechanismus, aus dem wir viele nützliche Erkenntnisse gewinnen
können."

Die Struktur des auf diese Weise entstandenen Lochs in der Zellmembran
ähnelt dabei einer Krone, deren Zacken aus 40 Untereinheiten der beiden
zusammenarbeitenden Partner bestehen.

Ein Mechanismus - viele mögliche Anwendungen

Die Forscherinnen und Forscher um Bräuning und Groll untersuchten das
Zusammenwirken der beiden Partnerproteine an Hand der Gifte von Yersinia
enterolitica und Photorhabdus luminescens, einem Bakterium, das in
Fadenwürmern lebt und in Symbiose mit diesen Insekten angreift. Letzteres
ist daher als Mittel gegen Insekten interessant.

Auch die Entwicklung von Substanzen, die das Zusammenwirken der beiden
Komponenten blockieren und damit die Porenbildung verhindern, ist mit
Hilfe der neuen Erkenntnisse generell vorstellbar.

"Unsere Kombination aus Kristallographie und Kryo-Elektronenmikroskopie
war essentiell um die Notwendigkeit des zweiteiligen Aufbaus dieses
Gifttyps biochemisch zu begreifen", erklärt Professor Michael Groll.
"Dieses Wissen hilft uns in Zukunft, noch komplexere Varianten zu
verstehen, beispielweise solche, bei denen drei Komponenten
zusammenwirken."


Publikation:

Bastian Bräuning, Eva Bertosin, Florian Praetorius, Christian Ihling,
Alexandra Schatt, Agnes Adler, Klaus Richter, Andrea Sinz, Hendrik Dietz
und Michael Groll

Structure and mechanism of the two-component alpha-helical pore-forming
toxin YaxAB

Nature Communications, vol. 9, 1806 (2018) 

DOI: 10.1038/s41467-018-04139-2

Link: https://www.nature.com/articles/s41467-018-04139-2

Weitere Informationen:

Die Arbeiten sind das Ergebnis einer engen Kooperation der Professuren für
Biochemie und für Biophysik an der Technischen Universität München. Beide
Arbeitsgruppen sind Teil des Exzellenzclusters Center for Integrated
Protein Science München (CIPSM). Die Ergebnisse wurden durch das
Department für Pharmazeutische Chemie und Bioanalytik am Institut für
Pharmazie der Martin-Luther Universität Halle-Wittenberg validiert. Die
Röntgenstrukturdaten wurden an der Synchrotron Lichtquelle des Paul
Scherrer Instituts (Villigen, Schweiz) aufgenommen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34629/ Link zur Presseinformation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Technische Universität München, Dr. Ulrich Marsch, 07.05.2018
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STUDIE/524: Mehrheit der Bevölkerung vertraut den staatlichen Strukturen im gesundheitlichen Verbraucherschutz (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 07.05.2018

Mehrheit der Bevölkerung vertraut den staatlichen Strukturen im gesundheitlichen Verbraucherschutz

BfR veröffentlicht sechsten Verbrauchermonitor zur Wahrnehmung
gesundheitlicher Risiken



Ob Salmonellen oder Antibiotikaresistenzen, Rückstände von
Pflanzenschutzmitteln oder Mikroplastik in Lebensmitteln - welche
gesundheitlichen Risiken sind Verbraucherinnen und Verbrauchern bekannt?
Was beunruhigt sie und wie verändert sich die Wahrnehmung von Risiken?
Antworten liefert der BfR-Verbrauchermonitor, eine regelmäßig
durchgeführte Bevölkerungsbefragung des Bundesinstituts für
Risikobewertung (BfR). In der aktuellen Ausgabe zeigt sich, dass der
Pflanzenschutzmittelwirkstoff Glyphosat immer bekannter wird: Drei Viertel
der Bevölkerung haben bereits davon gehört. Dennoch gelten Lebensmittel in
Deutschland für über 80 Prozent der Befragten als sicher und mehr als die
Hälfte vertraut den staatlichen Stellen, dass sie die Gesundheit von
Verbraucherinnen und Verbrauchern schützen. Erstmalig wurde in dieser
Ausgabe ermittelt, wie groß das Interesse an gesundheitlichen
Verbraucherthemen ist. "Mehr als zwei Drittel der Bevölkerung
interessieren sich für den gesundheitlichen Verbraucherschutz. Umso
wichtiger ist unser Auftrag, die Menschen umfassend über tatsächliche und
gefühlte Risiken zu informieren", sagt BfR-Präsident Professor Dr. Dr.
Andreas Hensel. "Das Ziel ist, dass Verbraucher selbst handlungsfähig und
risikokompetent bleiben."

BfR-Verbrauchermonitor 02/2018

http://www.bfr.bund.de/cm/350/bfr-verbrauchermonitor-02-2018.pdf

Der BfR-Verbrauchermonitor ist ein wichtiges Instrument des
gesundheitlichen Verbraucherschutzes. Er liefert als repräsentative
Verbraucherbefragung in halbjährlichem Abstand Einsichten zu der Frage,
wie die deutschsprachige Bevölkerung gesundheitliche Risiken wahrnimmt.
Dafür werden etwa 1.000 Personen, die in Privathaushalten in Deutschland
leben und mindestens 14 Jahre alt sind, im Auftrag des BfR telefonisch
interviewt.

Nach wie vor nehmen die Befragten das Rauchen, die Klima- und
Umweltbelastung sowie eine ungesunde oder falsche Ernährung als die
größten gesundheitlichen Risiken wahr. Erneut im Fokus und vorgerückt auf
die vierte Stelle der größten gesundheitlichen Risiken stehen die Mängel
des Gesundheitssystems. Dazu zählen unter anderem ein empfundener Mangel
an Ärztepersonal, der Pflegenotstand und missliche Bedingungen in
Krankenhäusern. Als weitere Risiken gelten Alkohol sowie ungesunde oder
belastete Lebensmittel.

Fragt man nach ausgewählten Themen, so führen Salmonellen, gentechnisch
veränderte Lebensmittel, Antibiotikaresistenzen und Rückstände von
Pflanzenschutzmitteln die Bekanntheitsskala an. Dies sind auch die vier
Themen, die bei den meisten Befragten für Beunruhigung sorgen. Im
Vergleich zum Vorjahr sind die Themen Aluminium, Mikroplastik und
Glyphosat in Lebensmitteln deutlich bekannter geworden. Knapp die Hälfte
der Bevölkerung zeigt sich über Glyphosat beunruhigt, ähnlich viele
Menschen sorgen sich um Mikroplastik. Aluminium in Lebensmitteln findet im
Vergleich dazu nur ein gutes Drittel der Befragten beunruhigend.

Spielzeug und Kosmetika werden im Vergleich zur Vorgängerbefragung von
einem größeren Anteil der Verbraucherinnen und Verbraucher als sicher
eingeschätzt. Bei Textilien ist das Sicherheitsgefühl leicht gesunken.

Der BfR-Verbrauchermonitor widmet sich einerseits Themen, die in der
Öffentlichkeit eine große Aufmerksamkeit erhalten. Andererseits analysiert
er Fragen, die bisher weniger im öffentlichen Fokus stehen, aber ebenfalls
relevant sind, wie beispielsweise Campylobacter und Pyrrolizidinalkaloide
in Lebensmitteln oder die neuartige Methode des "Genome Editings" zur
zielgerichteten Veränderung des Erbguts. Wie schon im Vorjahr, sind diese
Themen in der öffentlichen Wahrnehmung wenig sichtbar und werden daher
auch nicht als besonders beunruhigend angesehen. Ebenso die
Lebensmittelhygiene zu Hause spielt nur eine geringe Rolle im Bewusstsein
der Verbraucherinnen und Verbraucher.

In welchem Maße die öffentliche Wahrnehmung von der wissenschaftlichen
Einschätzung gesundheitlicher Risiken abweicht, ist für die Arbeit des BfR
besonders interessant. Durch weiterführende Studien und gezielte
kommunikative Maßnahmen, beispielsweise zum Thema Küchenhygiene, möchte
das BfR Fehleinschätzungen oder Missverständnissen entgegenwirken.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Das BfR ist 15 Jahre alt. Aus diesem Anlass hat das BfR eine Jubiläumsbroschüre herausgegeben, die unter

http://www.bfr.bund.de/de/publikation/broschueren-660.html

 kostenlos
heruntergeladen oder bestellt werden kann.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bfr.bund.de/de/publikation/bfr_verbrauchermonitor-192699.html Übersicht aller Ausgaben des BfR-Verbrauchermonitor

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), Dr. Suzan Fiack, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORSORGE/785: Screening auf Hepatitis B und Hepatitis C - Vorläufige Ergebnisse veröffentlicht (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 07.05.2018

Screening auf Hepatitis B und Hepatitis C: Vorläufige Ergebnisse veröffentlicht

Ob der Nutzen den Schaden überwiegt, bleibt mangels geeigneter Studien
offen



Hepatitis B und Hepatitis C werden in erster Linie durch Blut übertragen.
Sie können chronisch werden und dann die Leber irreversibel schädigen.
Chronisch gewordene Infektionen können lange symptomfrei oder symptomarm
verlaufen. Bestimmte Risikogruppen wie medizinisches Fachpersonal oder
HIV-Infizierte werden bereits regelhaft auf Hepatitis-Infektionen
getestet. Man erhofft sich sowohl einen Nutzen für die Betroffenen, die so
frühzeitig behandelt werden können, als auch eine Verringerung der
Neuinfektionen durch die Verringerung der Viruspartikelmenge im Blut der
Betroffenen und durch Verhaltensänderungen.

Um herauszufinden, ob auch ein Screening der Allgemeinbevölkerung oder
weiterer Risikogruppen von Vorteil wäre, hat der Gemeinsame
Bundesausschuss (G-BA) das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) im September 2016 mit Nutzenbewertungen von
Screenings auf Hepatitis B bzw. C hinsichtlich patientenrelevanter
Endpunkte beauftragt. Die nun vorliegenden Vorberichte zeigen: Mangels
aussagekräftiger Evidenz sind keine sicheren Aussagen zum Nutzen oder
Schaden möglich. Bei Hepatitis C könnte ein Screening für bestimmte
Gruppen sinnvoll sein.

Impfung nur für Hepatitis B, kurative Therapie für Hepatitis C

In Deutschland werden jährlich einige tausend Fälle von Hepatitis B
gemeldet. In den letzten Jahren steigen die Zahlen - teils aufgrund einer
veränderten Falldefinition, teils vermutlich durch Zuwanderung von
Menschen aus Ländern mit höherer Verbreitung des Virus. Akute Infektionen
heilen zu mehr als 95 Prozent spontan aus und werden meist nicht
behandelt. Nistet sich das Virus jedoch im Körper ein, besteht die Gefahr
von Leberschäden, etwa einer Zirrhose oder einem Karzinom. Chronisch
Erkrankte erhalten Alpha-Interferon und ggf. Nukleotid-/Nukleosidanaloga,
die die Virusvermehrung hemmen, aber nicht zu einer Heilung führen. Es
gibt eine Impfung gegen Hepatitis B, die bei Kindern, Jugendlichen und
Personen aus Risikogruppen von den Kassen bezahlt wird.

Hepatitis C wird in Deutschland ebenfalls einige tausend Mal im Jahr
gemeldet. Die akute Erkrankung wird viel häufiger chronisch, nämlich in 50
bis 90 Prozent der Fälle. Auch eine chronische Hepatitis-C-Infektion kann
später zu einer Leberzirrhose oder einem Leberkarzinom führen. Anders als
bei Hepatitis B lässt sich die Infektion nicht durch eine Impfung
verhindern. Seit einigen Jahren gibt es aber mit den sogenannten
direct-acting antivirals (DAAs) Therapien, die bei einem Großteil der Patienten
nach heutigem Kenntnisstand die Viren komplett aus dem Körper beseitigen.

Keine Evidenz zu Vorteilen vorverlagerter Behandlung

Bei ihrer systematischen Literaturrecherche haben die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler des IQWiG keine Studien gefunden, die etwas über den
Nutzen oder Schaden eines Hepatitis-B-Screenings oder einer aufgrund
dessen vorverlagerten Behandlung aussagen. Für Hepatitis C fanden sie acht
randomisierte kontrollierte Studien, in denen die Behandlung in einem
Studienarm gegenüber dem anderen um bis zu 16 Wochen vorverlagert wurde.
Dieser Zeitabstand ist aber viel kleiner als die zu erwartende
Vorverlagerung der Diagnose und Therapie durch ein Screening. Angesichts
des langsamen Verlaufs einer chronischen Hepatitis C lassen sich aus
diesen Studien keine Aussagen über den Nutzen eines Screenings ableiten.

Aktuelle Leitlinien, die sich für ein Screening auf Hepatitis C
aussprechen, enthalten plausible Annahmen zu den möglichen Vor- und
Nachteilen eines Screenings von Risikogruppen und jenen Geburtsjahrgängen,
auf die ein hoher Anteil aller Hepatitis-C-Infektionen entfällt. Die
Empfehlungen für ein Screening von Risikogruppen auf Hepatitis B fußen
dagegen auf Annahmen, die nicht nachvollziehbar sind.

Nutzen und Schaden für wen?

Bei Tests auf Hepatitis B oder C können neben richtig-positiven und
richtig-negativen Befunden auch einige falsch-positive oder
falsch-negative Testergebnisse auftreten. In den Vorberichten wägen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des IQWiG sorgfältig ab, welche
Vor- und Nachteile die Getesteten in diesen vier Kategorien haben können
und wie häufig diese Vor- und Nachteile auftreten.

Falsch-positive Testergebnisse sind kaum zu erwarten, da ein Screening auf
Hepatitis B oder C aus mehreren Schritten besteht, sodass fälschlich
positive Befunde rasch korrigiert werden. Die vermutlich seltenen
falsch-negativen Testergebnisse führen dazu, dass die Diagnose nicht oder erst
später gestellt wird, was dem Status quo entspricht. Richtig-negative
Testergebnisse sind mit großem Abstand die häufigsten Resultate und haben
für die Getesteten keine nennenswerten Vor- oder Nachteile.

Unter den richtig-positiven Befunden kann es neben Personen, die von einem
Hepatitis-C-Screening profitieren, auch solche geben, bei denen das nicht
der Fall ist. Einige Patienten entwickeln zum Beispiel trotz einer
früheren Therapie Spätfolgen. Andere hätten ohne ein Screening überhaupt
nie von ihrer Erkrankung erfahren, weil diese nur langsam voranschreitet
oder sich sogar spontan zurückbildet. Wie groß der Anteil der Infizierten
ist, die aufgrund eines Screenings früher behandelt würden und davon
stärker profitieren würden als von einer später einsetzenden Therapie,
lässt sich nicht sicher ermitteln. Bei einem Hepatitis-B-Screening ist der
Nutzen für die Betroffenen noch unsicherer, da der Nutzen der antiviralen
Therapie mit Alpha-Interferon und Nukleotid-/Nukleosidanaloga unklar ist.

Hepatitis-C-Screening für Risikogruppen sinnvoll?

Auch die Auswirkungen der Screenings auf Bevölkerungsebene bleiben unklar.
Zwar legen Modellierungsstudien nahe, dass die Verbreitung von Hepatitis B
durch die Impfung und von Hepatitis C durch ein Screening verringert
werden kann. Aber wie stark der Effekt eines Screenings unter welchen
Voraussetzungen wäre, auch im Vergleich zu alternativen
Präventionsmaßnahmen, lässt sich nicht sagen. Bei Hepatitis B könnte er
beispielsweise durch die steigende Impfquote in der Bevölkerung mit den
Jahren kleiner werden.

Bei Hepatitis C ließe sich der größte Effekt vermutlich durch ein
gezieltes Screening von Risikogruppen erzielen, etwa Menschen, die sich
Drogen injizieren. Es kann jedoch sein, dass gerade diese Menschen für ein
Screening schlecht zu erreichen sind oder im Falle eines positiven Befunds
nicht optimal therapiert würden. Daher bleibt offen, wie stark diese
Gruppe von einem Screening profitieren oder wie stark die Verbreitung von
Hepatitis C dadurch zurückgehen würde. Diese Fragen könnte man aber in
einer Studie klären.

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Die vorläufigen Berichtspläne hatte das IQWiG im Dezember 2016 vorgelegt
und um Stellungnahmen gebeten. Diese wurden zusammen mit Würdigungen und
den überarbeiteten Berichtsplänen im Frühjahr 2017 publiziert.
Stellungnahmen zu den jetzt veröffentlichten Vorberichten werden nach
Ablauf der Fristen gesichtet. Sofern sie Fragen offenlassen, werden die
Stellungnehmenden zu einer mündlichen Erörterung eingeladen. Im Anschluss
erstellt das IQWiG die Abschlussberichte.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/nichtmedikamentoese-verfahren/s-projekte/s16-03-screening-auf-hepatitis-b.7583.html 

IQWiG-Vorbericht Screening auf Hepatitis B


https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/nichtmedikamentoese-verfahren/s-projekte/s16-04-screening-auf-hepatitis-c.7584.html 

IQWiG-Vorbericht Screening auf Hepatitis C

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARTIKEL/1473: Versorgung - Beim Nachwuchs Lust aufs Land wecken (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2018

Versorgung

Beim Nachwuchs Lust aufs Land wecken

von Martin Geist



Dialogforum "Zukunft Gesundheit": Die Ärztegenossenschaft Nord
arbeitet derzeit in 21 Regionen an Konzepten für eine langfristig
sichere Versorgung. Konkrete Projekte statt theoretischer Modelle.


"Hoppla, uns gehen die Hausärzte aus." So oder ähnlich klingt es
besonders auf dem Land tatsächlich immer wieder aus den Mündern von
Kommunalpolitikern, denen teils tatsächlich sehr kurzfristige
Praxisschließungen arge Probleme bereiten. Strategien im Umgang mit
solchen Einschnitten standen im Mittelpunkt des zweiten Dialogforums
"Zukunft Gesundheit" der Ärztegenossenschaft Nord im Kieler
Wissenschaftszentrum.

Wie groß das Problem bereits ist und vor allem noch werden wird,
verdeutlichte zum Auftakt André Zwaka von der Kassenärztlichen
Vereinigung Schleswig-Holstein (KVSH). Demnach sind von den etwa 1.900
Hausärzten im Land 600, also fast 30 Prozent, älter als 60 Jahre und
werden sich in absehbarer Zeit in den Ruhestand zurückziehen.
Nachfolger zu finden, gestaltet sich laut Zwaka aus verschiedenen
Gründen mehr als schwierig. "Der wichtigste Fakt ist, dass wir zu
wenig Facharzt-Anerkennungen im Jahr haben", betonte der Mann von der
KVSH und fügte hinzu, dass es auch wegen der formalen Vorgaben alles
andere als einfach sei, etwa durch die Anwerbung jüngerer Hausärzte
längerfristig vorzusorgen.

Mit Husum und Meldorf gelten aktuell gerade mal zwei von 29
Planungsregionen in Schleswig-Holstein als unterversorgt, überall
sonst weist die Statistik eine ausreichende Hausarzt-Quote oder sogar
eine Überversorgung aus. Entsprechend gering sei der Spielraum der
KVSH bei der Vergabe neuer Kassenzulassungen, erläuterte Zwaka.
Ausnahmen etwa über einen anerkannten Sonderbedarf könnten wegen hoher
Hürden nur "sehr selten" genehmigt werden.

Als wichtigste Aufgabe betrachtet es nicht nur dieser Experte, mehr
junge Mediziner für eine hausärztliche Tätigkeit zu gewinnen. Und das,
so hat Prof. Jost Steinhäuser vom Institut für Allgemeinmedizin auf
dem Lübecker Campus des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein
herausgefunden, hat eher wenig mit Geld zu tun. Wichtiger als das
Einkommen ist nach dem Ergebnis seiner Forschungen vielen jungen
Ärzten die Möglichkeit, in Kooperation zu arbeiten. Dahinter wiederum
stecke oft die sehr ehrenwerte Befürchtung, als Einzelkämpfer auf dem
Land womöglich nicht über genug Erfahrung zu verfügen, um in jedem
Fall die bestmögliche Vorgehensweise zu finden.

Klaas Lindemann, 30 Jahre jung und angestellter Allgemeinmediziner im
Ärztezentrum Büsum, bestätigte das: "Ich arbeite zwar gern
eigenständig, manchmal ist es aber eine echte Hilfe, wenn man über ein
Problem im Team beraten kann." In Büsum ist das ohne Weiteres möglich.
Zum ärztlichen Team gehören drei Männer und drei Frauen, von denen
zwei in Teilzeit arbeiten, was aus Sicht von Lindemann nicht nur
fachlich hilfreich sein kann, sondern auch Urlaubs- oder
Krankheitsvertretungen wesentlich erleichtert.

Einen gewissen Berühmtheitsstatus erlangte das Ärztezentrum Büsum als
bundesweit erste kommunale Einrichtung. Die niedergelassenen Ärzte im
Ort hatten wie mehrfach berichtet ein hohes Durchschnittsalter und
etliche von ihnen waren bei der Suche nach einem Nachfolger erfolglos
geblieben. Also wurde die Gemeinde selber tätig, holte die
Ärztegenossenschaft Nord an Bord und entwickelte mit deren Hilfe, aber
auch mit Unterstützung der Ärzte vor Ort, ein nachhaltiges Konzept für
die Zukunft der medizinischen Versorgung.

Fast schon einen Feuerwehreinsatz musste die ÄGN derweil auf der
Nordseeinsel Pellworm leisten. Im April 2016 kündigte der langjährige
Inselarzt Dr. Uwe Kurzke nach den Worten von Bürgermeister Jürgen
Feddersen an, dass er zum 1. Juli seine Zelte abbrechen werde.
Innerhalb kürzester Zeit erarbeiteten die Gemeinde, die ÄGN, die
Kassenärztliche Vereinigung und das Land Schleswig-Holstein daraufhin
ein Konzept für ein eigenes Medizinisches Versorgungszentrum (MVZ). Am
7. Juli 2016 feierte das Zentrum Eröffnung mit Dr. Regine Ecker.
Derzeit wird noch ein zweiter Arzt gesucht, um die 1.200 Inselbewohner
und die zahlreichen Urlauber zu betreuen. Geld verdient die Gemeinde
mit dem MVZ nicht, im Gegenteil: Derzeit fällt ein Defizit von etwa
50.000 Euro im Jahr an. Eine Alternative sieht der Bürgermeister nicht
- schließlich ist die Gemeinde auch angesichts von 160.000
Übernachtungen von Urlaubern pro Jahr auf medizinische Versorgung
angewiesen.

An eine solche kommunale Eigenlösung sollte aus Sicht von Harald
Stender, Koordinator für ambulante Versorgung im Kreis Dithmarschen,
allerdings erst ins Auge gefasst werden, wenn andere Möglichkeiten
nicht greifen. "Entscheidend ist es, so früh wie möglich alle
Beteiligten zusammenzubringen", betonte er. Fast immer seien dann
private Modelle möglich, die bei Bedarf von der jeweiligen Gemeinde
unterstützt werden können, indem sie zum Beispiel ein attraktives
Gebäude bereitstellt.

Einig waren sich die Teilnehmer der Tagung, dass gar nicht genug getan
werden kann, um bei jungen Ärzten Lust aufs Land zu wecken.
Richtungsweisend ist dabei nach Überzeugung von Steinhäuser das
Kompetenzzentrum Allgemeinmedizin, hinter dem die Universitäten Kiel
und Lübeck, die Ärztekammer und die Kassenärztliche Vereinigung
stehen. Unter anderem durch Mentoring und Schulungsprogramme bekommen
angehende Mediziner dabei die vielfältigen Vorzüge einer Niederlassung
auf dem Land vermittelt. Gelinge es erst einmal, den ärztlichen
Nachwuchs überhaupt aufs Land zu locken, dann sei die
Wahrscheinlichkeit, dass er auch bleibt, "deutlich höher", betonte
Steinhäuser. Fortschritte sind auf diesem Gebiet nach Einschätzung von
Dr. Svante Gehring, Vorstandsmitglied der Ärztegenossenschaft Nord,
erzielt worden. Vor drei Jahren habe man in Workshops noch
theoretische Modelle diskutiert, nun könne man erfolgreich umgesetzte
Projekte vorstellen. Bei aller Aufmerksamkeit für das Ärztezentrum
Büsum und das MVZ Pellworm eignen sich diese nach Ansicht Gehrings
nicht automatisch als Blaupausen für weitere Projekte. "Lösungen
werden immer an der konkreten Situation, den Wünschen der örtlichen
Ärzte und den Vorstellungen potenzieller Nachfolger orientiert und
erarbeitet", sagte Gehring. Nur so ließe sich die ärztliche Versorgung
nachhaltig sichern. Aktuell erarbeitet die ÄGN für 21 Regionen
Modelle, um die ärztliche Versorgung in der Fläche langfristig
aufrechtzuerhalten.

Wie sich die hausärztliche Versorgung im Spannungsfeld zwischen
selbstständigen Ärzten und kommunalen MVZ ausgestalten lässt, wird
auch Thema der diesjährigen Generalversammlung der Ärztegenossenschaft
Nord sein. Sie findet am 6. Juni statt, nicht wie gewohnt in
Rendsburg, sondern erstmalig in Bad Segeberg.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 2/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201804/h18044a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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MELDUNG/905: Ende des Verbots von Online-Sprechstunden gefordert (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 7. Mai 2018

vdek fordert Ende des Verbots von Online-Sprechstunden



Berlin - Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ruft die
Delegierten des Deutschen Ärztetages in Erfurt dazu auf, das
sogenannte Fernbehandlungsverbot für Ärzte zu kippen. Online-,
Video- und Telefonsprechstunden müssten künftig bundesweit auch ohne
vorherigen Praxisbesuch möglich sein. Dies sei ein wichtiger Schritt
zu mehr Digitalisierung in der ambulanten Versorgung. "Viele
medizinische Probleme können qualifiziert und sicher per Videochat
oder Telefon abgeklärt werden. Für die Versicherten bedeutet das:
Wartezeiten und Anfahrtswege entfallen. Damit können Fernbehandlungen
zu einer merklichen Verbesserung und Modernisierung der Versorgung
führen", erklärte Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende des vdek.

Bislang sind Telefon-, Video- und Onlinesprechstunden nur erlaubt,
wenn die Patienten die Arztpraxis zuvor bereits aufgesucht haben. Dies
sieht die Musterberufsordnung für Ärzte vor.

Elsner unterstrich, dass bei Fernbehandlungen immer der behandelnde
Arzt mit seiner Expertise entscheide, ob die Fernbehandlung ausreiche.
In Zweifelsfällen hätten Ärzte immer die Möglichkeit, ihren Patienten
in die Praxis zu bestellen oder zu einem Kollegen zu schicken.

Bereits seit Längerem wächst auch in der Ärzteschaft die Bereitschaft,
das Fernverhandlungsverbot aufzuheben. Die Ärztekammer
Schleswig-Holstein hatte Mitte April 2018 beschlossen, das Verbot
voraussichtlich im Sommer abzuschaffen. Ebenfalls seit Mitte April
2018 läuft ein Modellprojekt zur Fernbehandlung, an dem sich neben den
Ersatzkassen u. a. die Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg
beteiligt.

Die vdek-Vorstandsvorsitzende unterstrich, dass die Abschaffung des
Fernbehandlungsverbots nur ein erster Schritt zu mehr Digitalisierung
in der ambulanten Versorgung sein kann. Elsner: "Wenn der Arzt
Diagnosen per Telefon oder Video stellt, müssen zeitnah auch das
elektronische Rezept (eRezept) und die elektronische
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU) eingeführt werden. Hier ist die
gemeinsame Selbstverwaltung gefordert, die nötigen Schritte
einzuleiten." Zudem sollten die Kassenärztlichen Vereinigungen einen
elektronischen Terminservice einrichten, über den Versicherte
Sprechstundentermine bei einem Facharzt direkt buchen können.


Der Deutsche Ärztetag ist die jährliche Hauptversammlung der
Bundesärztekammer. Die 121. Auflage der Tagung findet vom 8. bis 11.
Mai 2018 in Erfurt statt.


Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist
Interessenvertretung und Dienstleistungsunternehmen aller sechs
Ersatzkassen, die zusammen nahezu 28 Millionen Menschen in Deutschland
versichern:

- Techniker Krankenkasse (TK)

- BARMER

- DAK-Gesundheit

- KKH Kaufmännische Krankenkasse

- hkk - Handelskrankenkasse

- HEK - Hanseatische Krankenkasse

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V." (VdAK).

In der vdek-Zentrale in Berlin sind mehr als 270 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter beschäftigt. In den einzelnen Bundesländern sorgen 15
Landesvertretungen mit insgesamt rund 340 sowie mehr als 30
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die
regionale Präsenz der Ersatzkassen.

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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MELDUNG/904: Gemeinsame Erklärung zum Stand der Beratung über die Einführung von Pflegepersonaluntergrenzen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 9. Mai 2018

Gemeinsame Erklärung zum Stand der Beratung über die Einführung von Pflegepersonaluntergrenzen



Aus Anlass der gestrigen Beratungen zu Pflegepersonaluntergrenzen in
Krankenhäusern geben die Vertreterinnen und Vertreter anerkannter
Organisationen der Patientenvertretung, der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und des Deutschen
Gewerkschaftsbundes (DGB) eine gemeinsame Erklärung ab, die sich auf
den Stand der Verhandlungen zwischen Deutscher
Krankenhausgesellschaft (DKG) und GKV-Spitzenverband (GKV-SV)
bezieht. Diese geben wir Ihnen gerne zur Kenntnis und stehen für
Rückfragen zur Verfügung.


Gemeinsame Erklärung 

der Vertreter/innen anerkannter Organisationen der
Patientenvertretung, der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft und
des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Stand der Beratungen über die
Einführung von Pflegepersonaluntergrenzen nach § 137 SGB V


Das sich im Rahmen der Verhandlungen um Pflegepersonaluntergrenzen
abzeichnende Ergebnis wird nach Einschätzung der Vertreterinnen und
Vertreter anerkannter Organisationen der Patientenvertretung, der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und des Deutschen
Gewerkschaftsbundes (DGB) dem Ziel nicht gerecht, die pflegerische
Versorgung in deutschen Krankenhäusern und die Arbeitssituation der
Pflegekräfte spürbar zu verbessern. Damit dieses Ziel erreicht wird,
müssen zwei grundlegende Forderungen erfüllt werden:

1. Die Personalvorgaben für Krankenhäuser müssen so bemessen sein,
dass sie eine bedarfsgerechte Pflege im Sinne der §§ 1, 2, 12 und 70
SGB V ermöglichen. Untergrenzen, die ausschließlich darauf abzielen,
akute Patientengefährdung zu reduzieren, werden diesem Anspruch nicht
gerecht.

2. Die Einhaltung der Personalvorgaben in den Krankenhäusern muss
adäquat und verlässlich kontrolliert werden und für Patienten in
verständlicher und relevanter Form transparent gemacht werden.
Diese Mindestanforderungen werden vom Verhandlungsergebnis von DKG
und GKV-SV absehbar nicht erfüllt. Die Politik ist nun gefordert, für
spürbare Verbesserungen für Patienten und Pflegekräfte zu sorgen.
Vor dem Eindruck des Pflegenotstands in deutschen Krankenhäusern hat
der Gesetzgeber den § 137i SGB V erlassen. Darin werden die
Verhandlungspartner Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) und
GKV-Spitzenverband (GKV-SV) beauftragt, Pflegepersonaluntergrenzen
für pflegesensitive Bereiche zu vereinbaren und durch weitere
Festlegungen für ihre verlässliche und transparente Umsetzung zu
sorgen. § 137i SGB V hat DKG und GKV-SV dazu verpflichtet, bei der
Ausarbeitung und Festlegung der Pflegepersonaluntergrenzen die
maßgeblichen Gewerkschaften und Patientenorganisationen qualifiziert
zu beteiligen. Ihnen sollte die Teilnahme an und die Mitwirkung in
Beratungen ermöglicht werden; ihre Stellungnahmen sollten bei der
Entscheidungsfindung berücksichtigt und mit einbezogen werden. Zur
Umsetzung dieses Beteiligungsrechts wurden die benannten
Vertreter/innen in vier Sitzungen über den Stand der Beratungen
informiert und ihnen wurde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.
Hierzu wurde ein gemeinsames Positionspapier verfasst und eingebracht

(https://tinyurl.com/ycphym7f)

Auf der Grundlage des Positionspapiers und vor dem Eindruck der
erfolgten Gespräche kommen die benannten Vertreterinnen der
Beratungen zu dem Schluss, dass die von ihnen eingebrachten
Vorschläge, Kritikpunkte und Forderungen von den Verhandlungspartnern
DKG und GKV-SV weder berücksichtigt noch in die Entscheidungsfindung
einbezogen wurden. Die gesetzliche Forderung nach einer
qualifizierten Beteiligung wurde nicht in dem Maße erfüllt, wie es
das Gesetz verlangt.

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 9. Mai 2018

Jan Jurczyk - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STUDIE/060: Gestaltungsoffensive für die Gesundheitsberufe - Modernisierungsstrategien aufgezeigt (idw)


Institut Arbeit und Technik - 07.05.2018

Gestaltungsoffensive für die Gesundheitsberufe - IAT-Studie zeigt Modernisierungsstrategien auf



Für ein leistungsfähiges und wirtschaftsstarkes Gesundheitssystem der
Zukunft ist eine Gestaltungsoffensive der Gesundheitsberufe notwendig.
Innovationen von Versorgungsprozessen müssen mit neuen Modellen der
Arbeitsorganisation in Gesundheitsberufen zusammen gedacht werden, um
Arbeitsbelastungen zu reduzieren und Beschäftigten attraktivere Jobs
anbieten zu können. Zu diesem Schluss kommt eine aktuelle Studie, die das
Institut Arbeit und Technik (IAT/ Westfälische Hochschule) im Auftrag der
Arbeitnehmerkammer Bremen erstellt hat.

Am Beispiel des Bundeslandes Bremen wird deutlich, dass die
Gesundheitswirtschaft nicht nur ein starkes Stück Wirtschaft in
Deutschland darstellt, sondern auch stark durch Beschäftigung geprägt ist.
Insgesamt sind in der Gesundheitswirtschaft Bremens rund 61.000 Menschen
erwerbstätig, darunter rd. 49.000 sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte, rd. 8.600 geringfügig Beschäftigte sowie rd. 3.200
Selbständige. Eine besondere Bedeutung kommt dabei dem Wachstum des
ambulanten Sektors zu, sowohl bei der Beschäftigungsentwicklung wie auch
in der hohen Angebotsdichte, etwa in der Altenhilfe. Herausforderungen
erwachsen hierbei jedoch aus den Beschäftigungsbedingungen: In den
Pflegeberufen arbeiten viele freiwillig Teilzeit, weil die hohe
Arbeitsbelastung sonst nicht zu bewältigen ist.

Wichtige Zielgruppen für eine Gestaltungsoffensive der Gesundheitsberufe
sind neben der Gesundheits- und Krankenpflege sowie Altenpflege die
Helferinnen und Helfer in den Pflegeberufen, Hebammen und
Entbindungspfleger sowie die Therapieberufe der Physio-, Ergo- und
Logopädie. In allen Berufsgruppen gibt es spezifische Herausforderungen
für Arbeitsorganisation, Arbeitsbedingungen und Qualifizierung, die es für
ein leistungsfähiges und wirtschaftsstarkes Gesundheitssystem der Zukunft
zu bewältigen gilt - und das nicht nur im Land Bremen.

Als wichtiges Versorgungsfeld neben den klassischen Sektoren des
Gesundheitswesens gilt das Wohnen im Alter, das in Bremen aufgrund von
wegweisenden Projekten bereits einen hohen Stellenwert einnimmt. Die
stärkere Verknüpfung des Wohnens im Alter mit technologischen und
digitalen Lösungen wird in Zukunft weiter an Stellenwert gewinnen und dazu
beitragen, die Rolle Bremens als einem der wichtigsten Vorreiterstandorte
für das Wohnen im Alter auszubauen. Einige Erfolge, aber auch noch "Luft
nach oben" diagnostiziert die Studie für die Entwicklung der industriellen
Gesundheitswirtschaft, die von einer intensiveren Vernetzung zwischen
Entwicklung, Erprobung und Anwendungspartnern noch stärker profitieren
könnte.

Mit Blick auf die besonderen Erfordernisse für die bremische
Gesundheitswirtschaft lautet die zentrale Botschaft der Studie, eine
"Kümmerer-Instanz" für die Gesundheitswirtschaft in der Politik zu
schaffen, die Vernetzungsaktivitäten und Innovationspartnerschaften, etwa
zwischen Forschung, industrieller Gesundheitswirtschaft und
Versorgungspraxis unterstützt und vorantreibt.


Weitere Informationen:

Studie: Gesundheitswirtschaft in Bremen - Befunde und Perspektiven

https://www.arbeitnehmerkammer.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Politik/Wirtschaft_Infrastruktur/Studie_Gesundheitswirtschaft_fertig.pdf

Gesundheitswirtschaft in Bremen - Daten, Fakten und Ausblick

https://www.arbeitnehmerkammer.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Politik/Wirtschaft_Infrastruktur/IAT-Gesundheitswirtschaft_in_Bremen_FIN._19.4.2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution220

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut Arbeit und Technik, Claudia Braczko, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHLAGANFALL/414: Tag gegen den Schlaganfall - Deutschland ist bei der Akutversorgung hervorragend aufgestellt (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 07.05.2018

Tag gegen den Schlaganfall, 10.5.: Deutschland ist bei der Akutversorgung hervorragend aufgestellt



Deutschland ist bei der Akutversorgung nach einem ischämischen
Schlaganfall hervorragend aufgestellt. "Wir haben hierzulande eine der
besten flächendeckenden Versorgungen beim akuten, ischämischen
Schlaganfall", erklärt Professor Dr. Arnd Dörfler (Erlangen), Präsident
der Deutschen Gesellschaft für Neuroradiologie (DGNR) anlässlich des Tags
gegen den Schlaganfall am kommenden Donnerstag, den 10. Mai 2018.
Gemeinsam mit der Deutschen Röntgengesellschaft (DRG) sowie der Deutschen
Gesellschaft für Interventionelle Radiologie und Minimalinvasive Therapie
(DeGIR) veröffentlicht die DGNR in diesen Wochen die Behandlungszahlen des
DeGIR-/DGNR-Interventionsregisters.

Demnach wurde für das Jahr 2017 die interventionelle Behandlung von 10.680
akuten ischämischen Schlaganfällen mittels mechanischer Thrombektomie
dokumentiert. "Diese Zahlen belegen einen enormen Zuwachs. 2016 waren es
noch 8.852 Eingaben", sagt Professor Dr. Werner Weber, Präsident des
Berufsverbandes Deutscher Neuroradiologen (BDNR) und einer der
wissenschaftlichen Koordinatoren des Datenbankprojekts.

Wichtig ist auch die Zahl der eingebenden Kliniken, betont Professor
Weber: "Im Jahr 2016 haben 178 Zentren ihre Behandlungsfälle dokumentiert,
für 2017 betrug die Zahl 204", so der Bochumer Neuroradiologe. "Die
mechanische Thrombektomie ist ein zentraler Baustein bei der
Akut-Behandlung des ischämischen Schlaganfalls", sagt Professor Dr. Wolf
Schäbitz, Pressesprecher der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft (DSG),
die in Deutschland unter anderem für die Zertifizierung der Stroke-Units
verantwortlich ist.

90 Prozent der Gefäße können wieder geöffnet werden - "Lazarus-Effekt" auf dem OP-Tisch

"Mehr als 85 bis 90 Prozent aller jährlich auftretenden rund 270.000
Schlaganfälle in Deutschland werden durch ein Blutgerinnsel - auch
Thrombus genannt - verursacht, welches ein Blutgefäß im Gehirn
verschließt", berichtet Professor Dr. Armin Grau, 1. Vorsitzender der
Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft (DSG). Man spricht dann von einem
ischämischen Schlaganfall. Die Folge ist, dass Teile des Gehirns nicht
mehr ausreichend mit Blut versorgt werden und damit auch Sauerstoff,
Zucker und andere wichtige Nährstoffe Teilen des Gehirns nicht mehr
ausreichend zur Verfügung stehen. Seit dem Jahr 2015 ist die
Wiedereröffnung eines größeren verschlossenen Hirngefäßes mit Hilfe der
sogenannten mechanischen Thrombektomie wissenschaftlich nachgewiesener
offizieller Goldstandard bei der Behandlung schwerer ischämischer
Schlaganfälle. "Dabei schieben spezialisierte Neuro-Radiologen von der
Leiste aus einen Katheter bis an die Stelle des Gehirns, wo das
Blutgerinnsel eine Arterie blockiert hat", erklärt Professor Dörfler.
Mithilfe minimal-invasiver Techniken kann der Thrombus dann geborgen und
über Hohlkatheter abgesaugt (aspiriert) werden. Orientierung über die
Gefäßlandschaft des Gehirns erhält der Operateur durch die Angiografie,
einer Röntgendurchleuchtungstechnik, die nach Gabe von Kontrastmittel die
Gefäße sichtbar macht. Mittlerweile ist die Technik der Thrombektomie
soweit verfeinert worden, dass beinahe 90 Prozent aller Gefäße
wiedergeöffnet werden können. Der Behandlungserfolg stellt sich oft sogar
noch während der Intervention ein. Man spricht dann vom sogenannten
"Lazarus-Effekt", wenn Patienten nach Entfernung des Thrombus bereits auf
dem OP-Tisch wieder sprechen oder vormals gelähmte Gliedmaßen bewegen
können.

Behandlungsfenster weitet sich aus, steigendes Patientenaufkommen erwartet - Versorgungssituation gesichert

Der Schwerpunkt der aktuellen Forschung beschäftigt sich mit der Frage,
wie lange Patienten von der Mechanischen Thrombektomie profitieren können.
In die großen Multicenterstudien des Jahres 2015 wurden Patienten bis zu
einem Zeitpunkt von sechs Stunden nach Auftreten der
Schlaganfallsymptomatik in die Auswertung eingeschlossen. Aktuell hat die
sogenannte HERMES-Studie herausgearbeitet, dass den Patienten eine
Behandlung mittels minimal-invasiver Therapie auch jenseits von sechs
Stunden zugutekommen kann. Professor Weber berichtet, dass zwei weitere
2018 publizierte Arbeiten, die DAWN- und DEFUSE3-Studie, zeigen konnten,
dass die mechanische Thrombektomie sogar 16 bis 24 Stunden nach Auftreten
der Schlaganfallsymptome noch für eine verbesserte Erholung der Patienten
sorgen kann. Konsequenz dieser und weiterer Studien wird sein, dass
künftig die Zahl der Schlaganfallpatienten, die in der Neuroradiologie
behandelt werden, noch ansteigen wird - nach Schätzungen könnten von den
oben genannten 250.000 Patienten jährlich in Deutschland rund 13.000 bis
16.000 Patienten von der Mechanischen Thrombektomie profitieren.

Um die Versorgung dieser Patienten zu gewährleisten, ist nicht nur eine
ausreichende Anzahl an Neuro-Radiologen erforderlich, sondern vor allem
muss die spezifische Expertise für diese gefäßeröffnenden Maßnahmen der
hirnversorgenden Gefäße sichergestellt sein. "Um dieses zu gewährleisten,
haben die Fachgesellschaften DGNR, DeGIR und DRG eine Zertifizierung für
die neuro-interventionelle Schlaganfallbehandlung etabliert", berichtet
Professor Dörfler. Seit dem Aufbau dieses Programms bis einschließlich
2017 konnten 323 Fachärztinnen und Fachärzte zertifiziert werden. Die
Fachgesellschaften der Neuro-Radiologie, Radiologie und Neurologie
betonen, dass die Thrombektomie von neuro-/radiologischen Fachärzten
durchgeführt werden soll. Diese verfügen über das notwendige
pathophysiologische und technische Wissen, das zur erfolgreichen Anwendung
dieses minimalinvasiven Verfahrens an Hirngefäßen notwendig ist. Die
Thrombektomie muss deshalb in das flächendeckende Netzwerk zertifizierter
Stroke Units eingebunden sein. "Nur in diesen Strukturen ist es möglich,
die Sterblichkeit beim schweren Schlaganfall weiter zu senken und das
Behandlungsergebnis für Patientinnen und Patienten zu verbessern", erklärt
Professor Grau. "Wir beglückwünschen unsere Kollegen aus der Radiologie
und Neuroradiologie für den raschen Aufbau dieser beispiellosen
Versorgungsstruktur." Beim Schlaganfall zähle jede Minute. Die wohnortnahe
und interdisziplinäre Versorgung durch Spezialisten aus Neurologie und
Neuroradiologie sei essentiell für den Behandlungserfolg, so Grau
abschließend.


Tag gegen den Schlaganfall

Am 10. Mai 2018 findet in Deutschland der Tag gegen den Schlaganfall
statt. Bundesweit gibt es zu diesem Anlass an und um den Tag vielfältige
Aktionen und Informationsveranstaltungen rund um den Schlaganfall. Dieser
Aktionstag wurde 1999 von der Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe ins
Leben gerufen. 

Mehr Informationen stehen unter 

www.schlaganfall-hilfe.de

Die mechanische Thrombektomie beim ischämischen Schlaganfall ist auch
Thema auf dem 99. Deutschen Röntgenkongress in Leipzig (09.-12.05.2018 in
Leipzig). Ein Pressedossier zum Thema Schlaganfallbehandlung finden Sie
hier:

https://www.roentgenkongress.de/de-DE/4124/dossier-neuroradiologie

Positionspapiere der Deutschen Gesellschaft für Neuroradiologie e.V.:

http://www.dgnr.org/de-DE/54/fachinformationen

Deutschlandkarte zur Mechanischen Thrombektomie beim ischämischen
Schlaganfall (Vorgängerfassung vom April 2017):

https://www.thieme-connect.de/products/ejournals/abstract/10.1055/s-0043-104774?articleLanguage=de


Weitere Informationen finden Sie unter

www.schlaganfall-hilfe.de

arnd.doerfler@uk-erlangen.de

www.neuroradiologie.uk-erlangen.de

werner.weber@kk-bochum.de

www.kk-bochum.de

Wolf.Schaebitz@ekb.de

dgnr@neuroradiologie.de

www.dgnr.org

https://www.roentgenkongress.de/de-DE/4124/dossier-neuroradiologie

http://www.dgnr.org/de-DE/54/fachinformationen

https://www.thieme-connect.de/products/ejournals/abstract/10.1055/s-0043-104774?articleLanguage=de

gehlenborg@medizinkommunikation.org

www.dsg-info.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/608: Jeder Vierte fürchtet, wegen fehlender Informationen nicht den richtigen Arzt zu finden (idw)


Bertelsmann Stiftung - 07.05.2018

Jeder Vierte fürchtet, wegen fehlender Informationen nicht den richtigen Arzt zu finden



Wie gut ist mein Hausarzt im Vergleich zu anderen? Ist dieser Orthopäde
oder Frauenarzt spezialisiert und erfahren genug, um meine Krankheit gut
zu behandeln? Achtet man in der Praxis auf Hygiene, sind alle nötigen
medizinischen Geräte vorhanden?

Bisher findet man als Patient vor dem Gang in die Arztpraxis kaum
Antworten auf solche Fragen. Arztsuchportale mit solchen Informationen
wären in Deutschland umsetzbar, viele Daten sind vorhanden. Aber: Es fehlt
der politische Wille und ein Gesamtkonzept.


Gütersloh, 07. Mai 2018. Mehr als jeder vierte Deutsche (27 Prozent)
befürchtet, aufgrund fehlender Informationen nicht den richtigen Arzt zu
finden. Über die Hälfte der Bürger wünscht sich mehr wichtige und neutrale
Informationen. Das wäre auch möglich, denn die Daten sind zum größten Teil
vorhanden. Doch der deutschen Gesundheitspolitik fehlt ein Gesamtkonzept
für mehr Transparenz über die Leistungen und die Ausstattungen von
Arztpraxen. Das ist das Ergebnis einer Studie der Weissen Liste und der
Bertelsmann Stiftung auf Grundlage einer bevölkerungsrepräsentativen
Umfrage von Kantar Emnid, einer Ländervergleichsstudie des IGES-Instituts
sowie eines ergänzenden Rechtsgutachtens.

"Die bisherige Arztwahl in Deutschland basiert im weitesten Sinne auf dem
Prinzip 'Trial and Error'. Die Mehrheit der Patienten weiß nicht, welche
Expertise, Erfahrung und Ausstattung sie hinter der Praxistür erwartet",
so Brigitte Mohn, Vorstand der Bertelsmann Stiftung. "Dabei liegen viele
dieser Informationen bereits vor. Andere Länder zeigen, wie sie zum Nutzen
der Patienten öffentlich präsentiert werden können. Deutschland bleibt
hier deutlich hinter seinen Möglichkeiten zurück", so Mohn weiter.

Bürger möchten mehr werbefreie Informationen über ihren Haus- und Facharzt

Mehr als die Hälfte der Bürger wünscht sich mehr Informationen vor dem
Besuch beim Haus- oder Facharzt. Wichtig sind den Befragten Informationen
über:

Fachkenntnis und Erfahrungen mit der Behandlung der eigenen Krankheit (94 Prozent)



	Hygiene in der Praxis (90 Prozent)

	Zusatz-Leistungen - zum Beispiel Hautscreenings und Vorsorgeuntersuchungen (84 Prozent)

	Behandlungsergebnisse des Arztes bei bestimmten Erkrankungen (80 Prozent)

	Zufriedenheit anderer Patienten (75 Prozent)

	Ausstattung der Praxis - zum Beispiel Röntgen- und Ultraschallgeräte (74 Prozent)



In allen Belangen jedoch fühlen sich die Befragten nicht ausreichend
informiert. Am größten ist die Diskrepanz im Bereich der Praxis-Hygiene.
Am wenigsten informiert fühlen sie sich Patienten über die apparative
Ausstattung ihres Arztes.

Ginge es nach den Befragten, dann wäre das Internet ein passender Ort,
diesen Informationsmissstand zu beheben. Allerdings sollten
Arztsuchportale neutral und werbefrei sein (86 Prozent).

Die Daten sind da, aber die Transparenz fehlt in Deutschland

Patienten haben eine sehr genaue Vorstellung davon, welche Informationen
ihnen fehlen, um mehr Sicherheit bei der Arztwahl zu erhalten. Aber in
Deutschland werden ihnen diese bisher vorenthalten", sagte Roland Rischer,
Geschäftsführer der Weissen Liste.

Die Länderanalyse zeigt: In Deutschland werden Daten über die Ausstattung,
das Leistungsspektrum und die Erfahrungen der Ärzte von den
Kassenärztlichen Vereinigungen erhoben. Die deutsche Gesundheitspolitik
sieht jedoch bisher nicht vor, diese öffentlich zu machen. Andere
Industrieländer, allen voran England und die USA, gehen wesentlich offener
mit ihren Daten um. Patienten können sich dort ohne Zugangsbeschränkungen
darüber informieren, welche Leistungen ein Arzt wie oft und in welcher
Qualität anbietet. Dazu werden Abrechnungsdaten von einer staatlichen
Institution ausgewertet. Außerdem werden Patienten regelmäßig seriös zu
ihren Erfahrungen mit dem Arzt oder der Praxis befragt.

Schutz persönlicher Daten steht der Informationsfreiheit nicht im Weg
Gegen mehr Offenheit beim Umgang mit Versorgungsdaten wird häufig der
Datenschutz ins Feld geführt. Die Bertelsmann Stiftung hat ein
Rechtsgutachten in Auftrag gegeben, um der Frage nachzugehen, ob der
Datenschutz einer transparenteren Patienteninformation oder der Nutzung
der Daten in der Versorgungsforschung im Wege steht. Das Ergebnis zeigt
auf, dass die Privatsphäre der Patienten keineswegs gefährdet wäre, wenn
Daten anonymisiert genutzt würden. Mit Blick auf die Ärzte müsse das
Informationsinteresse der Öffentlichkeit jedoch gleichrangig mit deren
Schutzbedürfnissen gewürdigt werden. Kommen zusätzliche Belange wie der
Gesundheitsschutz und das Patientenwohl hinzu, kann die Offenlegung der
Daten sogar geboten sein.

Ein Gesamtkonzept für besser informierte Patienten

"Die Studienergebnisse zeigen, dass Deutschland im internationalen
Vergleich zurückbleibt. Unsere Gesundheitspolitiker sind nun gefordert.
Sie sollten den gesetzlichen Rahmen so verändern, dass Patienten in
Deutschland alle benötigten Informationen haben, um den richtigen Arzt zu
finden. Nach dem Vorbild anderer Länder sollten sie eine neutrale
Datenannahmestelle errichten und die Kassenärztlichen Vereinigungen dazu
verpflichten, ihre Daten bereitzustellen", so Rischer. "Darüber hinaus
sollten Patientenerfahrungen, die Arztpraxen erheben, veröffentlicht
werden. Dann hätten Arztsuchportale eine gute Basis, um dem ausgeprägten
Wunsch der Patienten nach mehr Informationen über Qualität und Ausstattung
von Ärzten nachzukommen", schlussfolgert Rischer.

Zusatzinformationen

Die Studie ist in Zusammenarbeit der Bertelsmann Stiftung mit der Weissen
Liste entstanden. Erkenntnisinteresse war es, herauszufinden wie
transparent in Deutschland im Vergleich zu anderen europäischen Ländern
mit Informationen über ambulante Ärzte umgegangen wird und welche
Informationen den Bürgern überhaupt wichtig sind, wenn sie nach einem Arzt
suchen. Dazu wurden Patienten befragt, welche Informationen Patienten als
besonders relevant empfinden. In einem zweiten Schritt wurde dann das
IGES-Institut beauftragt, zu untersuchen, wie diesen
Informationsbedürfnissen in anderen Ländern durch Public Reporting
Rechnung getragen wird. Dabei erwiesen sich insbesondere die
angelsächsischen Länder als vorbildlich. Die wesentlichen
Schlussfolgerungen aus beiden Analysen sind dann in die repräsentative
Befragung der Weissen Liste eingeflossen (n=1007, befragt ab 14 Jahre,
Befragungszeitraum: 23.03.2018-27.03.2018). Ergänzt wird dieser
Studienaufbau durch eine juristische Expertise zum Thema Datenschutz.In
Planung ist, dass die Weisse Liste Mitte des Jahres anhand eines
Prototypen aufzeigen wird, wie eine ideale Arztsuche auf Basis der
Studienerkenntnisse aussehen könnte.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bertelsmann-stiftung.de

http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/weisse-liste/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Kristine Erdmeier, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/207: "Tag gegen den Schlaganfall" - medizintechnischen Fortschritt stärken (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 8. Mai 2018

BVMed zum "Tag gegen den Schlaganfall" am 10. Mai: 

"Vorsorge und Behandlung durch medizintechnischen Fortschritt stärken"



Berlin | Zum nationalen "Tag gegen den Schlaganfall" am 10. Mai 2018
weist der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, auf den rasanten
medizintechnischen Fortschritt bei Vorsorge und Behandlung von
Schlaganfällen hin. Rund 80 Prozent der 260.000 Schlaganfälle pro Jahr
in Deutschland werden durch ein Blutgerinnsel (Thrombus) verursacht,
das ein Blutgefäß im Gehirn verschließt. In der Folge können bei den
betroffenen Patienten Teile des Gehirns nicht mehr mit Blut versorgt
werden. Die Entfernung des Blutgerinnsels aus den Hirnarterien mittels
eines Mikro-Katheters, die sogenannte mechanische Thrombektomie, hat
sich mittlerweile als Standard durchgesetzt, so BVMed-Geschäftsführer
und Vorstandsmitglied Joachim M. Schmitt.

Die hoch wirksame Thrombektomie wird in Deutschland bereits seit
vielen Jahren angewendet. Im vergangenen Jahr wurden etwa 7.000
mechanische Thrombektomien in Deutschland durchgeführt. Deutschland
nimmt damit europaweit eine führende Position ein, denn es wird
mittlerweile eine nahezu flächendeckende Versorgung gewährleistet.

Weniger bekannt ist, dass Vorhofflimmern eine der Hauptursachen für
Schlaganfälle ist. Herzrhythmusstörungen treten in der Bevölkerung
relativ häufig auf, mit Vorhofflimmern als häufigster Form. Allein in
Deutschland leiden rund 1,8 Millionen Menschen daran. Leiden Patienten
länger unter Vorhofflimmern, erhöht sich bei den Betroffenen das
Schlaganfallrisiko: Durch das Flimmern pumpt das Herz weniger Blut. Es
können sich Blutgerinnsel im linken Vorhof bilden und in das Gehirn
gelangen, wo sie ein Blutgefäß verstopfen und dadurch den Schlaganfall
auslösen. Auch hier bieten moderne Medizintechnologien neue
Diagnose- und Behandlungsoptionen an. So helfen implantierbare
Ereignis-Rekorder Patienten mit einem Schlaganfall, dessen Ursache
ungeklärt ist. Bei vielen Patienten mit Vorhofflimmern kann zudem eine
Katheterablation der richtige Eingriff sein, um Lebensqualität
zurückzugewinnen.

Mehr Informationen unter: www.bvmed.de/schlaganfall-therapie 

(https://www.bvmed.de/downloads-beeres/weiterleitung-schlaganfall-therapie).


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 34/18

https://www.bvmed.de/bvmed-zum-tag-gegen-den-schlaganfall-am-10.-mai-vorsorge-und-behandlung-durch-medizintechnischen-fortschritt-staerken

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 34/18 vom 8. Mai 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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BERICHT/034: HipHop Open Air - die neue Klasse ... (SB)
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Karl Marx hat Geburtstag, und die anläßlich des 5. Mai anberaumten Pflichtübungen
geschichtspolitischer Würdigung könnten nicht peinlicher sein. Wer nicht
ohnehin Ignoranz vorschützt, betreibt die Ausdeutung seines Vermächtnisses mit allen
möglichen Verrenkungen apologetischer Art. Das Gespenst der sozialen Revolution
hat, allen Abgesängen und allem Triumphgeheul der vermeintlichen Sieger zum
Trotz, immer noch so viel stoffliche Substanz, daß die Angst vor seiner
Wiederkehr nicht unbegründet ist. Schlimmer noch, die sozialen Widersprüche in aller Welt
haben derart an Explosivkraft gewonnen, daß zumindest in einigen Krisenregionen
ein Funke reicht, um die Grundfesten der herrschenden Ordnung zu erschüttern.
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Auf dem harten Boden notgedrungener Prekarität wie dem kalten Pflaster
urbaner Tristesse bedarf es des Auslotens der Frage, wie revolutionär Marx
gewesen sein mag, nicht. Mit seinen Erkenntnissen zum gesellschaftlichen
Charakter der Arbeit, zu dem aus den Produktionsverhältnissen erstehenden
Klassenantagonismus, der grundsätzlichen Problematik des Warencharakters von
allem und jedem im Kapitalismus wie auch dem Stoffwechsel zwischen Mensch und Natur
hat er die Voraussetzungen für einen grundstürzenden Erkenntnisprozeß und dessen
umstürzlerische Konsequenz geschaffen. Wer damit konfrontiert ist, jeden Tag
aufs neue die Frage nach dem Überleben zu beantworten, sich am Monatsende
zwischen Miete und Essen entscheiden zu müssen, autoritären Herrenmenschen oder
herablassenden Erfolgstypen ausgeliefert zu sein, der braucht keinen revolutionären
Zorn zu entwickeln, sondern hat alle Mühe, ihm nicht auf die eigene Existenz
bedrohende Weise freien Lauf zu lassen. 

Sich zusammenzuschließen und zu organisieren empfiehlt sich schon
allein deshalb, um die Wut in
produktive Bahnen zu lenken, aber auch aufgrund der Angreifbarkeit jeder
isolierten Existenzform. Dazu zu ermutigen ist die Absicht der Gruppe Roter
Aufbau, wenn sie zum Mittel einer populären Jugendkultur greift, um die Menschen
in ihrem Sinne zu agitieren und zu mobilisieren. Auch dieses Jahr wurde daher
ein HipHop Open Air gegen Staat und Kapital als Klassenfest etwas anderer,
nämlich widerständiger Art angeboten. Dieses Mal nicht am Schanzenpark, sondern
auf dem Fischmarkt in St. Pauli, wo weniger als ein Jahr zuvor die Welcome To
Hell-Demo gegen G20 mit großer Aggressivität von der Polizei zerschlagen wurde.
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So wurde der 200. Geburtstag von Karl Marx zum Anlaß einer Party, auf die sich
nicht nur Angehörige bestimmter Szenen, sondern jeder Mensch begeben konnte,
ohne über abschreckende Zugangsschwellen steigen zu müssen. Wie eine exotische,
von schrägen und merkwürdigen Wesen bevölkerte Insel ragte das Klassenfest aus
den Fluten der durch City-Marketing und Quartiersmanagement betriebenen
touristischen Erschließung des Hafenrandgebietes in St. Pauli empor. Auf dem
Kopfsteinpflaster eines Ortes, der alteingesessenen HamburgerInnen neben dem
sonntäglichen Fischmarkt noch von den dort auf allerdings weit größerem Terrain
stattfindenden Flohmärkten bekannt sein dürfte, fanden sich mehrheitlich
jugendliche Menschen ein, um gemeinsam mit allen dazugehörigen Mitteln zu
feiern. Für den Sound sorgte ein Line-Up auch überregional bekannter
HipHopperInnen, deren mitunter recht kämpferischen Ansagen, aber auch
nachdenklichen Töne desto besser in Ohren, Kopf und Bauch gingen, als an
trink- und rauchbaren Stimmungsmachern kein Mangel zu herrschen schien.
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Polizei war zumindest in direkter Nähe des Konzerts kaum präsent, und
offenkundig gab es außer Sprechchören, mit denen der Aversion gegen die
staatlichen Ordnungskräfte so unmißverständlich wie lautstark Ausdruck verliehen
wurde, auch im Publikum wenig Neigung, den sonnigen Nachmittag mit körperlichem
Einsatz bis zur Schmerzgrenze zu belasten. Statt dessen wurde dem Mitverfasser
des Kommunistischen Manifestes wie den sich auf dieses Vermächtnis berufenden
RevolutionärInnen auf der Bühne Respekt erwiesen, und das auf eine Art und
Weise, die die dort auftretenden Acts als dem Underground der deutschen
HipHop-Szene zugehörig auswiesen.
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Zwischen Kampfansagen im Agitprop-Stil, düsteren Reflexionen über das elende
Leben als Insasse der kapitalistischen Gesellschaft, Mackerposen im
Gangsta-Style, abgründigen Exkursionen in die arrivierte Konsumgesellschaft und
selbsterlittenen Berichten aus der Unwirtlichkeit der Stadtmaschinen war alles
vertreten, was von der Vielfalt und Relevanz des HipHop-Underground zeugte. Auf
dem Fischmarkt konnte das Publikum erleben, daß die in den letzten Wochen ins
massenmediale Gerede geratene deutschsprachige Rap-Szene so vielfältig und
divers ist wie jede andere Kunstform auch. Der Antirassismus zog sich wie ein
roter Faden durch die Auftritte, gab es hier doch niemanden, der meinte,
Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe und Herkunft ausgrenzen zu müssen.
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Berliner Rapper wie PTK, Tayler oder AOB Army of Brothers waren stark vertreten
und vermittelten einen Eindruck davon, wie sehr man dort auf die jeweiligen
Kieze der größten Metropole in Deutschland bezogen ist. Der ebenfalls an der
Spree aktive Pyro One bestach durch ausgefeilte Texte und einen Rap ohne
Soundbegleitung über die Zusammenhänge zwischen Staat und NSU. Wortschöpfungen
wie "schwarz-gold-blut" treffen ins Schwarze dieses Komplexes
manipulativer Herrschaftsicherung, für deren Blendwirkung es Anlässe und Bedarf
ohne Ende zu geben scheint. Lokalheroen wie Reeperbahn Kareem standen den
Berlinern in Sachen Direktheit und Authentizität in nichts nach - der Auftritt
seiner Crew wurde im Publikum besonders enthusiastisch gefeiert.
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Insbesondere Celoviz und Zynik, aber auch andere Rapper prangerten das enge
Verhältnis der Bundesrepublik zum türkischen Despoten Erdogan und zu seinem Regime
an. Was in den bunten Oberflächen massenmedialer Berieselung kaum Erwähnung
findet, ist in der Wirklichkeit sozialer Kämpfe um so präsenter - mit dem
Angriff auf das nordsyrische Afrin wurde nicht nur ein imperialistischer Krieg
geführt, sondern auch ein aufstrebendes Gesellschaftsmodell mit fortschrittlichen
Entwürfen zum Zusammenleben der Menschen wie der Überwindung patriarchaler
Frauenunterdrückung zerschlagen. Selbstverständlich hat auch diese
Bundesregierung kein Interesse daran, daß die Menschen ihr Leben selbst in die
Hand nehmen und systematisch die strukturell angelegten Herrschaftsverhältnisse
gegenstandslos machen.
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Selbst für die Befreiung der Tiere war auf der Bühne Platz. King Veganismus und
eine im Programm nicht genannte Mitstreiterin führten den "veganen Jihad" ohne
Rücksicht auf Verluste ideologischer wie sittlicher Art gegen "Wurstbitches" und
andere Nutznießer tierischer Körpersubstanzen wie etwa der Plazenta von Hühnern.
Bei allen Rundumschlägen in die Weichteile sozialer Empfindlichkeiten und der
wortreich beschworenen Bodenlosigkeit sozialer Regression wurde doch deutlich,
daß nicht etwa nur gegen Omnivoren Front gemacht wurde, sondern das System der
Tierausbeutung gerade auch durch die stylish-vegane Konsumkultur und ihre aus
Funk und Fernsehen bekannten Connaisseure aufrechterhalten wird. Unerschrocken
gegen den vegan-vegetarischen Konter in den eigenen Reihen vorgehend, bezog King
Veganismus One Stellung auf der Kommandohöhe eines Politkommissars, dessen
satirische Verstiegenheit die Widersprüche tierbefreiter Reproduktion nicht besser
auf die Spitze ihrer Negation und Aufhebung hätte nehmen können.
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Daß Frauen in der deutschen HipHop-Szene immer noch stark unterrepräsentiert
sind, ist beklagenswert, weil ihre Sicht der meist maskulinen Dinge ein klareres
Bild auf die gesellschaftlichen Widersprüche am Beispiel der
Geschlechterverhältnisse werfen würde. So gesehen war es ein Lichtblick, daß mit
der Düsseldorfer Rapperin Tice in einer Line-Up von insgesamt 15 Acts wenigstens
eine Frau mit dabei war, die den Erfahrungen vieler MigrantInnen, sich zwischen
zwei Welten fremd zu fühlen, eine Stimme gab.
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Hamburger Lokalmatadore Boz & Reeperbahn Kareem & Kareeminell
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Wollte man sich auf die Suche nach einem revolutionären Subjekt begeben, dann
wäre dieses Treffen keine schlechte Wahl. So unscharf und von
Gewinnbeteiligungen aller Art korrumpiert das Bild der Arbeiterklasse 150 Jahre
nach Veröffentlichung des Marxschen Hauptwerks "Das Kapital. Kritik der
politischen Ökonomie" geworden ist, so sehr lassen die sozialen Kämpfe in aller
Welt, die Bereitschaft imperialistischer Akteure zu neuen Waffengängen und die
ökologischen, die weltweiten Wanderungsbewegungen zusätzlich zu Krieg und
Unterdrückung anheizenden Verwüstungen der Natur erkennen, daß sich dieses
Subjekt, wenn überhaupt, in den Fluchten und Abseiten gesellschaftlicher
Wohlanständigkeit formiert. Ein HipHop, der die sich daraus ergebenden Fragen
aufgreift, sie in einer Sprache artikuliert, die nicht nur in der Szene
verstanden wird, und im Kontakt mit dem Publikum die Distanz des bürgerlichen
Kulturbetriebes einebnet, könnte als Medium der neuen Klasse nicht besser geeignet
sein.
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INTERVIEW/061: HipHop Open Air - keine Heimstatt zwischen den Welten ...    Tice im Gespräch (SB)


Gespräch am 5. Mai 2018 in Hamburg-St. Pauli



Wenn eine Frau gegenüber 14 männlichen Acts in der Lage ist, ein
Publikum regelrecht zu elektrisieren, wie es die Düsseldorfer Rapperin
Tice auf dem Klassenfest getan hat, dann muß es sich bei ihr um eine
außergewöhnliche Künstlerin handeln. Der Rauhreif ihrer samtenen
Stimme verbindet den tiefen emotionalen Soul einer Jazzsängerin mit
den Kriegstänzen nordamerikanischer Indianerstämme. Was bei Tice
durchbricht, wenn sie in ihren Songs die schmerzhafte Fülle erlittener
Enttäuschungen und Lektionen als Migrantin und Strandgut zwischen zwei
Welten besingt, ist so authentisch und nah, daß beim Zuhörer kein
Stäubchen von Distanz zurückbleibt. Wohl ist sie verletzt worden und
mußte bitter lernen, was es heißt, aufgrund ihrer Herkunft ausgegrenzt
zu werden, aber die Prüfungen haben sie nicht gebrochen, sondern sie
darin bestärkt, als Mensch die Emanzipation von allem anzustreben, was
Schmerzen und Ignoranz gebiert. Nach ihrem Auftritt beantwortete sie
dem Schattenblick noch einige Fragen.
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Schattenblick (SB): Dein bürgerlicher Name lautet Hatice. Hast du dir
den Künstlernamen Tice gegeben, um deine türkische Herkunft ein wenig
zu verschleiern?

Tice: Nein, nur das H und A sind weg. Ich habe das ha! gestrichen,
weil mir das Lachen vergangen ist, und so blieb Tice übrig. Im
Endeffekt stehen die Buchstaben weiterhin für eine charaktereigene
türkische Identität. Tatsächlich stammt Tice aus Jugendzeiten und ist
als Spitzname an mir hängengeblieben. Wenn man sich ein bißchen mit
der Musik und dem, was dahintersteckt, beschäftigt, ist das ganz
leicht herauszufinden.

SB: Als du dich auf der Bühne vorgestellt hast, sagtest du, daß du
eine Türkin und integriert bist. Was bedeutet das für dich und deinen
Lebenslauf?

Tice: Ehrlich gesagt habe ich das Wort Integration erst durch Sarrazin
kennengelernt, davor hatte ich keine Ahnung davon. Als Menschen sind
wir alle gleich. Ich wüßte nicht, wie man Integration definieren soll.
Schließlich rappe ich auf deutsch. Wenn ich sage, ich bin integriert,
dann benutze ich es als Provokation und Spaß. Das Wort Integration hat
sich in meinem Wortschatz sozusagen integriert. Ich spiele mit Worten
und provoziere auch gerne, aber ansonsten bin ich hier aufgewachsen
und liebe das Land. Ich lebe seit 32 Jahren in Deutschland und war ein
Jahr alt, als ich hierherkam. Gleichwohl habe ich jeden Tag damit zu
kämpfen, den Leuten meine Identität zu erklären. Das ist ein täglicher
Kampf. Jeder Migrant hat eine Herkunft, aber keine Heimat, obwohl wir
hier zu Hause sind.

SB: Wie kommst du mit dem Widerspruch zurecht, daß Deutschland dein
Lebensmittelpunkt, aber das Türkische deine Herkunft ist?

Tice: Das ist natürlich ein Widerspruch in sich, und in gewisser Weise
widerspricht man sich auch selber. Man nimmt die kulturellen Werte
sowohl von Deutschland als auch von der Türkei mit und fühlt sich
dabei wie ein Tischtennisball, der von beiden Seiten gespielt wird.
Aber letzten Endes bin ich ein Mensch. Daß man damit immer wieder
konfrontiert wird, ist ein gesellschaftliches Problem, kein
persönliches. Natürlich muß man gewisse Dinge verarbeiten wie den
Rassismus und vieles andere. Ausländische Frauen erfahren vor allem
Sexismus viel stärker als deutsche Frauen. Wir sind alle eine Art
Flummi hier, springen mal hierhin, mal dorthin, aber ich möchte auf
keiner Seite landen. Am liebsten würde ich in der Luft bleiben.

SB: In Deutschland vollzieht sich seit einiger Zeit ein Rechtsruck und
die Stimmung gegen Ausländer nimmt zu. Mit dem Zuzug syrischer
Flüchtlinge wird der Ton nochmals schärfer. Ist dieser
gesellschaftliche Wandel für dich ein Motiv, deine Musik in eine
bestimmte Richtung zu lenken?

Tice: Für mich war es schon immer ein persönlicher Grund, weil ich
damit selbst zu kämpfen habe. Das mache ich nicht erst seit der
Flüchtlingskrise, sondern bin mit diesen Fragen, seit ich sprechen und
denken kann, konfrontiert. Mein Motiv ist also persönlicher Art,
wenngleich hier und da ein paar gesellschaftskritische Zeilen
miteinfließen. In erster Linie schreibe ich das, was ich erlebt habe.
So ist auch mein Song "Ich bin so" entstanden. Darin erkläre ich, wie
ich in meiner Jugend quasi zwischen zwei Stühlen großgeworden bin. Mit
diesem Konfliktstoff will und muß ich mich auseinandersetzen, und das
mache ich durch die Musik. In der Türkei als auch in Deutschland ist
die Flüchtlingskrise ein stark besetztes Thema. In beiden Ländern
werde ich damit konfrontiert. Ich war vor einiger Zeit in der Türkei
und konnte dort im Überfluß miterleben, wie über Flüchtlinge geredet
wird. Natürlich werden sie dort anders behandelt als hier, aber unterm
Strich tut sich da nichts. Ich glaube, Rassismus wird es immer geben,
egal wo. Das liegt wohl am Nationalstolz. Ich weiß nicht, woher das
kommt, aber wie kann man stolz darauf sein, wo man geboren wurde?
Niemand, der auf die Welt kommt, kann sich das aussuchen. Ob nun
Amerikaner, Kubaner oder Türke, darauf stolz zu sein, ist das
Dämlichste, was ich mir vorstellen kann. Vielleicht kann man stolz
darauf sein, Kulturen zusammen zu erleben, und man kann sich auf jeden
Fall über seine Kultur freuen, wenn man sie ausleben will. Dafür bin
ich voll und ganz, aber das hat nichts mit Nationalstolz zu tun. Da
unterscheide ich schon.

SB: In Deutschland läuft derzeit eine Debatte über die Unterdrückung
der türkischen Frau, sei es über das Kopftuch, die Religion oder durch
den Chauvinismus der türkischen Männerwelt. Du wirkst wie eine moderne
Frau, mit welchen Konflikten und Schwierigkeiten hattest du zu
kämpfen, um dich hier in Deutschland zu emanzipieren?

Tice: Das ist eine schwierige Frage. Letzten Endes hat man als Frau
immer mit verschiedenen Problemen zu kämpfen. Wenn man aus der
türkischen Kultur kommt, lernt man - und ich hoffe, nicht
mißverstanden zu werden - als Frau eine ganz bestimmte Rolle. Die
türkische Frau wird dem Mann untergeordnet und sollte auch danach
leben. Das habe ich auch in meiner eigenen Familie gesehen, was mir
aber nicht gepaßt hat. Ich habe schon als Kind und später im
Jugendalter eine große Klappe gehabt. Meine Eltern fanden das nicht
immer cool, aber ich war schon immer aufmüpfig. Ich glaube, das hat
man einfach in sich, und wenn man dann erwachsen wird, kommt die
Prägung durch gewisse Erfahrungen hinzu. Aber auch hier in Deutschland
wird man als türkische Frau anders angesehen. Ich habe damals, als ich
mit der Mittleren Reife von der Schule abgegangen bin, so viele
Bewerbungen geschrieben, habe aber bis heute keinen Ausbildungsplatz
bekommen, und das nicht, weil ich faul gewesen bin. Ich habe jahrelang
Bewerbungen abgeschickt und mich bemüht, den Leuten zu zeigen, daß ich
das wirklich machen will, bis ich gemerkt habe, daß ich als Türkin
keine VIP-Karte besitze, sondern aufgrund meiner Herkunft aussortiert
werde. Oder ein anderes Beispiel: Ich bin seit Jahren in Düsseldorf
auf Wohnungssuche, aber ich bekomme wegen meines Namens keine Wohnung.
Dann habe ich einen anderen Namen verwendet, und sofort bekam ich
Zusagen für eine Besichtigung, was ich mit meinem türkischen Namen
nicht hinbekommen habe. Deutsche Freunde sagen mir, bei uns hat das
geklappt, warum nicht bei dir? Ich habe wirklich händeringend alles
versucht, kam mit einer Bürgschaft oder sagte, ich lege euch Gold auf
den Boden, bitte gebt mir die Wohnung, aber trotzdem war die Antwort
immer Nein.

Auch mit einem deutschen Mann zusammenzusein, ist noch einmal etwas
ganz anderes als mit einem türkischen Mann. Als Türkin mit einem
deutschen Mann zusammen zu leben, war für mich sehr schwierig, auch
aufgrund seines Umfeldes. Ich habe lange gebraucht, bis mich seine
Freunde akzeptierten. Das sind so banale Sachen, mit denen man immer
konfrontiert wird, die einem anfangs nicht so klar sind, aber
hinterher, wenn man diese Erfahrung gemacht hat, immer bewußter
werden. Natürlich lernt man daraus und versucht, das Ganze nächstes
Mal geschickter anzugehen und den Leuten irgendwie ihre Tricks zu
nehmen und den Spiegel vorzuhalten.

SB: Würdest du sagen, daß deine Musik politisch motiviert ist?

Tice: Ich würde sagen, wir sind alle politisch eingestellt -
irgendwie, irgendwo -, auch wenn wir nicht auf Demos gehen. Selbst
wenn man nichts sagt, keine Meinung hat, ist das auch ein politischer
Einfluß. Ich mußte mich in meinem Leben sehr viel mit dem deutsch-
türkischen Komplex auseinandersetzen, und das fließt hier und da in
meine Lieder mit ein. Vor allem in dem Song "Ich bin so" habe ich mich
sehr stark mit diesem Thema und meinen Erfahrungen als Türkin in der
Schule, der Jugend und im Erwachsenenalter auseinandergesetzt. Ich
denke, das wird niemals aufhören. Je stärker und bewußter man daran
herangeht und einen Song darüber macht, um so mehr Leute erreicht man.
Von ganz vielen Frauen weiß ich, daß sie glücklich sind, daß ich
diesen Song geschrieben habe. In ihren Nachrichten stand: Danke,
danke, danke, daß du sagst, was ich fühle. In einem gewissen Sinne bin
ich froh, daß ich diese Rolle übernehme, weil wir im deutschen Rap
keine Deutschtürkin haben, die sich - würde ich mal behaupten -, so
damit auseinandersetzt wie ich.

SB: Deine Lieder sind manchmal provokant, strahlen aber oft eine
unbändige Wut und tiefe Enttäuschung aus. In einer Strophe heißt es,
ich bin nicht deine Schwester. Kannst du etwas zu diesem Lied sagen?

Tice: Im Song geht es halt darum, blablabla, ich bin nicht deine Abla,
also ich bin nicht deine Schwester. Das Ding ist, daß man im
Türkischen unter Geschwistern immer Bruder oder Schwester sagt. Ich
möchte diese oberflächliche Nähe nicht haben. Ich mag es nicht,
Schwester genannt zu werden. Nein, tut mir leid, das ist mir zu intim.
Man möchte einen Platz in meinem Herzen haben, ohne daß man sich
einander vorstellt, und das gönne ich niemanden. Ich sehe ja über
vieles hinweg, aber wer in mein Herz will, muß anders anklopfen, als
nur zu sagen, hey Schwester. Da fehlt mir die Sensibilität für den
anderen Menschen.

SB: Das Klassenfest stand heute unter dem Vorzeichen des 200.
Geburtstages von Karl Marx. Welche Bedeutung hat das für dich?

Tice: Ganz ehrlich, ich solidarisiere mich gerne und mag es
aufzutreten. Ich denke schon, daß meine Lieder dazu passen. Doch was
soll ich zu einem Plakat mit der Aufschrift "Marx statt Merkel" sagen,
wenn ich noch nicht einmal wählen gehen darf? Ich habe einen
türkischen Paß und darf daher kein Kreuz machen. Es gibt verschiedene
Auflagen, warum ich den deutschen Paß nicht bekomme, aber im Grunde
möchte ich mich nicht zwischen türkisch und deutsch entscheiden,
soweit bin ich noch nicht. Ich hätte gern beide Pässe, weil ich mich
beidem zugehörig fühle, aber das ist eben nicht machbar. Im Endeffekt
ändert das nicht mein Aussehen, niemand sieht, ob ich in meiner Tasche
einen türkischen oder deutschen Paß habe. Zur Veranstaltung möchte ich
noch sagen, daß ich es immer gut finde, wenn Menschen auf die Straße
gehen und für ihre Interessen demonstrieren. Ich mache es mir ein
bißchen easy, weil ich die Bühne mag. Ich bin eher ein Einzelgänger
und versuche, Emotionen zu verpacken. Jeder hat Emotionen. Man muß
erstmal sich selber gerade machen, bevor man versucht, die Welt zu
verändern. Ich denke, daß es vor allem darauf ankommt, bei sich selber
anzufangen.

SB: Tice, vielen Dank für dieses Gespräch.
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INTERVIEW/060: HipHop Open Air - Musik, Widerstand und linke Perspektiven ...    Halil Simsek im Gespräch (SB)


Gespräch am 5. Mai 2018 in Hamburg-St. Pauli



Wie schon in den vergangenen Jahren gehörte Halil Simsek auch diesmal
zu den Organisatoren des "Klassenfests gegen Staat und Kapital", das
am 5. Mai eingedenk des 200. Geburtstags von Karl Marx auf dem
Hamburger Fischmarkt stattfand. Am Rande des linken HipHop Open Air
Festivals beantwortete er dem Schattenblick einige Fragen.
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Schattenblick (SB): Das Klassenfest findet in diesem Jahr zum ersten
Mal auf dem Fischmarkt statt. Wie kam es zur Verlegung von der Schanze
hierher?

Halil Simsek (HS): Wir fanden die Location vor allem deswegen
interessant, weil es ja vor etwa einem Jahr hier sehr geknallt und die
Polizei maßlos die Demonstration angegriffen hat. Dagegen wollten wir
ein Zeichen setzen. Davon abgesehen ist das Hafenpanorama hinter der
Bühne natürlich klasse. Und wir wollten weg von der Schanze, die wir
nicht mehr so spannend fanden. Dort erreicht man vor allem Leute, die
man eigentlich gar nicht erreichen will, nämlich irgendwelche
Touristen.

SB: War es denn schwierig, die Genehmigung für den Fischmarkt zu
bekommen?

HS: Es ging so, aber spannend war es schon. Vor allem mußten wir uns
mit drei verschiedenen Behörden herumschlagen, die natürlich immer
versuchten, sich gegenseitig die Verantwortung in die Schuhe zu
schieben. Im Endeffekt hat es schon geklappt, aber ja, die Lautstärke
ist immer so ein Problem. Am Anfang wollten sie die Veranstaltung
wegen der Musik nicht als Kundgebung erlauben. Aber es ist ja keine
reine Musikveranstaltung, denn HipHop ist auch Inhalt, und den wollten
wir unter die Leute bringen. Wir wollen unsere Inhalte jugendkonform
der breiten Masse zugänglich machen und unsere Agitation sozusagen auf
heute anwenden.

SB: G20 liegt nun schon einige Zeit zurück. Was ist aus dem Versuch
geworden, den Verlauf und bestimmte Vorfälle aufzuarbeiten?

HS: G20 hat natürlich viele Facetten. Es hat viele Menschen
politisiert, vielen Menschen gezeigt, daß dieser Staat bereit ist,
sehr hart zu reagieren, wenn man Protest artikuliert. Die
Polizeigewalt hat natürlich auch viele abgeschreckt. Was daraus
geworden ist, läßt sich schwer beantworten. Es gab auf jeden Fall eine
Politisierung, aber auf der anderen Seite hat sich der
Repressionsapparat extrem aufgestellt. Die Innenstadt war ja
demokratiefreie Zone, so etwas ist in Hamburg einzigartig gewesen.
Die Rechtsanwältin Gabriele Heinecke hat das einmal in einem Interview
mit der jungen Welt als "Aufstandsbekämpfung ohne Aufstand"
beschrieben. Das trifft es wirklich, denn bei G20 fand kein Aufstand
statt. Es war ein Event, zu dem viele zusammengearbeitet haben, aber
ein Aufstand war es nicht. Was sie da aufgefahren haben mit
militärischen Strukturen, das bleibt. Die Aufrüstung der Polizei in
Hamburg, die bleibt. Wie will man so etwas gesellschaftlich
aufarbeiten? Natürlich hat die radikale Linke Schlüsse daraus
gezogen, aber ob die das jetzt in der Bürgerschaft aufarbeiten, ist
uns erstmal egal.

SB: Indymedia.linksunten wurde genau in dem Augenblick verboten, als
auf dieser Plattform die Diskussion über die Ereignisse bei G20 lief.
Gibt es für dieses Forum inzwischen einen Ersatz?

HS: Es wurde ja nur Indymedia.linksunten verboten, das andere
Indymedia gibt es noch, aber es hat nicht dieselbe Ausstrahlungskraft.
Die Zeit muß zeigen, ob es ein alternatives Portal geben wird. Wir
bauen jetzt natürlich stärker auf soziale Medien auf und gar nicht so
sehr auf linksradikale Medien. Wir versuchen, nun auch mit einem
neuen Instagram-Account visuell Leute abzuholen, weil wir in einer
sehr schnellebigen Gesellschaft leben, und wenn du da ein schönes Foto
mit einem kurzen Inhalt hast, teilt sich das viel mehr. Das kriegen
viel mehr Leute mit, als wenn man Flugblätter verteilt. Videos oder
HipHop sind ja auch schon Indymedia, wir versuchen mit dem, was wir
hier machen, Inhalte zu transportieren.

SB: Die alte Bundesregierung hat mit ihren einschlägigen Gesetzen
Repression auf hohem Niveau vorgelegt. Wie würdest du einschätzen, was
von der neuen Regierung zu erwarten ist?

HS: Die legen auf jeden Fall nach. Die alte Bundesregierung ist ja
quasi die neue, deswegen wird sich an diesem Kurs nicht viel ändern.
Wir erwarten nicht von unserem Klassengegner, daß der uns einen roten
Teppich ausrollt und uns unsere Arbeit machen läßt. Es ist die Aufgabe
dieser Bundesregierung, Protest, der sich artikuliert, runterzuhalten
und die radikale Linke zu verfolgen. Das ist es, was Klassenjustiz
ausmacht.

SB: Wie würdest du den Versuch bewerten, das neue bayerische
Polizeigesetz auf Bundesebene zu hieven?

HS: Anhand dieses Musterbeispiels wollen die das ja durchsetzen. Ich
glaube, die Sachsen wollen nachziehen. Es ist natürlich ein Skandal.
Man muß als Revolutionär und Kommunist auch für die bürgerlichen
Rechte eintreten und sie sich wieder erkämpfen. Als damals über das
Grundgesetz abgestimmt wurde, sagte der Genosse Max Reimann von der
KPD sinngemäß: Wir unterschreiben nicht. Es wird jedoch der Tag
kommen, an dem wir Kommunisten dieses Grundgesetz gegen die
verteidigen, die es angenommen haben! [1] Und das ist jetzt einfach
so. Wir müssen bürgerliche Grundfreiheiten gegenüber diesem Staat
weiter verteidigen, das ist ein Kampffeld für unsere Klasse und es
verschlingt auf jeden Fall sehr viel Arbeit.

SB: Im Aufruf zum Klassenfest wurde explizit auf Karl Marx verwiesen.
Wie könnte man ihn gegen die Verarbeitung, die derzeit anläßlich
seines 200. Geburtstags in den bürgerlichen Medien stattfindet,
verteidigen?

HS: Das wird ja immer so gemacht, daß man versucht, Protest zu
integrieren. Das ist beispielsweise die Aufgabe der klassischen
Sozialdemokratie, Leuten wie Karl Marx, Rosa Luxemburg und anderen
Revolutionären zuzugestehen, daß sie irgendwie kritisch waren. Aber
dieses revolutionäre Moment, den Aufruf zur Tat, wollen sie nicht. Sie
sagen, Marx kritisiert einen zügellosen Kapitalismus, aber daran
bleiben sie hängen. Marx war jedoch viel mehr als ein Kritiker des
Kapitalismus, er war ein Revolutionär. Und indem wir das hervorheben,
verteidigen wir ihn gegen diese bürgerliche Auslegung.

SB: Wie würdest du linken HipHop vom rechten abgrenzen, wie er
gegenwärtig Schlagzeilen macht?

HS: Das rechte HipHop-Ding ist der Versuch, Subkultur aufzufangen und
Inhalte zu besetzen. Wenn man sich überlegt, wo der HipHop herkommt,
ist das natürlich ein Widerspruch. Er kommt aus der schwarzen
Arbeiterklasse in den USA. Die Rechten versuchen, Jugendkultur zu
okkupieren, und da müssen wir natürlich mit Inhalten wie Gemeinsamkeit
und Solidarität dagegenhalten und nicht nur so eine Attitüde oder
Subkultur, sondern eine Theorie dagegen ins Feld führen. Linken HipHop
macht aus, daß er kapitalismuskritisch und internationalistisch ist
wie auch versucht, die Klasse darzustellen. Wir haben heute nicht nur
politische Hiphopper hier auf der Bühne, sondern auch Leute, die gar
nicht in dieses Bild passen, jedoch von ihren Alltagserfahrungen aus
der Klasse erzählen. Es sind ja heute nicht nur Linke hier. Wir finden
diese Mischung beim Klassenfest interessant. So haben wir dieses Jahr
zum ersten Mal jemand dabei, der eher aus dem Zeckenrap [2] kommt,
also dem früher etwas antinationalen, aber jetzt auch gar nicht mehr
so sehr von dieser Ausrichtung geprägten Umfeld. Wir finden es einfach
spannend, viele verschiedene Strömungen aus dem HipHop
zusammenzubringen und auf diese Weise Brücken zu schlagen.

SB: Apropos Brücken schlagen: In wem siehst du Bündnispartner und wie
müßte man eine Politik anlegen, um auch Leute zu erreichen, die nicht
von vornherein Linke sind?

HS: Unser Ziel ist gar nicht, die Linke zu erreichen. Wenn Leute
politisch links sind, ist es cool, aber sie sind ja schon erreicht.
Unser primäres Spektrum sind Arbeiterjugendliche und Leute, die von
dieser Gesellschaft an die Wand gedrängt werden. Das ist das Spektrum,
das wir erreichen wollen. Wir wollen nicht die Punker oder
Anpolitisierten erreichen, sondern andere Unterdrückte.

SB: Wo und wie könnt ihr sie erreichen?

HS: Eine Möglichkeit, solche Leute zu erreichen, betrifft die Sprache.
Daß man eben nicht so einen linken Duktus hat, sondern versucht, sich
so einfach wie möglich auszudrücken. Die Linke versucht oft, eine
Sprache zu entwickeln, die nur Soziologiestudenten entziffern können.
Für uns ist Sprache nicht eine Kodierung, um sich identitär cool zu
finden und besonders radikal oder revolutionär zu geben, sondern
vielmehr ein Mittel, unsere Inhalte zu transportieren. Und indem man
das macht und Angebote schafft, an denen Leute auch mit wenig Kohle
teilhaben können, wie zum Beispiel das Klassenfest, hat man schon
einen Teil der Arbeit geleistet. Aber das ist nur ein Funken, es muß
noch viel mehr geschehen. Es müssen Organisierungen in Betrieben und
in den Stadtteilen stattfinden, aber man kann halt nicht alles auf
einmal machen, sondern muß irgendwo anfangen.

SB: Halil, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnoten:


[1] Max Reimann und Heinz Renner verweigerten für die KPD ihre
Unterschrift unter das Gesetz und erklärten: "Wir unterschreiben nicht
die Spaltung Deutschlands." Und weiter: "Wir Kommunisten versagen aus
grundsätzlichen Erwägungen heraus dem Gesetz unsere Stimme; die
Gesetzgeber werden im Verlauf ihrer volksfeindlichen Politik ihr
eigenes Gesetz brechen. Wir Kommunisten werden die im Grundgesetz
verankerten demokratischen Rechte gegen die Verfasser des
Grundgesetzes selbst verteidigen."

maxreimann.com/Blog/Blog.html

[2] Den Begriff "Zeckenrap" hat Neonschwarz erfunden: Die Hamburger
Band rief zusammen mit verschiedenen Produzenten, Veranstaltern und
Rappern die TickTickBoom-Zeckenrap-Gala ins Leben und gab ihr diesen
Namen, um bewußt dem negativen Klischee in der Bezeichnung von Linken
als "Zecken" durch Rechte etwas Positives entgegenzusetzen.

www.taz.de/!5468258/
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FOLKLORE/1353: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Christina Fischer Duo: "Lieder aus Liebe" - Traditionals & Folksongs, 30.6.2018


Kulturcafé Komm du - Juni 2018

Christina Fischer Duo: "Lieder aus Liebe" | Traditionals & Folksongs mit Gitarre und Cello

Liederabend am Samstag, den 30. Juni 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du
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Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 30.06.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Christina Fischer Duo

Traditionals & Folksongs - Lieder aus Liebe mit Gitarre und Cello

Stilistisch angesiedelt zwischen Protestsong, Pop, Folklore und mit
einem Hauch von Klassik spielt das Christina Fischer Duo
Lieder mit Höhen und Tiefen - lyrisch und zugleich kraftvoll.
Anklänge an Joan Baez oder Buffy Sainte-Marie werden mit ganz
eigenen Klangfarben und Akzenten versehen. Christina Fischer
(Gitarre und Gesang) und Ute Leschhorn-Kataoka (Cello) finden
Worte und Töne, die nicht alleine unterhalten, sondern Herzen
erobern wollen. In ihrer aktuellen Konzertreihe "Lieder aus Liebe"
geht es um die verschiedensten Ausdrucksweisen und Bezüge der
Menschen zu diesem ewig alten und immer wieder neuen Thema und um
Geschichten, die zeigen, wie vielfältig und wie stark die Liebe sein
kann. Die Musikerinnen spielen vorwiegend eigene Stücke sowie
englische Folksongs und Balladen.


Weitere Informationen:

Christina Fischer - Homepage

http://www.christina-fischer.de/

Christina Fischer bei Soundcloud

https://soundcloud.com/song-poetry


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Das Christina Fischer Duo: Ute Leschhorn-Kataoka (Cello) und Christina Fischer (Gitarre und Gesang)

In ihrer neuen Konzertreihe "Lieder aus Liebe" geht es um die verschiedensten Ausdrucksweisen und Bezüge

der Menschen zum Thema "Liebe" und um Geschichten, die eindrucksvoll zeigen, wie vielfältig und wie stark sie ist.

Foto: © by Alla Sommermeier




Das Christina Fischer Duo

Christina Fischer studierte an der Hochschule für Musik und
Theater Hamburg Gesang, Klassische Gitarre und Künstlerische
Phonetik. Sie schreibt Lieder zu Texten romantischer und
zeitgenössischer Dichter (Rudolf Borchardt, Eva Strittmatter u.ä.).
Darüber hinaus vertont sie eigene Lyrik. Ziel der Sängerin und
Komponistin ist es, Stimme, Melodie, Text und Musik zu einer
aussagestarken Einheit zu verbinden.

Zwischen 1974 und 1977 hatte sie erste Auftritte mit eigenen
Liedern, englischen und irischen Poems und Folksongs. Sie wirkte mit
bei Benefizkonzerten (Stadthalle Minden u.a.O.), der Talentwerkstatt
der Hochschule für Musik und Theater Hamburg und im Rahmen eines
Gitarren- und Liederabends in der "Fabrik" in Hamburg. Weitere
Auftritte und Konzerte folgten. Ihr politisches Engagement gilt den
unterdrückten Menschen. So trat sie mit ihren Liedern bei
Veranstaltungen des AVC und des AIM auf. Bei Media Vision hatte sie
TV-Aufnahmen (über RTL und Pro 7). Im Rahmen des Arche Festes sang
sie in der Laeiszhalle, Hamburg. Eines ihrer Lieder wurde bei NDR
Radio Kultur ausgestrahlt.

Ihre themengebundene Konzertreihe "Gefangenschaft - Befreiung -
Freiheit" führte sie mit ihrem ersten Ensemble, dem bereits Ute
Leschhorn-Kataoka angehörte, in kleinen Theatern, der
Universität Hamburg, in Kirchen und verschiedenen Künstlerpodien,
vor einem interessierten und wachsenden Publikum auf. 2002 gründete
sie ein neues Ensemble, mit dem sie verstärkt ihre eigenen Lieder
und die anderer Komponisten arrangierte und aufführte. 

Ute Leschhorn-Kataoka studierte Schulmusik in Hamburg und
anschließend Violoncello an der Musikhochschule Lübeck. Sie war
mehrere Jahre festes Mitglied der Hamburger Symphoniker. Außerdem
ist sie Mitbegründerin des Winterhuder Streichquartetts und
Gründerin des Vilja Trios und eine gefragte Cellistin verschiedener
Formationen im In- und Ausland. Neben ihrem klassischen Repertoire
trat Ute Leschhorn-Kataoka auch mit Hans Scheibner auf (TV)
und wirkte als Cellistin mit bei LP-Einspielungen, unter anderem von
Sylvia Anders und der Gruppe Godewind.

Die aktuelle Konzertreihe "Lieder aus Liebe", deren Arrangements in
gemeinsamer Arbeit mit Ute Leschhorn-Kataoka entstanden ist,
beinhaltet vorwiegend eigene Lieder und englische Traditionals
(engl. Folksongs & Balladen). Ziel der Musikerinnen ist es, Stimme,
Text und Melodie zu einer aussagestarken Einheit zu verbinden.


Zum Reinhören & Anschauen:

Christina Fischer Duo: "Jessie" 

https://www.youtube.com/watch?v=meRdEblM79c

Christina Fischer Duo: "Zwischen Tag und Traum"

https://www.youtube.com/watch?v=th7VFO25PZ0

Christina Fischer: Jackeroe - Hörprobe von der CD "Beyond the Limits"

http://www.christina-fischer.de/mp3/01.mp3

Christina Fischer: "Flieg' zu den Sternen" - Hörprobe von der CD "Beyond the Limits"

http://www.christina-fischer.de/mp3/03.mp3
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





LIEDER/1793: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Christina Fischer Duo: "Lieder aus Liebe" - Traditionals & Folksongs, 30.6.2018


Kulturcafé Komm du - Juni 2018

Christina Fischer Duo: "Lieder aus Liebe" | Traditionals & Folksongs mit Gitarre und Cello

Liederabend am Samstag, den 30. Juni 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für Samstag, den 30.6.2018 mit einem Foto der beiden Musikerinnen Christina Fischer (Gesang und Gitarre) und Ute Leschhorn-Kataoka (Cello) mit ihren Instrumenten - Foto im Flyer: © by Alla Sommermeier]

[image: Plakat zum Liederabend mit dem Christina Fischer Duo am Samstag, den 30. Juni 2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Alla Sommermeier, Grafik: by Thorsten Pengel]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 30.06.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Christina Fischer Duo

Traditionals & Folksongs - Lieder aus Liebe mit Gitarre und Cello

Stilistisch angesiedelt zwischen Protestsong, Pop, Folklore und mit
einem Hauch von Klassik spielt das Christina Fischer Duo
Lieder mit Höhen und Tiefen - lyrisch und zugleich kraftvoll.
Anklänge an Joan Baez oder Buffy Sainte-Marie werden mit ganz
eigenen Klangfarben und Akzenten versehen. Christina Fischer
(Gitarre und Gesang) und Ute Leschhorn-Kataoka (Cello) finden
Worte und Töne, die nicht alleine unterhalten, sondern Herzen
erobern wollen. In ihrer aktuellen Konzertreihe "Lieder aus Liebe"
geht es um die verschiedensten Ausdrucksweisen und Bezüge der
Menschen zu diesem ewig alten und immer wieder neuen Thema und um
Geschichten, die zeigen, wie vielfältig und wie stark die Liebe sein
kann. Die Musikerinnen spielen vorwiegend eigene Stücke sowie
englische Folksongs und Balladen.


Weitere Informationen:

Christina Fischer - Homepage

http://www.christina-fischer.de/

Christina Fischer bei Soundcloud

https://soundcloud.com/song-poetry


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Das Christina Fischer Duo: Ute Leschhorn-Kataoka (Cello) und Christina Fischer (Gitarre und Gesang) beim Musizieren - Foto: © by Alla Sommermeier]

Das Christina Fischer Duo: Ute Leschhorn-Kataoka (Cello) und Christina Fischer (Gitarre und Gesang)

In ihrer neuen Konzertreihe "Lieder aus Liebe" geht es um die verschiedensten Ausdrucksweisen und Bezüge

der Menschen zum Thema "Liebe" und um Geschichten, die eindrucksvoll zeigen, wie vielfältig und wie stark sie ist.

Foto: © by Alla Sommermeier




Das Christina Fischer Duo

Christina Fischer studierte an der Hochschule für Musik und
Theater Hamburg Gesang, Klassische Gitarre und Künstlerische
Phonetik. Sie schreibt Lieder zu Texten romantischer und
zeitgenössischer Dichter (Rudolf Borchardt, Eva Strittmatter u.ä.).
Darüber hinaus vertont sie eigene Lyrik. Ziel der Sängerin und
Komponistin ist es, Stimme, Melodie, Text und Musik zu einer
aussagestarken Einheit zu verbinden.

Zwischen 1974 und 1977 hatte sie erste Auftritte mit eigenen
Liedern, englischen und irischen Poems und Folksongs. Sie wirkte mit
bei Benefizkonzerten (Stadthalle Minden u.a.O.), der Talentwerkstatt
der Hochschule für Musik und Theater Hamburg und im Rahmen eines
Gitarren- und Liederabends in der "Fabrik" in Hamburg. Weitere
Auftritte und Konzerte folgten. Ihr politisches Engagement gilt den
unterdrückten Menschen. So trat sie mit ihren Liedern bei
Veranstaltungen des AVC und des AIM auf. Bei Media Vision hatte sie
TV-Aufnahmen (über RTL und Pro 7). Im Rahmen des Arche Festes sang
sie in der Laeiszhalle, Hamburg. Eines ihrer Lieder wurde bei NDR
Radio Kultur ausgestrahlt.

Ihre themengebundene Konzertreihe "Gefangenschaft - Befreiung -
Freiheit" führte sie mit ihrem ersten Ensemble, dem bereits Ute
Leschhorn-Kataoka angehörte, in kleinen Theatern, der
Universität Hamburg, in Kirchen und verschiedenen Künstlerpodien,
vor einem interessierten und wachsenden Publikum auf. 2002 gründete
sie ein neues Ensemble, mit dem sie verstärkt ihre eigenen Lieder
und die anderer Komponisten arrangierte und aufführte. 

Ute Leschhorn-Kataoka studierte Schulmusik in Hamburg und
anschließend Violoncello an der Musikhochschule Lübeck. Sie war
mehrere Jahre festes Mitglied der Hamburger Symphoniker. Außerdem
ist sie Mitbegründerin des Winterhuder Streichquartetts und
Gründerin des Vilja Trios und eine gefragte Cellistin verschiedener
Formationen im In- und Ausland. Neben ihrem klassischen Repertoire
trat Ute Leschhorn-Kataoka auch mit Hans Scheibner auf (TV)
und wirkte als Cellistin mit bei LP-Einspielungen, unter anderem von
Sylvia Anders und der Gruppe Godewind.

Die aktuelle Konzertreihe "Lieder aus Liebe", deren Arrangements in
gemeinsamer Arbeit mit Ute Leschhorn-Kataoka entstanden ist,
beinhaltet vorwiegend eigene Lieder und englische Traditionals
(engl. Folksongs & Balladen). Ziel der Musikerinnen ist es, Stimme,
Text und Melodie zu einer aussagestarken Einheit zu verbinden.


Zum Reinhören & Anschauen:

Christina Fischer Duo: "Jessie" 

https://www.youtube.com/watch?v=meRdEblM79c

Christina Fischer Duo: "Zwischen Tag und Traum"

https://www.youtube.com/watch?v=th7VFO25PZ0

Christina Fischer: Jackeroe - Hörprobe von der CD "Beyond the Limits"

http://www.christina-fischer.de/mp3/01.mp3

Christina Fischer: "Flieg' zu den Sternen" - Hörprobe von der CD "Beyond the Limits"

http://www.christina-fischer.de/mp3/03.mp3
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8698: Aus aller Welt - 09.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



EU will an Atomabkommen mit Iran festhalten

Die Europäische Union bedauert die Entscheidung der USA, aus dem
Atomabkommen mit dem Iran auszusteigen. Die Außenbeauftragte der EU,
Federica Mogherini teilte zudem mit, daß die EU entschlossen sei, die
Vereinbarungen mit Teheran aufrechtzuerhalten. Solange der Iran seine
Verpflichtungen erfüllt, steht die Europäische Union zur völligen
Umsetzung des Nuklearabkommens, betonte Mogherini.
Am Montag wollen sich die Außenminister Deutschlands, Frankreichs und
Großbritanniens mit Vertretern des Iran treffen.

9. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8698: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Betrugsvorwürfe: Chef der Kripogewerkschaft tritt zurück

Der Vorsitzende des Bundes Deutscher Kriminalbeamter, André Schulz,
will sein Amt nach eigenen Angaben zum 31. Mai niederlegen. Schulz
zieht damit die Konsequenz aus laufenden Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft Hamburg. Gegen Schulz waren im Frühjahr 2017
Betrugsvorwürfe vorgebracht worden. Es geht dabei um die Frage, ob
der BDK-Chef zu Unrecht Bezüge erhalten hatte. Schulz wies die
Vorwürfe als haltlos zurück. In einem Gespräch mit dem Radiosender
NDR Info erklärte der 48jährige Kriminalhauptkommissar, daß er mit
seinem Rücktritt Schaden vom BDK abwenden wolle.

9. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8695: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Anschläge auf Polizeiwachen in Kabul

In Kabul waren am Mittwoch mehrere Explosionen und Schüsse zu hören.
Nach Mitteilung des afghanischen Innenministeriums detonierten vor
einem Polizeikontrollpunkt im Viertel Dascht-e Bartschi im Westen der
Hauptstadt und vor einer Polizeiwache im zentralen Stadtteil Schar-e
Naw jeweils zwei Bomben. Anschließend lieferten sich Bewaffnete und
Polizisten Schußwechsel. Mindestens 13 Menschen kamen bei den
Anschlägen ums Leben. Zu der Tat bekannte sich die Dschihadistenmiliz
Islamischer Staat (IS).

9. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8697: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kabinett beschließt Gesetzentwurf zum Familiennachzug

In der Debatte über eine Neuregelung des Familiennachzugs bei
Flüchtlingen mit eingeschränktem Schutzstatus haben die
Koalitionspartner der Kabinettsvorlage von Innenminister Horst
Seehofer (CSU) zugestimmt. Diese schreibt eine Obergrenze von
monatlich 1.000 Angehörigen fest. Grüne und Linke kritisieren den
Gesetzentwurf als zu hartherzig. Menschenrechtsorganisationen sehen
das Grundrecht auf Familie verletzt.

9. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8696: Tragisches und Kurioses - 09.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



14 Verletzte durch Chlorgemisch in Hallenbad

In einem Schwimmbad im niedersächsischen Barsinghausen ist am
Dienstagabend ein giftiges Gemisch aus Chlor und Wasser ausgetreten.
14 Personen, darunter auch Kinder und Jugendliche, klagten über
Atemwegsbeschwerden. Rettungskräfte brachten zwölf der Betroffenen in
Krankenhäuser, von denen acht stationär aufgenommen wurden. Das
giftige Gas war offenbar wegen eines technischen Defektes aus einer
Aufbereitungsanlage im Keller der Badeanstalt entwichen und hatte sich in
dem Gebäude ausgebreitet. Zur Zeit des Gasaustritts hielten sich 45
Menschen in dem Schwimmbad auf. Die Einrichtung bleibt bis mindestens
Freitag geschlossen.

9. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7781: Aus Forschung und Technik - 09.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neuer chinesischer Satellit zur Umweltüberwachung im All

Am Mittwoch ist der Erderkundungssatellit Goafen-5 mit einer
Trägerrakete vom Typ Langer Marsch 4C ins All gestartet. Der
Nutzlastträger sei erfolgreich vom Taiyuan Satellitenstartzentrum in
der chinesischen Nordprovinz Shanxi abgehoben, berichtete die
Nachrichtenagentur Xinhua. Es war die 274. Flugmission einer
Langer-Marsch-Rakete. Nach Angaben von Tong Xudong, dem Chefdesigner
der Gaofen-Serie, verfügt der hyperspektrale Bildgebungssatellit über
sechs Fernerkundungsgeräte, mit denen Böden und Gewässer, Mineralien
und Gestein sowie luftverschmutzende Gase, Treibhausgase und das
Wetter umfassend untersucht werden können. Das Projekt soll dazu
beitragen, Chinas Abhängigkeit von ausländischen hyperspektralen
Satellitendaten zu verringern.

9. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7794: Aus aller Welt - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Militärparade in Moskau am Tag des Sieges

Zum Tag des Sieges im Zweiten Weltkrieg über Deutschland fanden in
Rußland am Mittwoch wieder zahlreiche Paraden statt. Den größten
Auftritt hatten die Militärs in Moskau. Die von Generaloberst
Saljukow befehligte Parade wurde von Verteidigungsminister Schoigu
abgenommen. Den militärische Sieg über Hitler-Deutschland bezahlte
die UdSSR mit mehr als 20 Millionen Menschenleben. Präsident Putin
als Oberster Befehlshaber der Streitkräfte der Russischen Föderation
unterstrich in seiner Rede auf dem Roten Platz im Beisein des
israelischen Ministerpräsidenten Netanjahu und des serbischen
Präsidenten Vucic, vor allem die Sowjetunion habe die Entscheidung im
Zweiten Weltkrieg herbeigeführt. Russische Soldaten und das russische
Volk hätten Europa von Holocaust und Sklaverei befreit. Manche Kräfte
versuchten heute diese sowjetische Heldentat zu verfälschen oder zu
leugnen. Alle Länder und Menschen sollten anerkennen, daß die Welt
zerbrechlich sei und daß ihre Stabilität nur gestärkt werde durch die
Bereitschaft, einander zuzuhören, zu vertrauen und zu respektieren.
Nach der Rede legten Putin, Netanjahu und Vucic am Grab des
Unbekannten Soldaten einen Kranz nieder. Am Marsch Hunderttausender
Bürger durch das Stadtzentrum am Nachmittag nahm Putin ebenfalls
teil.

9. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7755: Medizin und Gesundheitswesen - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Beschäftigte krank wegen Überlastung

Während die deutsche Wirtschaft die Arbeitspolitik der Regierung
bejubelt, da diese immer mehr Menschen in Arbeit bringt, steigt bei
diesen die Belastung. Das hat inzwischen ein Ausmaß erreicht, das
gesundheitsschädlich ist. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete,
werden in der Folge immer mehr Beschäftigte wegen Überlastung und
Erschöpfung krankgeschrieben. Wie aus der Antwort des
Bundesgesundheitsministeriums auf eine Anfrage der
Linken-Bundestagsfraktion hervorgeht, stieg zudem die Zahl der
Fehltage zwischen 2012 bis 2016 von 19,97 Millionen auf 30,53
Millionen im Jahr.

9. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7782: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



BGH befaßt sich mit Schadensersatzpflicht von Youtube

Der Bundesgerichtshof (BGH) befaßt sich seit Mittwoch mit der Klage
des Hamburger Musikproduzenten Frank Peterson gegen das heute zum
Google-Konzern gehörende Videoportal Youtube. Seit nunmehr zehn
Jahren strengt Peterson eine Entschädigung dafür an, daß ein vom ihm
produziertes Album und mehrere Titel einer Tournee der Sopranistin
Sarah Brightman illegal nach Youtube hochgeladen wurden. Der Kläger
sieht darin eine Urheberrechtsverletzung, für die der
Plattformbetreiber haftbar ist. Laut Peterson hat sein Schaden einen
Umfang in zweistelliger Millionenhöhe erreicht. Youtube sieht sich
als technischer Dienstleister, der nicht für
Urheberrechtsverletzungen seiner Kunden verantwortlich zu machen ist.
Der Vorinstanz zufolge haftet Youtube nur, wenn es vorher über eine
Rechteverletzung informiert wurde. In der mündlichen Verhandlung
wurde deutlich, daß der Vorteil von Youtube mit dem finanziellen
Nachteil des Klägers möglicherweise nicht vergleichbar ist und daß
eine unmittelbare Vermögensverschiebung nicht stattgefunden hat.
Damit entfiele eine Schadensersatzpflicht von Youtube. Wann der BGH
in der Sache entscheidet, ist unbekannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7706: Sprache, Kunst und Medium - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Roman Polanski erwägt Klage gegen Oscar-Akademie

Roman Polanski weiß sich im Gespräch zu halten. Nach dem Rauswurf aus 
der Oscar-Akademie droht der 84jährige Regisseur mit einer Klage. Wie 
sein Anwalt Harland Braun in einem Brief an den Akademie-Präsidenten 
John Bailey erklärte, sei sein Mandant vor der Entscheidung der 
Akademie nicht angehört worden. So würden es aber die Standards 
vorschreiben. 

Letzten Freitag hatte die Oscar-Akademie Polanski und den Entertainer 
Bill Cosby wegen Verstößen gegen die vor kurzem erst erlassenen 
Verhaltensrichtlinien ausgeschlossen. Ein Gericht hatte den 80jährigen 
Cosby wegen schwerer sexueller Nötigung in drei Fällen schuldig 
gesprochen. Gegen Polanski läuft seit fast 40 Jahren ein 
Ermittlungsverfahren der US-Justiz wegen des Verdachts von 
Sexualdelikten.
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MILITÄR/7772: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Mutmaßlich Israel verantwortlich für Raketenangriff bei Damaskus

Bei einem Raketenangriff südlich der syrischen Hauptstadt Damaskus
sind am Dienstagabend mindestens 15 Menschen umgekommen. Die in
Großbritannien sitzende Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte meldete, unter den Toten seien acht Angehörige der
iranischen Revolutionsgarden oder einer proiranischen schiitischen
Miliz. Der Angriff, der einem Waffendepot gegolten habe, sei von der
israelischen Luftwaffe vorgetragen worden. Im israelischen Fernsehen
hieß es am Mittwoch, der Angriff habe sich gegen eine Lieferung
iranischer Raketen gerichtet. Mit diesen sollte Israel angegriffen
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7786: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Kabinett verabschiedet Entwurf für Musterfeststellungsklagen

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch den Gesetzentwurf zur Einführung
sogenannter Musterfeststellungsklagen verabschiedet. Diese sollen im
Namen von Verbrauchern von Verbraucherschutzverbänden erhoben werden
können. Die Verbraucher würden nicht das Prozeßrisiko einer
Einzelklage gegen große Unternehmen wie zum Beispiel Autokonzerne und
Stromversorger tragen. Eine Musterfeststellungsklage wird möglich,
wenn viele Verbraucher einen ähnlichen Schaden erlitten haben. Der
klagende Verband kann in Vertretung von mindestens zehn Betroffenen
das juristische Verfahren einleiten. Dann müssen sich innerhalb von
zwei Monaten mindestens 50 Betroffene in Klageregister eintragen
lassen. Nachdem im Musterprozeß die strittige Frage generell geklärt
wurde, können Verbraucher in individuellen Verfahren ihre Ansprüche
geltend machen. Das parlamentarische Verfahren zur Gesetzesvorlage
der Koalition wird voraussichtlich vor der Sommerpause abgeschlossen
sein. Die Novelle kann dann Anfang November in Kraft treten. Laut
Bundesjustizministerin Barley wird es in Deutschland keine
amerikanischen Verhältnisse geben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7756: Tragisches und Kurioses - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Genanalyse bestätigt, Wolf tötete Schafe in Bad Wildbad

Das Landesumweltministerium von Baden-Württemberg hat auf Grundlage
einer Genanalyse die Vermutung bestätigt, daß es ein Wolf war, der
vor knapp zwei Wochen 40 Schafe in Bad Wildbad im Nordschwarzwald
gerissen oder so schwer verletzt hat, daß sie getötet werden mußten.
Das Tier soll dort bereits im November drei Schafe getötet haben. Der
Schäfer wird für seinen Verlust entschädigt. Der Wolf ist nach
deutschem und europäischem Naturschutzrecht streng geschützt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7783: Arbeit, Soziales und Familie - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Papstbotschaft zum 101. Deutschen Katholikentag in Münster

Zur Eröffnung des 101. Deutschen Katholikentags am Mittwochabend in
Münster schreibt Papst Franziskus unter anderem, es gebe zur Zeit
kein wichtigeres Thema in der öffentlichen Debatte über Religion als
das Problem von Fanatismus und Gewaltbereitschaft. Seine große Sorge
gelte den Menschen, besonders den Kindern und Jugendlichen, die wegen
Krieg und Gewalt in ihrem eigenen Land zur Flucht gezwungen seien, um
ihr Leben zu retten. Sie klopften bei uns mit der Bitte um Hilfe und
Aufnahme an. Der Katholikentag mit Zehntausenden Teilnehmern und mehr
als tausend Veranstaltungen geht bis Sonntag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7766: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Explodierende Ameisen entdeckt

Sachen gibt's. So haben Forscher um Alice Laciny vom
Naturhistorischen Museum Wien afp zufolge im Kleinstaat Brunei auf
der Insel Borneo eine Ameisenart entdeckt, die sich bei Gefahr zur
Explosion bringt. Die Ameise mit dem wissenschaftlichen Namen
Colobopsis explodens explodiert, während sie eine klebrige, giftige
Flüssigkeit ausstößt, um einen Feind abzuwehren oder gar aus der
Entfernung zu töten. Dabei pressen sich die Ameisenarbeiterinnen so
stark zusammen, daß der dadurch entstehende Druck die Innenwand ihres
Unterleibs zum Platzen bringt und dadurch das giftige Sekret
freisetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7771: Märkte und Finanzen - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Amazon will Obdachlosensteuer Seattles verhindern

Der Stadtrat von Seattle im US-Bundesstaat Washington plant eine
Sondersteuer, die pro Mitarbeiter eines jeden Unternehmens erhoben
werden soll, welches über ein Jahresbruttoeinkommen von mehr als 20
Millionen US-Dollar verfügt. Die Abstimmung ist für den 14. Mai
geplant. Mit dem Geld soll die in Seattle extrem hohe Obdachlosigkeit
bekämpft werden. Die Stadt rangiert hinsichtlich des Anteils der
Wohnungslosen hinter New York und Los Angeles. Ein Grund sind die
Mieten, die deutlich gestiegen waren, als der Online-Händler Amazon
sich in Seattle ansiedelte und Tausende hochkarätiger Mitarbeiter
anlockte.

Amazon reagierte auf das Vorhaben des Stadtrats mit der Einstellung
eines laufenden Baus von Büroräumen für 4000 Mitarbeiter sowie dem
vorläufigen Verzicht auf den geplanten Bau eines Büroturms mit
Firmenräumen für weitere 7000 Mitarbeiter. Die New York Times
berichtete von der Antwort Amazons auf die sogenannte Kopfsteuer.

Für Amazon betrüge die Abgabe mehr als 500 US-Dollar pro Jahr und
Mitarbeiter. Insgesamt müßte Amazon für seine 45.000 Mitarbeiter
jährlich über 22 Millionen US-Dollar entrichten. Der Stadtrat rechnet
mit Zusatzeinnahmen von insgesamt rund 75 Millionen US-Dollar von
knapp 600 ortsansässigen Unternehmen. Ab 2021 soll die
Obdachlosensteuer zusammen mit der Lohnsteuer erhoben werden. Damit
wird die Abgabe noch erhöht werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7789: Aus Forschung und Technik - 09.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Manipulierte WhatsApp-Nachricht läßt Smartphones abstürzen

Manchen Hacker bereitet es eine diebische Freude, wenn er fremde
Computer oder Mobilgeräte zum Abstürzen bringt. So kursiert derzeit
laut Chip Online wieder einmal eine manipulierte Nachricht in
WhatsApp, die nach dem Öffnen durch das fortwährende Raufspielen einer
Zeichenfolge das System überbeansprucht. Sowohl WhatsApp als auch das
Betriebssystem können in der Folge abstürzen. Bei der Zeichenfolge
handelt es sich um Steuerzeichen, die vor allem bei der Darstellung
verschiedener Sprachen vonnöten sind.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1096: Wenn Strom durch Bakterienkabel fließt (idw)


Universität Wien - 08.05.2018

Wenn Strom durch Bakterienkabel fließt



Die Böden der Meere und Süßgewässer sind von vertikalen, zentimeterlangen
Ketten aus aneinandergereihten Zellen bestimmter Bakterien durchzogen.
Diese Bakterienketten erlauben es den einzelnen Zellen, als vielzelliger
Organismus in tiefen, sauerstoffarmen Zonen zu überleben. Damit verbinden
sie sich mit der sauerstoffreichen Oberfläche, um Nährstoffe aus tiefen
Schichten veratmen zu können. Ein internationales Team um Andreas Schramm
von der Aarhus University in Dänemark unter Beteiligung von Forschern um
Michael Wagner von der Universität Wien konnte nun erstmal direkt in
einzelnen Bakterienkabeln Stromfluss nachweisen.




[image: Bild: © Steffen Larsen]

Phasenkontrastaufnahme von Kabelbakterien

Bild: © Steffen Larsen



Schon seit längerem ist bekannt, dass in den Böden von Gewässern Strom
fließt. Dafür sind lange Ketten aus zehntausenden Zellen bestimmter
Bakterien verantwortlich. "Diese sogenannten Kabelbakterien kommen
weltweit in den Sedimenten der Meere, Seen und Flüsse in gigantischen
Mengen vor", erläutert Andreas Schramm von der Aarhus University. Obwohl
eine einzelne Bakterienzelle nur einen tausendstel Millimeter groß ist,
finden sich in den oberen Zentimetern eines Quadratmeters Meeresboden
tausende Kilometer an Bakterienkabeln. Trotz zahlreicher Versuche ist es
ForscherInnen bislang nicht gelungen, direkt in den Bakterienkabeln
Stromfluss nachzuweisen.

Mit Laserlicht dem Strom auf der Spur

Experimente mit Kabelbakterien sind schwierig, da diese noch nicht im
Labor "gezüchtet" werden können. "Wir hatten die Idee, die
Raman-Mikrospektroskopie einzusetzen, um direkt in einzelnen
Bakterienkabeln Stromfluss nachzuweisen", erklärt Michael Wagner vom
Department für Mikrobiologie und Ökosystemforschung der Universität Wien.
Hierfür bauten die WissenschafterInnen mikroskopisch kleine Kammern, die an
beiden Enden jeweils ein Loch enthielten. Eines der Löcher wurde mit Luft
gefüllt und das andere mit Schwefelwasserstoff-haltigem Sediment, das
Kabelbakterien enthielt. Durch die wassergefüllte Kammer krochen die
Kabelbakterien aus dem Sediment zum luftgefüllten Loch und verbanden beide.
Damit stellten Wagner und sein Team die natürliche Situation in den
Sedimenten sehr gut nach. Anschließend "beschossen" die Mikrobiologen die
lebenden Bakterienkabel mit Laserlicht und konnten anhand
charakteristischer Verschiebungen der Wellenlänge des gestreuten Lichts den
Oxidationszustand kleiner Elektronen-Transportproteine in den Kabeln über
ihre gesamte Länge vermessen.

"Wir konnten nachweisen, dass ein Großteil dieser Proteine mit Elektronen
beladen ist, wenn wir die Kabel mit einem optischen Skalpell nahe des mit
Luft gefüllten Lochs zerschnitten oder den Sauerstoff aus diesem Loch
entfernt hatten", so David Berry von der Universität Wien: "Die
Kabelbakterien entziehen also dem Schwefelwasserstoff Elektronen und
transportieren sie zu dem luftgefüllten Loch, um sie dort auf den
Sauerstoff zu übertragen und so Energie zu gewinnen. Sobald die Verbindung
zum Sauerstoff experimentell unterbunden wurde, füllten sich die
Kabelbakterien mit Elektronen, da sie diese nicht mehr an den Sauerstoff
abgeben konnten". Damit haben die ForscherInnen den Stromfluss in den
Kabeln erstmals beweisen können.

Kabelbenutzung durch andere Mikroben?

"Während der Versuche haben wir immer wieder beobachtet, dass sich um die
Kabelbakterien regelrechte Bakterienschwärme bilden, in denen andere
Bakterien immer wieder systematisch zu den Kabeln hinschwimmen" berichtet
Jesper Bjerg, der Erstautor der Studie von der Universität Aarhus. Dieses
Verhalten konnte jedoch nicht mehr beobachtet werden, sobald die
Kabelbakterien experimentell vom Kontakt mit Sauerstoff abgeschnitten
wurden.

Die MikrobiologInnen vermuten nun, dass vielleicht nicht nur die
Kabelbakterien selbst von der Verkabelung der Gewässerböden profitieren,
sondern auch viele andere Bakterien. Derzeit versuchen sie mithilfe der
Ramanspektroskopie der Interaktion dieser Bakterienschwärme mit den Kabeln
auf die Spur zu kommen.


Publikation in PNAS:

"Long-distance electron transport in individual, living cable bacteria":
Jesper T. Bjerga, Henricus T. S. Boschker, Steffen Larsen, David Berry,
Markus Schmid, Diego Millo, Paula Tataru, Filip J. R. Meysmand, Michael
Wagner, Lars Peter Nielsen, and Andreas Schramm

www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1800367115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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MELDUNG/533: Bernsteinfossilien - Vor lauter Bäumen den Wald nicht sehen (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 08.05.2018

Bernsteinfossilien: Vor lauter Bäumen den Wald nicht sehen



Frankfurt, 08.05.2018. Senckenberg-Wissenschaftlerin Mónica Solórzano
Kraemer hat gemeinsam mit einem internationalen Team die Aussagekraft von
Bernsteinfossilien für die Rekonstruktion vergangener Ökosysteme
überprüft. Das Forscherteam verglich über 20.000 Insekten, die sowohl in
Insektenfallen, als auch in Baumharz gefangen wurden. Anhand der Daten
kommen sie zu dem Schluss, dass in Bernstein nur ein Teil der
Insekten-Gemeinschaft eines Waldes repräsentiert wird. Die Daten helfen
zukünftig bei der genaueren Rekonstruktion von Ökosystemen in der
Erdgeschichte Die Studie erscheint heute im Fachjournal "PNAS" der National
Academy of Sciences.

Um ein Ökosystem in der Vergangenheit zu rekonstruieren bedarf es viele
verschiedene Puzzleteile - eines dieser Puzzlestücke können in Bernstein
gefangene Insekten sein. "Wir haben uns aber schon länger gefragt in wie
weit diese Insekten tatsächlich die vergangene Lebenswelt widerspiegeln",
erläutert Dr. Wissenschaftlerin Mónica Solórzano Kraemer vom Senckenberg
Forschungsinstitut in Frankfurt. Um diese Frage zu beantworten fuhr die
Frankfurter Bernsteinforscherin gemeinsam mit einem Wissenschaftlerteam aus
Spanien, den USA und Deutschland nach Madagaskar. "Wir wollten vor Ort
sehen, wie und welche Insekten in Baumharz gefangen werden, um besser
verstehen zu können, wie die gleichen Prozesse in der Erdgeschichte
abliefen. Es war sozusagen eine 'Reise in die Vergangenheit'", ergänzt
Solórzano Kraemer.

Für ihre Studie untersuchte das Forscherteam über 20.000 Insekten, die
sowohl im natürlichen Baumharz der harzproduzierenden Animebäume (Hymenaea
verrucosa), als auch an selbst aufgestellten Klebe- und Malaise-Fallen
gefangen wurden. Die Auswertung zeigte: Die in Harz gefangenen Insekten
spiegeln ein nahezu vollständiges Bild der Lebensgemeinschaft von Insekten
am Baum - vom Boden bis zur Baumkrone - wider. "Die Insekten, die aber
nicht unmittelbar am Baum leben, werden nicht im Harz beziehungsweise -
übertragen auf die Vergangenheit - nicht im Bernstein überliefert. Allein
aus Bernstein-Einschlüssen lässt sich daher kein vollständiges Bild der
Insektenwelt rekonstruieren", erläutert Solórzano Kraemer.

Entmutigend findet die Bernsteinforscherin dieses Ergebnis aber nicht:
"Unsere Erkenntnisse helfen uns künftige Ökosystemrekonstruktionen zu
verbessern - neben der Auswertung von Bernsteinen müssen wir
beispielsweise Pollen oder Klimadaten berücksichtigen, um den Wald der
Vergangenheit besser zu verstehen."

Die Studie wurde vom spanischen Ministerio de Economía, Industria y
Competitividad, National Geographic und der VolkswagenStiftung finanziert.


Publikation

Arthropods in modern resins reveal if amber accurately recorded forest
arthropod communities

Mónica M. Solórzano Kraemer, Xavier Delclòs, Matthew E. Clapham, Antonio
Arillo, David Peris, Peter Jäger, Frauke Stebner, Enrique Peñalver

Proceedings of the National Academy of Sciences May 2018, 201802138; DOI:
10.1073/pnas.1802138115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1526: Termitenköniginnen - Geheimnis des langen Lebens (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 08.05.2018

Geheimnis des langen Lebens

Warum Termitenköniginnen besonders alt werden und gleichzeitig extrem
fruchtbar sind



Eigentlich gilt in der Tierwelt: Wer sich viel fortpflanzt, lebt nur
kurz - wer weniger fruchtbar ist, wird dafür älter. Doch soziale, also
Staaten bildende Insekten scheinen diesem Schicksal zu entkommen. Wie ihnen
das gelingt, zeigt ein Forschungsteam vom Institut für Zoologie der
Universität Freiburg am Beispiel der Termitenart Macrotermes
bellicosus.




[image: Foto: © Judith Korb]

Die Königin der Termitenart Macrotermes bellicosus legt circa 20.000 Eier
am Tag und kann bis zu 20 Jahre alt werden.

Foto: © Judith Korb



"Macrotermes-Königinnen sind wohl die terrestrischen Tiere mit dem
höchsten Fortpflanzungserfolg", sagt die Freiburger Biologin Prof. Dr.
Judith Korb. Ununterbrochen legt die Termitenkönigin Eier, etwa 20.000
sind es täglich. Trotzdem wird sie bis zu 20 Jahre alt. Arbeiter dieser
Art verfügen über das gleiche Erbgut wie die Königin, sind aber
unfruchtbar und leben trotzdem nur für wenige Monate. Judith Korb hat
gemeinsam mit ihrem Doktoranden Daniel Elsner und Dr. Karen Meusemann
einen Hinweis darauf gefunden, warum Königin und König - anders als die
Arbeiter - praktisch nicht altern. Das Team hat seine Ergebnisse im
Fachjournal "Proceedings of the National Academy of Sciences" (PNAS)
veröffentlicht.

Superorganismus in Symbiose

Schon in ihrer Doktorarbeit hat sich Korb mit Macrotermes bellicosus
befasst. Die Termitenart lebt in der westafrikanischen Savanne und baut
mehrere Meter hohe Hügel. Ihr Staat ist arbeitsteilig organisiert, wofür
die Forschung das Konzept des Superorganismus etabliert hat: Königin und
König sind für die Fortpflanzung zuständig, Soldaten verteidigen die
Kolonie, Arbeiter bauen am Hügel und schaffen Gras und Blätter heran.
Damit füttern sie einen Pilz, den sie in eigens dafür angelegten Gärten
züchten. Er schließt komplexe pflanzliche Verbindungen auf und reichert
dabei Stickstoff an. Dieser wiederum ist für die Termiten ein wichtiger
Nährstoff, der das Wachstum der Kolonie begrenzt, wenn er nicht in
ausreichender Menge vorhanden ist. Da der Pilz extrem empfindlich ist,
muss die Temperatur im Hügelinneren stets um die 30 Grad Celsius betragen.

Um nun dem Geheimnis des langen Lebens auf die Spur zu kommen, hat das
Freiburger Team zunächst verglichen, welche genetischen Informationen bei
jungen und alten Tieren abgelesen und für die Zellen nutzbar gemacht
werden - getrennt nach Königinnen, Königen und Arbeitern. "Das Ergebnis
hat uns sehr überrascht", berichtet Korb. "Bei Königinnen und Königen
haben wir kaum Unterschiede zwischen alten und jungen Individuen gefunden,
bei den Arbeitern dagegen riesengroße." Daniel Elsner ergänzt: "Die
Handvoll unterschiedlich regulierter Gene in Königinnen und Königen
konnten nicht mit Altern in Verbindung gebracht werden, obwohl sich die
Insekten um fünf Jahre im Lebensalter unterschieden. Dagegen waren in den
nur Monate älteren Arbeitern Tausende Gene anders reguliert als in den
jungen." Bei ihnen waren, anders als bei den Königinnen und Königen, in
alten Tieren viele so genannte transposable Elemente aktiv. Diese werden
auch als "springende Gene" bezeichnet: Sie vervielfältigen sich unabhängig
vom Restgenom, bauen sich an anderen Stellen im Erbgut ein und können
dadurch Defekte hervorrufen, zum Beispiel andere Gene stilllegen. "Es ist
bereits von anderen Modellorganismen bekannt, dass springende Gene etwas
mit dem Altern zu tun haben können", sagt Korb. "Die Frage lautet aber:
Warum bleiben sie in Königinnen und Königen inaktiv?"
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Die Termitenart lebt in der westafrikanischen Savanne und baut mehrere
Meter hohe Hügel.

Foto: © Judith Korb



Springende Gene stilllegen

Die Ergebnisse des Teams deuten darauf hin, dass das
Superorganismus-Konzept eine Erklärung bietet. Im Organismus eines einzelnen Lebewesens
hat die Keimbahn die Fortpflanzungsfunktion inne. Dort würden springende
Gene besonders großen Schaden anrichten: Sie könnten dafür sorgen, dass
Nachkommen nicht lebensfähig sind. Also gibt es in den Zellen der Keimbahn
einen Signalweg, der springende Gene stilllegt. "Wir haben herausgefunden,
dass dieser so genannte piRNA-Signalweg in den alten Arbeitern von
Macrotermes bellicosus herunterreguliert ist, in der Königin und im König
aber nicht", sagt Korb. Die Analogie scheint stimmig: Königin und König
übernehmen im Superorganismus die Funktion der Keimbahn, die möglichst
keine Gendefekte aufweisen sollte. Die Arbeiter dagegen entsprechen
sonstigen Körperzellen, die ersetzbar sind und deshalb altern "dürfen".
Denn es wäre vermutlich energetisch zu aufwendig, den piRNA-Signalweg in
allen Zellen eines Organismus - oder in allen Individuen einer Kolonie -
dauerhaft aufrechtzuerhalten.

Im nächsten Schritt will das Team mithilfe von Experimenten herausfinden,
ob der gefundene Zusammenhang ursächlich ist. "Wir werden bei Königinnen
im Labor den piRNA-Signalweg herunterregulieren und erwarten, dass sie
dann ebenfalls altern", erklärt Korb. Zudem wollen die Forscherinnen und
Forscher Termitenarten betrachten, die in weniger komplexen Staaten leben
- und damit eine ihrer zentralen Thesen überprüfen: "Je sozialer eine Art
und, damit verbunden, je stärker ihre arbeitsteilige Organisation ist,
desto besser gelingt es ihr, dem negativen Zusammenhang von Fruchtbarkeit
und Lebenserwartung zu entrinnen."


Veröffentlichung

Daniel Elsner/Karen Meusemann/Judith Korb (2018): Longevity and transposon
defense, the case of termite reproductives. In: PNAS.

http://www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1804046115


Weitere Informationen unter:
https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/online-magazin/forschen-und-entdecken/termitenkoeniginnen-geheimnis-des-langen-lebens (Video)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, Rudolf-Werner Dreier, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1477: Ultra-kalte Atomwolken bringen bestehende Theorien ins Wanken (idw)


Technische Universität Wien - 08.05.2018

Ultra-kalte Atomwolken bringen bestehende Theorien ins Wanken



Experimente mit ultra-kalten Atomen brachten an der TU Wien unerwartete
Ergebnisse: Atomwolken, die miteinander gekoppelt sind, synchronisieren
ihre Schwingung in Millisekunden - mit bestehenden Theorien ist das nicht
erklärbar.

Wenn Atome fast auf den absoluten Nullpunkt abgekühlt werden, ändern sie
ihr Verhalten deutlich. Sie können zu einem Bose-Einstein-Kondensat
werden, ein ultra-kalter Materiezustand, in dem die Teilchen ihre
Individualität verlieren und nur noch kollektiv beschrieben werden können,
als ein einziges großes Quantenobjekt.
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Der Atomchip der TU Wien

Foto: © TU Wien



An der TU Wien werden Wolken aus ultra-kalten Atomen seit Jahren
untersucht. Sie sind ein perfektes Modellsystem um fundamentale Fragen der
Vielteilchen-Quantenphysik zu studieren. Nun ist das Forschungsteam rund
um Prof. Jörg Schmiedmayer (Atominstitut) auf bemerkenswerte Resultate
gestoßen, die von keiner der bisher etablierten Theorien erklärt werden
können. Wenn zwei ultra-kalte Quantengase miteinander gekoppelt werden,
können sie sich spontan synchronisieren, sodass sich ihre Schwingungen
nach wenigen Millisekunden perfekt aneinander angleichen. Das bedeutet,
dass das bisherige Lehrbuchwissen über Bose-Einstein-Kondensate
hinterfragt werden muss. Die Ergebnisse wurden nun im Fachjournal
"Physical Review Letters" veröffentlicht.

Atome in der Falle

"Wir verwenden einen speziell designten Atom-Chip um die Atome zu kühlen
und ihre Eigenschaften zu manipulieren", sagt Jörg Schmiedmayer. "Der Chip
kann hunderte oder tausende Atome an einem bestimmten Ort festhalten und
ihre kollektiven Eigenschaften mit magnetischen Feldern manipulieren."

Zunächst wird eine Atomwolke auf eine Temperatur von wenigen Nanokelvin
heruntergekühlt. "Dann erzeugen wir mit Hilfe des Atomchips eine Barriere,
die unsere Atomwolke in zwei Teile teilt", sagt Marine Pigneur, die
Erstautorin des Papers, die in Schmiedmayers Team an ihrer Dissertation
arbeitet. "Wenn diese Barriere nicht zu hoch ist, dann können Atome immer
noch von einer Seite zur anderen wechseln, mit Hilfe des
quantenphysikalischen Tunneleffekts. Daher sind die beiden Atomwolken
nicht völlig unabhängig voneinander, sie sind miteinander gekoppelt."

Nach den Gesetzen der Quantenphysik kann jedes Objekt als eine Welle
beschrieben werden. Für uns sind die Welleneigenschaften im Alltag nicht
sichtbar, weil wir es normalerweise mit Objekten zu tun haben, die dafür
viel zu groß und viel zu warm sind. Das Verhalten kalter Atome wird von
diesen Welleneigenschaften allerdings stark beeinflusst.

Eine dieser Eigenschaften ist die sogenannte Phase, die sich verstehen
lässt, indem man die Quantenwelle mit einer tickenden Uhr vergleicht:
"Stellen wir uns zwei identische Pendeluhren vor", sagt Jörg Schmiedmayer.
"Sie können perfekt synchronisiert sein, sodass ihre Pendel beide exakt im
gleichen Augenblick ihren tiefsten Punkt erreichen. Aber typischerweise
wird ihre Bewegung ein bisschen aus dem Takt sein. In diesem Fall spricht
man von einer Phasendifferenz zwischen den beiden Pendeln."

Wenn die beiden Atomwolken erzeugt werden, starten sie im gleichen Takt -
ihre Schwingungen sind völlig synchron, es gibt keine Phasendifferenz
zwischen ihnen. Doch mit dem Atomchip können sie de-synchronisiert werden.
Die Quanten-Phasendifferenz zwischen ihnen (die angibt, wie stark sie aus
dem Takt geraten sind) kann mit hoher Präzision kontrolliert werden.
Danach werden die beiden Atomwolken genau untersucht, um zu sehen, wie
sich diese Phasendifferenz mit der Zeit ändert.

Wenn zwei klassische Pendel mit einem Gummiband gekoppelt werden, dann
kann das Band etwas Energie aufnehmen, die dem System verloren geht, und
die beiden Pendel schwingen nach kurzer Zeit synchron. Etwas Ähnliches
geschieht mit den Atomwolken: Wenn sie gekoppelt sind, synchronisieren sie
sich ganz von selbst, in bemerkenswert kurzer Zeit. "Das klingt eigentlich
ganz normal, wenn man an Pendeluhren denkt, aber nach den anerkannten
Theorien über Bose-Einstein-Kondensate ist das sehr überraschend - denn
bei uns gibt es eigentlich keine Energie-Dissipation", sagt Jörg
Schmiedmayer. "In einem solchen Quantensystem, das von der Umwelt völlig
abgeschirmt ist und keine Energie verloren geht, würde man eigentlich
abwechselnd Synchronisations- und Desynchronisationsphasen erwarten."

Auf der Suche nach einem unbekannten Mechanismus

"Wenn wir die Atomwolken desynchronisieren, bringen wir das System aus dem
Gleichgewicht", sagt Marine Pigneur. "Die meisten Theorien bisher konnten
gekoppelte Bose-Einstein-Kondensate erfolgreich beschreiben, aber sie sind
ungeeignet um ein System zu beschreiben, das sich nicht in einem
Gleichgewichtszustand befindet. Daher können sie die beobachtbare
Synchronisation nicht erklären."

Die Tatsache, dass der "Quantentakt" der beiden Atomwolken nach ein paar
Millisekunden völlig gleich ist, deutet darauf hin, dass über irgendeinen
Mechanismus Energie aus dem System verloren geht. Nachdem das System
abgeschlossen ist, kann die Energie allerdings nicht verschwinden, sondern
nur übertragen werden. "Die Kopplung, wie sie von gängigen
Lehrbuch-Theorien beschrieben wird, kann Energie aber nicht so rasch und so stark
übertragen, wie wir es beobachten. Entweder diese Theorien übersehen etwas
- oder sie sind einfach falsch. Das bedeutet, dass unser Verständnis der
Wechselwirkung zwischen den Atomen selbst modifiziert werden muss."

Mit diesem erstaunlichen Ergebnis hofft das Forschungsteam, weitere
Forschung auf diesem Gebiet anzustoßen. "Schließlich ist das Verhalten von
Vielteilchen-Quantensystemen heute eines der großen ungelösten Probleme
der modernen Physik", sagt Jörg Schmiedmayer. "Es verbindet viele ganz
grundlegende Fragen - vom Zustand des frühen Universums gleich nach dem
Urknall bis hin zur Frage, warum die merkwürdigen Effekte der
Quantentheorie nur auf winziger Skala beobachtet werden können, während
sich größere Objekte an die Regeln der klassischen Physik halten."


Weitere Informationen unter:

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.120.173601

Originalpublikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien, Dr. Florian Aigner, 08.05.2018
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FINANZEN/1490: Sinkende Investitionen trotz steigender Steuereinnahmen - Fehlstart für Olaf Scholz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Mai 2018

Sinkende Investitionen trotz steigender Steuereinnahmen: Fehlstart für Olaf Scholz



Zu den Ergebnissen der Steuerschätzung erklären Anja Hajduk, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik:

Die Ausgangslage für Olaf Scholz ist noch besser als gedacht, aber der Finanzminister nutzt sie nicht. Statt mutig Prioritäten für Europa und gegen Armut zu setzen, verteilt Olaf Scholz das Geld mit der Gießkanne.

Die Investitionsquote ist im freien Fall. Das ist ein politischer Offenbarungseid für den Finanzminister. Jetzt ist die Zeit, um Vorsorge für die Zukunft zu treffen. Fehlenden Investitionen belasten zukünftige Haushalte. Eine regelmäßige Instandsetzung unserer Infrastruktur kostet weniger als Sanierung oder komplette Instandsetzung. Gleichzeitig gibt es einen immensen Investitionsstau in wichtigen Zukunftsfeldern. Die Bundesregierung muss jetzt die öffentlichen Investitionen deutlich steigern und in schnelles Internet, gute Schulen, einen funktionierenden ÖPNV, bezahlbare Wohnungen investieren. Das ist im Interesse der Bürgerinnen und Bürger in unseren Kommunen.

Statt in unserer reichen Gesellschaft Armut wirksam zu bekämpfen, wird auf breiter Front Geld ausgegeben für die Mütterrente, den Abbau des Soli und das Baukindergeld. Das ist keine nachhaltige und generationengerechte Haushaltspolitik. Der Haushalt 2018 ist ein Fehlstart für den Finanzminister.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INNEN/3088: Familiennachzug - Große Koalition bricht Vertrauen schutzsuchender Menschen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Mai 2018

Familiennachzug - Große Koalition bricht Vertrauen schutzsuchender Menschen



Zum Kabinettsbeschluss über den Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Familiennachzugs für subsidiär Schutzberechtigte (Familiennachzugsneuregelungsgesetz) erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Viele Geflüchtete in Deutschland haben vor zwei Jahren darauf vertraut, dass der Familiennachzug nur zeitweilig ausgesetzt wird. Die alte und die neue Große Koalition hat dieses Vertrauen und ihr Versprechen gebrochen und treibt schutzsuchende Menschen in eine verzweifelte Situation.

Bereits jetzt liegen 26.000 Anträge auf Familiennachzug vor. Jeden Tag kommen neue Anträge hinzu. Mit der Kontingentierung auf 1.000 Menschen pro Monat wird es auch für die, die das Glück haben, in dieses Kontingent aufgenommen zu werden, absehbar Jahre dauern, bis die Familieneinheit wieder hergestellt ist. Für viele gibt es überhaupt keine Chance mehr, mit ihren Familien in Sicherheit in Deutschland zu leben. Das ist gerade für Familien mit kleinen Kindern ein untragbarer Zustand. Hinzu kommt, dass der Nachzug von Geschwistern komplett versagt wird und auch die Härtefallregelung absehbar ins Leere laufen wird.

Geld für Hartherzigkeit scheint allerdings da zu sein, denn allein die Umsetzung dieser komplizierten Kontingentlösung, die viele Menschen komplett außen vor lässt, wird mehrere Millionen Euro kosten.

Statt den Fokus auf die Menschen zu richten, stiften Union und SPD mit der geplanten Zuständigkeit des Bundesverwaltungsamtes bei der Auswahl der Familiennachzugsberechtigten absehbar weiteres Chaos. Als hätte man aus den Problemen beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge überhaupt nichts gelernt.

Für uns Grüne bleibt klar: Ein Grundrecht kann nicht kontingentiert werden. Das gilt auch für das Recht auf Familieneinheit. Wir werden dieses Gesetz im Bundestag entschieden ablehnen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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RECHT/805: Industrie- statt Verbraucherschutz - Musterfeststellungsklage verfehlt ihren Zweck


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Mai 2018

Industrie- statt Verbraucherschutz: Musterfeststellungsklage verfehlt ihren Zweck



Anlässlich des Kabinettsbeschlusses zur Musterfeststellungsklage erklärt Dr. Manuela Rottmann MdB, Obfrau im Rechtsausschuss:

Der heute im Kabinett beschlossene Gesetzentwurf zur Musterfeststellungsklage verfehlt seinen Zweck. Er schützt die Industrie vor dem Verbraucher, indem er den Prozess zur Durchsetzung von Verbraucherrechten unnötig verkompliziert. Dabei warten derzeit tausende VW-Kunden auf ein verlässliches Klageinstrument im Dieselskandal. Statt diesen Geschädigten angesichts der drohenden Verjährung ihrer Ansprüche zum Ende des Jahres 2018 durch eine gesonderte Regelung Rechtssicherheit zu verschaffen, legt die Bundesregierung in gespielter Eile einen Gesetzentwurf vor, der den Verbraucherinnen und Verbrauchern in der Praxis in ein viel zu kompliziertes Verfahren zwingt. Statt Ansprüche im Zusammenschluss mit anderen Geschädigten durchzusetzen, müssen die Betroffenen nach dem Willen der Bundesregierung nun den Umweg über aufwändig zu identifizierende, klagebefugte Institutionen gehen. Die klagebefugten Organisationen sind in ihrer Anzahl so eingeschränkt, dass sie kaum zeitnah und mit dem Blick auf die Rechte individueller Anspruchsinhaber agieren können. Im Ergebnis werden Verbraucherechte auf der Strecke bleiben - offenbar ganz im Sinne der Bundesregierung, die derzeit ganz konkret den Volkswagen-Konzern vor berechtigten Ansprüchen der Geschädigten des Dieselskandals schützen möchte.

Wir setzen uns weiterhin für einen echten kollektiven Rechtsschutz ein, um es Verbrauchern zu ermöglichen, sich bei gleichgelagerten Interessen zusammenzuschließen und ihre Rechte ohne Umwege zu erkämpfen. Wir haben dazu einen Gesetzentwurf in den Bundestag eingebracht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/1728: Atomabkommen muss auch ohne die USA erhalten werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Mai 2018

Atomabkommen muss auch ohne die USA erhalten werden

Trotz US-Entscheidung muss Iran eine konstruktive Rolle in der Region
einnehmen



Der amerikanische Präsident Donald Trump hat am gestrigen Dienstag
die Wiedereinführung von Sanktionen gegen Iran beschlossen und den
Rückzug der USA aus dem iranischen Atomabkommen verkündet. Dazu
erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul:

"Die Entscheidung des US-Präsidenten ist ein falscher Schritt. Sie
bedeutet einen herben Rückschlag für die diplomatischen Bemühungen
zur Stabilisierung des Nahen und Mittleren Ostens. Es ist die bittere
Erkenntnis, dass unter Präsident Trump die USA als Führungsnation
einer multilateralen Weltordnung ausfallen. Wir bedauern, dass
Präsident Trump trotz der Ersuchen seiner wichtigsten europäischen
Bündnispartner, an dem Atomabkommen festzuhalten, zu dieser
Entscheidung gekommen ist. Der Rückzug daraus ist eine zusätzliche
Belastung für die transatlantischen Beziehungen und ein erheblicher
Vertrauensverlust, was die Bedeutung multilateraler Abkommen angeht.
Der einseitige Rückzug fördert die Gefahr einer weiteren
Proliferation und gefährdet die Chancen, mit Nordkorea zu einer
Einigung über die Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel zu
gelangen.

Das Abkommen hat zwar Schwachstellen, aber es funktioniert. Bessere
diplomatische Lösungen zur Vermeidung einer nuklearen Aufrüstung
Irans gibt es derzeit nicht. Es ist in unserem gemeinsamen Interesse,
dass Iran atomwaffenfrei bleibt.

Jetzt geht es darum, wie das Abkommen ohne die USA erhalten werden
kann. Als europäische Vertragspartner werden wir klar zum
Atomabkommen stehen und unsere europäischen Interessen schützen. Das
Abkommen muss bestehen und wirksam bleiben. Wir werden uns an die
selbst gesetzten Auflagen des Abkommens halten, sofern auch Iran
weiterhin seine Auflagen strikt einhält. Die iranische Regierung muss
wissen, dass die EU nur dann ein Partner sein wird, wenn Iran eine
konstruktive Rolle in der Region einnimmt. Neben der Einhaltung des
Atomabkommens muss Iran seine destabilisierenden Aktivitäten in der
Region beenden und sein ballistisches Raketenprogramm zurückfahren.

Europa war dem US-Präsidenten in diesen Punkten in den vergangenen
Wochen weit entgegengekommen. Wir wollen auch weiterhin gangbare
Kompromisse mit den Vereinigten Staaten finden. Daher müssen die USA
nach dieser Entscheidung jetzt aufzeigen, was ihr diplomatischer Plan
B ist."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/848: Musterfeststellungsklage soll Verbrauchern dienen, nicht eine Klageindustrie befördern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Mai 2018

Musterfeststellungsklage soll Verbrauchern dienen, nicht eine
Klageindustrie befördern



Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf zur Einführung einer
Musterfeststellungsklage beschlossen. Hierzu stellen wir Ihnen
folgendes Statement der rechts- und verbraucherschutzpolitischen
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, zur Verfügung:

"Ich begrüße es, dass der Gesetzentwurf zur Musterfeststellungsklage
nun doch noch deutliche Nachbesserungen im Hinblick auf die
klagebefugten Verbände enthält. Die zusätzlichen Voraussetzungen für
die klagebefugten Verbände gehen jetzt in die richtige Richtung, da
sie nun nicht mehr jeder Abmahnverein erfüllen kann. Wir werden diese
neuen Voraussetzungen in der parlamentarischen Beratung genau
daraufhin überprüfen, ob sie ausreichen, um unseriöse Verbände auch
aus dem EU-Ausland von der Klagebefugnis auszuschließen oder ob sie
gegebenenfalls deutlicher formuliert werden müssen. Das ist für
Verbraucher und Unternehmen gleichermaßen wichtig.

So wird zum Beispiel zu klären sein, ab wann tatsächlich von
gewerbsmäßiger Tätigkeit sowie der Gewinnerzielungsabsicht eines
Verbandes auszugehen ist. Auch was die Voraussetzung, dass die
Verbände nicht mehr als fünf Prozent ihrer Einnahmen durch
Zuwendungen von Unternehmen beziehen dürfen, alles umfassen soll,
bedarf der Konkretisierung. Klären müssen werden wir ebenfalls, ob
Verbände aus dem EU-Ausland diese neuen Voraussetzungen etwa unter
Berufung auf die EU-Dienstleistungsfreiheit unterlaufen können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115
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RECHT/847: Verbraucherrechte betroffener Diesel-Fahrer werden gestärkt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Mai 2018

Verbraucherrechte betroffener Diesel-Fahrer werden gestärkt



Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf zur Einführung einer
Musterfeststellungsklage beschlossen. Hierzu können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Die Musterfeststellungklage soll es Verbrauchern ermöglichen, in
Fällen, in denen es zahlreiche Betroffene gibt, über einen
klagebefugten Verbraucherschutzverband zu handeln. Damit werden
zahlreiche teure Gerichtsprozesse in derselben Sache verhindert und
die Geschädigten entlastet. Gerade im Fall VW ist dies für die
betroffenen Diesel-Fahrer ein wichtiges Rechtsinstrument. Darum ist
es auch richtig, dass wir - wie im Koalitionsvertrag vereinbart -
drohenden Verjährungen zum Jahresende 2018 entgegenwirken wollen. In
der parlamentarischen Debatte müssen wir jetzt genaues Augenmerk auf
die Ausgestaltung legen. Eine Klageindustrie wie in den USA wollen
wir verhindern."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1783: Keine Standortschließungen bei Siemens - Kampf der Belegschaft hat sich gelohnt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Mai 2018

Keine Standortschließungen bei Siemens - Kampf der Belegschaft hat sich gelohnt



"Der Kampf der Siemens-Belegschaft und ihrer Betriebsräte hat sich gelohnt: Die von Siemens-Chef Kaeser einseitig verordneten Standortschließungen und betriebsbedingten Kündigungen sind zum Glück erst einmal vom Tisch", kommentiert Pascal Meiser, Gewerkschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die Vereinbarung zwischen Management, Betriebsräten und der IG Metall zur Zukunft der von der Schließung bedrohten Siemens-Standorte in ganz Deutschland. Meiser weiter:

"Die Beschäftigten bei Siemens haben erfolgreich Druck auf die Konzernspitze um Siemens-Chef Kaeser ausgeübt und so gezeigt, dass es Sinn ergibt, sich gegen den brutalen Dividendendruck zur Wehr zu setzen. Die Vereinbarung muss jetzt konstruktiv genutzt werden, um für die einzelnen Standorte eine tragfähige Zukunftsperspektive zu entwickeln - und zwar zwischen Management und Belegschaft auf Augenhöhe. Dabei muss es bei dem verabredeten Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen bleiben.

Um Beschäftigte auch zukünftig vor Massenentlassungen und Betriebsschließungen bei Unternehmen, die Gewinne erwirtschaften, zu schützen, hat DIE LINKE im Zuge der Causa Siemens bereits Ende letzten Jahres einen Gesetzesentwurf (BT-Drs. 19/217) vorgelegt. Die Bundesregierung darf sich nicht weiter der Stärkung von Mitbestimmungsrechten für die Beschäftigten und ihre Gewerkschaften verschließen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1715: Flammende Rhetorik und Lügen - Donald Trump und das Iran-Abkommen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. Mai 2018

Flammende Rhetorik und Lügen - Donald Trump und das Iran-Abkommen



Das Vorhaben von US-Präsident Donald Trump, aus dem Iran-Abkommen auszusteigen, kommentiert die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Flammende Rhetorik und Falschdarstellungen: Donald Trump ist ein böser Horrorclown, der die Welt in den Abgrund führen kann. Wer wie Trump das Atomabkommen mit dem Iran aufkündigt, stürzt nicht nur den Nahen Osten in einen unberechenbaren, am Ende sogar nuklearen Rüstungswettlauf, sondern gefährdet auch die Sicherheit in Europa. Der Nahe Osten braucht kein neues Hochrüsten, und über die Demokratie im Iran wird weder in den Regierungssitzen in Washington DC noch in Tel Aviv entschieden, sondern einzig und allein auf den Straßen von Teheran. Europa sollte sich jetzt geschlossen hinter das Atomabkommen mit dem Iran stellen und endlich eine Friedenspolitik machen, die ihren Namen auch verdient. Dazu gehören der Ausstieg aus der aktuellen Aufrüstungsspirale und der sofortige Stopp aller Waffenexporte in den Nahen Osten. Kaum eine andere Region der Welt ist derart aufgerüstet, und Syrien und der Jemen werden schon viel zu lange mit blutigen Kriegen überzogen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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FINANZEN/1506: Steuerschätzung macht Kurskorrektur leichter


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Mai 2018

Steuerschätzung macht Kurskorrektur leichter



"Der Finanzminister muss jetzt seinen finanziellen Spielraum nutzen und seinen Planungsfehler korrigieren. Wir müssen die Überschüsse in unsere Zukunft investieren. Wir brauchen mehr Kindergärten, Schulen und bezahlbare Wohnungen", kommentiert Gesine Lötzsch, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die aktuelle Steuerschätzung. Lötzsch weiter:

"Ich sehe auf die erwarteten Steuerüberschüsse mit einem lachenden und einem weinenden Auge. Ich freue mich, dass wir mehr Geld für den Bau von Kindergärten, Schulen, Krankenhäusern und bezahlbaren Wohnungen haben. Jetzt ist der Zeitpunkt, wo der Finanzminister seine falsche Investitionsplanung korrigieren muss. In Anbetracht eines Investitionsstaus in unserem Land wäre eine mittelfristige Absenkung der Investitionen ein schwerer Fehler.

Mit einem weinenden Auge sehe ich, dass das Steuersystem ungerecht ist. Die Vermögenden in diesem Lande leisten einen zu geringen Anteil an diesen Überschüssen. Wir brauchen eine Steuerreform, die mehr Gerechtigkeit für alle Menschen bringt. Eine Vermögenssteuer ist überfällig."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1012: Telemedizin kann persönlichen Arzt-Patienten-Kontakt nicht ersetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Mai 2018

Telemedizin kann persönlichen Arzt-Patienten-Kontakt nicht ersetzen



"Es ist richtig, neue technologische Möglichkeiten wie die Telemedizin zu nutzen. Aber nicht die Interessen der IT-Industrie, sondern die der Patientinnen und Patienten müssen im Mittelpunkt stehen", kommentiert Achim Kessler, Sprecher für Gesundheitsökonomie der Fraktion DIE LINKE, die Debatte zur Lockerung des Fernbehandlungsverbots auf dem 121. Deutschen Ärztetag in Erfurt. Kessler weiter:

"Online- oder Videosprechstunden können ohne Frage sinnvolle Ergänzungen zu bereits bestehenden Angeboten darstellen. Wer telemedizinische Anwendungen nicht nutzen kann oder will, muss auch weiterhin wie gewohnt in seine Arztpraxis gehen können. Das persönliche Gespräch und der direkte Kontakt müssen die Basis der medizinischen Versorgung bleiben.

Strukturelle Probleme medizinisch unterversorgter Regionen, gerade im ländlichen Raum, können nur bedingt durch telemedizinische Anwendungen behoben werden. Gerade für hochaltrige Patientinnen und Patienten ist ein persönlicher Kontakt mit den behandelnden Ärztinnen und Ärzten unabdingbar. Auch Personen, die nicht technikaffin und von Sprachbarrieren oder anderen Formen von Beeinträchtigung betroffen sind, werden durch Telemedizin ausgeschlossen. Es muss sichergestellt werden, dass der angepriesene Zeit- und Behandlungsgewinn auch tatsächlich zu einer Verbesserung führt, vor allem für schwer kranke und immobile Patientinnen und Patienten.

Für DIE LINKE ist klar: Der Anspruch einer wohnortnahen medizinischen Versorgung darf nicht zugunsten von eHealth-Anwendungen aufgegeben werden. Telemedizin kann bei entsprechendem Nutzennachweis zwar unbestritten die medizinische Versorgung ergänzen, sollte den persönlichen Arzt-Patienten-Kontakt jedoch nicht ersetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/4931: Familiennachzug nicht zum Gnadenrecht degradieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Mai 2018

Familiennachzug nicht zum Gnadenrecht degradieren



"Der heute vom Bundeskabinett beschlossene Gesetzentwurf sieht vor, dass Kriegsflüchtlinge mit subsidiärem Schutzstatus weiter auf Jahre von ihren engsten Angehörigen getrennt bleiben. Das ist ein Schlag ins Gesicht der betroffenen Familien. Der Bundestag darf diesem flüchtlingsfeindlichen und verfassungswidrigen Gesetz auf keinen Fall zustimmen", kommentiert Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den heute vom Kabinett beschlossenen Gesetzentwurf zur Neuregelung des Familiennachzugs für subsidiär Schutzberechtigte. Jelpke weiter:

"Die weitreichenden Einschränkungen werden mit der irreführenden Behauptung begründet, beim subsidiären Schutz handle es sich um einen nur vorübergehenden Schutzstatus. Das ist jedoch falsch. Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, dass die Menschen, die einen subsidiären Schutzstatus erhalten haben, ganz überwiegend auf Dauer in Deutschland bleiben. Am stärksten betroffen sind Geflüchtete aus Syrien. Angesichts der dramatischen Entwicklungen in dem Land kann niemand ernsthaft erwarten, dass eine gefahrlose Rückkehr für sie in naher Zukunft möglich sein wird.

Die geplante Regelung ist das Gegenteil von humanitär. Sie ist die pure Grausamkeit. Subsidiär Schutzberechtigten muss der Familiennachzug endlich wieder in vollem Umfang ermöglicht werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2066: Rüstungsexporte unter Schwarz-Rot massiv gestiegen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Mai 2018

Rüstungsexporte unter Schwarz-Rot massiv gestiegen



"Die restriktive Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung ist eine einzige Legende: Entgegen ihrer eigenen Ankündigungen hat die schwarz-rote Koalition von 2013 bis 2017 die Exportgenehmigungen für Kriegswaffen im Vergleich zur schwarz-gelben Vorgängerregierung um zwei Milliarden Euro gesteigert. Besonders perfide ist, dass der Anteil der Ausfuhren in Drittländer außerhalb von NATO und EU nahezu verdoppelt worden ist", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Antwort des Bundeswirtschaftsministeriums auf ihre Kleine Anfrage "Einzelgenehmigungen und tatsächliche Ausfuhren von Kriegswaffen aus Deutschland" (BT-Drucksache 19/1111). Dagdelen weiter:

"Die Zahlen des Wirtschaftsministeriums sprechen eine klare Sprache: Der Gesamtwert der tatsächlichen Ausfuhren ist unter Schwarz-Rot um ein Viertel von 6,6 auf 8,6 Milliarden Euro gestiegen. Der Anteil der Exporte in Krisenländer wie Algerien, Katar, Ägypten, Saudi-Arabien oder die Vereinigten Arabischen Emirate erhöhte sich im Vergleichszeitraum von 43,2 auf 83,5 Prozent.

Die schwarz-rote Bundesregierung täuscht die Öffentlichkeit, wenn sie weiterhin viele Rüstungsexporte auf die Vorgängerregierung schiebt und gleichzeitig selbst den Gesamtwert der Einzelgenehmigungen von 4,4 auf 8,5 Milliarden Euro fast verdoppelt.

Der Export von Kriegswaffen in Spannungsregionen führt zu Menschenrechtsverletzungen und schafft immer neue Fluchtursachen. Dieser Wahnsinn muss gestoppt werden. Ein gesetzliches Verbot von Waffenexporten ist überfällig."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/7150: Heute im Bundestag Nr. 299 - 09.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 299

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Mai 2018, Redaktionsschluss: 13.10 Uhr

1. Ansiedlung internationaler Einrichtungen

2. Ahndung von Völkerstraftaten in Syrien

3. UN-Migrationspakt nicht bindend

4. Zweifel am Atomwaffenverbotsvertrag

5. Übergriffe auf Farmer in Südafrika

6. Studie zu politisch Verlassenen



1. Ansiedlung internationaler Einrichtungen

Auswärtiges/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesrat sieht Defizite beim rechtlichen Rahmen
für die Ansiedlung internationaler Einrichtungen in Deutschland und
hat deshalb den Entwurf eines Gaststaatsgesetzes vorgelegt (19/1719).
Mit einem "Gesetz über Vorrechte, Immunitäten, Befreiungen und
Erleichterungen in der Bundesrepublik Deutschland als Gaststaat
internationaler Einrichtungen" soll ein einheitlicher Rechtsrahmen für
die Ansiedlung internationaler Einrichtungen in Deutschland geschaffen
werden. Das Gesetz solle bei Ansiedlungsentscheidungen fehlende
Transparenz und Vorhersehbarkeit der rechtlichen Rahmenbedingungen mit
Blick auf Status, Vorrechte, Immunitäten, Befreiungen und
Erleichterungen herstellen. Außerdem sollen Regelungen für die
Ansiedlung internationaler Einrichtungen und insbesondere neuerer
Formen der internationalen Zusammenarbeit festgelegt werden.

In ihrer Stellungnahme begrüßt die Bundesregierung die Initiative des
Bundesrates, sieht aber unter europa- und verfassungsrechtlichen
Gesichtspunkten Prüf- und gegebenenfalls Änderungsbedarf. So bestünden
Zweifel an der Gesetzgebungskompetenz des Bundes hinsichtlich der
konkreten Ausgestaltung der getroffenen gefahrenabwehrrechtlichen
Regelungen. Auch einreise- und aufenthaltsrechtlichen Vorschriften des
Gesetzentwurfes "bedürfen einer eingehenden fachlichen Überprüfung und
können in dem vorgesehenen Umfang voraussichtlich nicht für alle von
dem Gesetzentwurf erfassten Einrichtungen mitgetragen werden".

 * 

2. Ahndung von Völkerstraftaten in Syrien

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen kritisiert, dass
"keines der in Syrien begangenen Kriegsverbrechen, keines der dort
begangenen Verbrechen gegen die Menschlichkeit" bislang geahndet
worden sei. Wie die Abgeordneten in einem Antrag (19/1876) schreiben,
sei auf internationaler Ebene der Weg zu einer Ahndung der in Syrien
begangenen Völkerstraftaten de facto versperrt. "Da Syrien kein
Vertragsstaat des Römischen Statuts ist, kann sich der Internationale
Strafgerichtshof (International Criminal Court - ICC) oder aber ein zu
gründendes Ad-hoc-Sondertribunal nur mit der dortigen Situation
befassen, wenn ihm der Sicherheitsrat den Fall zur Bearbeitung
überweist." Der Versuch einer solchen - auch von Deutschland
unterstützten - Überweisung an den ICC sei am Veto von Russland und
China gescheitert. In der momentanen politischen Gemengelage sei mit
einer Aufhebung dieser Blockade nicht zu rechnen, allerdings gebe es
einen durch die UN-Generalversammlung beschlossenen
Beweismittelmechanismus für Syrien. Die Abgeordneten fordern mit ihrem
Antrag die Bundesregierung unter anderem auf, dessen Arbeit für 2018
durch das Schließen einer Finanzierungslücke in Höhe von 2,2 Millionen
US-Dollar zu sichern. Außerdem soll die Ahndung von in Syrien
begangenen Völkerstraftaten in Deutschland intensiviert und
beschleunigt werden, unter anderem durch "die signifikante Aufstockung
von Personal und finanziellen Ressourcen" der Zentralstelle für die
Bekämpfung von Kriegsverbrechen und weiteren Straftaten nach dem
Völkerstrafgesetzbuch (ZBKV) und des Völkerstrafrechtsreferats beim
Generalbundesanwalt.

 * 

3. UN-Migrationspakt nicht bindend

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Globale Migrationspakt der Vereinten Nationen
soll rechtlich nicht bindend und damit kein völkerrechtlicher Vertrag
sein. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/1751) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/1499). Nationale
Hoheitsrechte würden durch den Pakt weder eingeschränkt noch
übertragen und rechtliche Verpflichtungen nicht begründet. Eine
förmliche Befassung des Bundestages sei daher nicht erforderlich.
"Gleichwohl hat die Bundesregierung die Fraktionen des Bundestages
jeweils über die Möglichkeit informiert, im Zuge der Erarbeitung des
Globalen Migrationspakts an bisher stattgefundenen Konsultationen
maßgeblicher Interessensträger in Genf und New York teilzunehmen."

 * 

4. Zweifel am Atomwaffenverbotsvertrag

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hält den Vertrag über das Verbot
von Nuklearwaffen für nicht geeignet, "das von ihr angestrebte Ziel
einer nuklearwaffenfreien Welt tatsächlich und in nachprüfbarer Weise
zu erreichen". Keiner der Nuklearwaffenstaaten, auf deren Mitwirkung
es bei einer an echtem Fortschritt orientierten nuklearen Abrüstung in
erster Linie ankomme, habe sich an den Verhandlungen beteiligt,
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/1779) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1549).

Der Vertrag drohe zudem dem Nuklearen Nichtverbreitungsvertrag (NVV)
und den mit ihm verbundenen Kontrollregime zur Verhinderung nuklearer
Proliferation nachhaltigen Schaden zuzufügen, sowie das globale
Nonproliferations- und Abrüstungsregime zu gefährden. "Die Besorgnis
der Bundesregierung gilt insbesondere der wichtigen Frage der
Verifikation der Umsetzung eines sogenannten Atomwaffenverbots, deren
Regelung im Verbotsvertrag aus ihrer Sicht hinter die geltenden
Verifikationsstandards der Internationalen Atomenergieorganisation
(IAEO) und der NVV-Vertragsstaaten zurückfällt." Nukleare Abrüstung
und das Ziel einer Welt ohne Nuklearwaffen könnten und dürften zudem
nicht losgelöst von der sicherheitspolitischen Realität sowie den
bündnispolitischen Verpflichtungen Deutschlands im Rahmen der Nato, zu
denen die Bundesregierung uneingeschränkt stehe, betrachtet werden.

 * 

5. Übergriffe auf Farmer in Südafrika

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat nach eigener Auskunft
Kenntnis von Berichten über kriminelle Übergriffe gegen Farmer in
Südafrika. "Die Fragen der Menschenrechte und einer möglichen
Landreform sind zuletzt im Rahmen des Menschenrechtsdialogs zwischen
der Europäischen Union und der Regierung Südafrikas am 27. März 2018
thematisiert worden, an dem auch ein Vertreter der deutschen Botschaft
Pretoria teilnahm", heißt es in der Antwort (19/1759) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/1497).

 * 

6. Studie zu politisch Verlassenen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt hat die Studie mit dem Titel
"Rückkehr zu den politisch Verlassenen - Gespräche in
rechtspopulistischen Hochburgen in Deutschland und Frankreich" nicht
in Auftrag gegeben. Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/1778) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/1482).
Das Auswärtige Amt stelle Mittel für ein mehrjähriges Projekt des
Vereins "Das Progressive Zentrum e. V." zur Verfügung, um das
grenzüberschreitende Verständnis innerhalb Europas zu fördern. "In
diesem Rahmen hat 'Das Progressive Zentrum e. V.' die genannte Studie
gemeinsam mit dem französischen Meinungsforschungsinstitut 'Liegey
Muller Pons' erstellen lassen."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7149: Heute im Bundestag Nr. 298 - 09.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 298

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Mai 2018, Redaktionsschluss: 10.56 Uhr

1. Entwurf für Haushalt 2018 vorgelegt

2. Run-off bei 1,6 Millionen Verträgen

3. Richtiges Verhalten bei Wolfs-Begegnung

4. Bedeutung ausländischer Investitionen

5. DDR-Opfer der Anti-D-Immunprophylaxe

6. Standards für digitalen Austausch

7. Investitionsfinanzierung für Krankenhäuser



1. Entwurf für Haushalt 2018 vorgelegt

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat den Gesetzentwurf für den
Bundeshaushalt 2018 (19/1700) vorgelegt. Für das laufende Jahr sind
demnach Ausgaben in Höhe von 341 Milliarden Euro vorgesehen. Das sind
11,9 Milliarden Euro mehr als 2017 (+ 3,6 Prozent). Den Ausgaben
stehen Einnahmen in gleicher Höhe entgegen: Davon sollen 319,25
Milliarden Euro auf Steuern und steuerähnliche Abgaben entfallen
(2017: 301,34 Milliarden Euro, +5,9 Prozent). Der Haushalt ist nach
dem Entwurf ausgeglichen, es sollen keine neuen Schulden aufgenommen
werden. Aus Rücklagen sollen 1,64 Milliarden Euro entnommen werden.
Für die Bundesschuld sollen 21,17 Milliarden Euro (2017: 19,99
Milliarden Euro) ausgegeben werden. Für die kommenden Haushaltsjahre
sind im Haushaltsentwurf Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von
91,22 Milliarden Euro eingeplant. Der Haushaltsentwurf wird in der
kommenden Woche in erster Lesung beraten.

Für Investitionen, Investitionsförderungsmaßnahmen und Baumaßnahmen
sind im Etatentwurf 37,04 Milliarden Euro eingeplant (2017: 36,07
Milliarden Euro). Die Personalausgaben für 2018 taxiert die
Bundesregierung auf 33,31 Milliarden Euro (2017: 31,99 Milliarden
Euro). Für sächliche Verwaltungsausgaben sind 47,82 Milliarden Euro
(2017: 44,89 Milliarden), für den Bereich militärische Beschaffungen
12,31 Milliarden Euro (2017: 11,26 Euro) vorgesehen.

Den größten Etat wird im laufenden Haushaltsjahr das Bundesministerium
für Arbeit und Soziales verwalten. Mit 139,76 Milliarden Euro liegt
der Ansatz 2,18 Milliarden Euro über dem Vorjahr. Der
Verteidigungsetat soll um 1,49 Milliarden Euro auf 38,49 Milliarden
Euro wachsen. Im Einzelplan des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur soll der Etat hingegen um 264 Millionen Euro
auf 27,65 Milliarden Euro sinken.

Einen wesentlichen Etataufwuchs verzeichnet der Einzelplan des
erweiterten Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat: Das
Budget soll 2018 im Vergleich zum Vorjahr um 4,78 Milliarden Euro auf
13,76 Milliarden Euro steigen. Entsprechend fällt der Einzelplan des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
deutlich geringer aus. Der Etat des um den Baubereich reduzierten
Ressorts beträgt laut Entwurf in diesem Jahr 1,97 Milliarden Euro (-
3,65 Milliarden Euro).

 * 

2. Run-off bei 1,6 Millionen Verträgen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit dem Jahr 2014 sind rund 1,6 Millionen
Lebensversicherungsverträge von fünf Versicherungsunternehmen an
andere Firmen abgegeben worden. Diese Zahlen der auch als "Run-off"
bezeichneten Übergaben an Investoren nennt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/1868) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/1429). Die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) habe kein Verfahren untersagt,
heißt es in der Antwort weiter. In zwei Fällen hätten allerdings
Investoren ihre Erwerbsanzeigen für zusammen 350.000 Verträge bei der
BaFin wieder zurückgezogen. Derzeit laufe kein Verfahren im
Zusammenhang mit einem externen Run-off.

Bevor eine Run-off-Gesellschaft den auslaufenden Bestand eines
Versicherungsunternehmens übernehmen dürfe, werde geprüft, ob sich
Auswirkungen auf die Überschussbeteiligungen der Versicherten ergeben
könnten. Hauptziel der BaFin sei der Schutz der Versicherten. Auch im
externen Run-off müssten die jeweiligen Lebensversicherer die
Verpflichtungen aus den Verträgen erfüllen und würden der Aufsicht
unterliegen. Gegebenenfalls würden Auflagen verhängt, um eine
Minderung des Wertes der Überschussbeteiligung zu verhindern. "Im
Zusammenhang mit dem Wert der Überschussbeteiligung vor und nach der
Übernahme durch die Run-off-Gesellschaft ist darüber hinaus zu
beachten, dass die Kostensituation der Run-off-Gesellschaft
gegebenenfalls günstiger ist als die Kostensituation des
Lebensversicherers, der den Bestand abgibt. Run-off-Gesellschaften
sind auf eine effiziente Bestandsverwaltung mit entsprechend
niedrigeren Kosten ausgerichtet und müssen keine Vertriebskosten
decken", erläutert die Bundesregierung.

 * 

3. Richtiges Verhalten bei Wolfs-Begegnung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Hinweise der Bundesregierung für den Fall, dass man
einem Wolf begegnet, erfragt die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/1952). Die Liberalen wollen unter anderem wissen, welche
Möglichkeiten zur "Vergrämung des Wolfes" die Bundesregierung sieht,
sofern Kinder oder Jogger einen Wolf antreffen. Die Fraktion bezieht
sich dabei auf Aussagen eines dänischen Wolfsforschers, der vor
"Gefahren des Wolfes für im Wald spielende Kinder sowie laufende
Jogger mit Kopfhörern" warne. Grundsätzlich erkundigen sich die
Fragesteller, ob die Bundesregierung überhaupt Gefahren für Kinder,
Jogger und Hundebesitzer durch die steigende Wolfspopulation
feststellt sowie ob sie die Auffassung der dänischen Forscher teilt,
nach der Kinder nicht mehr alleine im Wald spielen sollten.

 * 

4. Bedeutung ausländischer Investitionen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ausländische Direktinvestitionen in Deutschland, die
sich auf rund eine Billion Euro belaufen, macht die FDP-Fraktion zum
Thema einer Kleinen Anfrage (19/1808). Die Bundesregierung soll
mitteilen, wann mit einem Abschluss des europäisch-chinesischen
Investitionsabkommens zu rechnen ist. Außerdem soll die Regierung
angeben, ob sie die Position der EU-Kommission teilt, wonach
Einschränkungen von Investitionen nur zur Abwehr von Gefahren für die
nationale Sicherheit oder die öffentliche Ordnung zulässig sein
sollen.

 * 

5. DDR-Opfer der Anti-D-Immunprophylaxe

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Entschädigung von Opfern kontaminierter
Anti-D-Immunprophylaxe in der DDR befasst sich die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/1940). Vor 40 Jahren sei in der DDR eine
mit dem Hepatitis-C-Virus kontaminierte Anti-D-Immunprophylaxe
eingesetzt und an etwa 6.700 Frauen verabreicht worden. Die meisten
Frauen seien infiziert worden und hätten schwerwiegende
gesundheitliche Folgen erlitten.

Die Anti-D-Immunprophylaxe soll nach einer Schwangerschaft mögliche
Schäden bei Zweitgeborenen verhindern, wenn die Mutter, anders als das
Kind, keinen Rhesusfaktor aufweist. In dem Fall bildet die Mutter
Antikörper gegen den Rhesusfaktor, was bei einer erneuten
Schwangerschaft dem Kind schaden könnte. Um zu verhindern, dass die
Mutter selbst Antikörper bildet, wird ein Mittel mit Antikörpern von
außen gegeben.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun erfahren, wie
viele betroffene Frauen aus der DDR an der damaligen Behandlung
verstorben sind und wie viele Frauen seit 2014 Leistungen des
Anti-D-Hilfegesetzes erhalten haben.

 * 

6. Standards für digitalen Austausch

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Der digitale Informationsaustausch im
Gesundheitswesen ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/1965) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Zentrales Element dieser
Digitalisierung sei die Möglichkeit zum schnellen, sicheren und
unkomplizierten Austausch von Informationen durch Patienten, Ärzte,
Pflegekräfte und andere Gesundheitsberufe.

Dazu sei zwischen Akteuren und Systemen ein gemeinsames Verständnis
der Informationen nötig (semantische Interoperabilität). Bei der
Einführung benötigter Standards hinke Deutschland hinterher. Die
Abgeordneten wollen nun wissen, welche Strategien die Bundesregierung
in dem Zusammenhang verfolgt.

 * 

7. Investitionsfinanzierung für Krankenhäuser

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Investitionsfinanzierung für Krankenhäuser
befasst sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/2006). Union und SPD hätten in ihrem Koalitionsvertrag
darauf verzichtet, Änderungen an der bestehenden
Investitionsfinanzierung sowie der Krankenhausplanung auf den Weg zu
bringen.

Die von den Ländern bereitgestellten Mittel reichten aber weiter nicht
aus. Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie sich das
jährliche Volumen der von den Ländern zur Verfügung gestellten
Investitionsfördermittel zwischen 1991 und 2017 entwickelt hat und wie
hoch der tatsächliche Investitionsbedarf der Häuser ist.

 * 
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BUNDESTAG/7148: Heute im Bundestag Nr. 297 - 09.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 297

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Mai 2018, Redaktionsschluss: 10.02 Uhr

1. Textilbündnis strebt höhere Löhne an

2. Buschmasse als Energieträger

3. Schwerpunkte des EU-Afrika-Gipfels

4. Überarbeitung der EU-Entsenderichtlinie

5. Zusammenarbeit mit Brasilien

6. Menschenrechtslage in Brasilien

7. EU-Perspektive für den Kosovo



1. Textilbündnis strebt höhere Löhne an

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Zahlung existenzsichernder Löhne wird in diesem
Jahr ein prioritäres Vorhaben des Bündnisses für nachhaltige Textilien
sein. Die Akteure seien sich dabei einig, dass die Erhöhung des
Lohnniveaus nicht von einem Akteur alleine umgesetzt werden kann,
sondern es dafür gemeinsamer Anstrengungen der Wirtschaft,
Zivilgesellschaft, Gewerkschaften und der Bundesregierung bedarf,
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/1804) auf eine
Kleine Anfrage (19/1551) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Die Bündnismitglieder hätten sich außerdem verpflichtet, noch in
diesem Jahr 160 Chemikalien aus dem Produktionsprozess zu verbannen.
Im nächsten Jahr wollen sie branchenübliche Abwasserstandards
einführen und 2020 den Anteil nachhaltiger Baumwolle auf 35 Prozent
steigern.

Das Bündnis wurde am 16. Oktober 2014 auf Initiative des
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
Gerd Müller (CSU), ins Leben gerufen. Ihm gehören derzeit 146 deutsche
Unternehmen an. Auf freiwilliger Basis soll es dafür sorgen, die
Arbeitsbedingungen im Textilsektor zu verbessern. Nach Angaben der
Bundesregierung hat das Entwicklungsministerium dafür bis
einschließlich 2017 5,5 Millionen Euro an Haushaltsmitteln
aufgewendet.

 * 

2. Buschmasse als Energieträger

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Nutzung von Buschbiomasse zur
Holzkohleproduktion in Namibia kann nach Angaben der Bundesregierung
Holz, das aus illegaler Entwaldung stammt, ersetzen und somit
langfristig Treibhausgase einsparen. Das Buschmaterial werde zum Teil
in industriellen Anlagen zur Gewinnung thermischer und elektrischer
Energie genutzt und ersetze dabei fossile Brennstoffe, schreibt sie in
einer Antwort (19/1771) auf eine Kleine Anfrage (19/1518) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

Die Förderung der energetischen Nutzung von Entbuschungsmaterial sei
zentraler Bestandteil der deutschen Entwicklungszusammenarbeit in
Namibia. In diesem Kontext arbeite das vom Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) finanzierte
Projekt "Unterstützung der Entbuschung" sehr eng mit dem nationalen
Energieversorger NamPower und der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
zusammen.

Das Projekt sei durch die Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) im Zeitraum 2014 bis 2017 mit einem Volumen von
vier Millionen Euro umgesetzt worden und solle bis 2021 fortgesetzt
werden. Das primäre Ziel des Vorhabens sei die Entwicklung von
Strategien und Methoden für die Wiederherstellung von Weideland durch
Ausdünnung von Buschbeständen.

 * 

3. Schwerpunkte des EU-Afrika-Gipfels

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Schwerpunktthemen des EU-Afrika-Gipfels im
November 2017 waren laut Bundesregierung "Investitionen in die Zukunft
von Menschen und besonders jungen Leuten - Bildung, Ausbildung,
Wissenschaft, Technologie und Entwicklung von Fähigkeiten". Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/1582) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/944) weiter schreibt fänden sich in
der Gipfelerklärung auch Ziele wie die "Stärkung von Resilienz sowie
Investitionen für eine strukturelle, nachhaltige Transformation in den
afrikanischen Ländern, außerdem Frieden und Sicherheit,
Regierungsführung, Migration und Mobilität". Afrikanische
Gipfelteilnehmer hätten angesichts der Lage von Flüchtlingen und
Migranten in Libyen noch vor dem Gipfel einen Textentwurf zu Flucht
und Migration eingebracht, der ebenfalls als gemeinsame Erklärung
verabschiedet worden sei. "Darüber hinaus wird derzeit zwischen der AU
und der EU ein Aktionsplan besprochen, in dem die Zusammenarbeit bei
konkreten Projekten in Umsetzung der Gipfelerklärung vereinbart werden
soll."

 * 

4. Überarbeitung der EU-Entsenderichtlinie

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Deutschland und Frankreich haben sich in den
Verhandlungen über eine Revision der Entsenderichtlinie für eine
ambitionierte Überarbeitung des Rechtsrahmens eingesetzt. Das schreibt
die Bundesregierung in der Antwort (19/1570) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/981). Gemeinsam mit Frankreich
habe Deutschland unterstützt, dass die Überarbeitung der Richtlinie
eine Ausweitung ihres Geltungsbereichs dahingehend vorsieht, dass
zwingende tarifvertragliche Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im
Sinne der Richtlinie künftig in allen Branchen auf Entsendefälle
angewendet werden müssen. Diese bislang auf den Bausektor begrenzte
Verpflichtung der Mitgliedstaaten werde nun auf alle Branchen
erweitert.

 * 

5. Zusammenarbeit mit Brasilien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Deutschland hat in der Entwicklungszusammenarbeit
mit Brasilien zwischen 1992 und 2016 insgesamt rund 2,98 Milliarden
Euro bereitgestellt. Das geht aus der Antwort (19/1672) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/1122) der AfD-Fraktion
hervor. Mit Blick auf die Menschenrechtslage heißt es darin, dass
Brasilien "eine pluralistische Demokratie mit einer sehr offenen,
vielfältigen und regen Zivilgesellschaft" sei. Gleichwohl führten
große soziale Ungleichheiten aus Sicht der Bundesregierung zu
"unterschiedlichen Lebenswirklichkeiten für die Bevölkerung". In den
letzten Jahren habe die Armut zugenommen, in deren Folge die
Gewaltkriminalität deutlich angestiegen sei und die gesundheitliche
Versorgung sich verschlechtert habe. "Infolge von Agrar-, Rohstoff-
und Infrastrukturinteressen hat sich der Druck auf indigene Völker und
andere ethnische Minderheiten erhöht." Die Bundesregierung setze sich
gegenüber der brasilianischen Regierung dafür ein, dass die
verfassungsrechtlich verbrieften Rechte der Indigenen und der Schutz
der ihre Interessen vertretenden Menschenrechtsverteidiger
konsequenter durchgesetzt werden.

 * 

6. Menschenrechtslage in Brasilien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Mord an der brasilianischen Politikerin
Marielle Franco und der Bedeutung dieses Falls für die
Menschenrechtslage erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/1736). Die Bundesregierung soll unter anderem
mitteilen, welche Konsequenzen sie aus dem Fall gegenüber der
brasilianischen Regierung unter Präsident Michel Temer zieht.

 * 

7. EU-Perspektive für den Kosovo

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der EU-Erweiterungsperspektive für den Kosovo
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/1712). Die Bundesregierung soll unter anderem Angaben machen zu
Finanzhilfen der EU, zur völkerrechtlichen Anerkennung und zur
Perspektive einer Aufhebung der Visapflicht.

 * 
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HAMBURG/4359: G 20-Prozess gegen Peike S. - Fragwürdiges Verfahren (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. Mai 2018

G 20-Prozess gegen Peike S.: Fragwürdiges Verfahren



Seit elf Monaten sitzt der 21-jährige Niederländer Peike S. bereits in Untersuchungshaft, weil er Polizeibeamte während des G20-Gipfels mit Flaschen beworfen haben soll. Im August war S. zu einer Haftstrafe von zwei Jahren und sieben Monaten verurteilt worden.

Dazu erklärt Martin Dolzer, justizpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "In anderen Verfahren wurden nicht vorbestrafte Angeklagte, denen ähnliche Taten während des G20-Gipfels vorgeworfen wurden, jeweils zu Freiheitsstrafen auf Bewährung verurteilt. Schon diese Freiheitsstrafen von meist mehr als einem Jahr auf Bewährung gingen erheblich über das übliche Strafmaß hinaus. Zudem machten die Tatzeugen im Verfahren gegen Peike S. widersprüchliche Aussagen. Vor dem Hintergrund all dieser Aspekte ist es besorgniserregend, dass die Richterin sowohl einen Antrag der Verteidigung auf Haftverschonung, wie auch die Einführung von etwaig entlastendem Videomaterial in die Verhandlung abgelehnt hat. Peike S. müsste eigentlich sofort aus der Untersuchungshaft entlassen werden."

Hohe Strafen sollten offenbar der Abschreckung von internationalem Protest bei umstrittenen Ereignissen wie dem G20-Gipfel dienen. "20 der 30 länger in U-Haft Sitzenden waren, so wie Peike S., nicht-deutsche Staatsbürger_innen, fünf waren Obdachlose. Durch ein solch unverhältnismäßiges Vorgehen werden die Versammlungsfreiheit und auch das Diskriminierungsverbot der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) in Frage gestellt", so Dolzer weiter. "Egal, ob die Forderungen von Olaf Scholz und Innenminister de Maizière nach harten Strafen oder ein anderer Grund die Motivation für dieses Vorgehen sind, mit fairen Verfahren und Rechtsstaatlichkeit hat das leider wenig zu tun."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4810: "China ist ein unentbehrlicher Partner" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
09.05.2018

Schweitzer reist nach Peking und Tianjin - "China ist ein
unentbehrlicher Partner"



Der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer startet heute mit
anderen SPD-Politikerinnen und SPD-Politikern zu einer fünftägigen
China-Reise. Hierzu teilt Schweitzer mit: "Die Volksrepublik China ist
ein unentbehrlicher Partner für Deutschland, Europa und die Welt. Wer
Antworten auf globale Fragen wie die Zukunft der Mobilität und
globales, ökologisches Wirtschaftswachstum finden möchte, muss einen
intensiven deutsch-chinesischen Austausch pflegen. Auch die großen,
internationalen Konflikte können nur mit der Weltmacht China
angegangen werden. Aus rheinland-pfälzischer Sicht ist der direkte
Kontakt zu chinesischen politischen Entscheidern unerlässlich. Der
rheinland-pfälzischen Wirtschaft bieten sich auf dem chinesischen
Markt große Chancen; das Wohlstandsmodell in China ähnelt unserem -
entfaltet jedoch seine Dynamik im Zeitraffer. Im Rahmen der
deutsch-chinesischen Freundschaft sind bestehende Differenzen, etwa in
Menschenrechtsfragen, anzusprechen."

Schweitzer reist mit einer Delegation, die von dem stellvertretenden
SPD-Bundesvorsitzenden Thorsten Schäfer-Gümbel angeführt wird, ab
Mittwoch nach Peking und Tianjin. In Peking kommen deutsche Politiker
und hochrangige Vertreter der Kommunistischen Partei (KP) Chinas zum
"5. deutsch-chinesischen Nachhaltigkeitsdialog" zusammen. Die
Konferenz, auf der auch Schweitzer sprechen wird, steht unter dem
Titel "40 Jahre Reform und Öffnung Chinas und der Weg zur nachhaltigen
Entwicklung". Überdies sind Gespräche und Vor-Ort-Termine geplant zu
den deutsch-chinesischen Beziehungen, zum Dialog zwischen SPD und der
KP, zu industriepolitischen Plänen Chinas im Verkehrsbereich sowie zur
intelligenten Verkehrssteuerung. Im Rahmen einer mehrtägigen
Delegationsreise unter Führung des rheinland-pfälzischen Wirtschafts-
und Verkehrsministers Volker Wissing besuchte Schweitzer im April
bereits China und Vietnam.

 * 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2198: Strengere Regeln für Shisha-Bars (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

"Völkerverständigung" im Rauch

Strengere Regeln für Shisha-Bars



"Multikulti" ist ein weiterer Begriff in der 68er-Tradition. Welche
praktischen Fragen entstehen können, wenn Elemente fremder Kulturen in
Deutschland heimisch werden, wurde in der Januar-Tagung deutlich. Der
Landtag debattierte über die Gesundheitsgefahren in Shisha-Bars.


Wirtschaftsminister Bernd Buchholz (FDP) will den
Gesundheitsschutz in Shisha-Bars verbessern. Kernpunkte: In Lokalen,
wo Wasserpfeifen geraucht werden, muss es künftig Warnmelder geben,
die den Gehalt von giftigem Kohlenmonoxid (CO) in der Luft messen.
Diese müssen von einem Fachbetrieb eingebaut werden. Auch für Lüftung
und Abzug soll künftig eine Fachfirma zuständig sein. Zudem müssen die
Bars Warnschilder anbringen. Dies will Buchholz mit einem landesweiten
Erlass regeln. Ein neues Gesetz sei nicht erforderlich.

Hintergrund der Maßnahme: In den vergangenen Monaten haben Besucher
solcher Gaststätten mehrere Schäden davongetragen. So erlitten in Kiel
zwei 19-Jährige CO-Vergiftungen. Sie waren der sauerstoffarmen Luft
ausgesetzt, die in Räumen mit Wasserpfeifendampf und ohne ausreichende
Lüftung entstehen kann. Das aus Arabien stammende Shisha-Rauchen liege
zwar "irgendwie im Trend", so Minister Buchholz, und sei ein
"bereicherndes Barkultur-Element". Es müsse aber deutlich werden, dass
der "toxische und teilweise krebserregende" Rauch eine
Gesundheitsgefahr darstelle. Bernd Heinemann, dessen SPD-Fraktion das
Thema auf die Tagesordnung gesetzt hatte, unterstützte den Kurs der
Regierung. Es müsse landesweite Standards geben, damit die kommunalen
Ordnungsämter nicht "nur auf Zuruf" eingreifen, "wenn die Ersten
umgekippt sind".

Fehrs: Freiheit nicht einengen

Auch aus den anderen Parteien gab es Lob für Buchholz. Wolf Rüdiger
Fehrs (CDU) unterstrich das "Prinzip des freien und mündigen Bürgers".
Die Schutzregeln dürften Betreiber und Kunden nicht in ihrer Freiheit
einengen. Shisha-Bars brächten Menschen aus unterschiedlichen Kulturen
zusammen und förderten so die Völkerverständigung, meinte Dennys
Bornhöft (FDP). Marret Bohn (Grüne) wies darauf hin, dass der
19-Jährige, der in einer Kieler Shisha-Bar zusammengebrochen war, akut
gefährdet gewesen sei: "Das war ganz schön knapp." Und Flemming Meyer
(SSW) merkte an, "dass beim Shisha-Rauchen durchschnittlich sogar mehr
Nikotin und nicht weniger krebserregende Stoffe aufgenommen werden,
als beim Rauchen von Zigaretten". Die AfD machte sich für bundesweite
Vorgaben und eine deutschlandweite Aufklärungskampagne stark. Frank
Brodehl forderte eine "Kennzeichnungspflicht" der Tabaksorten. Dieser
Antrag scheiterte am Nein der anderen Fraktionen.

Vor allem in größeren Städten sind Shisha-Bars verbreitet. In Kiel
gibt es Schätzungen zufolge etwa ein Dutzend, in Lübeck sieben, in
Flensburg drei. Die Polizei hat zuletzt mehrfach Bars geschlossen,
nachdem die Feuerwehr dort gefährlich hohe CO-Werte gemessen hatte.
Das Problem: Es bestehen keine landesweiten Standards für die Bars.
Sie gelten als einfache Raucher-Kneipen. Spezielle Vorgaben, etwa für
Kohlenmonoxid-Warnmelder oder Lüftungsanlagen, gibt es noch nicht.
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AUSSEN/1577: Thorsten Schäfer-Gümbel zu politischen Gesprächen in China


SPD-Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Thorsten Schäfer-Gümbel zu politischen Gesprächen in China



Der stellvertretende SPD-Vorsitzende Thorsten Schäfer-Gümbel wird am heutigen Mittwoch, 9. Mai 2018 mit einer Delegation von Bundes- und Landespolitikern zu einer viertägigen Chinareise nach Peking und Tianjin aufbrechen. Anlass der Reise ist der fünfte Deutsch-Chinesische Nachhaltigkeitsdialog von SPD und KP China, der in diesem Jahr die "Perspektiven einer nachhaltigen Verkehrs- und Mobilitätsentwicklung" als Schwerpunkt beleuchtet.

Bei einer Konferenz in Peking werden die rechtlichen, ökonomischen und ökologischen Rahmenbedingungen einer modernen, digitalen Verkehrspolitik diskutiert. Diese Fragestellungen werden auch bei hochrangigen politischen Gesprächen mit Vertretern aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft sowie bei Besichtigungen von Startups und wichtigen Verkehrsprojekten im Vordergrund stehen.
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FINANZEN/1812: Steuerschätzung bestätigt - Koalitionsvertrag ist solide finanziert


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Mai 2018

Arbeitsgruppen: Haushalt, Finanzen

Steuerschätzung bestätigt - Koalitionsvertrag ist solide finanziert



Achim Post, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;

Johannes Kahrs, haushaltspolitischer Sprecher;

Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Die Steuerschätzung unterstreicht, dass die zentralen politischen Vorhaben der Großen Koalition seriös finanziert sind. Neue Leistungen für Kinder und Familien, steigende Investitionen in Verkehrsinfrastruktur und Breitbandausbau sowie mehr Geld für Bildung, Forschung, Entwicklungshilfe und Verteidigung sind möglich, ohne neue Schulden zu machen. Spielräume für große zusätzliche Maßnahmen oder Steuersenkungen eröffnet die Steuerschätzung dagegen nicht.

"Für die SPD-Bundestagsfraktion ist es wichtig, dass wir all die prioritären Maßnahmen ohne Abstriche realisieren können, die wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben. Wir werden in den nächsten vier Jahren 46 Milliarden Euro mehr ausgeben als in der alten Finanzplanung vorgesehen. Damit finanzieren wir zum Beispiel die Erhöhung des Kindergelds, die Senkung der Kita-Gebühren und die Abschaffung des Soli für 90 Prozent der Steuerzahler. Die Steuerschätzung zeigt, dass wir zu Recht darauf gesetzt hatten, dass sich diese Mehrausgaben durch Mehreinnahmen finanzieren lassen.

Nur zwei Monate nach Unterzeichnung des Koalitionsvertrags sollte aber klar sein, dass es keinen Bedarf gibt an immer neuen Ideen, wofür man noch Geld ausgeben könnte. Da wir gleichzeitig vereinbart haben, dass wir weiterhin ohne neue Schulden auskommen wollen, ist die wieder aufgewärmte Steuersenkungsdiskussion ebenfalls fehl am Platz. Wir begrüßen, dass sich Wirtschaftsminister Altmaier in der Frage schuldenfreier Haushalte auf die Seite des Finanzministers gestellt und ihn gegen allzu ausgabefreudige Fachminister aus der Union verteidigt hat.

Sollte die tatsächliche Entwicklung der Steuereinnahmen noch positiver verlaufen als jetzt geschätzt, können wir als Koalition neben den prioritären 'Wir-werden-Maßnahmen' auch einige der grundsätzlich vereinbarten 'Wir-wollen-Maßnahmen' finanzieren. Welche das sind, werden wir dann gemeinsam verabreden. Aus sozialdemokratischer Sicht spräche dann einiges dafür, den Schwächsten stärker zu helfen und die Sozialversicherungsbeiträge noch deutlicher zu senken als vorgesehen. Davon haben alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer etwas, anders als bei Steuersenkungen, von denen meist nur Besserverdienende profitieren."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/647: SPD erkämpft Meilenstein im Verbraucherschutz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

SPD erkämpft Meilenstein im Verbraucherschutz



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher:

Heute hat das Kabinett den Gesetzesentwurf für die Einführung der Musterfeststellungsklage beschlossen. Dies ist ein Meilenstein im Verbraucherschutz, den die SPD durchgesetzt hat.

"Dass die Musterfeststellungsklage durch den heutigen Kabinettsbeschluss wie geplant zum 01. November 2018 in Kraft treten kann, ist ein Meilenstein für den Verbraucherschutz in Deutschland. Mit der Musterfeststellungsklage stellen wir klar: Wer Recht hat, muss auch Recht bekommen und das schnell und ohne Kostenrisiko. Verbraucherinnen und Verbraucher, die durch falsche Abgaswerte getäuscht wurden, können so ihre Ansprüche noch rechtzeitig vor der zum Jahreswechsel drohenden Verjährung geltend machen. Es ist gut, dass Justizministerin Katarina Barley diesen überzeugenden Gesetzentwurf rasch vorgelegt hat.

Am Musterprozess können Verbraucherinnen und Verbraucher teilnehmen, indem sie sich bei dem beim Bundesamt für Justiz geführten Register registrieren lassen. In diesem Musterverfahren werden die Anspruchsvoraussetzungen von Schadensersatzansprüchen der Verbraucherinnen und Verbraucher festgestellt, etwa ob eine Abgassoftware fehlerhaft war. Mit diesem rechtskräftigen Ergebnis kann der Verbraucher dann in einem Folgeprozess seine Ansprüche einklagen. Es ist aber davon auszugehen, dass es zu einem Folgeprozess gar nicht kommt, sondern dass ein im Musterverfahren unterlegenes Unternehmen akzeptable Vergleichssummen anbieten wird. Denn sonst bestünde das hohe Risiko, in Folgeprozessen aufgrund des verlorenen Musterprozesses zu unterliegen und hohe Verfahrenskosten tragen zu müssen. Dadurch werden Gerichte entlastet, weil ein Richter nicht hunderte oder gar tausende Fälle individuell auf die Schadenshöhe hin prüfen muss."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





RECHT/646: SPD-Themenforum Verbraucherpolitik - Wer Recht hat soll Recht bekommen!


SPD-Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

SPD-Themenforum Verbraucherpolitik: Wer Recht hat soll Recht bekommen!



Anlässlich des Kabinettsbeschlusses zur Musterfeststellungsklage erklären die Sprecherinnen des SPD-Themenforums Verbraucherpolitik Inge Blask und Sarah Ryglewski:

Mit der Musterfeststellungsklage können die Verbraucherinnen und Verbraucher nun effizient und kostengünstig gegen betrügerische Praktiken oder verbraucherschädigende AGB vorgehen. Nach zähem Ringen konnte die SPD gegen den Willen der Union die Musterfeststellungsklage durchsetzen. Denn für die SPD gilt: Wer Recht hat soll Recht bekommen. Wir sind sehr froh, dass Bundesjustizministerin Katarina Barley als eine ihrer ersten Amtshandlungen dieses Gesetz auf den Weg gebracht hat.

Betroffene können sich in ein Klageregister eintragen und so ihre Ansprüche anmelden. Eine Verjährung und somit der Verlust ihrer Ansprüche wird damit verhindert. Klagebefugte Verbände führen dann das Verfahren gegen die Unternehmen. Ein Urteil hat Bindungswirkung für die angemeldeten Verbraucherinnen und Verbraucher und schafft so Rechtssicherheit für die individuellen Ansprüche.
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SOZIALES/2693: Behindertenbeauftragter Jürgen Dusel ist der Richtige für das Amt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Neuer Behindertenbeauftragter - Jürgen Dusel ist der Richtige für das Amt



Kerstin Tack, arbeitspolitische Sprecherin;

Angelika Glöckner, zuständige Berichterstatterin:

Am heutigen 9. Mai hat Jürgen Dusel das Amt des Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen übernommen. Wir sind überzeugt, dass er dieses Amt ebenso engagiert und erfolgreich ausfüllen wird wie seine Vorgängerin Verena Bentele.

"Wir haben uns in dieser Legislaturperiode einiges vorgenommen, um die Situation von Menschen mit Behinderungen zu verbessern: Der inklusive Arbeitsmarkt und die Assistierte Ausbildung sollen weiterentwickelt, die Bezahlung und Mitbestimmung in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen ausgebaut werden. Wir werden Menschen mit Behinderungen auch dadurch den Rücken stärken, dass wir Barrieren in allen Bereichen - Wohnen, Mobilität, Kommunikation und Unterhaltung - weiter abbauen. Einen weiteren Schwerpunkt haben wir in dieser Legislaturperiode darauf gelegt, die inklusive Bildung voranzutreiben. Darüber hinaus werden wir die Aufklärung von und den Schutz vor Gewalt gegen Menschen mit Behinderungen deutlich verbessern. Die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes, des größten sozialpolitischen Reformprojekts der vergangenen Wahlperiode, wird außerdem intensiv begleitet werden.

Die Umsetzung der zahlreichen behindertenpolitischen Vorhaben, die wir im Koalitionsvertrag verankert haben, ist keine kleine Aufgabe. Wir freuen uns deshalb sehr darüber, dass Jürgen Dusel, der zuvor Brandenburgischer Landesbehindertenbeauftragter war, seine langjährige Erfahrung als Vertreter der Anliegen der Menschen mit Behinderungen künftig in den Umsetzungsprozess einbringen wird. Er ist für dieses Amt genau der Richtige."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





FRAGEN/053: DR Kongo - Politisch und ökonomisch motivierte Gewalt (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 6, November/Dezember 2017

DR Kongo

Politisch und ökonomisch motivierte Gewalt

Interview mit Evariste Mfaume, Leiter der NRO Solidarité des
Volontaires pour l'Humanité in Süd-Kivu von Gesine Ames



Die Gewalt in der DR Kongo nimmt landesweit zu. Seit 2014 häufen
sich die Berichte von Massakern an der Zivilbevölkerung, vor allem in
der Provinz Nord-Kivu, aber auch in den Kasaï-Provinzen.
Evariste Mfaume, Leiter der NRO Solidarité des Volontaires pour
l'Humanité in Süd-Kivu, erläutert im Interview mit Gesine Ames vom
Ökumenischen Netz Zentralafrika die Hintergründe.



Gesine Ames: Sie kommen aus der Provinz Süd-Kivu, in der Ende
September schwere Gefechte stattfanden. Wer ist dafür verantwortlich?

Evariste Mfaume: Im September lieferten sich die kongolesische
Armee FARDC und eine neu entstandene Koalition verschiedener
Milizgruppen namens "Alliance pour la Souveraineté du Congo" heftige
Gefechte in der Region Fizi in Süd-Kivu. Hier gibt es seit vielen
Jahren große Spannungen, die gewaltsam eskalieren. Ursachen dafür sind
fehlende staatliche Strukturen und mangelnde Sicherheit für die lokale
Bevölkerung. Diese Situation nutzen verschiedene Milizen aus, um ihre
Partikularinteressen durchzusetzen. Der Staat übernimmt keine
Verantwortung und kommt seinen Pflichten, zum Beispiel dem Aufbau
einer nachhaltigen Sicherheitsstruktur, nicht nach. Die Bevölkerung
wurde wiederholt Opfer von Gewalt und Vertreibung.

Dieses Klima der Unsicherheit schürt Konflikte. Es bietet
Unruhestiftern ein Argument, gewalttätige Aktionen mit einem
politischen Unterbau zu versehen. Die Gewalt richtet sich vor allem
gegen die Zivilbevölkerung, die mehrheitlich kaum Zugang zu
medizinischer Versorgung, Bildung und Sicherheit hat.

Gesine Ames: Was begründet den enormen Anstieg der Gewalt gegen
die Bevölkerung?

Evariste Mfaume: Kongos Bodenschätze. Besonders in
Minengebieten, in denen Gold und andere Mineralien abgebaut werden,
konzentriert sich die Gewalt. Verschiedene Milizen profitieren von der
fragilen und desolaten politischen Situation und kontrollieren diese
Gebiete. Sie verlangen zudem Wegzölle von Kleinschürfern und der
lokalen Bevölkerung. Aber auch Teile der kongolesischen Armee eignen
sich die natürlichen Ressourcen an. Offiziere kollaborieren mit
Milizen. Das befeuert die Kriegsökonomie länderübergreifend. Wie die
Expertengruppe der Vereinten Nationen konstatiert, floriert etwa der
illegale Handel von Rohstoffen, vor allem Gold gegen Waffen, rund um
den Tanganjikasee zwischen den Ländern Burundi, Tansania und der
Provinz Süd-Kivu in der DR Kongo. Es handelt sich um eine weitläufige,
unkontrollierte Gegend, die von keinem der drei Staaten zu 100 Prozent
kontrolliert wird.

Gesine Ames: Wer sind die militanten Gruppen, die für die
Massaker in Nord-Kivu verantwortlich sind?

Evariste Mfaume: Die fragile Situation in der DR Kongo
ermöglicht es kongolesischen sowie ursprünglich aus den Nachbarländern
stammenden Milizen, ihre Ansprüche geltend zu machen. Kongolesische
Milizionäre verfolgen vor allem ökonomische Ziele. Milizen aus den
Nachbarländern vertreten darüber hinaus oftmals auch eine politische
Agenda. Dabei handelt es sich um bewaffnete Gruppen aus Uganda, Ruanda
und Burundi.

Im Nord-Kivu existiert seit langer Zeit die Miliz FDLR (Forces
Démocratique de Libération du Rwanda). Es sind ehemalige Génocidaires,
die nach dem Völkermord in Ruanda in die DR Kongo geflohen sind. Heute
sind viele mit Kongolesinnen verheiratet und haben zum Teil starke
Verbindungen in lokale Gesellschaften. Dennoch ist diese Miliz für
grausame Übergriffe auf die Bevölkerung verantwortlich. FDLR-Kämpfer
haben vor allem in den 2000er-Jahren sexualisierte Gewalt als
Kampfstrategie angewandt. Sie haben geplündert, getötet und schwerste
Körperverletzungen begangen. Die FDLR versucht, gewaltsam eine
möglichst großflächige Kontrolle zu erreichen und Widerstand zu
brechen.

Eine weitere Miliz, die Allied Democratic Forces - vereint mit der
National Army for the Liberation of Uganda (ADF-NALU), kommt
ursprünglich aus Uganda und ist seit vielen Jahren in der Region um
Beni in Nord-Kivu im Handel von mineralischen Rohstoffen, Holz und
Drogen aktiv.

Diese Milizen verbünden sich mit kongolesischen Milizen und Teilen der
kongolesischen Armee; sie begehen Menschenrechtsverletzungen an der
lokalen Bevölkerung. Allerdings gibt es in der kongolesischen
Gesellschaft eine Tendenz, dies zu leugnen. Oft hört man, Kongolesen
würden doch keine Kongolesen töten und keine Frauen vergewaltigen.
Leider geht diese Wahrnehmung an der Realität vorbei. Seit 2014 sind
bei Übergriffen im Gebiet um die Stadt Beni mindestens 1000 Menschen
umgebracht worden. In diesem Zusammenhang ist die weit verbreitete
Straflosigkeit das größte Problem. Es obliegt der kongolesischen
Regierung, vor allem in den Reihen ihrer Armee für Ordnung und
Disziplin zu sorgen und die Täter strafrechtlich zu verfolgen. Sie
sollte eine Null-Toleranz-Politik gegenüber der Gewalt durchsetzen.
Leider sind wir weit davon entfernt.

Gesine Ames: Warum toleriert die kongolesische Regierung diese
Straflosigkeit?

Evariste Mfaume: Die kongolesische Regierung hat die Kontrolle
über viele Landesteile verloren. Das verschlimmert die Situation.
Zudem hat das politische Klima mafiöse Strukturen geschaffen, die bis
in hohe politische Ämter reichen. Diejenigen, die dafür verantwortlich
sind, kollaborieren mit Milizen auf verschiedenen Ebenen. Wir haben es
mit einem starken Klientelismus in der kongolesischen Politik zu tun.
Einige Politiker versuchen, in ihren Heimatregionen die lokale
Bevölkerung, vor allem Jugendliche, für ihre Interessen zu
instrumentalisieren. Gleichzeitig rufen sie nach Friedensmissionen zur
Befriedung der Gewalt, obwohl sie selbst Auftraggeber des Konfliktes
sind.

Gesine Ames: Sie arbeiten in Süd-Kivu. Inwieweit hängen dortige
Konflikte mit der regionalen Dynamik zusammen?

Evariste Mfaume: In Süd-Kivu in der Region Fizi treibt die
bewaffnete Gruppe FNL (Forces Nationales de Libération) ihr Unwesen.
Sie kommt aus Burundi und meint, ihre Legitimation durch politische
Forderungen gegenüber der burundischen Regierung zu erhalten. Sie
wendet Gewalt gegen die kongolesische Bevölkerung an, um ihre
Machtansprüche zu demonstrieren und - so bitter es klingt - als
Überlebensstrategie. Zudem haben politische Krisen wie in Burundi
direkte Auswirkungen auf den Kongo.

In einer Region im Süd-Kivu leben heute 3300 burundische Flüchtlinge
unter prekären Bedingungen. Dies stellt die wirtschaftlich und
infrastrukturell vernachlässigte Gegend vor extreme Herausforderungen.
Erschreckendes Beispiel ist die Ermordung von 37 burundischen
Flüchtlingen und mehr als 117 Verletzten im Camp Kamanyola durch
kongolesische Sicherheitskräfte im September 2017. Bis heute gibt es
dazu keine unabhängige Untersuchung und strafrechtliche Maßnahmen,
obwohl der kongolesische und burundische Geheimdienst in der Region
aktiv sind.

Gesine Ames: Schildern Sie bitte Ihre Menschenrechtsarbeit. Was
sind die größten Herausforderungen?

Evariste Mfaume: Ich arbeite als Leiter der 2003 gegründeten
Organisation Solidarité des Volontaires pour l'Humanité zu Fragen der
Friedens- und Versöhnungsarbeit, des Umwelt- und Konfliktmanagements,
der Menschenrechte und der natürlichen Rohstoffen. Wir erstellen
Analysen zu lokalen Konflikten, nehmen Berichte von Opfern der
Menschenrechtsverletzungen auf, vermitteln sie an juristische
Ansprechpersonen und kümmern uns verstärkt um die Flüchtlinge in den
Lagern. Des Weiteren stellen wir Verbindungen zwischen internationalen
Menschenrechtsorganisationen und lokalen Organisationen her und
vernetzen diese miteinander.

Die Arbeit von Menschenrechtsverteidiger/innen und Journalist/innen
ist extrem gefährlich. Denn wir befinden uns in einem angespannten
politischen Klima und einem ungewissen Wahlprozess. Bedrohungen kommen
von staatlicher Seite wie von Milizen. Zudem kämpfen wir mit
strukturellen Herausforderungen, wie der Schaffung eines gut
funktionierenden Netzwerkes sowie fehlenden finanziellen Mitteln. Wir
brauchen Sicherheitsvorkehrungen und -trainings. Unsere Wohn- und
Arbeitsräume sind überhaupt nicht geschützt. Wir haben oftmals keine
Möglichkeiten zu schneller Kommunikation und sind nicht mobil, was bei
akuten Bedrohungsszenarien aber sehr wichtig ist. Zudem leben wir im
Süd-Kivu weit entfernt von staatlichen und diplomatischen Strukturen.
Das heißt: Wir haben kein Zugang zu Botschaften und Konsulaten oder zu
Stützpunkten der UN-Friedensmission Monusco.

Gesine Ames: Wer sind die Hauptgefährder?

Evariste Mfaume: Das sind vor allem Mitarbeiter des
kongolesischen Geheimdienstes ANR und des militärischen
Geheimdienstes. In anderen Fällen sind es Politiker, die Leute dafür
instrumentalisieren, uns per Telefon zu bedrohen. Manche
Menschenrechtsverteidiger wurden auch von Milizen bedroht, die ihnen
zeigen wollten, dass sie mit ihren Berichten nicht einverstanden sind.
All diese Personen, die uns in unserer Arbeit behindern und
einschüchtern, erlauben es unserem Land nicht voranzuschreiten. Wir
bewältigen also die Arbeit, die eigentlich die Regierung leisten
müsste.

Gesine Ames: Welche Perspektiven gibt es für eine nachhaltige
Beruhigung in der DR Kongo und im Gebiet der Großen Seen?

Evariste Mfaume: Zu allererst müssen die Kongolesen sich ihrer
Verantwortung stellen und ihrer Arbeit nachgehen: in den Ministerien,
im Senat, im Parlament und auf Provinzebene. Zweitens ist es die
Aufgabe der Afrikanischen Union, der Internationalen Konferenz der
Große Seen und der Ost-Afrikanischen Gemeinschaft EAC, pro-aktiv eine
Strategie des Monitorings zu erstellen und Beschlüsse tatsächlich
umzusetzen. Wir benötigen einen glaubwürdigen und transparenten
Wahlprozess mit gültigem Wahlkalender für die DR Kongo. Drittens ist
die gerechte Verteilung der natürlichen Rohstoffe zu nennen. Zu viele
Einnahmen fließen in private Taschen. Daher benötigen wir Transparenz
und ein gerechtes Steuersystem, von dem vor allem der soziale Sektor
und damit die Bevölkerung profitiert.


Flucht und Vertreibung

In der DR Kongo waren im August 2017 über 3,8 Mio. Binnenvertriebene
registriert, davon sind seit Beginn 2017 knapp eine Mio. neu
Vertriebene - doppelt so viele wie im Vorjahr. 236.527 flohen nach
Uganda, 73.644 nach Ruanda und 62.505 nach Tansania. Seit 2015 kamen
rund 37.000 burundische Flüchtlinge in die Provinzen Nord- und
Süd-Kivu.

 * 

Weitere Artikel in afrika süd Nr. 6, November/Dezember 2017

SKEPSIS ODER HOFFNUNGSSCHIMMER?

Ein Kommentar zu Mugabes Ende von Lothar Berger.

AKTUELL


SIMBABWE

DAS SPIEL IST AUS!

Die Ära Robert Mugabe ist vorbei. In einem wochenlangen "End Game"
trat der Langzeitpräsident am 21. November 2017 von seinem Amt zurück.
Alfred Obed Rankomise berichtet.

WOCHEN DES UMBRUCHS

Eine Chronologie der politischen Ereignisse, die zur Amtsaufgabe von
Präsident Robert Mugabe führten.

ZU VIEL EUPHORIE IST DEPLATZIERT

Zigtausende haben das Ende Mugabes gefeiert. David Coltart bremst
angesichts der Macht der Generäle die Euphorie.

MUGABES VERHEERENDE BILANZ

Robert Mugabe wurde zu Unrecht lange als "Befreier" oder gar als
Revolutionär eingeschätzt. Christoph Marx kennt die Gründe.


SÜDAFRIKA

THE PRESIDENT'S KEEPERS

Warum Südafrikas Staatssicherheitsdienst das Buch "The President's
Keepers" des investigativen Journalisten Jacques Pauw verbieten will,
erläutert Gottfried Wellmer.

FÄLLT DIE LETZTE BASTION?

Recht und Gerechtigkeit in Südafrikas Weinbaugebieten. Die dortigen
Arbeiterinnen und Arbeiter werden schlecht bezahlt, kritisiert Simone
Knapp.


MOSAMBIK

LÄSST SASOL MOSAMBIK AUSBLUTEN?

Südafrikas Ölkonzern Sasol soll Mosambik mehr Geld für Gas zahlen, das
Sasol in den Gasfeldern von Pande und Temane abbaut. Govan Whittles
berichtet.


NAMIBIA

GERAUBTER STAATSFORST

Wertvolle Hartholzbäume aus dem Caprivi-Staatsforst werden von einem
chinesischen Syndikat geplündert. John Grobler denkt die
Machenschaften auf.


DR KONGO

KONGO-KONTEXTE

Im Dezember 2016 endete die zweite Amtszeit von Kongos Präsident
Joseph Kabila. Dennoch entschied er sich, an der Macht zu bleiben und
regiert immer autokratischer. Über kirchliche Vermittlung und
gewaltsame Konflikte berichtet Rita Schäfer.

"DIALOG IST FÜR UNS DER KÖNIGSWEG"

Wendy Bashi hat den Erzbischof von Kisangani und Vorsitzenden der
nationalen Bischofskonferenz, Monseigneur Utembi, zur politischen
Entwicklung in der DR Kongo interviewt.

POLITISCH UND ÖKONOMISCH MOTIVIERTE GEWALT

Die Gewalt in der DR Kongo nimmt landesweit zu. Evariste Mfaume,
Menschenrechtsaktivist aus Süd-Kivu, erläutert im Interview mit Gesine
Ames die Hintergründe.


TANSANIA

AUTORITARISMUS á LA MAGUFULI

Andreas Bohne und Katrin Voß blicken auf zwei Jahre Präsidentschaft
von John Pombe Magufuli zurück.

DIE RICHTIGE STADT!?

Daressalam gilt mit seinen vier bis fünf Millionen Einwohnern als eine
der kommenden Megastädte auf dem Kontinent. Patrick Schukalla nimmt
die Planung einer neuen Satellitenstadt unter die Lupe.


SÜDLICHES AFRIKA

KOORDINATEN UND ELAN VERLOREN

Der SADC People's Summit 2017. Jedes Jahr treffen sich soziale
Bewegungen und zivilgesellschaftliche Organisationen am Rande des
SADC-Gipfels. Boniface Mabanza Bambu war in Johannesburg dabei.


SÜDAFRIKA

AUGENHÖHE IN SCHIEFLAGE

Netzwerke und Fachforen in der Eine-Welt-Arbeit setzen sich mit den
Herausforderungen internationaler Kooperationen auseinander. Vera
Dwors stellt Reflexionsprozesse im Austausch mit jungen
Südafrikaner/innen vor.


SÜDAFRIKA: LITERATUR

NEUES LEBEN IN SÜDAFRIKA

Fever heißt der neue Roman von Deon Meyer. Manfred Loimeier hat den
südafrikanischen Autor interviewt.


SERVICE

REZENSIONEN
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ASYL/1264: Familiennachzug - Unklare Nachzugskriterien und Bürokratie verschärfen Leid (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Unklare Nachzugskriterien und Bürokratie verschärfen Leid



Berlin, 9. Mai 2018. "Wir sind in Sorge, dass sich die Verfahren für die
betroffenen Familien noch weiter verzögern und sich ihr Leid durch die
inhumanen Familientrennungen noch verschlimmert", appelliert
Caritas-Präsident Peter Neher an CDU, CSU und SPD anlässlich des heute
eingebrachten Kabinettentwurfs zum Familiennachzug.

Künftig wird nach komplizierten Kriterien darüber entschieden, ob ein
Flüchtling mit subsidiärem Schutz seine Familie nach Deutschland nachholen
darf. Mit dem Bundesverwaltungsamt wird eine weitere Behörde in den
Entscheidungsprozess eingebunden. Beides wird zu hohem Verwaltungsaufwand
führen.

Neher fordert, dass die Politik nicht weitere Hindernisse für den
Familiennachzug von subsidiär Geschützten aufbaut: "Es muss sichergestellt
werden, dass die Entscheidung, ob Geflüchtete ihre engsten Angehörigen
nachholen können transparent und zügig verläuft."

Ab August sollen 1.000 Flüchtlinge pro Monat zu Familienangehörigen mit
subsidiärem Schutzstatus nachziehen dürfen. Das sind Menschen, denen im
Herkunftsland ernsthafte Gefahr durch Kriege und Gewalt droht. Überwiegend
stammen diese Menschen derzeit aus Syrien. Da sich die politische Situation
und damit auch die Gefahr für die Betroffenen in Syrien auf absehbare Zeit
nicht ändern werden, gibt es keine Perspektive für die Menschen auf eine
rasche Rückkehr. "Gut ist, dass sich die Koalition darauf einigen konnte,
dass zumindest anfänglich die Zahl des nicht ausgeschöpften Kontingents von
einem Monat auf die folgenden fünf Monate übertragen werden kann. Das
sollte dann auch dauerhaft möglich sein und in den Gesetzestext Eingang
finden", so Neher.

Alle Schutzberechtigten brauchen eine Zukunftsperspektive für ihre
Integration. Die Sorge der subsidiär Geschützten um den Ehepartner und die
minderjährigen Kinder, die in der Herkunftsregion verblieben sind, bindet
meist all ihre Kräfte. Besonders schwierig ist die Trennung für
unbegleitete Minderjährige, die sich allein, ohne ihre Familie, in eine für
sie fremde Gesellschaft eingewöhnen müssen. "Familiäre Bindungen müssen
berücksichtigt werden, dazu verpflichtet uns das Grundgesetz und die
Europäische Menschenrechtskonvention", so Neher.


Die Stellungnahme finden Sie unter:

https://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/05-03-2018-gesetzentwurf-familiennachzug-zu-subsidiaer-geschuetzten

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Deutscher Caritasverband e.V.

Berliner Büro - Pressestelle

Haus der Deutschen Caritas

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Redaktion:

Claudia Beck (Verantwortlich)

Telefon: 030/284447-42, Telefax: 030/284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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ASYL/1263: Pro Asyl warnt vor Verabschiedung des Familiennachzugsverhinderungsgesetzes (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Vor der Kabinettsitzung: 

PRO ASYL warnt vor Verabschiedung des Familiennachzugsverhinderungsgesetzes

PRO ASYL: Syrische Flüchtlinge werden zerrieben, Familien für Jahre
getrennt



PRO ASYL warnt vor Verabschiedung des
Familiennachzugsverhinderungsgesetzes: Das Gesetz bringt Kriegsflüchtlinge
in eine ausweglose Situation. Sie werden zerrieben zwischen einer
Rückkehrverhinderungsstrategie von Assad und einer
Ankommensverweigerungshaltung des Gesetzentwurfs.

Die größte Gruppe der Betroffenen sind Menschen, die vor dem Bürgerkrieg in
Syrien flüchten. Machthaber Assad plant ihre de facto-Enteignung, denn
aufgrund ihrer Abwesenheit können syrische Flüchtlinge keine Ansprüche bei
der drohenden Enteignung geltend machen. »Assad ist es gleichgültig, ob es
sich bei den Geflüchteten um Kriegsflüchtlinge oder in Europa anerkannte
GFK-Flüchtlinge handelt«, sagt Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO
ASYL. Das syrische Regime behandelt Geflüchtete als Verräter und strebt
eine komplette regimetreue Neuordnung der syrischen Gesellschaft an. Auf
einer Geheimdienstliste des syrischen Regimes sollen mehr als 1,5 Millionen
Namen verzeichnet sein; Millionen von geflüchteten SyrerInnen bangen darum,
bei Rückkehr in die Fänge des Geheimdienstapparats zu gelangen. Eine
Rückkehr und ein Leben mit der Familie im Verfolgerstaat zu forcieren, ist
unzumutbar.

PRO ASYL fordert angesichts der unverändert desaströsen Lage in Syrien
subsidiär Geschützten den Familiennachzug unverzüglich zu ermöglichen, da
die Familieneinheit nicht im Herkunftsland hergestellt werden kann. (Zur
umfassenden Stellungnahme von PRO ASYL geht es hier.) Der Gesetzentwurf
beinhaltet weitreichende Einschnitte für die betroffenen subsidiär
Schutzberechtigten, ihre engsten Angehörige und die deutsche und
europäische Gesellschaft. Aus dem Grundrecht auf Familie wird ein
Gnadenrecht des Staates. Der Gesetzentwurf ist unions-, völkerrechts-und
verfassungswidrig. An der Realität vorbei und ohne belastbare Zahlen oder
Schätzungen wird das Grund-und Menschenrecht auf Familie unverhältnismäßig
eingeschränkt.

Der Entwurf geht zudem über den Koalitionsvertrag hinaus, ist
widersprüchlich und kann keine fundierte Rechtfertigung aufweisen.
Zusätzlich zu den humanitären Gründen sollen Integrationsaspekte besonders
geprüft werden. Dies steht völlig außerhalb des Konzeptes von humanitären
Gründen. Personen, die Integrationsleistungen vorweisen können, müssen
außerhalb des Kontingents einen Anspruch auf Familiennachzug haben. Ihr
Ausschluss ist nicht vom Gesetzeszweck gedeckt. Bei Integrationsleistungen
ist der reguläre Familiennachzug zu gewährleisten.

Bereits die Einleitung eines Widerrufs-oder Rücknahmeverfahrens soll den
Familiennachzug verhindern. Dies kann dazu führen, dass eine lange Prüfung
durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) die Realisierung
eines Nachzugs blockiert. Dies gilt umso mehr, wenn man das im Zusammenhang
mit dem Koalitionsvertrag liest, dass spätestens nach drei Jahren nach
einer positiven Entscheidung Überprüfungen erforderlich sein sollen (KV,
Zeile 4949 ff.).Mehrere hunderttausend Verfahren werden bei Realisierung
dieses Vorhabens eingeleitet werden. Die Prüfung einschließlich möglicher
Gerichtsverfahren verhindert so das Familienzusammenleben trotz Vorliegens
humanitärer Gründe auf Jahre hinweg.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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STANDPUNKT/760: Nein zum bayerischen Polizeiaufgabengesetz (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
8. Mai 2018

Nein zum PAG! 

Ordnungszelle Bayern zum Unruheherd machen



Am 15. Mai möchte die CSU im bayerischen Landtag ein neues bayerisches
Polizeiaufgabengesetz (PAG) verabschieden. Dieses sieht eine massive
Ausweitung der polizeilichen Befugnisse bis hin zu Geheimdienst-Methoden
vor. Die strikte Trennung von Polizei und Geheimdiensten, die als Lehre aus
dem Faschismus in das Grundgesetz geschrieben wurde, wird damit
zurückgenommen. Durch die Einführung des Begriffs der "drohenden Gefahr"
können Maßnahmen durchgeführt und Grundrechte eingeschränkt werden, ohne
dass ein konkreter Anhaltspunkt vorliegen muss.

Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) verurteilt diese massive
Gesetzesverschärfung und fordert die sofortige Rücknahme dieses
Gesetzentwurfes. Sie ruft zu Protesten am 10. Mai 2018 in München auf, für
die ein breites Bündnis unter Beteiligung von Gewerkschaften,
Jugendorganisationen und Parteien organisiert wurde. Zehntausende werden zu
diesen Protesten erwartet.

Die Gesetzesverschärfung soll Vorbild für die gesamte Bundesrepublik
werden. Auch in anderen Bundesländern sind Neufassungen der
Polizeiaufgabengesetze geplant - so auch in Baden-Württemberg unter dem
grünen Ministerpräsidenten oder unter dem SPD-Grünen-Senat in Bremen.
Bayern beweist damit seine Funktion als "Ordnungszelle", die die gesamte
Bundesrepublik nach rechts rücken soll.

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, sagt dazu: "Während die
Militärausgaben in den kommenden Jahren verdoppelt werden sollen, jeder
fünfte Euro künftig für die Bundeswehr und für Kriegseinsätze ausgegeben
werden soll, soll auch an der Heimatfront aufgerüstet werden. Man will sich
wappnen für möglichen Widerstand. Der Protest gegen das
Polizeiaufgabengesetz steht damit in direktem Zusammenhang mit dem Aufruf
"Abrüsten statt Aufrüsten", der sich gegen die Verdoppelung des
Militäretats wendet. Die von der CSU heraufbeschworene 'drohende Gefahr'
ist unser Widerstand gegen die herrschende Politik. Lasst uns aus Bayern
einen Unruheherd machen!"

Essen, 08.05.2018

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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DISKUSSION/413: Frankfurt - "Soziale Praxis in den Ländern des Globalen Südens", 16.05.2018


idw - Pressemitteilung: Frankfurt University of Applied Sciences

Podiumsdiskussion "Concepts of 'the West'" - Perspektiven aus der
Sicht des Globalen Südens

Öffentliche Podiumsdiskussion mit Gästen der "International Week" an
der Frankfurt UAS



Das Thema "Soziale Praxis in den Ländern des Globalen Südens" steht
vom 14. bis 18. Mai 2018 im Fokus der 19. Internationalen Woche des
Fachbereichs Soziale Arbeit und Gesundheit an der Frankfurt University
of Applied Sciences (Frankfurt UAS). Sozialarbeiterinnen,
Aktivistinnen und Dozentinnen aus Indien, Uganda, Namibia und Marokko
stellen Studierenden ihre Arbeit vor. Eingebettet in die
Internationale Woche ist eine öffentliche Podiumsdiskussion am 16. Mai
2018, in der die internationalen Gäste über "Concepts of 'the West'"
aus der Perspektive des Globalen Südens (wie die Ländergruppe der
Entwicklungs- und Schwellenländer bezeichnet wird) debattieren. Dabei
geht es um die Frage, wie die politischen, rechtlichen und
ökonomischen Konzepte des Westens die Verhältnisse im Globalen Süden
prägen - und wie und warum sich dagegen Widerstand regt. Zur Sprache
kommt auch, was der benachteiligte Globale Süden - im Zeichen von
globaler Ungleichheit, Migrationsbewegungen, Krisen und Klimawandel -
von der Politik im Westen bzw. Globalen Norden erwartet.

Termin: "Concepts of 'the West'!" - Podiumsdiskussion mit
internationalen Gästen

Mittwoch, 16. Mai 2018, 17 bis 19 Uhr

Ort: Frankfurt UAS, Nibelungenplatz 1, Gebäude 2, Raum 144

Teilnehmende der Diskussion sind:


	Abha Bhaiya, Director of Jagori Grameen, Coordinator of One Billion Rising and Member of Women's Regional Network, Indien -Emmerentia Leonard, Lecturer, University of Namibia (UNAM)

	Juliet Were, Program-Coordinator of Isis-Women's International Cross Cultural Exchange, Uganda

	Khadija Mounia, Femmes du Sud, Agadir, Marokko

	Sewnet Mekonnen Yinesu, Adjunct Lecturer, Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit, Frankfurt UAS



Moderation: Prof. Dr. Dagmar Oberlies, Fachbereich Soziale Arbeit und
Gesundheit, Frankfurt UAS

Im Anschluss besteht die Möglichkeit zum Gespräch in einem lockeren
Rahmen.

Soziale Arbeit in den Ländern des Globalen Südens basierte lange auf
westlichen Konzepten. Die Allgemeingültigkeit dieser Methoden und
Theorien der Sozialen Arbeit wird aber seit vielen Jahren in Frage
gestellt. Viele Gegenbewegungen stellen inzwischen die Verhältnisse
vor Ort ins Zentrum ihrer Arbeit. Die wissenschaftlich orientierte
"Soziale Arbeit des Südens" fragt, welche Konzepte übertragbar sind,
welche neu entwickelt werden müssen und wie diese in einen globalen,
transnationalen und postkolonialen Kontext gestellt werden können.
Damit befasst sich auch der Studiengang "Soziale Arbeit:
transnational" am Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit.

Internationale Wochen an der Frankfurt UAS

Jeweils im Mai und November kommen zahlreiche internationale Gäste zu
den Internationalen Wochen an die Frankfurt UAS. Sie sind ein
wichtiges Element im Rahmen des Projekts "Internationalisierung
zuhause", das den Studierenden ermöglicht, internationale Kompetenz
auch ohne Auslandsaufenthalt zu erwerben. Wie der Fachbereich Soziale
Arbeit und Gesundheit führt auch der Fachbereich Wirtschaft und Recht
regelmäßig Internationale Wochen durch und zwar bereits im elften
Jahr. Dozentinnen und Dozenten aus verschiedenen Ländern befassen sich
dabei mit Themen wie Wirtschaftsrecht, Logistik, Buchhaltung,
Finanzen, internationales Management und Marketing. Mit den
Internationalen Wochen pflegt die Hochschule bestehende
Hochschul-Partnerschaften und gibt Gelegenheit, neue Kontakte in Lehre
und Forschung zu knüpfen und den studentischen Austausch zu fördern.
Derzeit bestehen Partnerschaften zu über 200 Hochschulen im
europäischen und außereuropäischen Ausland. Zudem findet am 16. Mai
2018 der "International Day" des International Office der Frankfurt
UAS statt, der zu möglichen Auslandsaufenthalten informiert. Des
Weiteren veranstaltet das International Office in Kooperation mit der
Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) eine
Staff Week zum Thema "Risk Assessment and Security Management in
Higher International Education", die sich an Angehörige von
(Partner-)Hochschulen richtet.

Ergänzt wird diese Internationalisierungsstrategie durch Module im
Rahmen des Studiums Generale. So befasst sich das Modul "International
Encounters - Images of the West", in dessen Rahmen die
Podiumsdiskussion organisiert wird, mit Vorstellungen über "den
Westen". Was verbinden wir, was verbinden Menschen, die neu zu uns
kommen, mit "dem Westen"? Was unterscheidet westliche Gesellschaften
von jenen, aus denen Menschen zu uns kommen? Die - durch Gespräche
ermittelten - Vorstellungen werden im Seminar mit Wissensbeständen zu
Institutionen, Recht, Ökonomie, Gesellschaft, Familien- und
Privatleben konfrontiert.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.frankfurt-university.de/international.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, Claudia Staat, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/215: Frankfurt - Populismus! Gefahr für die Demokratie in Europa?, Symposium am 13.06.2018


idw - Pressemitteilung: Frankfurt University of Applied Sciences

Populismus! Gefahr für die Demokratie in Europa?

Symposium am Frankfurter Center for Applied European Studies diskutiert den Umgang mit Populismus in Europa



Was ist Populismus? In der gegenwärtigen wissenschaftlichen Debatte
wird darüber gestritten, ob es sich hierbei um eine Ideologie, eine
Strategie des Machterwerbs oder einen Stil der politischen
Kommunikation handelt. Aber kann es eine wirksame Populismusdefinition
überhaupt geben? Forscher/-innen sind sich weitgehend einig, dass der
Populismus zwei homogene, gegnerische Gruppen konstruiert - das Volk
und die Elite. Das Frankfurter Center for Applied European Studies
(CAES) der Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS)
veranstaltet das Symposium "Populismus! Gefahr für die Demokratie in
Europa?" am 13. Juni 2018. Ziel des Symposiums ist es, eine
pluralistische Bestandsaufnahme und Analyse des Populismus vorzunehmen
und Lösungskonzepte zu entwerfen, wie mit populistischen Bestrebungen
demokratisch umgegangen werden kann.

Es richtet sich an Vertreter/-innen der Wissenschaft, Wirtschaft,
Politik sowie an die interessierte Öffentlichkeit. Um Anmeldung zur
Veranstaltung unter www.frankfurt-university.de/ThinkEurope wird
gebeten. Die Teilnahme ist kostenfrei. Das Symposium wird in
Kooperation mit dem "KompetenzCampus - Weiterbildung und Lebenslanges
Lernen" der Frankfurt UAS als Weiterbildung angerechnet.
Teilnahmebestätigungen werden auf Anfrage ausgestellt.

Das Symposium betrachtet Populismus aus interdisziplinärer Sicht: Die
Keynotes vertiefen den Begriff sowohl politikwissenschaftlich als auch
soziologisch. Auf dem anschließenden Podium diskutieren zudem
Vertreter/-innen weiterer Fachdisziplinen. Gastreferentinnen und -
referenten sind: Dr. Paula Diehl, zuständig für den Bereich "Theorie,
Geschichte und Kultur des Politischen", Universität Bielefeld; Prof.
Dr. Reinhard Heinisch, Professor für Österreichische Politik in
vergleichender Perspektive, Universität Salzburg; Omid Nouripour,
Mitglied des Deutschen Bundestages und außenpolitischer Sprecher,
Bündnis 90/Die Grünen sowie Prof. Dr. Harald Welzer, Direktor von
FUTURZWEI Stiftung Zukunftsfähigkeit, Berlin. Moderiert wird die
Podiumsdiskussion von Katja Marx, Chefredakteurin Hörfunk und Leiterin
von hr-info, Hessischer Rundfunk.

Termin Symposium:

Mittwoch, 13. Juni 2018, 16:00 - 19:30 Uhr

Ort: Frankfurt University of Applied Sciences

Nibelungenplatz 1, Gebäude 1, 6. Stock, Raum 625

Programm Symposium

"Populismus! Gefahr für die Demokratie in Europa?"

Impulse des Center for Applied European Studies (CAES)

- 16:00 Uhr 

Begrüßung

Prof. Dr. Ulrich Schrader, Vizepräsident, Frankfurt UAS

Eröffnung: Populismus!

Prof. Dr. Dr. Michel Friedman, Geschäftsführender Direktor, CAES

- 16:15 Uhr

Von den Rändern in die Mitte der Politik - Der Neue Rechtspopulismus und seine Auswirkungen

Prof. Dr. Reinhard Heinisch, Professor für Österreichische Politik, Universität Salzburg

- 17:00 Uhr

Sich angegriffen fühlen - Zur Verteidigung der offenen Gesellschaft

Prof. Dr. Harald Welzer, Direktor, FUTURZWEI Stiftung Zukunftsfähigkeit, Berlin

- 17:45 Uhr

Diskussion mit dem Publikum

- 18:30 Uhr

Podiumsdiskussion

Wenn Populisten populär werden - Eine Gefahr für die Demokratie in Europa?

Dr. Paula Diehl, Bereich "Theorie, Geschichte und Kultur des Politischen", Universität Bielefeld

Omid Nouripour MdB, Außenpolitischer Sprecher, Bündnis 90/Die Grünen

Prof. Dr. Reinhard Heinisch, Professor für Österreichische Politik, Universität Salzburg

Prof. Dr. Harald Welzer, Direktor, FUTURZWEI Stiftung Zukunftsfähigkeit, Berlin

Moderation: Katja Marx, Chefredakteurin Hörfunk und Leiterin hr-info, Hessischer Rundfunk

Weitere Informationen zum CAES unter:

www.europe-center.de

Mehr zum KompetenzCampus unter

www.frankfurt-university.de/weiterbildungsangebote

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, Nicola Veith, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2814: Wiederbeschäftigungschancen Älterer - Wo Vermittlungsfachkräfte Handlungsbedarf sehen (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 08.05.2018

Wiederbeschäftigungschancen Älterer: Wo Vermittlungsfachkräfte
Handlungsbedarf sehen



Rund eine halbe Million Arbeitslose sind 55 Jahre und älter. Laut
Experteninterviews mit 61 Vermittlungsfachkräften der Arbeitsagenturen
sind gesundheitliche Einschränkungen, zu geringe oder veraltete
EDV-Kenntnisse und Vorbehalte von Arbeitgebern die häufigsten Hürden für
die Rückkehr Älterer in Beschäftigung. Die Befragten befürworten eine
intensivere Betreuung, spezielle Beratungs- und Förderangebote für Ältere
und mehr Marketingkampagnen und Messen mit dem Schwerpunkt Ältere. Das
geht aus einer aktuellen Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor.

Arbeitslose ab 55 haben es deutlich schwerer als jüngere Arbeitslose,
wieder eine Stelle zu finden. Betrachtet man Personen, die vor der
Arbeitslosigkeit mindestens zwei Jahre durchgehend beschäftigt waren,
zeigt sich: Bei den 47- bis 49-Jährigen haben nach zwei Jahren 80 Prozent
zumindest zeitweise wieder sozialversicherungspflichtig gearbeitet. Bei
den 55- bis 57-Jährigen sind es rund 60 Prozent, bei den 58- bis
60-Jährigen rund 35 Prozent und bei den 61- und 62-Jährigen weniger als 15
Prozent.

Den Vermittlungsfachkräften stehen derzeit nur wenige Angebote speziell
für ältere Arbeitslose zur Verfügung. So gibt es beispielsweise eine
längere Fördermöglichkeit Älterer mit Eingliederungszuschüssen (EGZ) an
Unternehmen. Fast neun von zehn der befragten Vermittlungsfachkräfte
wünschen sich mehr Ressourcen und arbeitsmarktpolitische Instrumente, um
Ältere zurück in Beschäftigung zu bringen.

Laut der Befragung wäre etwa mehr Zeit für die Arbeit mit älteren
Arbeitslosen hilfreich. Zudem sollten spezielle Beratungsangebote
entwickelt werden. Diese könnten ähnlich wie die Angebote für
Wiedereinsteigerinnen in den Arbeitsmarkt gestaltet werden. So werden
beispielsweise im Programm "Perspektive Wiedereinstieg"
Berufsrückkehrerinnen bei der Arbeitsuche mithilfe von Aktivierungs-,
Beratungs- und Qualifizierungsmaßnahmen sowie einem begleitenden Coaching
unterstützt.

"Um einem der schwerwiegendsten Vermittlungshemmnisse Älterer
entgegenzuwirken - nämlich den Vorbehalten der Unternehmen gegen ältere
Arbeitskräfte - würden sich knapp zwei Drittel der Vermittlungsfachkräfte
mehr überregionale Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Marketingkampagnen
oder Messen mit dem Schwerpunkt Ältere wünschen", erklärt die 
IAB-Forscherin Pia Homrighausen. Beinahe ebenso viele Vermittlungsfachkräfte
empfehlen zusätzliche finanzielle Anreize durch Förderinstrumente speziell
für Ältere. Hier wurde von den Befragten oftmals als ein Beispiel der
frühere Lohnzuschuss "Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer" genannt.
Er verringerte für zwei Jahre die Einkommensverluste bei der Aufnahme
einer Beschäftigung mit geringerem Verdienst im Vergleich zur letzten
Stelle vor der Arbeitslosigkeit. Anders als die Eingliederungszuschüsse
wurde er direkt an die Arbeitnehmer statt an die Arbeitgeber bezahlt. Der
Lohnzuschuss konnte bis Ende 2011 beantragt werden, wurde allerdings
vergleichsweise selten in Anspruch genommen: Es gab nur rund 10.000 bis
20.000 neu Geförderte pro Jahr.

Ein Experiment im Jahr 2011 zeigte jedoch, dass alleine schon der Versand
einer Informationsbroschüre an die potenziell Förderberechtigten den
Bekanntheitsgrad und die Inanspruchnahme des Instruments erhöhen kann. Auf
die Wiederbeschäftigungsrate wirkte sich der Versand der Broschüre aber
nur bei den 55- bis 59-Jährigen aus: In dieser Altersgruppe stieg die
Beschäftigungswahrscheinlichkeit um 23 Prozent. 27 Prozent von ihnen waren
ein gutes Jahr später in Beschäftigung. In einer Kontrollgruppe, die die
Broschüre nicht zugesendet bekam, waren es dagegen nur 22 Prozent.




Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb1118.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB),

Wolfgang Braun, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/800: Bundesnetzagentur stellt Jahresbericht 2017 vor (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 08.05.2018

Bundesnetzagentur stellt Jahresbericht 2017 vor

Präsident Homann: "Bundesnetzagentur heute die zentrale Infrastrukturbehörde"



Die Bundesnetzagentur hat heute ihren Jahresbericht für das Jahr
2017 vorgestellt. "Moderne und leistungsfähige Infrastrukturen sind für die Zukunft
unseres Wohlstandes unverzichtbar. Seit 20 Jahren tragen wir mit
unseren Entscheidungen Verantwortung für die Netze in Deutschland",
erläutert Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur.

Marktentwicklung Telekommunikation

Die Digitalisierung hat zur Folge, dass das Datenvolumen in Fest- und
Mobilfunknetzen erneut rasant angestiegen ist. 2017 wurden etwa
33 Mrd. GB Daten über Festnetze übertragen. Das ist eine Steigerung
von ca. 47 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Über Mobilfunknetze wurden
ca. 1,4 Mrd. GB übertragen, 2016 waren es noch 918 Mio. GB - eine
Steigerung um 52 Prozent.

Gleichzeitig sinkt im Zuge der Verbreitung von Messenger Diensten wie
WhatsApp die Zahl der in Deutschland versendeten SMS. 2015 wurden etwa
16,6 Mrd. SMS versandt, 2017 waren es etwa 10,4 Mrd. SMS. Der
Höhepunkt lag 2012 bei fast 60 Mrd. SMS.

Auch das Gesamtvolumen der abgehenden Gesprächsminuten ist sowohl im
Festnetz (2017: 120 Mrd. Minuten; 2016: 131 Mrd. Minuten) als auch im
Mobilfunk (2017: 115 Mrd. Minuten; 2016: 116 Mrd. Minuten) rückläufig.
Etwa zwei Drittel aller Gesprächsminuten im Festnetz wurden bis Ende
2017 IP-basiert realisiert.

TK-Verbraucheranfragen auf Rekordhoch

Die Zahl der Verbraucheranfragen und -beschwerden bei der
Bundesnetzagentur zum Telekommunikationsbereich erreichte im Jahr 2017
mit 290.000 einen neuen Höchststand (2016: 220.000; 2015: 178.000).
Viele Beschwerden betreffen Vertragsanliegen, Anbieterwechsel, Umzug
und die (Neu) Bereitstellung von Anschlüssen.

Die Verbraucher beklagten oftmals Unstimmigkeiten bei der Umsetzung
von Vertragsinhalten wie Leistungsdaten und Preisen oder bei der
Kündigung von Verträgen. 164.000 Anfragen und Beschwerden sind zum
Missbrauch von Rufnummern sowie zu unerlaubten Werbeanrufen
eingegangen. In diesem Zusammenhang hat die Bundesnetzagentur 2017 die
Abschaltung von etwa 54.000 Rufnummern angeordnet, und fast 1,2 Mio.
Euro Bußgelder wegen unerlaubter Telefonwerbung verhängt.

Fortschritte beim Stromnetzausbau

2017 gab es beim Ausbau der Stromnetze deutliche Fortschritte in den
Genehmigungsverfahren. Die Bundesfachplanung, das Verfahren zur
Festlegung eines Trassenkorridors, konnte in vielen Projekten
vorangetrieben werden. Für die Gleichstromvorhaben SuedLink und
SuedOstLink wurden in allen Abschnitten die Antragskonferenzen
durchgeführt und die jeweiligen Untersuchungsrahmen festgelegt.

Auch bei der Gleichstromverbindung zwischen Niedersachsen und
Baden-Württemberg gibt es Fortschritte. Während der südliche Teil,
Ultranet, in der Bundesfachplanung weit vorangeschritten ist, ist nun
auch der Antrag für den nördlichen Teil, A-Nord, bei der
Bundesnetzagentur eingegangen.

Ende März 2018 hat die Bundesnetzagentur erstmals einen
Trassenkorridor für eine Stromleitung festgelegt. Die Entscheidung
betrifft die ca. 32 km lange Leitung von Bertikow nach Pasewalk.

Bei einer Bewertung der gesetzlichen Grundlagen für den Netzausbau
gilt es aus Sicht der Bundesnetzagentur, das richtige Maß zwischen
mehrstufigen Prüf- und Beteiligungsschritten und entbehrlichem
Formalismus zu finden. Sie setzt dabei weiterhin auf einen breiten
gesellschaftlichen und politischen Rückhalt, um den Netzausbau zügig
voranzubringen.

Bedarfsermittlung für Netzausbau

Parallel prüft die Bundesnetzagentur regelmäßig, welcher zusätzliche
Ausbau im Stromnetz für die Energiewende erforderlich sein wird. Die
Vorentscheidungen werden im sogenannten Szenariorahmen getroffen, der
die Bandbreite wahrscheinlicher energiewirtschaftlicher Entwicklungen
abbildet und damit den notwendigen Netzausbaubedarf beeinflusst.

Die Bundesnetzagentur berücksichtigt hierbei die Vorgaben des
Koalitionsvertrags. Dies betrifft insbesondere die Erhöhung des
Anteils der Erneuerbaren Energien auf 65 Prozent bis 2030. Eine
Erhöhung des Anteils wird voraussichtlich zu einem erhöhten
Netzausbaubedarf führen, auch wenn alle Alternativen und Maßnahmen zur
Reduzierung des Netzausbaubedarfs berücksichtigt werden.

Marktentwicklung Post

Die Sendungsmengen im Kurier-, Express- und Paketmarkt sind 2017 um
fast sieben Prozent gestiegen. Dieser Bereich übernimmt somit mehr und
mehr die zentrale Rolle im Postbereich.

Im Briefmarkt bleiben die Briefmengen in Deutschland mit 15,7 Mio. im
Jahr 2016 und einer in etwa gleicher Höhe erwarteten Zahl für 2017
weitgehend stabil. Drastische Markteinbrüche, wie sie in europäischen
Nachbarstaaten seit Jahren zu beobachten sind, bleiben dem deutschen
Briefmarkt bisher erspart. Den Marktanteil am Umsatz werden die
Wettbewerber nach bisher vorliegenden Zahlen auf 16,5 Prozent ausbauen
können.

Verbraucherservice Post

Im Jahr 2017 verzeichnete die Bundesnetzagentur mit rund 6.100
Beschwerden im Bereich Post einen erheblichen Anstieg. Das waren über
2.000 mehr als im Vorjahr. Davon betrafen rund 54 Prozent die
Briefbeförderung und Briefzustellung.

Stark gestiegen sind im letzten Jahr auch die Schlichtungsbegehren. Es
gingen 1.001 Schlichtungsanträge bei der Schlichtungsstelle Post ein.
In über 99 Prozent der Fälle, in denen beide Parteien zu einem
Schlichtungsverfahren bereit waren, konnte eine erfolgreiche Einigung
erzielt werden.

Mit Blick auf den aktuellen Bedarf an Postdienstleistungen ließ die
Bundesnetzagentur dazu im letzten Jahr eine Verbraucherbefragung
durchführen. Über 80 Prozent der Befragten sind mit der Verfügbarkeit
von Postdienstleistungen und deren Qualität zufrieden. Den Befragten
ist eine kurze Laufzeit ihrer Briefsendungen am wichtigsten.

Marktentwicklung Eisenbahn

Im Güterverkehr ist die Transportleistung 2016 um fünf auf 126 Mrd.
Tonnenkilometer leicht angestiegen. Gestiegen ist ebenfalls der Anteil
der Wettbewerber der Deutschen Bahn, um fünf Prozentpunkte auf 46
Prozent 2016.

Die Verkehrsleistung im Schienenpersonennahverkehr ist um eine
Milliarde Personenkilometer auf 56 Mrd. Personenkilometer im Jahr 2016
leicht angestiegen. Hier hat sich auch der Marktanteil der
Wettbewerber positiv entwickelt. Während 2015 noch etwa 78 Prozent der
Leistung durch Unternehmen der Deutschen Bahn erbracht wurden, lag
dieser Anteil 2016 bei etwa 74 Prozent.

Im Fernverkehr wurde die Verkehrsleistung mit mehr als 99 Prozent fast
ausschließlich durch die Unternehmen der Deutschen Bahn erbracht.



Der Jahresbericht der Bundesnetzagentur ist veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/berichte 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 08.05.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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UNTERNEHMEN/2714: HeidelbergCement muss Völkerrecht achten (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

HeidelbergCement muss Völkerrecht und OECD-Leitsätze einhalten




	Kritische Aktionäre und pax christi fordern Trennung vom Westbank- Geschäftsbereich

	Südostasien-Informationsstelle und Watch Indonesia! fordern Einstellung des Vorhabens der Zementfabrik in Pati

	Kritische Aktionäre: HeidelbergCement muss zu umstrittener Fabrik in der Westsahara Stellung beziehen



Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre, pax christi,
die Südostasien-Informationsstelle und Watch Indonesia! verlangen von
HeidelbergCement die Achtung und Umsetzung internationalen Rechts wie auch
der OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen von 2011 - auch um
weiteren Schaden vom Unternehmen fernzuhalten.

Völkerrechtswidrige Geschäftstätigkeit im Westjordanland

Bei der Hauptversammlung von HeidelbergCement am 9.5.2018 fordern der
Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre und die Kommission
Nahost der katholischen Friedensbewegung pax christi - Deutsche Sektion
sowie pax christi Baden-Württemberg die unverzügliche Trennung von dem
Geschäftsbereich von Hanson Israel, der in der Westbank liegt.

Für den Dachverband und als Sprecher der pax christi-Kommission Nahost
weist Dr. Manfred Budzinski darauf hin, dass das bereits auf der
Hauptversammlung 2016 angekündigte Ende der Lizenz im Steinbruch Nahal Raba
für 2017 bislang nicht in die Praxis umgesetzt wurde.

"HeidelbergCement unterstützt durch seine Geschäftstätigkeit im
Westjordanland einen Völkerrechtsbruch. Laut Koalitionsvertrag 2018
widerspricht die aktuelle Siedlungspolitik Israels geltendem Völkerrecht.
Die Trennung von diesem Geschäftsbereich von Hanson Israel ist
unausweichlich!", fordert Budzinski. "HeidelbergCement muss umgehend seine
Geschäftsbeziehungen und Normen mit den Menschenrechten und dem humanitären
Völkerrecht in Einklang bringen."

Die Geschäftstätigkeit im Westjordanland schadet HeidelbergCement. Im
Herbst 2017 schloss der drittgrößte dänische Pensionsfonds Sampension
HeidelbergCement aus seinem Portfolio wegen Investments in den illegalen
israelischen Siedlungsaktivitäten aus. Es ist mit großer Wahrscheinlichkeit
davon auszugehen, dass das Unternehmen noch im Laufe dieses Jahres in die
"Negativliste" des UN-Menschenrechtsrats aufgenommen wird. Die Konsequenz:
ethische Fonds würden nicht mehr in das Unternehmen investieren.

Keine Achtung indigener Rechte in Indonesien

Auch in Indonesien werden OECD-Leitsätze und UN-Richtlinien verletzt, wie
Dr. Yvonne Kunz von Watch Indonesia!, betont. Am Kendeng-Karstgebirge in
Zentraljava, Indonesien, einem nach nationalem Recht ursprünglich
geologischem Schutzgebiet, will die Tochterfirma Indocement ein Zementwerk
errichten. "Das Vorhaben würde massiv in den hydrologischen Kreislauf
eingreifen. Deswegen protestiert die Lokalbevölkerung seit Jahren energisch
gegen das Vorhaben.", so Mokh Sobirin von der indonesischen
Umweltschutzorganisation Desantara, der auf der Aktionärsversammlung 2018
zum Fall Kendeng sprechen wird.

HeidelbergCement hat sich dazu verpflichtet, einen Beitrag zum
wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Fortschritt im Hinblick auf die
angestrebte nachhaltige Entwicklung zu leisten und die international
anerkannten Menschenrechte der von ihrer Tätigkeit betroffenen Personen zu
respektieren. In Zentraljava wäre das Gegenteil der Fall. Die Umsetzung des
geplanten Vorhabens würde einer indigenen Gruppe die Lebensgrundlage
entziehen. Die Rechte der indigenen Gruppen auf ihr Land, ihre Gebiete und
ihre Ressourcen müssen geachtet werden.

Gunarti, ein Mitglied der indigenen Gemeinschaft, war deswegen im vergangen
Jahr nach Deutschland gereist um die Aktionärinnen und Aktionäre bei der
Versammlung in Heidelberg zu den verheerenden Folgen des Projekts zu
informieren. Sie schrieb hierzu Anfang 2018 in einem Brief an den
Vorstandsvorsitzenden von HeidelbergCement, Herrn Dr. Scheifele, sowie an
die Aktionärinnen und Aktionäre von HeidelbergCement: "Die Zementfabrik,
die ihr in Pati/Zentraljava zu errichten plant, bedroht tausende Hektar
Land, hunderte Wasserquellen und die Lebensgrundlage von Millionen von
Menschen. Wie viele Opfer soll es noch geben? Habt ihr jemals darüber
nachgedacht? Wie würdet ihr euch fühlen, wenn dieses Schicksal euren
Familien drohen würde?"

Intransparenz bei Zementwerk in besetzter Westsahara

In der Westsahara sorgt ein weiteres Zementwerk von HeidelbergCement für
völkerrechtliche Bedenken. Seit vier Jahrzehnten hält Marokko Teile des
Gebiets der Westsahara besetzt. Die Hälfte der Bevölkerung des Gebiets ist
nach der Besetzung geflohen. Kein Staat der Welt erkennt daher Marokkos
Besetzung an, auch der Internationale Gerichtshof hat erklärt, dass Marokko
kein Recht auf dieses Land hat. Mehr als 100 UN-Resolutionen fordern das
Selbstbestimmungsrecht der Bevölkerung Westsaharas ein.

"HeidelbergCement scheint sich nicht um die Rechte der Menschen in der
Westsahara zu kümmern", kritisiert Khadja Bedati von der Sahraouischen
Jugend. Wenige Kilometer außerhalb der Hauptstadt Westsaharas betreibt eine
Tochtergesellschaft von HeidelbergCement eine Zementfabrik. Die Fabrik
befindet sich im Besitz von Ciments du Maroc (CIMAR), die über eine
italienische Tochtergesellschaft, Italcementi, Teil des deutschen Konzerns
ist.

"Es ist unklar, ob HeidelbergCement von der rechtmäßigen Vertretung der
Bevölkerung der Westsahara die Zustimmung erhalten hat, im besetzten Gebiet
operieren zu dürfen", so Bedati weiter. Bislang haben weder
HeidelbergCement noch Italcementi auf die Bemühungen der Organisation
Western Sahara Resource Watch reagiert, die rechtliche Situation zu klären.

"Es ist nicht hinnehmbar, dass HeidelbergCement nicht umgehend die
Legalität einer seiner Zementfabriken nachweisen kann. Es scheint vielmehr
so, als ob HeidelbergCement nichts von seiner im besetzten Gebiet
betriebenen Zementfabrik wüsste", so Bedati weiter. Auf ihren Webseiten und
in Berichten platzieren HeidelbergCement und seine Tochtergesellschaften
das Zementwerk El Aaiún systematisch im falschen Land und behaupten, es
befinde sich in Marokko", begründet Bedati ihre Kritik an HeidelbergCement.

Der Dachverband der Kritischen Aktionäre hat aus oben genannten Gründen für
die Hauptversammlung einen Antrag auf Nichtentlastung von Vorstand und
Aufsichtsrat gestellt.

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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UNTERNEHMEN/2713: Forscher erwarten, dass Nachhaltigkeit für Unternehmen wichtiger wird (idw)


Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH - 08.05.2018

Übers Reden zum Tun: Forscher erwarten, dass Nachhaltigkeit für
Unternehmen wichtiger wird

- CSR-Berichtspflicht beginnt zu wirken: Unternehmen setzen sich
systematischer mit Nachhaltigkeitsrisiken auseinander

- Unternehmensbefragung: Etwa 80 Prozent befürworten 
CSR-Berichtspflicht

- IÖW und Future veröffentlichen neue Kriteriensets für Ranking
der Nachhaltigkeitsberichte



Berlin, 8. Mai 2018 - Gemäß dem Motto "Hauptsache die Zahlen stimmen"
stand für viele Unternehmen in der Vergangenheit vor allem das operative
finanzielle Ergebnis im Mittelpunkt. Dieser einseitige Fokus ändert
sich. Seit diesem Jahr sind bestimmte große kapitalmarktorientierte
Unternehmen erstmals dazu verpflichtet, auch über nichtfinanzielle Aspekte
zu informieren - etwa über Maßnahmen zum Umwelt- und Klimaschutz oder zur
Beachtung von Menschenrechten bei Zulieferfirmen. Eine
Unternehmensbefragung des Instituts für ökologische Wirtschaftsforschung
(IÖW) und der Unternehmensinitiative Future zeigt nun, dass die 
CSR-Berichtspflicht zu wirken beginnt. 57 von 100 befragten Unternehmen
gaben an, dass sie sich nun systematischer als zuvor mit
Nachhaltigkeitsrisiken ihrer Geschäftstätigkeit auseinandersetzen.

"Immer mehr Unternehmen stellen sich darauf ein, dass Transparenz in
Sachen Umwelt- und Sozialbelangen zu den Standards guter
Unternehmenskommunikation gehört", erläutert Projektleiter Christian
Lautermann vom IÖW die Ergebnisse. Während viele Unternehmen eine
verpflichtende CSR-Berichterstattung in der Vergangenheit eher ablehnten,
stehen nun etwa 80 Prozent der befragten Unternehmen der 
CSR-Berichtspflicht positiv gegenüber. "Indem sie sich nun auch qua Gesetz
mit Nachhaltigkeitsthemen und -risiken auseinandersetzen, entdecken
Unternehmen zunehmend deren Relevanz für die eigene geschäftliche
Entwicklung", erläutert Lautermann.

Kriterien für gute Nachhaltigkeitsberichterstattung veröffentlicht

In diesem Jahr ermitteln das IÖW und Future im Ranking der
Nachhaltigkeitsberichte 2018 zum zehnten Mal, welche Unternehmen am
besten Rechenschaft über ihre soziale und ökologische Verantwortung
ablegen. Das Ranking wird vom Bundesarbeitsministerium gefördert und findet
in zwei getrennten Wettbewerben statt: Im Ranking für Großunternehmen
werden die Berichte der 100 größten deutschen Unternehmen geprüft. In das
Ranking für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) werden Berichte von
Unternehmen einbezogen, die nicht mehr als 5000 Mitarbeiter/innen oder
nicht mehr als 500 Millionen Euro Jahresumsatz haben.

"Wir bewerten die Berichte anhand wissenschaftlicher Kriterien, die
wir kontinuierlich überarbeiten und an den aktuellen Stand des
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Diskurses anpassen. Auch für
das Ranking 2018 haben wir die Bewertungskriterien entsprechend
überarbeitet.", erläutert Udo Westermann von Future die
Bewertungsstandards des Rankings. "Viele Unternehmen schätzen diese
Kriterien als Orientierungshilfe für die eigene Berichterstattung, wie
unsere Befragung erneut bestätigte. Insbesondere KMU greifen stark darauf
zurück."

Im Ranking der Großunternehmen werden 2018 einzelne Kriterien wie
Produktverantwortung, Verantwortung in der Lieferkette, oder Interessen
der Mitarbeiter/innen zudem erstmals branchenspezifisch gewichtet.
"Hierdurch wollen wir dem Umstand Rechnung tragen, dass bestimmte
Kriterien für einzelne Branchen von unterschiedlicher Relevanz sind",
so Lautermann.

Die Teilnahmebedingungen für das Ranking stehen online unter:

www.ranking-nachhaltigkeitsberichte.de.

Einreichungsfrist für die Berichte von Großunternehmen ist der 30. Juni
2018, KMU können sich bis zum 31. Juli 2018 um eine Teilnahme bewerben.


Über das Ranking:

Das Ranking der Nachhaltigkeitsberichte von IÖW und Future bewertet
und prägt seit 1994 die Berichterstattung deutscher Unternehmen über ihre
sozialen und ökologischen Herausforderungen und Aktivitäten. Es ist
eine der weltweit ersten kriteriengestützten Bewertungen von Berichten, in
denen Unternehmen auf freiwilliger Basis ihre ökologischen und sozialen
Aktivitäten und Leistungen darstellen. Das Ranking der
Nachhaltigkeitsberichte arbeitet unabhängig und wird mit Unterstützung
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales durchgeführt. Derzeit findet
das Ranking zum zehnten Mal statt. Sieger im Ranking 2015 der Berichte
von Großunternehmen waren BMW, Miele und die KfW-Bankengruppe, bei den KMU
standen Lebensbaum, Vaude und Rinn Beton- und Naturstein auf dem
Treppchen.

www.ranking-nachhaltigkeitsberichte.de



Das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) ist ein führendes
wissenschaftliches Institut auf dem Gebiet der praxisorientierten
Nachhaltigkeitsforschung. 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erarbeiten
Strategien und Handlungsansätze für ein zukunftsfähiges Wirtschaften
- für eine Ökonomie, die ein gutes Leben ermöglicht und die natürlichen
Grundlagen erhält. Das Institut arbeitet gemeinnützig und ohne öffentliche
Grundförderung.

www.ioew.de

future e. V. - verantwortung unternehmen ist eine Initiative nachhaltig
wirtschaftender Unternehmen, die das Ziel verfolgt, nachhaltige und
zukunftsfähige Strukturen auszubauen und unternehmerisches Denken mit
den Anforderungen nachhaltigen Wirtschaftens zu vereinen.

www.future-ev.de


Weitere Informationen unter:

http://www.ranking-nachhaltigkeitsberichte.de

www.ioew.de

www.future-ev.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution472

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig,

Richard Harnisch, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





VERBRAUCHERSCHUTZ/557: Bundesnetzagentur reagiert auf Fälle von Router-Hacking (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 08.05.2018

Bundesnetzagentur reagiert auf Fälle von Router-Hacking

Präsident Homann: "Schützen vor finanziellen Folgen von Router-Hacking"



Die Bundesnetzagentur reagiert auf den Missbrauch von
Endkundenroutern und hat zum Schutz der Betroffenen ein sog.
Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbot verhängt. Zusätzlich wurde
für den betroffenen Netzbetreiber ein Auszahlungsverbot
ausgesprochen.


"Zum Schutz von Verbrauchern und des Marktes muss sichergestellt
werden, dass die Auszahlung von Geldern unterbleibt, die in
krimineller Art und Weise generiert werden", erläutert Jochen Homann,
Präsident der Bundesnetzagentur. "Wir schützen vor den finanziellen
Folgen des Router-Hackings. Auch der Netzbetreiber, der sich für die
Betroffenen einsetzt, soll vor Schäden bewahrt werden."

Hohe Schadenssumme

Zu Lasten zweier Endkunden in Hessen wurden innerhalb eines sehr
kurzen Zeitraums über 12.000 Verbindungen zu ausländischen Rufnummern
generiert. Die Schadenssumme belief sich insgesamt auf über 50.000
Euro.

Nach den Erkenntnissen der Bundesnetzagentur haben sich unbekannte
Dritte unter Umgehung von Schutzvorkehrungen Zugang zu
Endkundenroutern verschafft und kostenpflichtige Telefonverbindungen
hergestellt.

Erweiterte Schutzwirkung

Die Bundesnetzagentur hat ein Verbot der Rechnungslegung und
Inkassierung verhängt. Das bedeutet, dass den betroffenen Endkunden
die Kosten, die für Verbindungen zu den Rufnummern entstanden sind,
nicht mehr in Rechnung gestellt werden dürfen. Bei bereits in Rechnung
gestellten Kosten greift das Inkassierungsverbot. Die Forderungen
dürfen nicht mehr beigetrieben werden.

Dieser Schutz durch ein Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbot
wurde durch ein ausdrückliches Auszahlungsverbot für den betroffenen
Netzbetreiber ergänzt. So wird sichergestellt, dass der betroffene
Netzbetreiber keine Auszahlung missbräuchlich generierter
Verbindungsentgelte auch gegenüber ausländischen Vertragspartnern
vornimmt.


Die Maßnahme ist veröffentlicht unter: 

www.bundesnetzagentur.de/massnahmenliste

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 08.05.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





ARBEITSRECHT/255: Außerdienstliche Straftat - keine fristlose Kündigung (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 9. Mai 2018

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Außerdienstliche Straftat - keine fristlose Kündigung



Düsseldorf/Berlin (DAV). Eine außerdienstliche Straftat kann
grundsätzlich Grund für eine fristlose Kündigung sein. Doch spielen
bei der Entscheidung Kriterien wie etwa Art und Schwere des Delikts
und Arbeitsaufgabe des Mitarbeiters eine Rolle. Darüber informiert die
Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltsvereins (DAV)
und verweist auf eine Entscheidung des Landesarbeitsgerichts
Düsseldorf (12. April 2018; AZ: 11 Sa 319/17).

Der Mann arbeitete seit über 20 Jahren bei einem Chemieunternehmen, wo
er Silikonprüfplatten herstellte und prüfte. Im August 2016 fand die
Polizei in seiner Wohnung anderthalb Kilo gefährlicher chemischer
Stoffmischungen und ein Kilo eines Betäubungsmittels. Der Mann wurde
wegen eines versuchten Sprengstoffvergehens aus dem April 2016
verurteilt. Die fristlose Kündigung seines Arbeitgebers folgte kurz
danach.

Der Mann klagte und hatte in zweiter Instanz Erfolg. Zwar könne auch
außerdienstliches Verhalten unter Umständen eine fristlose Kündigung
rechtfertigen. Im vorliegenden Fall seien jedoch die Voraussetzungen
dafür nicht gegeben.

Auch wenn der Mann an seiner Arbeitsstelle Zugang zu gefährlichen
Chemikalien gehabt habe, so würden diese aber bei seiner eigentlichen
Arbeitsaufgabe in der Qualitätsanalyse nicht verwandt. Auch die
Tatsache, dass der Mann bereits seit 1991 für das Unternehmen
arbeitete, warfen die Richter in die Waagschale. Damit und mit Blick
auf seine konkrete Arbeitsaufgabe und Stellung im Betrieb sahen sie
die fristlose Kündigung als nicht gerechtfertigt an.

Information: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. ArbR 04/18 vom 9. Mai 2018

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





ARBEITSRECHT/254: Rassistische Äußerungen in kleiner WhatsApp-Gruppe kein Kündigungsgrund (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 9. Mai 2018

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Rassistische Äußerungen in kleiner WhatsApp-Gruppe kein Kündigungsgrund



Mainz/Berlin (DAV). Rassistische Äußerungen in einem privaten
WhatsApp-Chat von Kollegen ist kein Kündigungsgrund. Das berichtet die
Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) mit
Verweis auf eine Entscheidung des Arbeitsgerichts Mainz vom
15. November 2017 (AZ: 4 Ca 1240/17).

Der Mann war Mitarbeiter des gemeindlichen Kontroll- und
Vollzugdienstes. Organisatorisch gehörte er zu einer sechsköpfigen
Gruppe, die seit Januar 2017 auch eine WhatsApp-Gruppe bildete. Die
Gruppe tauschte über ihre privaten Smartphones Nachrichten aus. Als die
Stadt als Arbeitgeber des Mannes Informationen - in Form eines
Chat-Protokolls - darüber erhielt, dass der Mitarbeiter von seinem
privaten Mobiltelefon aus Bilder versendet hatte, die einen
eindeutigen rechtsextremistischen Bezug aufwiesen, kündigte sie ihm.

Die Kündigungsschutzklage des Mannes war erfolgreich. Die Chats seien
vertraulich und privat gewesen, so das Gericht. Durch den
geschlossenen Teilnehmerkreis habe jeder Teilnehmer davon ausgehen
dürfen, dass nur die fünf anderen Teilnehmer die Nachrichten läsen.
Darüber hinaus hätten die Chats auf den privaten Smartphones
stattgefunden. An dem privaten und vertraulichen Charakter der
Kommunikation ändere auch die Tatsache nichts, dass die Teilnehmer
vereinzelt dienstliche Belange wie Krankmeldungen oder
Diensteinteilungen erörtert hätten.

Information: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. ArbR 03/18 vom 9. Mai 2018

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MELDUNG/568: Humanitäre Visa - die Suche nach einer menschenwürdigen Asylpolitik (idw)


Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung - 09.05.2018

Humanitäre Visa - die Suche nach einer menschenwürdigen Asylpolitik




Seit Jahren suchen Menschen aus den Kriegs- und Krisengebieten der Welt
Schutz in Europa. Da der Antrag auf Asyl aber nur auf dem Hoheitsgebiet
eines EU-Mitgliedstaats gestellt werden kann, begeben sich Tausende auf
lebensgefährliche Fluchtrouten über das Mittelmeer oder den Balkan. Eine
Möglichkeit, auf sicherem Weg nach Europa zu gelangen, wäre die
Ausstellung von humanitären Visa. Die Konferenz "Humanitarian visas and
the external dimension of the EU migration and asylum policy", die vom 17.
bis 18. Mai am MPI in Halle stattfindet, wird sich mit der Frage
beschäftigen, ob humanitäre Visa eine sinnvolle Alternative für die
EU-Asylpolitik sein können. Die Konferenzsprache ist Englisch.

Einfache Lösungen gibt es nicht

Die gegenwärtige Migration nach Europa ist auf mehreren Ebenen von großer
Ungerechtigkeit gekennzeichnet: Viele Menschen, die aus guten Gründen
Schutz suchen, haben nie die Chance auf ein Asylverfahren, weil ihnen das
Geld fehlt, um Schlepper zu bezahlen oder weil sie körperlich gar nicht in
der Lage sind, den gefahrvollen Weg auf sich zu nehmen. Zudem sind
beispielsweise Griechenland oder Italien allein aufgrund ihrer
geografischen Lage sehr viel stärker von den Folgen der Migration
betroffen als andere EU-Mitgliedstaaten. "Diese zufällige Selektion von
Menschen, die in der Lage sind zu fliehen einerseits und die seit Jahren
bestehende Überforderung südeuropäischer Staaten andererseits, kann man
auf Dauer nicht hinnehmen", sagt Prof. Dr. Marie-Claire Foblets,
Direktorin der Abteilung "Recht & Ethnologie" und Mit-Organisatorin der
Konferenz. "Aber es gibt in dieser Situation eben auch keinen einfachen
Ausweg. Ob beispielsweise die Ausstellung von humanitären Visa ein
sinnvoller und praktikabler Schritt zu einer besseren Lösung sein könnte,
wollen wir auf unserer Konferenz mit internationalen Experten
diskutieren."

Die rechtlichen Grundlagen für humanitäre Visa

Die Idee eines humanitären Visums ist eigentlich ganz einfach: Menschen,
die nachweisen können, dass sie im Sinne des Asylrechts verfolgt werden,
können sich weltweit an europäische Botschaften wenden, um ein Visum zur
Einreise in den jeweiligen EU-Mitgliedstaat zu erhalten. Mit einem solchen
Visum wäre die legale und sichere Einreise nach Europa gewährleistet, wo
dann der Antrag auf Asyl gestellt werden könnte. "Aber bei der praktischen
Umsetzung gibt es viele Details zu bedenken", sagt Marie-Claire Foblets.
"Deshalb geht es uns zunächst einmal darum zu analysieren, ob und wie man
auf der Basis des EU-Rechts und des Rechts der Mitgliedstaaten Migranten
schützen kann, die sich außerhalb Europas befinden." Anhand der
Rechtssysteme in Deutschland, Belgien und der Schweiz werden Ethnologen
und Juristen auf der Konferenz deshalb auch darüber diskutieren, welche
Möglichkeiten das nationale Recht gegenwärtig bietet, um humanitäre Visa
auszustellen.

Die Zukunft der Migrations- und Asylpolitik

Auf der Konferenz wird es aber nicht nur um die gegenwärtige rechtliche
Grundlage der Migrationspolitik gehen, sondern auch darum, wie in Zukunft
die europäische Migrations- und Asylpolitik menschenwürdiger gestaltet
werden könnte. Foblets: "Die Einführung humanitärer Visa ist sicherlich
nicht die Lösung für alle Probleme in der Migrationspolitik. Denn die
Umsetzung in die Praxis ist sehr voraussetzungsreich und es gibt viele
Dinge zu bedenken. Beispielsweise existiert im Augenblick noch gar keine
geeignete administrative Infrastruktur in den Botschaften. Außerdem haben
auch nicht alle Schutzsuchenden die gleichen Chancen, sich überhaupt an
Botschaften zu wenden. Dieser Umstand schafft wiederum neue
Selektivitäten. Und völlig ungeklärt ist die wichtige Frage, wie wir mit
abgelehnten Asylbewerbern umgehen wollen, die mit Hilfe eines humanitären
Visums legal eingereist sind."

Erforschung des globalen sozialen Wandels

Das Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung ist eines der weltweit
führenden Forschungszentren auf dem Gebiet der Ethnologie
(Sozialanthropologie). Es hat seine Arbeit 1999 mit den
Gründungsdirektoren Prof. Dr. Chris Hann und Prof. Dr. Günther Schlee
aufgenommen und 2001 seinen ständigen Sitz im Advokatenweg 36 bezogen. Mit
Ernennung der Direktorin Prof. Dr. Marie-Claire Foblets im Jahre 2012
wurde das Institut um eine Abteilung zum Themenfeld 'Recht & Ethnologie'
erweitert. Forschungsleitend ist die vergleichende Untersuchung
gegenwärtiger sozialer Wandlungsprozesse. Besonders auf diesem Gebiet
leisten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Institutes einen
wichtigen Beitrag zur ethnologischen Theoriebildung. Sie befassen sich
darüber hinaus in ihren Projekten oft auch mit Fragestellungen und Themen,
die im Mittelpunkt aktueller politischer Debatten stehen. Am Max-Planck-
Institut für ethnologische Forschung arbeiten gegenwärtig 175
Wissenschaftler aus über 30 Nationen. Darüber hinaus bietet das Institut
zahlreichen Gastwissenschaftlern Raum und Gelegenheit zum
wissenschaftlichen Austausch.


Zum Programm der Tagung:

http://www.eth.mpg.de/de/events?url=7098/event_details_2100467466.html

Mehr Informationen zur Abteilung 'Recht und Ethnologie':

http://www.eth.mpg.de/2927255/department_foblets

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1947

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung, Stefan Schwendtner, 09.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2100: Botschaft von Papst Franziskus zum 101. Katholikentag in Münster (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 9. Mai 2018

Botschaft von Papst Franziskus zum 101. Katholikentag in Münster



Liebe Brüder und Schwestern,

ganz herzlich grüße ich Euch alle anlässlich des 101. Katholikentags in
Münster und freue mich, dass Ihr in so großer Zahl gekommen seid. Eure
Teilnahme ist ein deutliches Zeichen dafür, wie sehr Euch das Leitwort
dieses Katholikentags "Suche Frieden" am Herzen liegt.

Dieses Wort ist dem Psalm 34 entnommen: "Meide das Böse und tu das Gute,
suche Frieden und jage ihm nach!" (Ps 34,15). Es ist ein Imperativ und ein
brandaktueller Hilferuf. Es gibt derzeit kein wichtigeres Thema in der
öffentlichen Debatte über Religion als das Problem von Fanatismus und
Gewaltbereitschaft. Wir können beobachten, dass im familiären Bereich, an
Arbeitsplätzen, in Vereinigungen, in Stadtteilen, Regionen und Nationen
sowie überall dort, wo der Mensch als solcher nicht als eine Gabe Gottes
angenommen wird, Unfriede, Missgunst und Hass zutage treten. Meine große
Sorge gilt den Menschen, besonders den Kindern und Jugendlichen, die wegen
Krieg und Gewalt in ihrem eigenen Land zur Flucht gezwungen sind, um ihr
Leben zu retten. Sie klopfen bei uns an mit der Bitte um Hilfe und
Aufnahme. In ihren Augen sehen wir die Sehnsucht nach Frieden.

Die Stadt Münster war vor 370 Jahren Schauplatz für einen bedeutenden
Friedensschluss nach einem verheerenden Krieg. Man kam überein, dem
kriegerischen Morden, das auch im Namen einer von Menschen missbrauchten
Religion verübt wurde, ein Ende zu setzen. Der Katholikentag hier in
Münster ermahnt uns, aus der eigenen Geschichte heraus für die Zukunft
Frieden zu lernen. Ein wesentliches Instrument dazu ist unser christliches
Engagement in der Familie, in unseren Schulen und Bildungseinrichtungen,
vor allem auch in der Politik.

Frieden kann ebenso weiterwachsen, wenn die Christen verschiedener
Konfessionen im verbindenden Bekenntnis zu Christus an die Öffentlichkeit
treten und sich in der Gesellschaft gemeinsam engagieren, denn Christus ist
unser Friede (vgl. Eph 2,14). Frieden bedarf des wertschätzenden
Miteinanders aller Menschen guten Willens aus allen Religionen und
Bekenntnissen. Alle Menschen können wertvolle Bausteine im Aufbau einer
friedliebenden Gesellschaft sein. Frieden zu suchen und ihn so auch zu
gestalten, ist Aufgabe aller Menschen. Seid Botschafter des Friedens, der
Verantwortung und der Barmherzigkeit vor allem für die junge Generation! In
jedem Kind, egal in welchem Land es geboren ist, schaut uns Christus an,
der selber als schwaches Kind in unsere Welt gekommen ist. Kinder sind
Zukunft! Die gerechte Teilhabe aller Männer und Frauen am Wohlergehen ihrer
Gesellschaft ist Grundlage eines dauerhaften Friedens.

Die gerechte Teilhabe aller gilt aber auch für die Menschen in allen
Gesellschaften weltweit. Die großen kirchlichen Hilfswerke, die Verbände
und viele Pfarrgemeinden leisten hierfür einen wertvollen Beitrag. Frieden
aber beginnt auch ganz einfach und klein in unserer Sprache, in der Wahl
der Worte. Mit Worten, die wie Brot sind, stärkend, wertschätzend, gütig,
klärend und verlässlich, beginnt der Frieden. Wahrheitsliebende Worte aus
unserem Mund - in Gesellschaft und Kirche, in Familie und Freundeskreis, in
der Arbeit oder der Freizeit - dienen dem Frieden. So auch die Worte
unserer Gebete!

Ich wünsche Euch, dass dieser Katholikentag ein großes Fest des Glaubens
wird und ein weit sichtbares Zeichen für den Frieden. Die Tage von Christi
Himmelfahrt bis Pfingsten erinnern uns daran, dass wir unablässig den
Heiligen Geist anrufen sollen, dass er uns seine Gaben schenke und den
Frieden des Herrn wachsen lasse. Dabei schauen wir auch auf Maria, die als
Mutter der Kirche mit den Aposteln um das Kommen des Heiligen Geistes
gebetet hat. Sie begleite und unterstütze auch unsere Suche nach Frieden.
Vertrauen wir uns ihrer Fürsprache und Hilfe an!

Ich weiß mich Euch im Gebet verbunden. Vergesst bitte nicht, für mich zu
beten! Von Herzen erteile ich Euch, die ihr in Münster zusammengekommen
seid, wie auch allen Gläubigen des Volkes Gottes in Deutschland den
Apostolischen Segen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 074 vom 9. Mai 2018

Herausgeber: P. Dr. Hans Langendörfer SJ,

Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06559: Aus dem Staube erwacht (SB)


Verstaubt hängen sie in der Abstellkammer der Theorie, Varianten, die
bereits in Tausenden von Partien auf Herz und Nieren geprüft worden
sind und aus denen zuletzt trotz emsigster Gedankenquälerei kein
Tropfen eines neuen Einfalls herausgepreßt werden konnte. So geraten
sie mehr und mehr in Vergessenheit. Die Schatten der Zeit ziehen an
ihnen vorüber. Neue Modevarianten beleben das Turniergeschehen, bis
auch diese, ausgeleert, von der Bildfläche verschwinden. So ergeht es
nahezu allen Varianten. Sie haben eine Lebensdauer von höchstens einem
Jahrzehnt, wenn sie denn verwickelt genug sind. Aber sie kommen
wieder, nicht alle freilich, die Zahl wächst ja ins Astronomische,
doch die Wiedergänger unter ihnen blühen dann zu bunten Farben auf,
und das nur, weil ein findiger Kopf diesen oder jenen Zug neu
hineingepflanzt hat in den siech geglaubten Boden. Dann stürzt sich
die Zeit wieder auf dieses Pflänzchen, kreuzt es mit anderen, verleiht
ihm alle erdenklichen Nuancen von Wuchs und Aussehen, bis die Zwiebel
nichts mehr hergibt. Das angenommene Damengambit ist eine alte
Eröffnung, Jahrhunderte trägt es auf seinem Buckel, doch immer wieder
tauchen verschollene Varianten auf, beseelt von einer neuen Idee. Im
heutigen Rätsel der Sphinx fand der armenische Großmeister Waganjan
eine Verstärkung des weißen Spiels und überrumpelte so seinen
Kontrahenten Garcia. Nun folgte ein Reigen von guten Angriffs- und
Verteidigungszügen, den Schlußstrich setzte freilich Meister Waganjan,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06559: Aus dem Staube erwacht (SB)]



Waganjan - Garcia

Palermo 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ist die Blockade zerbrochen, zahlt man meistens den Preis dafür, wie
auch hier: 1.c5-c6! b7xc6 2.Db4-e7+ Df5-d7 3.d5-d6+ Kc7-c8 4.Lc4xf7
Dd7xe7 5.d6xe7 Kc8-d7 6.c3-c4 und Schwarz gab auf, da er zuviel
Material verliert.



Erstveröffentlichung am 12. Mai 2005

9. Mai 2018
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SCHULE/537: Junge Lehrkräfte bestmöglich fördern (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 08.05.2018

Junge Lehrkräfte bestmöglich fördern

Studien der Universitäten Tübingen und Freiburg untersuchen berufliche
Entwicklung angehender Lehrerinnen und Lehrer



Lehrkräfte spielen im Bildungssystem eine entscheidende Rolle, das gilt
als unumstritten. Doch welche Faktoren genau machen erfolgreiche
Lehrerinnen und Lehrer aus? Mit dieser Frage haben sich
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität Tübingen und der
Universität Freiburg beschäftigt. In einer Studie untersuchten sie die
Bedeutung des pädagogisch-psychologischen Wissens für den späteren
beruflichen Erfolg von angehenden Lehrkräften. In einer weiteren Studie
gingen sie der Veränderung des Wissens über eine effiziente Klassenführung
- als einem Aspekt dieses Wissens, der gerade junge Lehrkräfte
herausfordert - und der emotionalen Erschöpfung junger Lehrkräfte im
Vorbereitungsdienst nach. Die Ergebnisse wurden in der Zeitschrift für
Bildungsforschung und in Contemporary Educational Psychology
veröffentlicht.

Die bisherige empirische Forschung nennt verschiedene Aspekte
professioneller Kompetenz von Lehrkräften, die mitbestimmen, wie
erfolgreich diese im Beruf ist. Neben Fachwissen und fachdidaktischem
Wissen werden das allgemeine pädagogisch-psychologische Wissen und die
Fähigkeit, mit den eigenen Ressourcen hauszuhalten um einem "Ausbrennen"
vorzubeugen, als wichtige Aspekte professioneller Kompetenz betrachtet.
Empirische Studien, die systematisch die Bedeutung des 
pädagogisch-psychologischen Wissens für den Berufserfolg sowie die Veränderung der
verschiedenen Aspekte der professionellen Kompetenz untersuchen, sind
jedoch rar. Die Tübinger und Freiburger Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler haben sich daher basierend auf zwei Längsschnittstudien
mit diesen Aspekten befasst. Die Ergebnisse können als Ansatzpunkt genutzt
werden, um Empfehlungen abzuleiten, wie junge Lehrkräfte bei der
Bewältigung der oft komplexen Anforderungen ihres Berufes unterstützt
werden können.

Gutes Erklären will gelernt sein

Eine erste Studie untersuchte den Zusammenhang zwischen dem allgemeinen
pädagogisch-psychologischen Wissen junger Lehrkräfte und ihrem Erfolg im
Beruf. Dazu wurden zunächst 181 Lehramtskandidatinnen und -kandidaten im
Fach Mathematik zu Beginn ihres ersten bzw. zweiten Ausbildungsjahres
befragt. Sie füllten Fragebögen aus und sahen kurze Videos mit
Unterrichtssituationen. Im Anschluss beantworteten sie zur Erfassung des
Wissens über eine effiziente Klassenführung Fragen zu den Videos. Zwei
Jahre später wurden die Lehrkräfte erneut befragt und ihre Note im zweiten
Staatsexamen erfasst. Zusätzlich wurden Daten ihrer insgesamt knapp 8.000
Schülerinnen und Schüler erhoben. Sie sollten ihre Lehrkraft im Hinblick
auf Aussagen wie "Unsere Mathematiklehrkraft wirkt oft erschöpft" oder
"Unsere Lehrerin/unser Lehrer bringt im Matheunterricht immer gute
Beispiele" beurteilen.

Es zeigte sich, dass das pädagogisch-psychologische Wissen junger
Lehrkräfte zu Beginn des Vorbereitungsdienstes in Zusammenhang mit der
Note im zweiten Staatsexamen steht - je höher dieses Wissen, desto besser
die Note. Die Identifikation junger Lehrkräfte mit ihrem Beruf hängt
jedoch nicht von diesem Wissen ab. In den Schülerbeurteilungen zeigte
sich, dass Lehrkräfte mit einem höheren pädagogisch-psychologischen Wissen
als weniger erschöpft wahrgenommen werden, auch werden ihre Erklärungen
als besser verständlich empfunden. "Das deutet darauf hin, dass die
Erklärfertigkeiten einer Lehrkraft nicht allein auf fachliches Wissen
zurückzuführen sind, sondern auch eine überfachliche Komponente
enthalten", sagt Verena Gindele, Erstautorin der Studie. Welche Facetten
des allgemeinen pädagogisch-psychologischen Wissens genau mit der
Fähigkeit, Zusammenhänge zu erläutern, zu tun haben, soll in weiteren
Studien erforscht werden.

Gute Mentoren fangen die Erschöpfung auf

Die zweite Studie wurde mit rund 750 Lehramtskandidatinnen und -kandidaten
durchgeführt, die zweimal im Verlauf des Vorbereitungsdienstes befragt
wurden. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler interessierte
besonders, wie sich das Wissen über eine effiziente Klassenführung und die
emotionale Erschöpfung der jungen Lehrkräfte über den Vorbereitungsdienst
hinweg verändern.

Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Kompetenz zur effektiven
Klassenführung über den gesamten Vorbereitungsdienst hinweg
weiterentwickelt. Dabei ist bei denjenigen Lehramtskandidatinnen und
-kandidaten der höchste Zuwachs zu beobachten, die eine hohe Bereitschaft
zeigen, über ihre Unterrichtserfahrungen zu reflektieren. Die emotionale
Erschöpfung stieg zu Beginn des Vorbereitungsdienstes zwar an, fiel im
zweiten Jahr aber wieder auf ihr ursprüngliches Niveau zurück. Je höher
das Unterrichtsdeputat, desto mehr stieg die emotionale Erschöpfung,
wohingegen ein konstruktiv unterstützender Mentor den Anstieg abfedern
konnte. "Unsere Ergebnisse geben Aufschluss darüber, welche Faktoren junge
Lehrkräfte in ihrer Entwicklung unterstützen", sagt Thamar Voss,
Erstautorin der Studie. "Vor allem im Hinblick auf die hohe Abbruchrate
unter Berufsanfängerinnen und -anfängern scheint es sinnvoll zu sein, die
Bereitschaft der jungen Lehrkräfte zur Reflexion ihrer praktischen
Erfahrung zu fördern, das Unterrichtsdeputat nicht zu früh sehr hoch
anzusetzen und eine möglichst hohe Qualität des Mentorings zu erreichen."

"Aus den hier vorgestellten Befunden könnte man die vorsichtige Empfehlung
ableiten, das pädagogisch-psychologische Wissen in der Lehrerbildung viel
systematischer zu fördern", sagt Ulrich Trautwein, Direktor des Tübinger
Hector-Instituts für Empirische Bildungsforschung. "Dazu wären aber noch
weitere Untersuchungen notwendig. Aktuell spiegelt sich diese Empfehlung
bereits in Reformbemühungen wider, da vielerorts eine Stärkung der
bildungswissenschaftlichen Anteile in der Lehrerbildung zu beobachten
ist."


Originalpublikationen:

- Gindele, V., & Voss, T. (2017). Pädagogisch-psychologisches
Wissen: Zusammenhänge mit Indikatoren des beruflichen Erfolgs angehender
Lehrkräfte. Zeitschrift für Bildungsforschung, 7(3), 255-272.
doi:10.1007/s35834-017-0192-5

- Voss, T., Wagner, W., Klusmann, U., Trautwein, U., & Kunter, M.
(2017). Changes in beginning teachers' classroom management knowledge and
emotional exhaustion during the induction phase. Contemporary Educational
Psychology, 51, 170-184. doi: 10.1016/j.cedpsych.2017.08.002

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, Antje Karbe, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/464: Feindseligkeit gegenüber Minderheiten kann anstecken (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V.
- 08.05.2018

Feindseligkeit gegenüber Minderheiten kann anstecken

Wenn im eigenen Umfeld andere ethnische Gruppen angefeindet werden, finden
sich leicht Nachahmer



Ethnische Konflikte eskalieren oft überraschend schnell. Welchen Einfluss
das Umfeld darauf hat, dass sich Menschen plötzlich feindselig verhalten,
haben Forscher kürzlich mithilfe von Experimenten untersucht. Dabei
stellten sie fest, dass Anfeindungen gegenüber anderen ethnischen Gruppen
deutlich mehr Nachahmer finden als Anfeindungen gegen Mitglieder der
eigenen sozialen Gruppe.

Ob in Bosnien, Liberia oder Ruanda - immer wieder brechen plötzlich
gewalttätige Konflikte zwischen Volksgruppen aus, die lange friedlich
zusammengelebt haben. Bisher gibt es keine befriedigende wissenschaftliche
Erklärung, warum Aggressionen eine solche Dynamik entfalten können.

Jana Cahlíková vom Max-Planck-Institut für Steuerrecht und Öffentliche
Finanzen hat nun gemeinsam mit Kollegen aus Tschechien und der Slowakei
ein neuartiges Experiment entwickelt, um zu testen, wie das soziale Umfeld
feindseliges Verhalten gegenüber einer anderen ethnischen Gruppe
beeinflusst. Die Ergebnisse der Studie wurden im April 2018 im Fachjournal
Proceedings of the National Academy of Sciences (PNAS) publiziert.

Untersucht wurden Jugendliche aus Schulen in der östlichen Slowakei und
ihr Verhalten gegenüber Angehörigen der Roma - eine Minderheit, gegen die
es latente Vorurteile gibt und in den letzten Jahren auch zunehmend
Aggressionen. Das Besondere an dem Test war, dass die Teilnehmer innerhalb
ihres sozialen Umfelds agieren konnten.
Mitspieler dürfen Boshaftigkeit ausleben

Um diskriminierendes Verhalten zu untersuchen, ließen die Forscher die
Jugendlichen ein so genanntes "Joy of Destruction game" spielen: ein
Spiel, in dem die Teilnehmer - wenn sie wollen - ihre Boshaftigkeit
ausleben können. Zwei Spieler erhalten jeweils zwei Euro und sollen
gleichzeitig entscheiden, ob sie 20 Cent ausgeben, um den Betrag des
jeweils anderen um einen Euro zu verringern, oder das Geld einfach nur
behalten möchten. Die Spieler bleiben dabei anonym, und spielen jeweils
nur einmal gegeneinander.

Anhand einer Liste mit typischen Namen informierten die Forscher die
Teilnehmer darüber, ob das Gegenüber ein Angehöriger der slowakischen
Mehrheitsbevölkerung oder der Roma-Minderheit war. Zudem gestalteten die
Wissenschaftler den Spielverlauf so, dass jeweils drei Jugendliche aus der
gleichen Schulklasse kurz nacheinander ihre Entscheidung fällten. Die
nachfolgenden Spieler wussten jeweils, wie ihre Klassenkameraden gehandelt
hatten.

Eigene Gruppe wird verschont

Dabei stellte sich heraus, dass boshaftes Verhalten der Mitschüler einen
signifikanten Einfluss auf die Entscheidung der Jugendlichen hatte: Die
Bereitschaft, ebenfalls aggressiv zu agieren, wuchs deutlich. Auffällig
war, dass sich dieser Einfluss mehr als verdoppelte, wenn sich die
Feindseligkeit gegen Roma richtete statt gegen die eigene soziale Gruppe.

In einem zweiten, darauf aufbauenden Versuch ließen die Forscher
Jugendliche aus derselben Region bewerten, ob das feindselige Verhalten,
das ihre Altersgenossen im ersten Versuch gezeigt hatten, angemessen war.
Dabei wurde auch hier deutlich, dass das Verhalten des Umfelds wesentlich
dazu beiträgt, ob eine Handlung als sozial angemessen bewertet wird oder
nicht. Hatten Spieler in einem Umfeld ohne feindselige Vorbilder
entschieden, wurde ihr aggressives Verhalten gegenüber Roma oder gegenüber
der eigenen sozialen Gruppe in ähnlichem Ausmaß negativ bewertet. Wussten
die Jugendlichen jedoch, dass ein Spieler destruktives Verhalten zeigte,
nachdem sich seine Klassenkameraden feindselig gegenüber Roma verhalten
hatten, bewerteten sie dessen Verhalten eher als angemessen. Gleichzeitig
bewerteten sie feindseliges Verhalten, dass sich gegen ein Mitglied der
eigenen sozialen Gruppe richtete, als weniger angemessen, auch wenn der
Spieler vorher destruktives Verhalten im Umfeld beobachtet hatte.

"Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass fragile soziale Normen dazu
führen, dass sich das individuelle Verhalten gegenüber anderen ethnischen
Gruppen plötzlich verändern kann - von gutem Zusammenleben hin zu
Aggression", sagt Max-Planck-Wissenschaftlerin Jana Cahlíková. Daher sei
es wichtig politisch motivierte Straftaten konsequent zu verfolgen und zu
bestrafen. Sie und ihre Kollegen weisen zudem darauf hin, dass Politik und
Gesellschaft sehr sensibel reagieren sollten, wenn Vorurteile und
Feindseligkeiten gegenüber bestimmten gesellschaftlichen Gruppen zunehmen.


Originalpublikation

Michal Bauer, Jana Cahlíková, Julie Chytilová, and Tomáš Želinský
Social Contagion of Ethnic Hostility

PNAS, April 23, 2018

http://www.pnas.org/content/early/2018/04/19/1720317115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution207

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V.,

Barbara Abrell, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





SPIELZEIT/058: Vielseitiges Programm des Lübecker Theaters in der Saison 2018/19 (Theater Lübeck)


Theater Lübeck - Presseinformation vom 27. April 2018

Theater Lübeck stellt Spielplan von Schauspiel und Musiktheater für
die Spielzeit 2018/19 vor

Spielzeitheft 2018/19 ist ab sofort im Theater Lübeck erhältlich!



Lübeck, 27. April 2018. Im Rahmen der Jahres-Pressekonferenz haben
Schauspieldirektor Pit Holzwarth, Operndirektorin Dr. Katharina 
Kost-Tolmein und der Kommissarische Generalmusikdirektor Andreas Wolf am
Freitag, den 27. April 2018, vor zahlreichen Medienvertretern den
Spielplan für Schauspiel und Musiktheater für 2018/19 vorgestellt. Der
Aufsichtsratsvorsitzende Peter Petereit begrüßte die Pressevertreter
gemeinsam mit dem Geschäftsführenden Theaterdirektor Christian
Schwandt, der einen Überblick über die wirtschaftliche Lage der
Theater Lübeck gGmbH gab.

Das Schauspiel startet mit Ödön von Horváths »Glaube Liebe Hoffnung -
Ein kleiner Totentanz« in die Spielzeit 2018/19. Premiere ist am
07/09/18 in den Kammerspielen, Regie führt Lilja Rupprecht, die 2017
bereits Tschechows »Iwanow« in Szene setzte. Die erste Premiere des
Schauspiels im Großen Haus wird »Berlin Alexanderplatz« nach dem Roman
von Alfred Döblin sein. Regisseur Andreas Nathusius, der zuletzt auf
der großen Bühne »Labor - Mutter Courage« und »Die Blechtrommel«
inszenierte, kehrt mit dieser Produktion ans Theater Lübeck zurück.
Premiere ist am 14/09/18. Es folgt in den Kammerspielen »Dogville« von
Lars von Trier, Premiere ist am 09/11/18, die Inszenierung übernimmt
Clara Weyde; die gefeierte junge Regisseurin gibt damit ihr
Lübeck-Debüt. Das Schauspiel des Theater Lübeck freut sich sehr, dass
die Kulturstiftung des Bundes ein Projekt fördert, das das Theater
Lübeck in Kooperation mit dem freien Tanztheater backsteinhaus
produktion und dem Theater Rampe Stuttgart realisiert: »Das Prinzip
Nosferatu oder Tanz der Vampir *innen« wird gefördert aus dem
Doppelpass-Fonds und feiert als spartenübergreifendes, stadtbezogenes
Theaterprojekt am 30/11/18 Uraufführung in den Kammerspielen. Das
Weihnachtsstück mit Live-Musik für Kinder ab 7 Jahren wird »Ronja
Räubertochter« von Astrid Lindgren sein; die Regie übernimmt Anna
Werner, gespielt wird wie immer im Großen Haus, Premiere ist am
30/11/18. Albert Camus »Caligula« steht am 01/02/19 erstmals auf dem
Spielplan in den Kammerspielen - die Inszenierung übernimmt Mirja
Biel, die zuletzt »Ein Volksfeind« in Lübeck in Szene setzte. Als
weitere Premiere im Großen Haus darf sich das Publikum auf Brechts
»Die Dreigroschenoper« freuen - Regie führt Malte C. Lachmann, der
bereits mit »Monty Python's Spamalot« einen großen Erfolg am Theater
Lübeck feierte. Premiere ist am 09/02/19. Schauspieldirektor Pit
Holzwarth inszeniert in den Kammerspielen »Istanbul«, einen
musikalischen Abend mit Liedern der türkischen Sängerin Sezen Aksu.
Letzte Produktion der Saison in den Kammerspielen wird »Drei
Schwestern« sein; Lily Sykes kehrt für diesen Tschechow-Abend zurück
in die Hansestadt. Premiere ist am 17/05/19. Noch unbekannt sind die
neuen Stücke im Jungen Studio, die sich in bewährter Tradition den
vielfältigen Inszenierungen der vergangenen elf Jahre anschließen
werden.

Das Musiktheater eröffnet die Spielzeit 2018/19 am 01/09/18 mit einer
Operette: Michael Wallner inszeniert »Ball im Savoy« von Alfred
Grünwald und Fritz Löhner-Beda, es dirigiert Lübecks 2. Kapellmeister
Adrian Pavlov. Das Erfolgsteam um Regisseur Jochen Biganzoli kehrt für
Carl Maria von Webers Romantische Oper »Der Freischütz« zurück nach
Lübeck; die musikalische Leitung übernimmt der Kommissarische
Generalmusikdirektor Andreas Wolf - Premiere ist am 12/10/18.
FAUST-Preisträgerin Sandra Leupold bringt nach Sciarrinos »Luci mie
traditrici (Die tödliche Blume)« nun Jules Massenets Oper »Werther«
auf die Bühne - Premiere ist am 16/11/18. Nach »Attila« in der
Spielzeit 2015/16 inszeniert erneut Peter Konwitschny in Lübeck: In
Kooperation mit dem Staatstheater Nürnberg und der GöteborgsOperan
kommt am 25/01/19 Mussorgskys »Boris Godunow« auf die Bühne. Die
musikalische Leitung übernimmt Ryusuke Numajiri. Mit »A Quiet Place«
steht nach dem furios gefeierten »Mass« erneut ein Werk von Leonard
Bernstein auf dem Spielplan des Theater Lübeck. Effi Méndez übernimmt
die Regie, Premiere ist am 08/03/19. Neu in dieser Spielzeit ist eine
Kooperation von Musiktheater und Konzert, die es ermöglicht, dem
Publikum ein seltenes musikalisches Juwel zu präsentieren: »Das Wunder
der Heliane« von Erich Wolfgang Korngold wird als konzertante
Aufführung im Großen Haus zu erleben sein, Premiere der Lübecker
Erstaufführung ist am 24/03/19, die musikalische Leitung übernimmt
Andreas Wolf. Die Regisseurin Martina Veh gibt ihr Debüt in Lübeck mit
der Inszenierung von Mozarts »Don Giovanni«, die ab dem10/05/19
ebenfalls unter der musikalischen Leitung von Andreas Wolf zu sehen
sein wird. Der Vorhang hebt sich zur Premiere am 10/05/19. Verdis »La
Traviata« wird die letzte Musiktheater-Neuproduktion der Saison sein,
Premiere ist am 14/06/19. Für die Regie konnte der vielerorts gefragte
und gefeierte Regisseur Lorenzo Fioroni gewonnen werden, der mit
dieser Produktion sein Debüt in der Hansestadt gibt. In Kooperation
mit der Taschenoper Lübeck findet zudem die Operettenshow für
Jugendliche »Topmodel« im Jungen Studio statt, Uraufführung ist am
15/12/18, Regie führt Sascha Mink.

Zahlreiche Wiederaufnahmen wird es geben: Im Schauspiel gibt es im
Großen Haus ein Wiedersehen mit »In der Bar 'Zum Krokodil' - Die
Comedian Harmonists«. In den Kammerspielen steht erneut auf dem
Spielplan: »Wahrheit ist in allen Dingen«, »Das Licht im Kasten«, »The
Rocky Horror Show«, »Monty Python's Spamalot« und »Leonard Cohen: I'm
a hotel - songs of love and hate«. Im Jungen Studio wird »Rückkehr
nach Reims«, »Hüsch - Wir seh'n uns wieder«, »Szenen einer Ehe« sowie
»Ich distanziere mich von allem (und jetzt gut' Nacht)«
wiederaufgenommen. Im Musiktheater kehren folgende Produktionen zurück
auf die Bühne: »Die Zauberflöte«, »Oliver!«, »Otello«, »Hänsel und
Gretel«, »Sunset Boulevard« und »West Side Story« im Großen Haus,
»Liebe geht durch den Magen« im Theater-Restaurant Dülfer sowie
»Ranzlichter 2«, »Wer bin ich?« und »Der fliegende Holländer für
Kinder« im Jungen Studio.

Ab dem 15. Mai 2018 können Neuabonnenten für die kommende Spielzeit
Abonnements abschließen. Zur Wahl stehen reine Musiktheater-,
Schauspiel- und Konzert-Abonnements sowie Mix-Abonnements. Abonnenten
können zwischen verschiedenen Wochentagen auswählen sowie den Umfang
des Abonnements bestimmen. Wer die Neuproduktionen des Theater Lübeck
als Erster erleben möchte, entscheidet sich für ein Premieren-Abo. Das
Abonnementsbüro ist Dienstag bis Freitag von 10.00 - 13.00 Uhr sowie
Dienstag und Donnerstag zusätzlich von 14.00 - 18.30 Uhr geöffnet und
telefonisch unter 0451/7088-152 erreichbar. Das Spielzeitheft 2018/19
ist ab sofort im Theater Lübeck erhältlich. Ab Anfang Mai ist es zudem
an den bekannten Vorverkaufsstellen und zahlreichen Orten in Lübeck
und Umgebung erhältlich.

Weitere Informationen: www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27. April 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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ABWASSER/278: Neues Verfahren zur Wasseraufbereitung eliminiert Hormone (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 08.05.2018

KIT: Wasseraufbereitung: Neues Verfahren eliminiert Hormone



Hormone und andere Mikroschadstoffe gefährden die Gesundheit, wenn
ihre Rückstände über das Trinkwasser in den Körper gelangen. Breit
einsetzbare Lösungen zu ihrer Beseitigung gibt es bislang aber nicht.
Das Karlsruher Institut für Technologie (KIT) hat nun ein Verfahren
entwickelt, mit dem Hormone schnell und energieeffizient aus dem
Abwasser eliminiert werden können. Die Forschungsergebnisse sind im
Journal of Hazardous Materials publiziert.

"Die Verunreinigung des kommunalen Trinkwassers mit Mikroschadstoffen
könnte sich zu einer der größten Herausforderungen für den Schutz
unserer Gesundheit und Umwelt entwickeln", erklärt Professorin Andrea
Schäfer von der Membrantechnologie am Institut für funktionelle
Grenzflächen (IFG). Die Expertin und ihr Team führen Studien zur
Beseitigung der Hormone Estrone, Estradiol, Progesteron und
Testosteron durch. Ihr Anteil in einem Liter Wasser, in das behandelte
Abwässer eingeleitet werden, beträgt rund 100 Nanogramm. "Das gleicht
der Suche nach der Nadel im Heuhaufen", sagt Schäfer. "Und doch sind
diese Hormone in solchen Konzentrationen wirksam". Die geringe
Konzentration und Größe der Hormon-Moleküle erschweren nicht nur ihren
Nachweis mittels analytischer Verfahren, sondern vor allem auch ihre
Beseitigung.

Ein neues, in der Membrantechnologie entwickeltes Verfahren verbindet
die Vorteile der Adsorption (Bindung) von Mikroschadstoffen durch eine
von einem Industriepartner gefertigte Aktivkohle mit denen der
Ultrafiltration von Schadstoffpartikeln durch eine semipermeable
Membran. In einem integrierten System wird das Abwasser zunächst durch
eine Polymermembran "gedrückt", die Mikroorganismen und größere
Verunreinigungen herausfiltert. Dahinter liegt eine Schicht aus
spezieller Aktivkohle, die ursprünglich für Luftfilter entwickelt
wurde. Ihre Oberfläche hat nicht nur eine besondere Affinität
gegenüber Hormonen, das heißt die Kohlenstoff- und Hormonmoleküle
gehen leicht Verbindungen ein. Sie bietet auch die Kapazitäten, um
große Wassermengen durchfließen zu lassen und viele Moleküle zu
binden. Dies alles geschieht mit sehr viel weniger Energie als bei
Alternativverfahren wie der Umkehrosmose.

"Die spezielle Konfiguration aus aktiviertem Kohlenstoff und einer
Polymermembran ist wasserabweisend, erlaubt dank der großen
spezifischen Oberfläche der eingesetzten Kohlenstoffpartikel einen
hohen Wasserdurchfluss und sie arbeitet schnell und energiesparsam",
fasst Schäfer die Vorteile zusammen. Die Adsorptionsschicht ist mit
rund zwei Millimetern extrem dünn, sorgt aber für eine Beseitigung von
Hormonmolekülen in einer realistischen Größenordnung. In
Laborversuchen hat sich gezeigt, dass mit diesem Verfahren bei einem
Inhalt von neun Litern Wasser und einer sehr kleinen Membranfläche von
38 Quadratzentimetern 60 Prozent der hormonellen Schadstoffe
eliminiert werden können. Abhängig von der Dicke der
Adsorptionsschicht kann dieser Wert auf bis zu 90 Prozent steigen.

"Wir glauben, dass wir eine vielversprechende Technologie entwickelt
haben, mit der wir bei der Elimination von hormonellen
Mikroschadstoffen aus Wasser einen großen Schritt weiter kommen",
betont Matteo Tagliavini, Doktorand in Schäfers Gruppe und Mitautor
der aktuellen Publikation. Die Kompositmembran ist flexibel und in
unterschiedlichen Modulen einsetzbar. Damit eignet sie sich für
industrielle Großanlagen ebenso wie für Anwendungen in kleinerem
Maßstab bis hin zum häuslichen Wasserhahn. Dass das eingesetzte
Material bereits zugelassen ist, erleichtert die Überführung des neuen
Verfahrens in die Praxis. Ein erstes Industrieprojekt ist bereits in
Planung.




Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.jhazmat.2018.03.032

Weitere Informationen: 

http://mt.ifg.kit.edu

Veröffentlichung im Journal of Hazardous Materials:

https://doi.org/10.1016/j.jhazmat.2018.03.032

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news693966

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, Monika Landgraf, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/062: "Deutschlands Wilde Bienchen" (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 9. Mai 2018

"Deutschlands Wilde Bienchen" durch UN-Dekade ausgezeichnet

 

Wildbienen-Projekt begeistert Kinder für biologische Vielfalt

Thomas Silberhorn, Mitglied des Deutschen Bundestags und
Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium der
Verteidigung, überreicht die Urkunde im Kindergarten St. Jakobus in
Burgwindheim.



Burgwindheim, 9. Mai 2018 - Neben der domestizierten Honigbiene gibt
es in Deutschland circa 560 Wildbienenarten. Der Verband "Artenschutz
in Franken" setzt sich in einem breit angelegten Projekt an bislang
zwölf Standorten in fünf Bundesländern für den Erhalt dieser
Insektengruppe ein. Ziel ist es, auf die Wildbienen, ihre Bedeutung
für die biologische Vielfalt und ihre Gefährdung aufmerksam zu machen
und insbesondere Kinder für ihren Schutz zu begeistern. Hierzu hat der
Projektträger große Insektenhotels mit Informationstafeln entwickelt
und gemeinsam mit Partner-Kindergärten im städtischen Umfeld
aufgestellt.

In diesen Wildbienenhotels lebt vor allem die wenig stechfreudige
Mauerbiene. Die beteiligten Kindergartenkinder können sich diesen
Insekten gefahrlos nähern und sie unmittelbar erleben. Über 2.000
Kinder sind bereits an dem Projekt beteiligt. Mittelfristig soll in
Deutschland ein großes Netz des Wildbienenschutzes an Kindergärten
entstehen.

Die Partner-Kindergärten haben zudem ein pädagogisches Begleitprogramm
mit verschiedenen Bildungseinheiten zu den Insekten-Tafeln entwickelt.
Gemeinsam mit dem Verband "Artenschutz in Franken" möchten sie in den
kommenden Jahren die Entwicklung der Wildbienenarten an diesen
Insekten-Tafeln im Rahmen eines Monitorings beobachten und
dokumentieren.

Die Jury der UN-Dekade Biologische Vielfalt hat sich für eine
Auszeichnung entschieden, da "Deutschlands Wilde Bienchen" bei Kindern
das Interesse für die Natur wecke und bereits früh das Bewusstsein für
deren Erhalt stärke. Kindergartenkinder durch informative
Insektenhotels an das Thema Wildbienenschutz heranzuführen und
pädagogisch zu begleiten, sei ein innovativer Ansatz und wirke der
Naturentfremdung entgegen.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Artenschutz in Franken

"Deutschlands Wilde Bienchen"

Kehlingsdorf 12

96154 Burgwindheim

Ansprechpartner beim Projekt

Thomas Köhler

09551 9189 986




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2177&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 09.05.2018

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel: 0228 977 34 42

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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BILDUNG/558: Schüler erforschen Hummeln (Uni Oldenburg)


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg - 9. Mai 2018

Schüler erforschen Hummeln

Citizen Science Projekt zum Thema Bienensterben gestartet



Oldenburg. Wo und wann bringen Hummeln besonders viel Pollen von ihren
Flügen ins Nest? Und in welcher Umgebung fühlen sie sich besonders
wohl? Diesen Fragen gehen in den kommenden Wochen Schülerinnen und
Schüler an 14 Schulen zwischen Bremen und Emsland, Küste und Vechta
auf den Grund. Sie unterstützen mit ihren Beobachtungen das
deutsch-niederländische Forschungsprojekt B-R(H)APSODIE, an dem auch
Universität Oldenburg unter Federführung des Botanischen Gartens
beteiligt ist. Ziel des Vorhabens ist, die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit rund um Bienen - zu denen als Wildbienen auch die
Hummeln gehören - zu verstärken und die Öffentlichkeit für die
Bedrohung der Bestäuber zu sensibilisieren.

Die Schulklassen erhalten jeweils ein Hummelvolk von etwa 50 Tieren,
deren Nest sich in einem Holzkasten befindet. Die Hummelkästen wurden
zuvor an der Fachhochschule Van Hall Larenstein in Leeuwarden, die
ebenfalls an dem Projekt beteiligt ist, mit Sensoren ausgestattet.
Diese registrieren jedes aus- und einfliegende Tier. Außerdem wird das
Gewicht der Hummelvölker vor und nach der Projektphase gemessen.
Ergänzend hierzu dokumentieren die Schülerinnen und Schüler das
Verhalten der Hummeln außerhalb des Kastens: Mit einem
Bestimmungsschlüssel werden die verschiedenen Hummelarten bestimmt,
zudem wird beobachtet, ob die Hummeln Pollen mit ins Nest bringen.
Außerdem sehen sich die Schüler die Vegetation rund um den Standort
des Hummelkastens genauer an: Wo findet man die Hummeln wieder? Wie
verändert sich die Landschaft im Verlauf der Zeit? Nach etwa vier bis
sechs Wochen wird das Team des Botanischen Gartens die Hummelvölker
wieder einsammeln - und mit ihnen die von den Klassen erhobenen Daten.
Eine Studentin wertet diese für ihre Bachelorarbeit aus, mit Blick auf
Zusammenhänge zwischen Landschaft, Klima und dem Wachstum der
Hummelpopulation. Auch die Wissenschaftler in Leeuwarden greifen auf
die Daten zurück, um das Bienensterben weiter zu erforschen.

Das Kooperationsprojekt B-R(H)APSODIE startete im Sommer 2017.
Gefördert wird das Vorhaben bis Ende 2020 mit rund 850.000 Euro von
dem Programm INTERREG Deutschland-Nederland der Europäischen Union.
Antragssteller sind neben der Universität Oldenburg auf deutscher
Seite die Stiftung Ökowerk Emden und der Förderverein Imme Bourtanger
Moor e.V. sowie aus den Niederlanden die Gemeinde Achtkarspelen und
die Hogeschool Van Hall Larenstein in Leeuwarden. Insgesamt ist die
Universität Oldenburg unter Federführung des Botanischen Gartens mit
sechs Teilprojekten an der deutsch-niederländischen Kooperation
beteiligt.

Weblinks

uol.de/botgarten

Alle Pressemitteilungen online:

www.uol.de/presse/mit

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 135/15, 09.05.2018

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Tel.: 0441/7 98 - 54 46, Fax: 0441/7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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STADT/467: Protest gegen Hamburgs Baupolitik - Was GRÜN ist, soll GRÜN bleiben! (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 9. Mai 2018

NABU begrünt den Rathausmarkt und protestiert gegen die Baupolitik:


Was GRÜN ist, soll GRÜN bleiben!

Neue Auswertung legen zahlreiche Änderungen grüner Milieus offen



Ein Flecken grüne Wiese vor grauer Häuserkulisse. Stärker kann der
Kontrast nicht sein - und doch steht die gestellte Szenerie vor dem
Hamburger Rathaus stellvertretend für viele Orte in der Hansestadt.
Für die Volksinitiative "Hamburgs Grün erhalten" setzt der NABU
Hamburg heute ein starkes Zeichen und fragt: Wie sehr wird sich das
Stadtbild verändern, wenn der Senat weiterhin stur seine Baupolitik
verfolgt? Wieviel Grün soll noch zugebaut werden? Mit der Aktion auf
dem Rathausmarkt, fordert der NABU Hamburg "Grün statt Grau" und
spricht aus, was viele Hamburger*innen bewegt: "Ohne Grün fehlt mir
was!"

"Die Initiative "Hamburgs Grün erhalten" ist im Dezember an den Start
gegangen und hat mittlerweile die formale Hürde von 10.000
Unterschriften überschritten. Noch bis zum 25. Mai sammeln wir weiter.
Der große Zuspruch zeigt uns, dass viele Bürger*innen mit der
derzeitigen Stadtentwicklung nicht einverstanden sind und diese ein
Korrektiv braucht. Wir wollen aufdecken, wo bereits Grün verschwunden
ist oder wo es in Zukunft geopfert werden soll", so Alexander
Porschke, Vorsitzender des NABU Hamburg.

Änderungen grüner Milieus sind gängige Praxis

Während Bausenatorin Dorothee Stapelfeldt gebetsmühlenartig betont,
dass Hamburgs Grün Lebensqualität sei, und dass dies so bleiben solle,
sprechen die Fakten aus der Bürgerschaftsdrucksache 21/11487 eine ganz
andere Sprache. Dort wurden vom CDU-Abgeordneten Stephan Gamm die
Bauvorhaben der letzten 10 Jahre abgefragt, die Änderungen des
Landschaftsprogramms (LAPRO) in Bezug auf die Kategorien der "grünen
Milieus"(*) zur Folge hatten. Außerdem ging es um Bauvorhaben in den
kommenden fünf Jahren. Der Senat hat in seiner Antwort auf die Kleine
Schriftliche Anfrage (SKA) die abgeschlossenen und geplanten
Bauvorhaben offengelegt. Allerdings behauptete er, nicht in der Lage
zu sein, die genaue Milieuänderung und die negative Bilanz an
Teilflächen aus den grünen Milieus zu benennen.

Bislang werden die Milieus im LAPRO, die eigentlich Planungsvorgaben
für die Verwaltung sind, lediglich als unverbindliche
Wunschvorstellungen angesehen und für Bebauungsvorhaben immer wieder
geändert, bzw. hin- und hergeschoben. "Die Volksinitiative ist mit dem
Ziel angetreten, ausgewiesene grüne Milieus im LAPRO so zu schützen,
dass Hamburgs Grün erhalten bleibt. Aktuell gleicht das LAPRO eher
einem Spielbrett der unbegrenzten Möglichkeiten für Bauprojekte - frei
nach dem Motto: 'Was nicht passt, wird passend gemacht' - um Bebauung
auch in grünen Milieus durchzusetzen", verdeutlicht Porschke.

Da der Senat in seiner Antwort auf die SKA Art und Umfang der
Betroffenheit grüner Milieus offenließ, hat der NABU die fehlenden
Angaben recherchiert. Seit Mitte 2010 stehen LAPRO-Änderungsverfahren
online zur Verfügung, die für die folgende Auswertung herangezogen
wurden. Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen:


	Änderungen der grünen Milieus für Bauvorhaben kommen häufiger vor als von der Politik zugegeben wird. Sie gehören seit Jahren zur gängigen Praxis.

	Rückblickend hat es seit 2010 vier Mal mehr Änderungen zu Lasten der grünen Milieus gegeben als zu deren Gunsten.

	Um baurechtliche Vorrausetzungen für Wohnen und gewerbliche Nutzung zu schaffen, wurden nicht nur Milieuänderungen vorgenommen, sondern Änderungen betrafen auch mehrfach Flächen in Landschaftsschutzgebieten, die im LAPRO als bestehend oder geplant ausgewiesen sind.

	Die SKA listet über 20 weitere LAPRO-Änderungen für geplante Bauvorhaben auf, die zu Lasten der Grün-Milieus führen und die außerdem die Aufhebung von weiteren Flächen in Landschaftsschutzgebieten zur Folge hätten.



Alexander Porschke greift genau diese Vorgehensweise an: "Die Angaben
aus der vorliegenden Schriftlichen Kleinen Anfrage zeigen eindeutig,
dass der Grünverlust Realität ist und sich nicht verleugnen lässt. Es
reicht nicht in Sonntagsreden immer wieder die Bedeutung des Grüns zu
betonen, aber es in der alltäglichen Praxis Stück für Stück zu
verbrauchen. Diesem Vorgehen wollen wir mit dem Druck der
Volksinitiative einen Riegel vorschieben."

Gute Konzepte zum Schutz des Grüns werden ignoriert

Noch im März wehrte sich Staatsrat Kock auf einer NABU-Veranstaltung
gegen den Vorwurf, die aktuelle Wohnungsbaupolitik hätte keinen
Respekt vor Landschaftsschutzgebieten. Nur in Ausnahmefälle sei der
Schutzstatus für den Wohnungsbau beseitigt worden. Die Liste der
abgeschlossenen und geplanten Bauvorhaben aus der SKA legt dagegen 14
Fälle offen, in denen LSG-Flächen im LAPRO von Änderungen für Gewerbe
oder Wohnungsbau betroffen sind. Weiter argumentierte Kock mit
zahlreichen Regelwerken, die es bereits zum Schutz des Hamburger Grüns
gäbe. Er verwies unter anderem auf den "Grünen Ring", das
Achsenkonzept, die Freiraumbedarfsanalyse, den Klimaplan mit
Frischluftachsen und auch auf das Landschaftsprogramm mit der
Ausweisung von grünen Milieus.

Porschke widerspricht: "Was nutzt es, wenn der Senat gute Konzepte
erstellt, diese aber ignoriert, sobald zahlungskräftige Investoren
locken. Die Umwidmung grüner Milieus und Änderungen von
Landschaftsschutz-Zielsetzungen sind da nur zwei Beispiele von vielen
Missachtungen. Genau deshalb setzt die Volksinitiative "Hamburgs Grün
erhalten" eine wichtige Debatte in Gang - nämlich wie in Zukunft mit
dem Grün unserer Stadt umgegangen werden soll. Wir wollen erreichen,
das grüne Milieus, in vollem Umfang grün bleiben."

Weitere Informationen online zur Initiative "Hamburgs Grün
erhalten"

Foto-Mitmach-Aktion: www.NABU-Hamburg.de/ohnegruen

Unterschriftenliste: www.NABU-Hamburg.de/unterschreiben 
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Anlage: Änderungen im Landschaftsprogramm (LAPRO) für Bauvorhaben in
Bezug auf grüne Milieus, NABU Auswertung, Stand Januar 2018

Seit 1997 gab es insgesamt 142 abgeschlossene Planänderungen des
LAPRO.


	Seit 2008 sind mindestens 25 abgeschlossene Änderungsverfahren bekannt, die sich auf grüne Milieus beziehen. Es ist davon auszugehen, dass die tatsächliche Anzahl der Änderungen über 25 liegt, da vor Mitte 2010 online keine Daten vorliegen.

	In 11 Fällen wurden grüne Milieuflächen für gewerbliche Nutzung umgewandelt. Bei 16 Bauvorhaben gab es Änderungen der Planungskategorien für Wohnungsbauprojekte.

	Am stärksten betroffen von Milieuänderungen waren die Bezirke Eimsbüttel, Wandsbek und Bergedorf.

	Zusätzlich gab es insgesamt sieben Änderungen von Flächen, die im LAPRO als Landschaftsschutzgebiete gekennzeichnet waren. In Altona, in Bergedorf und in Harburg erfolgte die LAPRO-Änderungen für Gewerbeflächen. Die anderen vier Fälle erfolgten in Eimsbüttel, Wandsbek, Bergedorf und Harburg für Wohnungsbauvorhaben.

	Zwei Vorhaben sind in Landschaftsachsen gebaut worden. Für zwei weitere wurden Flächen des Grünen Rings in Anspruch genommen.



Mit Blick auf die kommenden fünf Jahre gibt der Senat 24 geplante
Bauvorhaben an, für die eine Änderung grüner Milieus im LAPRO erfolgen
muss.


	Hier werden es mindestens 17 Änderungen sein, die sich auf Flächen beziehen, die vorab für den Wohnungsbau umgewandelt werden müssen.

	Für ein Gewerbegebiet in Rahlstedt (Bezirk Wandsbek) wird nicht nur eine Änderung zu Lasten grüner Milieus erfolgen, das Gewerbegebiet soll in eine Landschaftsachse gebaut werden und hat die Aufhebung einer großen Fläche in einem LSG zur Folge.

	Insgesamt sind für die kommenden 5 Jahre mindestens sieben LSG gekennzeichnete Flächen von Änderungsplänen betroffen. Bis auf eine Fläche, sind alle Flächen für Wohnungsbau vorgesehen.

	Die Auflistung der Bauvorhaben für die kommenden 5 Jahre spiegelt nur den Stand von Januar 2018 wieder. Es ist davon auszugehen, dass die Liste um weitere Projekt anwächst.



Weitere Hinweise für die Stadtentwicklungspläne des Senats ergeben
sich, wenn man die Wohnungsbauprogramme der Bezirke genauer
betrachtet. Allein in den Wohnungsbauprogrammen für Bergedorf (2017)
und Harburg (2017) sind 14 Potenzial- und Prüfflächen ausgewiesen, die
in Konflikt mit LSG-Flächen laut LAPRO stehen.



(*) Die Volksinitiative bezieht sich auf folgende grüne Milieus:
Grünanlagen, Kleingärten, Friedhöfe, Parkanlagen, Naturnahe
Landschaften, Wälder, Landwirtschaftliche Kulturlandschaften sowie
Gewässerlandschaften und Auenentwicklungsbereiche.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 053/18, 09.05.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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VERBRAUCHER/106: Smart? Kurzstudie zu Digitalisierung von Haushaltsgeräten (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 8. Mai 2018

Smart? Kurzstudie zu Digitalisierung von Haushaltsgeräten:
Ökologische Risiken müssen wirksam minimiert werden.



Berlin: Eine heute im Rahmen der Berliner Energietage vorgestellte
Kurzstudie des Borderstep Instituts für Innovation und Nachhaltigkeit
im Auftrag des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
zeigt die ökologischen Herausforderungen der zunehmenden Vernetzung
privater Haushalte. Gleichzeitig benennen die Studienautoren
Maßnahmen, um den Verbrauch von Energie und anderen Ressourcen in
umweltverträgliche Bahnen zu lenken. "Die zunehmende Vernetzung von
Haushaltsgeräten birgt große ökologische Risiken. Der Trend wird zu
einem Mehrverbrauch an Energie und anderen Rohstoffen führen, wenn die
Politik nicht rechtzeitig durch geeignete Maßnahmen gegensteuert",
kommentiert Irmela Colaço, Energieexpertin beim BUND, die Ergebnisse.




[image: Zusätzlicher Stromverbrauch für die Empfangsbereitschaft vernetzter Haushaltsgeräte. Beleuchtung bis zu 175 kWh/Jahr: 52,60 Euro / Küchengeräte bis zu 70 kWh/Jahr: 21,00 Euro / Kleingeräte bis zu 35 kWh/Jahr: 10,50 Euro / Waschen/Trocknen bis zu 52 kWh/Jahr: 15,60 Euro. Daten: Borderstep Institut, 2018. Für den Haushaltsstrompreis werden 0,30 Euro pro kWh angenommen - Grafik: © BUND]
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Immer mehr Geräte im Haushalt sind vernetzt, Tendenz steigend. Bis
2025 ist europaweit mit 1,7 Milliarden vernetzten Haushaltsgeräten zu
rechnen, zusätzlich zu den "klassischen" Produkten der Informations-
und Kommunikationstechnik wie Computern und Unterhaltungselektronik.
"Sind Haushaltsgeräte rund um die Uhr empfangsbereit, um auf
Sprachbefehle oder Signale anderer Geräte zu reagieren, kann das
Umwelt und Verbraucher teuer zu stehen kommen. Die Stromrechnung eines
Haushalts kann um bis zu 100 Euro pro Jahr steigen", so Dr. Ralph
Hintemann, einer der Studienautoren. "Europaweit kann sich dieser
Mehrverbrauch langfristig auf 70 Terawattstunden pro Jahr summieren.
Das entspricht dem jährlichen Stromverbrauch aller privaten Haushalte
Italiens."

Darüber hinaus dokumentiert die Kurzstudie, dass der Energieverbrauch
auch außerhalb der Haushalte zunehmen wird. Schon jetzt steigen der
Datenverkehr und die dafür notwendigen Ressourcen in
Übertragungsnetzen und Rechenzentren rasant an. "Der Trend, immer mehr
Haushaltsgeräte zu vernetzen, wird diese Entwicklung weiter anfeuern",
so Hintemann. Außerdem steige die Gefahr, dass der Verbrauch weiterer
Rohstoffe enorm zunimmt, etwa wenn vernetzte Produkte schneller
unbrauchbar werden, weil keine Sicherheitsupdates mehr verfügbar sind.

"Smarte" Lösungen dienen bisher vor allem als Motor für weiteres
Wirtschaftswachstum. Ihre Folgen für die Umwelt und zukünftige
Generationen werden dabei kaum berücksichtigt. Das ist
unverantwortlich", sagt Cola¸o. "Die Bundesregierung muss die
ökologischen Risiken der Digitalisierung wirksam minimieren." Ein
erster Schritt im Smart Home Bereich müsse sein, den ökologischen
Fußabdruck von vernetzten Geräten im gesamten Lebenszyklus zu
reduzieren. Dazu seien strenge europäische Ökodesign-Vorgaben und mehr
Transparenz für Verbraucher notwendig.

Gleichzeitig müssten die sich bietenden Potenziale der Digitalisierung
für den Klima- und Umweltschutz gezielter genutzt werden, so Colaço
weiter. So könnten zum Beispiel Fehler im Betrieb von Heizungsanlagen
durch ein digitales Monitoring besser erkannt und behoben werden.
Dadurch seien enorme Energieeinsparungen möglich. "Doch die Chancen
der Digitalisierung im Heizungskeller hat die Politik bisher
verschlafen".

Der BUND weist im Zusammenhang mit der zunehmenden Vernetzung in den
Haushalten auch auf datenschutzrechtliche sowie auf mögliche
gesundheitliche Auswirkungen durch elektromagnetische Felder hin, die
aber nicht Gegenstand der Studie waren.




Die Kurzstudie finden Sie als PDF zum Download unter:

www.bund.net/kurzstudie_smarthome

Eine Grafik zum zusätzlichen Stromverbrauch vernetzter

Haushaltsprodukte finden Sie unter:

Weitere
Informationen zu Folgen und Risiken mobiler Kommunikationstechnologien
finden Sie unter:

www.bund.net/emf

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 08.05.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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INITIATIVE/157: Gewerkschafts-Petition gegen Abkehr vom Klimaschutz (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Vor DGB-Kongress:

Gewerkschafts-Petition gegen Abkehr vom Klimaschutz



Berlin/Verden, 9. Mai 2018. Kurz vor dem DGB-Bundeskongress (13. - 17.Mai)
spaltet eine Online-Petition Gewerkschaftsmitglieder in zwei Lager.
Innerhalb von vier Tagen haben sich über 40.000 Menschen dem Aufruf des
Gewerkschafters Oliver Wagner auf der Petitions-Plattform WeAct
angeschlossen. Er fürchtet, dass sich der Bundesvorstand des Deutschen
Gewerkschaftsbundes vom deutschen Klimaschutzplan verabschieden will. Der
Kohleausstieg könnte dann an den Gewerkschaften scheitern.

"Wenn der Antrag beim Kongress durchgeht, dann sieht es so aus, als ob der
DGB mit seiner Anti-Klimapolitik für uns alle spricht", sagt Oliver Wagner.
"Dabei liegt das den meisten Mitgliedern fern: Die IG Metall etwa versteht
die Energiewende seit Jahren als einen zukunftsfähigen Wachstumsmotor, der
viele Arbeitsplätze schafft." Ver.di-Mitglied Wagner war viele Jahre im
Betriebsrat eines Unternehmens und ist im Umweltausschuss der Stadt
Wuppertal als sachkundiger Bürger engagiert. Der umstrittene Antrag wurde
im Vorfeld des Kongresses an 400 Gewerkschafts-Delegierte verschickt. Der
"Klimaschutzplan 2050" der Bundesregierung wird darin nur noch kritisch
kommentiert, wie die taz berichtet.

Der Streit um die Zukunft von Energieerzeugung und Klimaschutz geht mitten
durch die Mitgliedsgewerkschaften des DGB. Hinter dem Antrag des
Bundesvorstands stehen die Interessen der Industriegewerkschaft Bergbau,
Chemie, Energie. Die IG BCE mit ihren 634.000 Mitgliedern kämpft schon
lange gegen die Klimaziele. Sie will vor allem das rasche Abschalten von
Kohlekraftwerken verhindern. Oliver Wagner hält dagegen: "Die Steigerung
der Energieeffizienz, der Ausbau erneuerbarer Energien und der Zuwachs an
Elektromobilität eröffnen Potenziale für hunderttausende Jobs. Wer diese
Entwicklungen verschläft, verpasst nicht nur die Klimaziele. Der gefährdet
auch die Fundamente unserer Industriegesellschaft, insbesondere der
Automobilindustrie und der Energiewirtschaft." Die IG Metall mit rund 2,3
Millionen Mitgliedern und die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di mit knapp
zwei Millionen stehen weiter zum Klimaschutzplan.

Unterzeichnerinnen und Unterzeichner des WeAct-Appells wollen ihn am Montag
am Rande des DGB-Kongresses an Vertreter des Bundesvorstands überreichen.

Den Appell an den DGB finden Sie unter:

https://campact.org/DGB_Appell

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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MASSNAHMEN/268: Neuer Buchenwald im Nationalpark Harz kommt "in Kisten" (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 8. Mai 2018

Neuer Buchenwald in Kisten



Wernigerode. "Natur Natur sein lassen" ist das Leitmotiv der
Nationalparke, auch im Harz. Doch es gilt entsprechend den
gesetzlichen Vorgaben vorwiegend in der Kernzone, der sogenannten
Naturdynamikzone, die den größten Teil der Nationalparkfläche
einnimmt. In der umgebenden Naturentwicklungszone, die noch knapp 39%
des Nationalparks umfasst, wird der Natur Hilfe zur Selbsthilfe hin zu
mehr natürlicher Dynamik gegeben.

Dazu kommen in diesem Frühjahr zum ersten Mal Containerpflanzen in
größerem Umfang bei der Nationalpark-Waldumwandlung hin zu naturnahen
Wäldern zum Einsatz, so Sabine Bauling, Leiterin des Wald-Fachbereichs
im Nationalpark Harz.

Die kleinen Buchenpflanzen wurden im Frühjahr 2017 in Containern
ausgesät und können jetzt im Alter von einem Jahr in die
Waldumwandlungsflächen im Nationalpark gepflanzt werden.

Das Saatgut, die Bucheckern, stammt aus dem Nationalparkrevier
Scharfenstein, wo es 2016 geerntet wurde. Insgesamt wurden 70.000
Containerpflanzen angeliefert - daraus können ca. 35 ha neuer
Naturwald werden.

Der Vorteil der Containerpflanzen ist, dass die Wurzeln von Erde
umhüllt sind und somit sich die Pflanzzeit verlängern lässt. Das ist
gerade in diesem Turbo-Frühjahr von Vorteil. Die Laubbäume haben in
einem sehr kurzen Zeitraum ausgetrieben, so dass die Zeit für die
herkömmliche Pflanzung mit wurzelnackten Pflanzen rasch vorbei ist.

Mit der Frühjahrspflanzung von Buchen kommt der Nationalpark Harz
seiner Zielstellung, mehr Naturnähe in die Wälder zu bringen und
verdrängten Pflanzenarten, hier der Buche, wieder einen Platz zu
geben, ein weiteres Stück näher, so Bauling.

Die Buche war in der Vergangenheit bis zu einer Höhenlage von ca. 750
m über NHN die dominierende Baumart im Harz. Zwei Drittel der
Nationalparkfläche wären von den natürlichen Waldgesellschaften her
Buchenwälder.

Die Rückkehr der Buche in den Nationalpark Harz ist ein langer Weg.
Die ersten Ergebnisse sind aber sichtbar, gerade jetzt, wo das frische
Laub austreibt. Es wird etwa 80 Jahre dauern, bis die kleinen Buchen
selbst Bucheckern tragen und zur Waldverjüngung beitragen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.05.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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AKTION/228: Bundesumweltministerium startet Fahrradkino-Tour (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 9. Mai 2018

Bundesumweltministerium startet Fahrradkino-Tour

KLAK: Klima-Aktions-Kinos bringen mit Muskelkraft Filme zum
Klimaschutz auf die Leinwand



Heute startet in Kiel eine bundesweite-Fahrradkino-Tour. Auf zehn
Fahrrädern wird die Energie für das Kino-Event von den Zuschauerinnen
und Zu-schauern selbst erzeugt. Das Bundesumweltministerium fördert
das Projekt "Klima-Aktions-Kinos (KLAK)" im Rahmen der Nationalen
Klimaschutzinitiative (NKI). Durch Fahrradkino-Aktionen soll
klimafreundliche Mobilität buchstäblich erfahrbar gemacht werden.

Gezeigt werden Klimakurzfilme, die im Rahmen des KLAK-Projektes
produziert wurden. Ein Ideen-Wettbewerb hatte hierfür junge Menschen
im Alter von 14 bis 25 Jahren zur Einreichung von Drehbuch-Ideen
aufgerufen. In den darauffolgenden Monaten entstanden u.a. in
Kooperation mit der Filmuniversität Babelsberg elf Kurzfilme, die ein
breites Spektrum abdecken: Von animierten Spots über Trickfilm und ein
Märchendrama bis zu Doku-Filmen.

In Kiel werden nun erstmals alle Kurzfilme öffentlich gezeigt - damit
beginnt die offizielle KLAK-Fahrradkino-Tour. Nach Kiel tourt das
Fahrradkino-Team bis September 2018 durch weitere 15 Städte und wird
unter anderem in Wuppertal, München, Leipzig, Freiburg und Berlin
Station machen. Bei den 16 Tourstopps findet jeweils ein buntes
Programm mit lokalen Partnern, aktiven Gruppen und Initiativen statt.

KLAK ist ein Kooperationsprojekt vom Unabhängigen Institut für
Umweltfragen e.V. und Solare Zukunft e.V.

Weitere Informationen und alle Tourstopp-Termine auf:

www.fahrradkino.org/die-tour

und

www.klimaschutz.de/projekt/klak-klimaaktionskino

www.facebook.com/bmu.bund

www.instagram.com/umweltministerium

www.twitter.com/bmu

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 095/18, 09.05.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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AKTIONSTAGE/925: Im Auftrag von Bären-, Eulenspinnern und Sichelflüglern - Harburg, 19.5. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 8. Mai 2018

Im Auftrag von Bären-, Eulenspinnern und Sichelflüglern

Am 19. Mai, 10 Uhr veranstaltet die NABU-Gruppe Süd einen
StadtNatur-Aktionstag im Nachtfaltergarten in Harburg. Freiwillige
Helfer/innen sind herzlich willkommen!



Im Auftrag von Bärenspinnern, Eulenspinnern und Sichelflüglern wird am
Samstag, den 19. Mai 2018 im Harburger Stadtpark der Nachfaltergarten
gehegt und gepflegt. Gemeinsam mit der NABU-Stadtteilgruppe Süd wird
der Bewuchs entfernt und begonnen, die anliegenden Flächen für
Nachtfalter attraktiver zu machen. Außerdem soll eine Kräuterspirale
entstehen.

Nachtfalter haben es oft schwer, in unserer aufgeräumten Landschaft
Blumen als Nahrungsmöglichkeiten und Pflanzen für ihre Eiablage zu
finden. In Harburg gibt es den NABU-Nachtfaltergarten, in dem
Schmetterlinge und Falter die Möglichkeiten geboten werden, die sie
zum Überleben in der Großstadt benötigen. "Unser Ziel ist es, einen
blütenreichen Garten zu schaffen, der durch vielfältige Strukturen
einer großen Zahl Tierarten Nahrung und Lebensraum bietet", sagt
Christina Wolkenhauer, Leiterin der NABU-Gruppe Süd.

Die StadtNatur- und Bach-Aktionstage des NABU werden in ganz Hamburg
durchgeführt. Sie erfreuen sich einer regen Beliebtheit und fördern
ein grünes Stadtumfeld. "Es ist schön und wichtig mit unseren
Maßnahmen Oasen für Schmetterlinge und Wildbienen im städtischen
Einheitsgrün entstehen zu lassen. Wo mit Beton Grünflächen versiegelt
werden, haben solche Tiere keine Chance mehr zu überleben", betont
Fritz Rudolph, Referent für StadtNatur und Gewässerschutz des NABU
Hamburg.

Der Einsatz findet am Samstag, den 19. Mai von 10 bis etwa 14 Uhr
statt. Material, Werkzeug sowie Getränke und einen kleinen Imbiss
stellt der NABU bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters sind
herzlich eingeladen, bei diesem Einsatz mitzumachen. Vorkenntnisse
sind nicht notwendig. Lediglich feste Kleidung und evtl. Regenschutz
werden empfohlen. Falls vorhanden, gerne Gartenhandschuhe und
Lieblingsgartengeräte mitzubringen, z. B. kleine Schäufelchen oder
Ausstecher. Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte für den Aktionstag
an. Dabei wird der genaue Treffpunkt bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph: 040/697089-37,

E-Mail: rudolph@NABU-Hamburg.de

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 052/18, 08.05.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AUSSTELLUNG/450: Bielefeld - Ausstellung zur "nuklearen Kette" bis zum 16. Juni 2018


Stadt Bielefeld - Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Ausstellung zur "nuklearen Kette"



Bielefeld (bi). Gemeinsam mit der Trägerin des Bielefelder
Frauenpreises Dr. Angelika Claußen hat Oberbürgermeister Pit Clausen
am Dienstag, 8. Mai, die Ausstellung: "Hibakusha weltweit: Die
nukleare Kette" in der Stadtbibliothek am Neumarkt eröffnet. Die
Plakatausstellung informiert über die Gesundheits- und Umweltfolgen
der nuklearen Kette: vom Uranbergbau über die Urananreicherung, zivile
Atomunglücke, Atomwaffentestes, militärische Atomunfälle,
Atombombenangriffe bis hin zur Problematik des Atommülls und
abgereicherter Uranmunition.

Zusammengestellt wurde die Ausstellung von der Deutschen Sektion der
Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkriegs, Ärzte in
sozialer Verantwortung (IPPNW), die 1985 den Friedensnobelpreis
erhielt. Die IPPNW ist Gründungsmitglied der Internationalen Kampagne
zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN), die 2017 mit dem
Friedensnobelpreis ausgezeichnet wurde. Dr. Angelika Claußen war
langjährige Vorsitzende der Deutschen Sektion und ist heute
Präsidentin der IPPNW Europa. Die Ausstellung in der Bibliothek am
Neumarkt ist bis zum 16. Juni zu sehen, der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/519: Ostseeseminar mit Unterwassersafari 19.6. - Werkstoffe für Sachensucher 5.9. (bnur)


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 8. Mai 2018

Veranstaltungstipps ...



Veranstaltung Nr. 2018-110

Förderung der Ernährungskompetenz von Kindern im Elementarbereich


- Nachhaltiges Gärtnern und nachhaltige Ernährung

- Vorschulische Bildung

- Erfahrungsaustausch, gelungene Projekte aus Kitas

Donnerstag, 30. August 2018, Verein Landwege, Lübeck

45 Euro, Verpflegung vor Ort (Selbstzahler)

In Zusammenarbeit mit dem Verein Landwege, Jugend-Naturschutz-Hof
Ringstedtenhof




Veranstaltung Nr. 2018-111

Werkstoffe für Sachensucher im Garten und am Strand - Leicht
zugängliche Schaffensfreuden für draußen

- Herstellen von pflanzlichen Farben

- Ton, Steine und Erden als Werkstoffe

- Zusätze aus dem Küchenschrank

Mittwoch, 5. September 2018, Café Mehlbeere,

Alte Sundstraße 9, 23775 Großenbrode

60 Euro

In Zusammenarbeit mit dem Café Mehlbeere

Aktionsmonat Naturerlebnis der

heimischen Tier- und Pflanzenwelt

vom 1. - 31. Mai 2018

- Eine Erfolgsgeschichte für Mensch und Natur

- Über 600 Erlebnisse in der Natur

- Spezieller Veranstaltungskatalog für

Kindergärten und Schulen

Jetzt vormerken!

Den Veranstaltungskalender und

weitere Informationen zur Anmeldung

finden Sie unter www.aktion-naturerlebnis.de




Veranstaltung Nr. 2018-108

Ostseeseminar mit Unterwassersafari

Dienstag, 19. Juni 2018

Falckensteiner Strand, Kiel-Friedrichsort

Die Ostsee hat viele Geheimnisse und die gilt es zu entdecken.
Die Teilnehmenden werden die vielfältigen Lebensräume der Ostsee und
ihre Bewohner in einem Vortrag kennenlernen und
anschließend bei einer naturkundlichen Führung im flachen
Wasser mit Unterwassersichtgeräten (Aquaskopen) die Unterwasserwelt
der Ostsee live erleben. Das Seminar zeigt eine neue
Methode, Menschen für die im Flachwasser der Ostsee lebenden
Tiere und Pflanzen zu begeistern. Die Unterwassersafaris sind eine
unmittelbare Form des Erlebens der Ostseebewohner mit hohem
Erlebniswert und eindrücklichen Erfahrungen.

Schwerpunkte

Nachhaltigkeit

Meeresschutz

Umweltbildung

Teilnahmekreis

Erzieher/-innen, Lehrkräfte, Natur- und Landschaftsführer/-innen,
ehrenamtlich Tätige, Akteure und Multiplikatorinnen in der
Umweltbildung sowie interessierte Bürgerinnen und Bürger

Datum und Ort

Dienstag, 19. Juni 2018, Falckensteiner Strand in Kiel-Friedrichsort,
Parkplatz beim Hochseilgarten, Höhe Toilettenhäuschen

Leitung

Svenja Beilfuß, BUND-Landesverband Schleswig-Holstein, Kiel

Anerkannte Fortbildung

Zertifizierte Natur- und Landschaftsführer/-innen

Programm



Dienstag, 19. Juni 2018

14:00 Uhr Begrüßung

Bildungszentrum fur Natur, Umwelt und ländliche

Räume des Landes Schleswig-Holstein, Flintbek

Begrüßung | Einführung | Kennenlernrunde

Svenja Beilfuß, BUND Schleswig-Holstein

14:15 Uhr Ostseeprogramm

Svenja Beilfuß

15:30 Uhr Picknick-Pause

16:00 Uhr Erkundungen am und im Wasser

Svenja Beilfuß

16:45 Uhr Abschluss | Bewertung

17:00 Uhr Ende der Veranstaltung

Empfehlungen für die Kleidung

Wetterfeste Kleidung (bei Sonne leichte Kleidung oder etwas
wärmere bei Wind und Regen), kurze Hose oder Badesachen
unterziehen und Handtuch sowie Sonnencreme nicht vergessen.

Teilnahmebeitrag

30 Euro, ermäßigt 20 Euro

Anfahrt zum Veranstaltungsort

Falckensteiner Strand in Kiel-Friedrichsort,

Parkplatz beim Hochseilgarten, Höhe Toilettenhäuschen

Per Bahn und Bus

Ab Kiel Hauptbahnhof Buslinie 502, Haltestelle: Brauner Berg
(Fahrtzeit ca. 30 Minuten) oder Buslinie 503S vom Hbf direkt zum
Falkensteiner Strand oder per Fördedampfer zum Falckensteiner
Anleger

Verbindungen für den ÖPNV finden sich unter:

www.nah.sh

www.kvg-kiel.de/linienfahrplaene/501-502_170903.pdf

www.sfk-kiel.de/de/faehrlinien/foerde/index.php

Per Auto

Aus Kiel kommend nach Norden die B503 Richtung Eckernförde
fahren (Achtung: nicht auf die B76 abbiegen!). Nach der Holtenauer
Hochbrücke die zweite Ausfahrt, Richtung Friedrichsort
(auch Flughafen Holtenau) nehmen und der Straße 
(Boelckestraße-Schusterkrug-Prieser Strand-Christianspries-An der
Schanze) bis zur Straße"Brauner Berg" folgen. Hier rechts
abbiegen und diesem Weg (später Palisadenweg) folgen.
Rechts ab geht es zum Falckensteiner Strand und Deichweg,
an dem Sie Parkplätze finden.
(Adresse für Navigationsgeräte: Deichweg, 24159 Kiel)
Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume
des Landes Schleswig-Holstein
Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek
T 04347 704-780 | F 04347 704-790
www.schleswig-holstein.de/bnur

Anmeldung

Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich unter

Angabe der Veranstaltung Nr. 2018-108 an das

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume

des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek

Fax: 04347 704-790

E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de

Online: www.schleswig-holstein.de/bnur

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen

finden Sie unter:

www.schleswig-holstein.de/bnur

→ Service

→ Teilnahmebedingungen

→ Anmeldung

oder bei jeder hinter "Veranstaltungen" aufgeführten

Einzelveranstaltung unter"Anmeldung".

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen

Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der

Veranstaltung die Seminarbestätigung und die Rechnung.

Anmeldeschluss

Bitte melden Sie sich bis Dienstag, 12. Juni 2018 an.

Programmänderungen

Änderungen des Programms und die Möglichkeit der Absage von
Veranstaltungen bleiben den Veranstaltern vorbehalten.

Kontakt für Fragen zum Anmeldeverfahren

anmeldung@bnur.landsh.de

Telefon 04347 704-787, Fax 04347 704-790



Jahresprogramm 2018 unter: 

http://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/BNUR/Service/_documents/jahresprogramm2018.html

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 08.05.2018

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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SCHADSTOFFE/156: Tagebau-Rückstände - NABU warnt vor giftigem Kohleschlamm in Gewässern (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 9. Mai
2018

NABU warnt vor giftigem Kohleschlamm in Gewässern

Miller: Risiken von arsenhaltigem Eisenhydroxid in Gewässern sind
unkalkulierbar



Berlin/Potsdam - Zum Start in die Badesaison am 10. Mai warnt der NABU
vor den gravierenden Auswirkungen eisenhydroxidhaltiger Ockerschlämme
aus Braunkohletagebauen auf Gewässer. "Besonders in der Lausitz und in
anderen Gebieten, in denen Braunkohle abgebaut wurde und wird, sind
umliegende Fließgewässer und stehende Gewässer langfristig durch den
Eintrag von Eisenhydroxidschlamm und Sulfat aus wieder aufsteigendem
Grundwasser erheblich belastet", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif
Miller. Es komme zu umweltchemischen und ökotoxikologischen Problemen,
die sich auch in der massiven Verarmung der
Gewässerlebensgemeinschaften widerspiegeln. Zum Beispiel werden
wichtige sauerstoffproduzierende Wasserpflanzen mit dem Ockerschlamm
so bedeckt, dass eine Photosynthese nicht mehr möglich ist und die
Pflanzen absterben. Ockerhaltige, saure Gewässer sind lebensfeindlich
für Wasserflöhe, Fische und deren Jungtiere. So ersticken z.B. Fische
und deren Nachkommen, Rückzugsflächen für Kleinfische sowie
Laichgebiete werden auch überdeckt und sind für die Fische nicht mehr
nutzbar.

Zu einem neuen Streitfall dürften die Pläne der Lausitzer und
Mitteldeutsche Bergbauverwaltungsgesellschaft (LMBV) werden: Die LMBV
möchte Eisenhydroxidschlamm, der pro Jahr mit ca. 50.000 bis 60.000
Tonnen anfallen wird, aus der Spree und den Fließen um die Spree in
den Meuroer See einspülen. Dem Naturschutzfonds wurde der Meurosee zur
naturschutzfachlichen Entwicklung als Ausgleichsfläche für den
Lausitzring übertragen.

Dabei sei bisher nicht ausreichend erforscht, was langfristig unter
Wasser mit den Schadstoffen in den Schlämmen passiert. "Der
Eisenhydroxidschlamm ist mit Arsen kontaminiert - bis zu 120
Milligramm je Kilogramm bei einem pflanzenverfügbaren Anteil von bis
zu 70 Milligramm je Kilogramm", warnt Werner Kratz, Sprecher des
NABU-Bundesfachausschusses Umweltchemie und Ökotoxikologie und 2.
Vorsitzender des NABU Brandenburg.

Das Einspülen von belasteten Tagebau-Rückständen in die Gewässer nach
dem Motto "Aus den Augen aus dem Sinn" ist aus seiner Sicht
verantwortungslos und ökologisch riskant.

Der NABU fordert von den verantwortlichen Behörden, wie dem
Ministerien für Wirtschaft und Energie (MWE) sowie dem Ministerium für
Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes
Brandenburg (MLUL) eine umweltchemische und ökotoxikologische Prüfung
des Materials. Nach entsprechender Zertifizierung der Eisenhydroxid-Halden 
kann über die Verwendung (z.B. in der Pigmentindustrie und in
der Methanaufreinigung in Biogasanlagen, im Zierpflanzenbau) oder bei
Grenzwertüberschreitung über eine sichere Deponierung des
Eisenhydroxidschlammes entschieden werden.

Mehr Infos: www.nabu.de/energie
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KINO/5696: Lichtblick-Kino Berlin - Filmreihe "Revolution!" startet am 27.05.2018


Filmreihe

Revolution! - Gesellschaft und Politik im Umbruch:

Mohr und die Raben von London

DDR 1969, 95 min, Regie: Helmut Dziuba

mit Alfred Müller, Barbara Adolph u.a.

Sonntag, 27.5., 16:00 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

Mit einer Einführung des Philosophen Guillaume Paoli

Kurator: Dr. Maurice Schuhmann



2018 und 2019 jähren sich zukunftsweisende Aktionen bekannter
Persönlichkeiten, die maßgebliche, gesellschaftliche Umbrüche zur
Folge hatten. Aus diesem Anlass zeigt das Lichtblick-Kino in
Kooperation mit der VHS Pankow und der Stadtbibliothek Pankow von Mai
2018 bis November 2019 in loser Folge Filme zur Thematik.

Im Kino ergreifen nach der Filmvorführung, Expert*innen oder
Zeitzeug*innen das Wort und laden zur Diskussion ein. Die
Volkshochschule Pankow bietet zudem ein Rahmenprogramm (Ausstellung,
Exkursionen...) zu dieser Filmreihe an. Der Eintritt zu den
Filmvorführungen ist frei, eine Anmeldung bei der VHS erforderlich.

Den Auftakt der Reihe macht am 27. Mai macht Helmut Dziubas Mohr und
die Raben von London aus dem Jahr 1969. Gast ist der Philosoph
Guillaume Paoli.

Anlässlich des 150. Geburtstages von Karl Marx entstand 1968 -
basierend auf dem gleichnamigen Kinderbuch von Vilmos und Ilse Korn -
der einzige DEFA-Spielfilm über ihn. Mohr und die Raben von London
spielt im Jahr 1856 und beginnt bei der Ankunft von Marx im Londoner
Exil, wo er auf eine Jugendbande - die Raben - trifft, die sich mit
Diebstählen gegen die Unterdrückung in den Fabriken wehrt. Marx zeigt
ihnen einen anderen Weg der Auseinandersetzung auf - und hilft den
Arbeiter*innen letztendlich einen erfolgreichen Streik durchzuführen.

Guillaume Paoli (*1959) ist Berlinfranzose, Philosoph und Essayist,
Mitbegründer der »Glücklichen Arbeitslosen«, eingetragener
Demotivationstrainer, ehemaliger Hausphilosoph am Schauspiel Leipzig.
Letzte Veröffentlichung: Die lange Nacht der Metamorphose, Über die
Gentrifizierung der Kultur, Matthes & Seitz Berlin 2017.

Weitere Termine der Reihe:

21. Juli 2018 - 16 Uhr: Das ist nur der Anfang - der Kampf geht weiter
(BRD 1969). Gast: Regisseurin Claudia von Alemann

18. November 2018 - 16 Uhr: Trotz alledem! (DDR 1972). Gast:
Politologe Eric Natter

17. Februar 2019 - 16 Uhr: Strajk - Die Heldin von Danzig (BRD 2006).
Gast: Historikerin Sarah Graber Majchrzak

17. März 2019 - 16 Uhr: Marie Antoinette (USA 2006). Gast: Dr. Maurice
Schuhmann

29. April 2019 - 16 Uhr: Pueblo en armas! (E 1937). Gast: Publizist
Ralf G. Landmesser

10. November 2019 - 16 Uhr: Poesie des Untergrunds (BRD 2009). Gast:
Lyriker Bert Papenfuß

 * 
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HipHop Open Air - dic neue Klasse

Gesprich am 5. Mai 2019 in
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Das Komm du lidt ein zu einem Konzert
am Samstag, den 30.06.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Christina Fischer Duo
‘Traditionals & Folksongs - Lieder
aus Licbe mit Gitarre und Cello
Stilstisch angesicdelt wischen Pro-
testsong, Pop, Folkore und mi e
nem Hatch von Klassik spiet das

© Chritina Fischer Duo Lieder mit Ho-
hen und Tiefen  lyrsch und zugleich

Kraivoll. Anklinge an Joan Bacs

oder Buffy Sainte-Maric werden mit gan. igenen Klangfarben und

Akzenien versehen, Christina Fischer (Gitarre und Gesang) und Ute

Leschhorn-Kataok (Cello) finden Worte und Tone, e nicht alleine

unierhalien, sondern Herzen erobern wollen. In hrer akiuellen Kon-

sertrehe Lieder aus Licbe” geht es um dic verschiedensten Aus
drucksweisen und Bezige der Menschen zu diesem ewig alten und
immer wieder neuen Thema und um Geschichten,die zeigen, wie
vielfltig und wie stark die Licbe sein kann. Die Musikerinnen spie-

Jen voruegend egene Scke sovie englsch Folksongs und Bali-

den. Eintritt frei / Hutspende.

Das Komm du in Harburg: ~ Begegnung und Diskussion, Livemuskk,

Bl St 13 "' Kot und Tanperformances,

21075 Hambur, Austellungen, Lesungen, Vortrige,

EXiai-kommau@gmxde  Veranaiingen o Kiver,ierar

Tel: 000/ 57 22,89 87 und Zeitungsangebot, kostenloses

Internet; wwvkomm-dude  WLAN, Spicl, Kafiespemltiten,

wwwfacebook de/Kommbu  selisigemnchtcr Kuchen, tglich

sttt st s Wechselnder Mitagsisch
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